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Der  Bergbau  in  Schwarzburg-Sondershausen. 

Der  Bergbau  ist  einer  der  ältesten  Produktionszweige 
Thüringens.  Schon  in  den  Jahren  950—10001)  wurden  bei 
Altenstein  Eisenerze  bergmännisch  gewonnen  und  wenig 
später  entstanden  die  Saalfelder  Gruben.  Gegen  1100  wan- 
derten  Bergleute  aus  dem  Erzbistum  Cöln  dort  ein.  Auch  in 
der  alten  Grafschaft  Schwarzburg  gehen  die  Anfänge  des 
Bergbaues  in  dem  auf  dem  Thüringer  Wald  gelegenen  Teil 
bis  in  das  Mittelalter  zurück;  wann  die  Bevölkerung  sich 
dem  Bergbau  zugewandt  hat,  ist  mit  Bestimmtheit  nicht  zu 
sagen.  1323  wurden  die  Grafen  Heinrich  IX.  1316—1361, 
Günther  XVIll.  1316—1354  von  Schwarzburg-Schwarzburg, 
Günther  XXI.  von  Schwarzburg-Blankenburg,  der  nachmalige 
Deutsche  Kaiser,  mit  dem  Bergregal  von  Kaiser  Ludwig  dem 
Bayern  belehnt.  In  den  folgenden  Jahrhunderten  gewann 
der  Bergbau  in  den  Schwarzburgischen  Landen  an  Ausdeh- 
nung, wenn  seine  Bedeutung  auch  nicht  über  die  Grenze 
Thüringens,  später  kaum  über  die  beiden  Oberherrschaften 
der  heutigen  Fürstentümer  hinausging. 

Gegen  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  griff  Heinrich  der 
Ältere,  Graf  zu  Schwarzburg,  Herr  zu  Arnstadt  und  Sonders- 
hausen zum  ersten  Male  in  die  bergbaulichen  Verhältnisse 
der  Grafschaft  gesetzgeberisch  ein.  Er  erließ  am  9.  Februar 
1533  die  erste  Bergordnung:  „Als  und  nachdem  aus  milden 
Gnaden  und  sondrer  Vorsehung  Gottes  des  allmächtigen  zu 
Mehrung  seines  ewigen  Preises  und  Lobes,  auch  vieler  Men- 
schen Besserung  und  Aufnehmung  etliche  neue,  groß  nutz- 
bare Bergwerke  in  Unsern  Graf-  und  Herrschaften  und  be- 


0 B.  Hildebrand,  Statistik  Thüringens  I,  Jena  1867.  S.  74. 
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sonders  Unserm  Amte  Schwarzenburg  und  Blankenburg,  die 
Wir  von  Römischer  Kays.  Maj.  Unserm  allergnädigsten 
Herrn,  und  dem  Heil.  Röm.  Reiche  zu  Lehn  tragen,  und 
mit  allen  Regalien  der  Orten  begnadet  und  befreyet  seyn, 
und  sonderlich  in  Unserm  Amt  Schwarzenburg  zum  Belen 
und  der  Enden,  auch  täglich  ihrer  mehr  und  mehr,  gnädig- 
lich ereugnet  hat,  und  etliche  standhafte,  auch  andre  Ge- 
werken nicht  in  kleiner  Anzahl  emsiglich  und  fleißiglich  zu 
bauen  angefangen,  dieselben  Uns,  des  Orts  belehntem  und 
regierendem  Herrn  um  billige,  rechtmäßige  Bergordnung, 
ohne  welche  nichts  beständiges  angefangen,  aufgerichtet, 
viel  weniger  erhalten  werden  mag,  zu  vollziehen  und  aufzu- 
richten, mit  Anzeige,  daß  sie  in  guter  und  tröstlicher  Hof- 
nung,  alda  und  an  andern  Enden  nicht  Bergwerks,  welches 
aus  Gottes  Gnaden  gnädiglich  erscheint,  zu  Besserung  ge- 
meines Nutzes  Unsrer  Unterthanen  und  andrer  zu  erregen 
verhoffentlich,  unterthäniglich  und  mit  Fleiß  gebeten  2). 

Die  Bergordnung  sollte  die  unklaren  bergrechtlichen  Zu- 
stände regeln  und  den  Bergbau  so  weit  nur  möglich  för- 
dern. Es  wurde  die  allgemeine  Schürffreiheit  erklärt  und 
bestimmt  3),  „daß  keiner,  oder  niemand  auf  seinen  Gütern, 
oder  liegenden  Gründen,  wie  die  Nahmen  haben  mögen, 
einigen  Bergmann,  Bergvv'erk  zu  suchen,  wehren  und  hindern, 
oder  Einhalt  thun  soll,  sie  mögen  nach  ihrem  Gefallen,  im 
Hauß,  Hof,  und  allen  Gütern  Ertze  zu  suchen  einschlagen, 
und  ist  weiter  nichts  denn  unter  dem  Tisch,  Bett  und  Feuer- 
statt gefreyet.  Und  Uns,  als  der  Oberkeit,  soll  in  einer  jeden 
Zeche  V32  Theil  frey  verbaut  werden.  Dagegen  sollen  und 
wollen  Wir  und  Unsre  Erben  in  aller  Unsrer  Herrschaft  den- 
jenigen, auf  welcher  Grunde  Schade  geschieht,  Ablegung 
thun,  und  auch  den  Gewerken  Holz  zu  den  Schächten,  Stol- 
len, und  sonst  zu  dem  Bergbau  frey  und  umsonst  geben  und 
folgen  lassen“. 

2)  Thomas  Wagner,  Corpus  juris  metallici  recentissimi  et  anti- 
quioris,  Sammlung  der  neuesten  und  älteren  Berggesetze.  Leipzig 
1791.  S. 1381. 

3)  Wagner  a.  a.  O.  S.  1384.  Art.  IV. 
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Von  der  Rohproduktion  wurde  der  zehnte  Teil  an  den 
Regalherrn  abgeführt,  und  von  jeder  Zeche  wurde  Qua- 
tembergeld — wöchentlich  1/2  Groschen  — erhoben.  Zur 
Erhaltung  der  Knappschaft  war  jeder  Bergarbeiter  verpflich- 
tet „von  seinem  Lohn  einen  Pfennig  auf  den  Sonnabend  zu 
der  Knappschafts  Büchse  zu  legen,  desgleichen  auch  von 
seinem  Gedinge,  so  er  etwas  daran  erobert,  von  Fl.  6 Pfennig. 
Davon  sollte  den  verderbten  Bergleuten,  Arbeitern  und  Ar- 
men ein  Haus  aufgericht  und  sofern  sich  solch  Geld  erstreckt, 
an  Zinsen  gelegt,  und  damit  erhalten  werden“. 

Im  übrigen  enthält  die  Verordnung  Bestimmungen  über 
Arbeitszeit  (8  Stunden-Schicht)  und  Lohn  der  Arbeiter  und 
fixiert  vor  allem  die  Rechte  und  Pflichten  der  Bergbeamten, 
des  Bergmeisters,  Schichtmeisters,  Steigers  usw.,  und  der 
Gewerken.  Diese  Bergordnung  hatte  Geltung  in  dem  süd- 
westlichen Teil  der  Oberherrschaft.  1568  folgte  für  den  üb- 
rigen Teil  die  Schwarzburgische  „Berkfrey heit“  mit  sehr 
ähnlichen  Bestimmungen.  Erfolg  haben  beide  Gesetze  schein- 
bar nicht  gehabt,  die  Bergleute  hielten  die  Arbeitszeit  nicht 
ein,  und  der  sehr  weit  gefaßte  Artikel  IV.  der  Bergordnung 
von  1533^)  hatte  zu  schweren  Unzuträglichkeiten  geführt. 
Den  unhaltbaren  Zuständen  suchte  Graf  AlbrechtVII.  „Dem- 
nach Wir  befunden,  daß  Unsre  Bergwerke  durch  den  Un- 
fleiß, Unordnung  und  Untreue  der  Arbeiter  in  merkliches  Ab- 
nehmen gerathen,  sonderlich  auf  den  Eisen-Gebäuden  zu 
Möhrenbach  3)  große  Unordnung  gehalten  worden,  daraus 
allerley  Zank  und  Widerwärtigkeit  entstanden“  6),  durch  eine 
neue  Bergordnung  vom  26.  Oktober  1590  abzuhelfen. 

Auch  nach  diesem  Gesetz  stand  einem  jeden  das  Schürfen 
und  Einschlagen  frei,  „doch  dergestalt,  daß  der  Schürfer 
niemand  muthwilliger  Weise  und  aus  Neid  einschlage,  und 
sollen  die  besaamten  Aecker,  dieweil  Früchte  darauf  stehen, 
verschont  werden.“ 

*)  Vgl.  oben  S.  8. 

5)  Dorf  in  der  heutigen  Oberherrschaft  des  Fürstentums  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  Kreis  Gehren. 

®)  Wagner  a.  a.  O.  S.  1402. 
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In  Artikel  II  und  III  wurden  die  Feldesgrößen  der  Gru- 
ben festgelegt.  Auf  Gold,  Silber,  Kupfer,  Zinn,  Blei  usw. 
sollte  der  Bergmeister  „eine  Fundgrube  auf  42  Lachter 
und  eine  Masse  auf  28  Lachter  auf  dem  Gange  in  die  Länge 
und  3I/  0 Lachter  in  Hangendes  und  31/2  Lachter  in  Liegendes, 
auf  Eisenstein  vor  eine  Fundgrube  24  Lachter  und  vor  eine 
Masse  12  Lachter,  und  in  Hangendes  und  Liegendes  8 Lach- 
ter“ verleihen. 

Da  die  Bergleute  von  den  Gewerken  häufig  in  minder- 
wertigen Münzen,  welche  sie  ihnen  zu  einem  höheren  als 
im  allgemeinen  gültigen  Werte  aufdrängten,  ausgelohnt  wur- 
den, so  wurde  festgesetzt,  daß  „1  Reichstaler  vor  24  Gro- 
schen, der  Reichsflorin  vor  21  Groschen,  drey  Kreuzer  zu 
12  Pf.,  die  1/2  Batzen  zu  8 Pf.  Thüringischer  Landeswährung“ 
ausgezahlt  werden  sollten®). 

Im.  30  jährigen  Krieg  fiel  aber  der  Bergbau  fast  vollstän- 
dig der  Vernichtung  anheim  und  hat  auch  später  trotz  der 
Bemühungen  einzelner  Schwarzburger  Fürsten  die  frühere 
Blüte  nicht  wieder  erlangt.  Die  Mehrzahl  der  Gruben  fiel  ins 
Freie,  weil  unter  den  veränderten  Verhältnissen  ein  Abbau 
der  nur  wenig  ergiebigen  Gruben  nicht  mehr  lohnte  und  auch 
die  nötigsten  Arbeitskräfte  dazu  fehlten. 

Um  den  darniederliegenden  Erwerbszweig  wieder  in  die 
Höhe  zu  bringen,  wurde  von  den  Grafen  Albrecht  Anton, 
Christian  Wilhelm  und  Anton  Günther  am  1.  August  1685 
die  „gemeinschaftliche  Bergfreiheit“  und  am  Anfang  des 
nächsten  Jahres  die  „gemeinschaftliche  Bergordnung“  erlas- 
sen, die  sich  eng  an  die  gräflich  Hohnstein’sche  vom  10. 
März  1576  anschließt. 

Diese  beiden  Gesetze  waren  gemeinschaftlich  von  den 
Schwarzburger  Grafen  — denen  sowohl  der  Sondershäuser 
als  der  Rudolstädter  Linie,  die  man  seit  1552  unterscheidet 
— erlassen  worden  und  infolgedessen  in  beiden  Schwarzburg 

■)  1 Lachter  = 31/2  Königsseer  Ellen,  Art.  74.  Wagner  a.a.O.  S.13Q7. 

8)  Art.  XXII.  Wagner  a.  a.  O.  S.  1406. 

8)  Corpus  juris  metallici  et  systema  rerum  metallicarum.  Frank- 
furt 1598.  S.  239  ff. 
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gültig  und  behielten  später  auch  in  den  Fürstentümern : Son- 
dershausen und  Rudolstadt  Rechtskraft. 

Christian  Wilhelm,  der  1697  zusammen  mit  seinem 
Bruder  Anton  Günther  II.  in  den  Reichsfürstenstand  erhoben 
worden  war,  vereinigte  1716,  nachdem  jener  kinderlos  ge- 
storben war,  dessen  Landesteil  mit  dem  seinigen,  und  seither 
bilden  Unter-  und  Oberherrschaft  ein  unteilbares  Fürstentum. 

Auch  in  einem  späteren  Erlaß  der  gemeinschaftlichen 
Bergfreiheit  vom  13.  Mai  1768,  ist  ausdrücklich  auf  diese 
Gesetze  vom  Ende  des  17.  Jahrhunderts  hingewiesen. 

Die  Bergbaufreiheit  vom  Jahr  1685  stellte  die  Schürffrei- 
heit im  vollen  Umfang  wieder  her.  Es  heißt  dort  im  Ar- 
tikel 1 10) ; „Wir  bewilligen  und  lassen  hiermit  aus  Gnaden 
zu,  daß  alle  jetzigen  und  künftigen  Gewerken,  Einwohner 
und  Bergleute  in  Unsern  Graf-  und  Herrschaften  auf  Unsem 
und  Unsrer  Unterthanen  Gründen,  auf  alle  Metalle,  nach 
Gängen,  Kluften  und  Geschicken,  es  sey  in  alten,  oder  neuen 
Gebäuden,  Schächten,  oder  Stollen,  wenn  dieselben  nach 
Bergwerks-Gebrauch  und  Ordnung  in  Muthung  und  Lehn, 
dafern  Wir  die  Stollen  nicht  selbst  treiben  lassen  wollen, 
aufgenommen,  ohne  alle  Verhinderung  zu  schürfen,  aufräu- 
men,  Schacht,  Gruben  und  Stollen  zu  senken  und  zu  treiben, 
nach  Bergwerks  Recht  und  Ordnung  zu  bauen,  gute  Fug 
und  Macht  haben  sollen“. 

Der  Zehnt  wurde  nach  wie  vor  erhoben  und  das  Quatem- 
bergeld auf  4 Taler  festgesetzt.  Nach  altem  Brauch  behiel- 
ten sich  die  Grafen  in  jeder  Zeche  4 Erbkuxe  n)  vor  12). 

Um  die  Bewohner  zum  Bergbau  anzuregen,  waren  in  der 


10)  Wagner  a.  a.  O.  S.  1408. 

11)  Erbkux  = Zubußefreier,  aber  an  der  Ausbeute  teilnehmender 
Kux  des  Grundherrn. 

12)  Bergfreiheit,  Art.  Vlll.  Nachdem  auch  uns  als  den  Ober-  und 
Grundherrn,  alten  Bergwerksgebrauch  nach,  in  jeder  Zeche  4 Erb- 
kuxe, und  dann  der  Stadt,  dahin  solch  Bergwerk  geschlagen,  einen 
Stadtkux,  desgleichen  der  Kirche  und  Hospital  daselbst  einen  Kir- 
chenkux frei  zu  verbauen  gebüren,  als  wollen  Wir  Uns  und  gemeldter 
Stadt  und  Kirchen  dieselbigen  in  alle  Wege  Vorbehalten  haben.“ 
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Bergfreiheit  (Art.  II,  III)  den  Bergleuten,  die  eine  Erzader 
auffänden,  Belohnungen  zugesichert.  Erschürfte  ein  Berg- 
mann eine  Golderzader,  so  erhielt  er  10  Reichstaler,  und  ent- 
hielt ein  Zentner  Erz  im  ersten  Schmelzen  1 Loth  Gold, 
dann  sollte  er  20  Reichstaler  bekommen.  Oft  dürften  die 
Prämien  allerdings  nicht  zur  Auszahlung  gelangt  sein ! 

Von  den  mannigfachen  Vergünstigungen,  (die  für  die  Berg- 
bautreibenden von  größerem  Wert  waren,  greifen  wir  fol- 
gende heraus:  Alle  Gewerken  waren  die  ersten  3 Jahre  vom 
Bergzehnt  befreit,  die  folgenden  7 mußten  sie  nur  den  20. 
Teil  der  Rohproduktion  abführen.  Ferner  wurde  ihnen  5 
Jahre  lang  Bau-  und  Brennholz  „zur  Erbauung  von  Stollen, 
Zechen,  Wohnhäusern  (und  anderer  Nothdurft“  kostenlos  ver- 
abfolgt, „doch  daß  ihnen  solches  jederzeit  durch  Unsre 
Forst  - Bediente  ordentlich  und  ohne  Entgeld  angewiesen 
werde,  sie  auch  dasselbe  nicht  unnützlich  vertreiben  oder  ver- 
schwenden. Wenn  aber  solche  5 Jahre  zu  Ende  gelaufen,  so 
sollen  Wir  hernach  nichts  desto  weniger  das  Bergwerk  zu 
Schächten  und  Stollen  mit  Holze  frey,  und  ohne  Waldzins  ver- 
sehen lassen.  Was  aber  die  Gewerken,  Bergleute,  Arbeiter, 
oder  andre  Bergwerks-Verwandten  sonst  weiter  zum  Bauen, 
oder  zu  ihrer  häuslichen  Nothdurft  vor  Holz  bedürfen  werden, 
das  sollen  sie  alsdann  nach  billigem  Werthe  zu  bezahlen  schul- 
dig seyn.  Dafern  Wir  Uns  aber  vielleicht  mit  der  Zeit  mit  den 
Gewerken  in  Gemein,  oder  mit  etlichen  insonderheit  der- 
maßen vergleichen  würden,  daß  Wir  ihnen  sowohl  vor  ihre 
häusliche  Nothdurft,  als  vor  das  Bergwerk,  das  Holz  ohne 
Waldzins  abfolgen  zu  lassen  bewilligten : So  wollen  Wir 
auf  den  Fall  Uns,  Unsern  Erben  und  Nachkommen  bey  den- 
selbigen  Gewerken  auf  einer  jeden  Zeche  neben  den  Uns 
zustehenden  4 freyen  Erbkuxen,  auch  2 Holzkuxe  i3)  Vor- 
behalten haben“. 

War  jemand  auf  Erze  fündig  geworden  und  wollte 
Schmelzversuche  machen,  so  wurden  ihm  hierfür  die  Kohlen 

13)  Holzkux  = Freikux  des  Grundherrn  zum  Entgelt  der  freien 
Grubenholzlieferung. 
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umsonst  zugestellt.  Damit  die  Gewerken  aber  leichter  zu 
Opfern  für  die  Gruben  bereit  waren,  war  bestimmt  daß 
die  Bergwerke  und  Bergteile  „um  keinerley  Übertretung  und 
Verbrechung  willen  eingezogen,  genommen  oder  entwendet 
werden  konnten,  sondern  sie  sollten  in  alle  Wege  frey 
bleiben !“ 

Betreffs  des  Bergbaus  auf  Edelmetalle  und  Kupfer,  des- 
sen Erträgnisse  den  Bergbautreibenden  von  den  Regalherren 
zu  einem  festen  Preis  abgekauft  wurden,  bestand  zwischen 
den  Schwarzburger  Grafen  ein  Abkommen,  das  die  Gemein- 
schaft derselben  sicherte  und  die  Verwaltung  einem  gemein- 
schaftlichen Bergamt  übertrug.  Die  Einkünfte  aus  den  Edel- 
metallgruben flössen  beiden  Linien  zu  gleichen  Teilen  zu. 
Diese  Regelung  bestand  bis  1837. 

Die  beiden  im  großen  und  ganzen  doch  recht  unvollkom- 
menen Verordnungen  blieben  zusammen  mit  der  oben  er- 
wähnten kurz  gefaßten  Bergfreiheit  der  beiden  Fürsten  Lud- 
wig Günther  und  Christian  Günther,  die  nach  dem  7jährigen 
Krieg  erlassen  worden  war,  bis  zur  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts rechtskräftig. 

Durch  den  7 jährigen  Krieg  hatte  der  Bergbau  in  den 
Schwarzburgischen  Landen  wieder  so  gelitten,  „daß  die 
sonst  sehr  florisant  und  ergiebig  gewesenen  gemeinschaft- 
lichen metallischen  Bergwerke  in  den  gesamten  Fürstlich- 
Schwarzburgischen  Landen  durch  den  letzten  so  lange  gedau- 
erten schweren  Krieg,  da  die  meisten  Gewerke,  welche  durch 
selbigen  und  die  dazu  gekommene  Theuerung,  schweren  Ab- 
gaben und  die  noch  zuletzt  erfolgte  Geld-Reduktion,  in  solche 
Umstände  versetzt  worden,  daß  sie  die  gehabten  Berg-An- 
theile  nicht  weiter  mit  fortbauen  können,  mitfolglich  wegen 
der  weniger  gewordenen  Gewerken  und  daher  zurückgeblie- 
benen Gelder  viele  hoffnungsvolle  Gebäude  sehr  schwach 
betrieben,  und  teils  endlich  gar  eingestellet  werden  mußten, 
in  nicht  geringen  Verfall  geratenes)“. 

14)  Bergfreiheit  1685,  Art.  XVII. 

15)  Einführung  zur  Bergfreiheit,  1768. 


14 


Mit  zahlreichen  Erleichterungen  suchte  man  dem  voll- 
ständigen Versiechen  dieser  Erwerbsquelle  Einhalt  zu  tun 
und  die  Einnahmen  aus  dem  Bergregal  wieder  zu  verbessern. 
Besonders  die  Eigenlöhner  iß)  wollte  man  wieder  in  stärke- 
rem Maß  zum  Bergbau  heranziehen,  deshalb  wurden  ihnen 
auch  die  meisten  Vergünstigungen  zu  teil.  Von  den  Eigen- 
löhnern wurde  kein  Vermögensnachweis  verlangt  wie  von 
den  Gewerken  laut  Art.  II  der  Bergfreiheit  von  1768.  Bei  den 
anderen  Gruben  waren  32  Kuxe  reserviert  „16  Kuxe  vor  die 
Fürstlich-Schwarzburgischen  Herrschaften  und  16  vor  das 
gemeinschaftliche  Bergamt“.  Auch  diese  Einrichtung  be- 
stand bei  den  Eigenlöhnerzechen  nicht. 

Diese  kurzen  Ausführungen  über  das  frühere  Bergrecht 
von  Schwarzburg  mögen  genügen.  Wagner  setzt  in  seinem 
Corpus  jur.  metall.  am  Schluß  des  allgemeinen  Verzeich- 
nisses bei  der  Schwarzburgischen  Bergordnung  hinzu: 

„In  subsidium  gelten  die  sächsischen  und  joachimsthali- 
schen  Bergordnungen“. 

In  den  Berichten  der  Bergbeamten  an  die  fürstliche  Kam- 
mer finden  sich  jedoch  öfters  Hinweise  auf  das  „Gemeine 
Recht“. 

■■  « 

16)  Eigenlöhner:  Nach  älterem  Bergrecht  Bergleute,  die  ihren  Bau 

mit  eigener  Handarbeit  betreiben;  die  Eigenlöhner  konnten  auch  eine 
Gesellschaft  bilden,  aber  es  durften  dazu  nicht  mehr  als  acht  gehören. 
Da  durch  Eigenlöhner  hauptsächlich  neue  Berggebäude  begonnen  wur- 
den, so  genossen  sie  mancherlei  Vorrechte.  Sie  hatten  das  Recht  der 
eigenen  Verwaltung,  standen  nur  bezüglich  der  Zweckmäßigkeit  ihres 
Bergbaues  unter  Aufsicht  der  Bergämter.  Die  Eigenlöhner  konnten  die 
Zeche  mit  Weilarbeit  bauen,  d.  h.  es  genügte,  wenn  die  Grube  täglich 
mit  einer  vierstündigen  Schicht  belegt  war. 

Es  ist  strittig,  ob  Eigenlöhner  oder  Eigenlehner  zu  schreiben  ist: 
Eigenlöhner  w,ind  oft  daher  abgeleitet,  daß  sie  sich  selbst  auslohnten, 
von  andern  keinen  Arbeitslohn  erhielten.  Eigenlehner  hießen  sie,  weil 
sie  ihr  eigenes  Lehen  bauten,  allein  und  nicht  mit  anderen  zusammen 
belehnt  waren.  Hatte  der  Eigenlöhner  aber  nur  einen  Gesellschafter, 
so  wurde  er  auch  Einspänner  oder  Einspänniger  genannt.  Vgl.  hierzu: 
Mittermaier:  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts,  Regens- 
burg 1857,  S.  569.  Rinmann:  Bergwerkslexikon,  Leipzig  1808,  Bd.  II, 
Artikel:  Eigenlöhner.  Bergmännisches  Wörterbuch  von  Dannenburg 
und  Frantz,  Leipzig  1882,  Artikel:  Eigenlöhner. 
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Jedoch  trotz  aller  Verordnungen  und  Anstrengungen  sei- 
tens der  Fürsten  kamen  die  bergbaulichen  Unternehmungen 
über  eine  mäßige  Bedeutung  nur  in  einigen  Fällen  und  auch 
dann  nicht  auf  lange  Zeit  hinaus. 

Der  Schwarzburgische  Bergbau  ist  auch  lange  nicht  so 
bekannt  wie  der  im  Umkreis  der  benachbarten  Weimarischen 
Stadt  Ilmenau,  obgleich  er  ihm  an  Alter  wohl  kaum  .nachsteht. 
In  dem  Gebiet  der  heutigen  Oberherrschaft  des  Fürstentums 
Schwarzburg  - Sondershausen  trieben  die  Bewohner  schon 
frühzeitig  Bergbau.  Dieser  beschränkte  sich  in  der  Haupt- 
sache auf  Braunstein,  Eisenstein  und  Kupferschiefer.  Die 
Gruben  lagen  fast  durchweg  in  den  Gemarkungen  der  Orte 
Langewiesen,  Oehrenstock,  Gehren  und  Möhrenbach.  Ver- 
einzelt wurden  in  früheren  Jahrhunderten  auch  Goldfunde 
gemacht,  und  in  der  Schwarza  befanden  sich  früher  Gold- 
wäschereien. 

Brückmann  1^)  berichtet  aus  der  Grafschaft  Schwarzburg: 
„Kolitsch,  Dorff  nach  Geren  gehörig,  hatte  vor  wenig  Jahren 
gute  Gold-Erze,  und  ist  im  Sondershäusischen  Schloß  ein 
großer  Becher  aus  solchem  Gold  zu  sehen  mit  dieser  Um- 
schrifft:  Serenissimus  Princeps  ac  Dominus  DN:  CHRI- 
STIAN Iß)  Guillelmus  Princeps  Schwarzburgi  E.  IV.  Com. 
Imp.  & Com.  Hohnstein  D Y N : A.  S.  L.  L.  & CI.  ^^). 

Poculum  Hocce  ex  auro  terrae  Patriae  Quod  vallis  Ko- 
litschia  protulit  in  rei  memoriam  usumque  posterorum  Re- 
gentium  perennem  conflari  fecit.  MDCCXIX“. 

Jedoch  schon  wenige  Jahre  später  vertritt  Brückmann  20) 
die  Ansicht,  daß  das  Gold  nicht  aus  der  Grafschaft  Schwarz- 
burg, sondern  aus  dem  Werragebiet  stammte,  ohne  aber  den 
Beweis  für  diese  Behauptung  zu  erbringen.  Am  Kolitsch- 
berg  finden  sich  heute  nur  noch  Spuren  von  Eisenerzberg- 

1^)  Brückmann:  Beschreibung  aller  Bergwerke,  Magnalia  Dei  in 
locis  subterraneis.  I.Teil,  Braunschweig  1727,  S.  182. 

16)  Christian  Wilhelm  1666 — 1720. 

19)  Arnstadt,  Sondershausen,  Leutenberg,  Lohra  u.  Clettenberg. 

20)  Brückmann:  Teil  II,  Wolfenbüttel  1730,  S. 666. 
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bau;  der  Grubenbetrieb  ist  schon  vor  ca.  80  Jahren  wegen 
zu  geringer  Ausbeute  eingestellt  worden.  Der  Braunstein- 
bergbau hatte  im  Verhältnis  die  größte  Bedeutung,  da  er 
unter  anderem  in  der  auf  dem  Thüringer  Wald  heimischen 
Glasfabrikation  Verwendung  fand.  In  der  Blütezeit  der 
Braunsteinproduktion  wurde  allerdings  der  größte  Teil  an 
Flaschenfabriken  nach  Magdeburg  geliefert,  teils  ging  er  auch 
elbaufwärts  bis  nach  Böhmen  hinein  und  weiter  nach  Wien. 
Im  Jahre  1854  waren  12  Braunsteingruben  in  Betrieb,  5 
das  ganze  Jahr  hindurch,  die  übrigen  nur  6 Monate  und 
weniger.  Unter  diesen  Braunsteingruben  war  die  Gewerk- 
schaft „Luthersteufe“  die  älteste  und  größte  mit  ungefähr 
30  Arbeitern,  deren  Förderung  1854  3096  Zentner  mit  einem 
Gesamtwert  von  ca.  3400  Talern  betrug.  Insgesamt  waren 
auf  den  12  Braunsteingruben  etwa  70  Arbeiter  beschäftigt, 
außerdem  schürften  ungefähr  noch  20  auf  Braunstein.  Es 
wurden  1854  im  ganzen  4460  Zentner  Braunstein  gefördert 
gegen  6280  im  Jahre  1852  mit  einem  Gesamtwert  von  ca. 
4000  Talern. 

Neben  der  Braunsteingrube  „Luthersteufe“  sind  in  der 
Oberherrschaft  des  Fürstentums  nur  die  Unternehmungen 
des  Thüringischen  Bergbauvereins  von  größerem  Interesse. 
Dieser  Verein  war  1846  von  einem  rührigen  Advokaten  aus 
Arnstadt  als  Aktiengesellschaft  gegründet  worden  und  hatte 
die  Bestätigung  der  Schwarzburgischen  Regierung  erhalten. 
Die  Gründung  war  in  der  Absicht  erfolgt,  die  alten  Kupfer- 
und  Silberbergwerke  im  Katzmannsthal  und  am  Silberberge 
bei  Gehren  wieder  in  Betrieb  zu  nehmen.  Es  waren  dies 
vor  allem  die  Gruben : Magdeburger  Glück,  St.  Georg,  Gnade 
Gottes,  Marianen-Schmuck,  Maiblume  und  Fortuna  in  den 
Gemarkungen  Gehren  und  Möhrenbach  und  außerdem  die 
Kupfergrube  am  Vollenhain  bei  dem  Dorfe  Pennewitz.  Den 
Anreiz  für  deren  Wiederaufnahme  boten  folgende  amtlichen 
Berichte . 

„Allerhandt  Special  Nachrichtungen  von  Bergkwerken 
im  Ambte  Gehren. 

Bergkbefreyung  de  ao.  1568.  ao.  1601,  1602. 
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item  Hoffnung  zu  Neuen  Bergkwerken  im  Ambte  Geh- 
ren. 1668. 

Erstlichen,  So  viell  den  Silberbergk  ober  Möhrenbach 
belangend,  wehre  derselbe  durch  die  Kunstwassers  halbenn 
gewalttigett,  und  hatten  auf  einen  ortt,  under  dem  Stollen 
under  der  understen  Homstatt^i)  Erz  einer  quer  handauf 
der  Sohle,  und  oben  und  in  der  mitte  vorm  ortt  3 Finger 
Breide  antroffen,  und  würde  solches  ortt  bey  Tagk  und  nachtt 
Jedesmahls  mitt  einem  Heuer  fortgetrieben,  hattenn  auch 
sied  Mittwochs  ahltage  Vier  Centner  ertz  von  solchem  ganze 
nachgeschlagen  .... 

Den  15.  Septe  1661  Seind  nachfolgende  Proben  Probiert 
worden,  hatten  wie  folget  das  Kupfer  Erz  am  Silber  Berge 
heit  der  Zentner  61/2  loth  Silber  und  6 Pfd.  schwarz  Kupfer.“ 

Das  Bergwerk  und  Fundgrube  der  Fortuna  zu  Möhrenbach. 

Fürstl.  Bergamt  zu  Gehren  22). 

Actum  Gehren  den  12.  April  1725. 

,, Die  Anbrüche  wären  also  geschaffen,  daß  dar- 

innen Kupffer  und  Bley  Ertze  befindlich,  davon  das  Kupfer 
Ertz  7 bis  8 Zoll  das  Bley  Ertz  aber  9 bis  10  Zoll  mächtig 
stehen  und  beyde  Silberhaltig  seyn. 

es  wären  wohl  etliche  Fuder  gewonnen  und  geschmolzen 
worden,  er  wüßte  aber  nicht,  wie  viel  Fuder  es  gewesen 
und  wie  reichhaltig  es  eigentlich  sey,  doch  hatten  sie  ihm 
gesagt,  der  Zentner  hielte  30  Pfund  rein  Kupffer,  von  Bley 
wüßte  ers  nicht. 

Es  sey  Schade  umb  das  Werck,  daß  solches  nicht  recht 
getrieben  werden  könne,  waß  er  von  dem  Kunst-Steiger  aus 
Illmenau  gehöret,  daß  bey  diesem  Wercke  im  Tiefsten  die 
Kupfer-Ertze  einen  gantzen  Schuh  mächtig  stunden,  und 
könnte  man  mit  einem  tiefen  Stollen  auf  den  Gang  auffah- 

21)  Hornstatt  = der  ausgehauene  Raum  um  einen  Haspel  herum. 
(Vgl.  bergmännisches  Wörterbuch  von  Dannenberg  u.  Frantz,  Leip- 
zig 1882.) 

22)  Bericht  des  Schichtmeisters. 
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ren,  da  man  allezeit  Hoffnung  hatte,  auf  dem  Gange  Ertze 
zu  treffen,  und  sey  ein  streichender  Gang  . . . 

Die  Aktien  der  Gesellschaft  lauteten  auf  50  Taler,  die 
aber  nur  in  Beträgen  von  einem  Taler  aufgebracht  werden 
sollten.  Sie  fanden  ihren  Absatz  hauptsächlich  im  Ausland, 
soll  heißen,  außerhalb  des  Schwarzburgischen  Fürstentums, 
vor  allem  in  Sachsen ; mit  der  Verwaltung  der  Aktiengesell- 
schaft war  das  Bankhaus  Dufour  & Co.  in  Leipzig  beauf- 
tragt. Durch  dieses  Unternehmen  floß  ein  für  jene  Zeit  und 
zumal  für  die  arme  Thüringer  Waldbevölkerung  immerhin 
beträchtliches  Kapital  in  den  Bezirk  Gehren.  Und  wenn 
auch  die  Löhne  der  Bergleute  im  Vergleich  mit  den  heutigen 
recht  gering  waren,  so  reichten  sie  doch  der  Bevölkerung 
zu  ihrem  Lebensunterhalt  aus.  Auf  der  anderen  Seite  waren 
allerdings  diese  geringen  Löhne  und  die  sehr  mäßigen  Ko- 
sten des  Holzes  eine  willkommene  Unterstützung  für  die 
Bergbaulust  jener  geschäftskundigen  Herren.  Trotzdem  darf 
man  nicht  verkennen,  daß  die  Gruben  die  Erwerbsquelle 
für  eine  ganze  Reihe  von  Arbeitern  und  Gewerbetreibenden 
gewesen  sind.  Ermutigt  durch  die  oben  erwähnten  Berichte 
w'urden  die  Stollen  weit  ins  Gebirge  vorgetrieben,  und  man 
stieß  auch  auf  die  verfallenen  alten  Strecken  der  Magde- 
burger Grube  und  von  Marianenschmuck.  Der  Schachtdurch- 
messer und  die  Zimmerung  deuteten  auf  einen  sorgfältigen 
Bau  hin,  namentlich  waren  die  Stollen  in  solchen  Größen  ge- 
halten, wie  man  sie  in  den  älteren  Grubenbetrieben  des  Thü- 
ringer Waldes  selten  findet.  Die  Gesellschaft  schien  vom 
Glück  begünstigt,  es  wurden  Erztrümmer  aufgefunden  und 
auch  eine  Erzader  angefahren.  So  gab  man  sich  den  schön- 
sten Hoffnungen  hin.  Selbst  ein  fürstlicher  Bergbeamter 
sprach  sich  sehr  zuversichtlich  aus  und  forderte  die  Auf- 
stellung einer  Dampfmaschine,  um  der  Wasserzuflüsse  Herr 
zu  werden,  ja  zog  sogar  den  Bau  einer  eigenen  Schmelzhütte 
in  Betracht,  da  die  Unkosten  — Fracht,  Schmelzgebühren 
usvy.  — in  Ramsdorf  (Sachsen)  zu  hoch  waren,  als  daß  auf 
diese  Weise  an  einen  rationellen  Betrieb  zu  denken  gewesen 
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wäre;  und  eine  andere  Hütte  kam  für  die  Kupfererze  nicht 
in  Betracht.  Noch  im  Jahr  1857  ließ  man  sich  mit  dem 
ganzen  Silberberg  im  Obergehrener  Forst  beleihen.  Die 
Dampfmaschine  wurde  aufgestellt  und  eine  wenn  auch  kleine 
Schmelzhütte  erbaut.  — In  Wirklichkeit  waren  jedoch  diese 
alten  Gruben,  die  von  dem  Thüringer  Bergbauverein  wieder 
in  Betrieb  genommen  wurden,  und  nach  amtlichen  Meldun- 
gen zuerst  1596  betrieben  worden  waren,  fast  vollständig 
abgebaut.  Die  Stillegung  dieser  Gruben  ist  höchst  wahr- 
scheinlich wegen  starker  Wasserzuflüsse  erfolgt,  die  plötz- 
lich aufgetreten  sein  müssen  und  von  den  „Wasserhaltungs- 
maschinen“ nicht  mehr  bewältigt  werden  konnten.  Den  Ver- 
fall der  Grube  am  Vollenhain  muß  man  aber  den  Folgen 
des  30  jährigen  Krieges  zuschreiben. 

In  falscher  Annahme  glaubten  die  Unternehmer  in  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts,  die  aufgefundenen  Erz- 
brockeii  seien  von  den  ersten  Bergbautreibenden  als  minder- 
wertig angesehen  worden  und  deshalb  liegen  geblieben.  Auf 
Förderung  dieser  Funde  beschränkte  sich  in  der  Hauptsache 
der  Betrieb.  Die  Bergleute  der  ersten  Periode  müssen  durch 
Umstände  innerer  oder  äußerer  Natur  daran  gehindert  wor- 
den sein,  auch  diese  Überreste  noch  aus  den  Stollen  zu  för- 
dern ; der  ganze  Zustand  der  Gruben  und  das  Zurücklassen 
von  Werkzeug  deuteten  auf  plötzliches  Verlassen  derselben 
hin.  Die  Verwaltung  des  Thüringer  Bergbauvereins  setzte 
alles  daran,  um  eine  Ausbeute  zu  erzielen.  Von  Tag  zu 
Tag  hoffte  man,  endlich  auf  jene  reichen  Erzlager  zu  treffen, 
als  dies  jedoch  nicht  eintraf,  führte  man  die  Stollen  immer 
weiter  und  erhielt  den  Betrieb  zuletzt  nur  noch  aufrecht, 
weil  man  fürchtete,  daß  andere  interessierte  Kreise  sich  dann 
in  den  Besitz  der  ins  Freie  gefallenen  Gruben  setzen  würden. 
Allmählich  wurden  jedoch  die  Zuflüsse  an  Geld  knapp, 
und  die  Wasserzuflüsse  immer  reichlicher.  Den  sämtlichen 
Kosten  stand  eine  Förderung  von  nur  700  Zentnern  in  einem 
Gesamtwert  von  1400  Talern  gegenüber.  Endlich  nach  15- 
jähriger  Arbeit  sah  man  ein,  daß  alle  Anstrengungen  ver- 
geblich waren  und  weiterhin  bleiben  mußten,  auch  die  Sach- 

2* 


I 
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verständigen  rieten  von  einem  Weiterbetrieb  ab.  Nachdem 
die  Aktionäre  ca.  45 — 50000  Taler  geopfert  hatten,  weigerten 
sie  sich  weitere  Zahlungen  zu  leisten,  und  so  wurden  die 
Arbeiten  anfang  der  60  er  Jahre  endgültig  eingestellt.  Damit 
war  die  Hoffnung  auf  einen  gewinnbringenden  Bergbau  im 
Bezirk  Gehren  für  immer  begraben.  Der  Thüringer  Bergbau- 
verein trat  in  Liquidation,  und  1862  wurde  die  Aktiengesell- 
schaft gelöscht.  So  war  das  Ende  dieses  mit  großer  Energie 
begonnenen  Unternehmens  ein  Mißerfolg. 

Das  gleiche  Schicksal  hatte  ungefähr  zur  selben  Zeit  der 
„Gehrener  Steinkohlenbau-Verein“,  dessen  Aktionäre  jedoch 
nicht  annähernd  so  viel  Geld  aufgewendet  hatten  wie  die 
des  oben  angeführten  Unternehmens. 

Ähnlich  lagen  die  Verhältnisse  beim  Eisensteinbergbau. 
Der  Eisenstein  kam  teils  in  Grauwacke,  teils  in  Porphyr 
vor,  brach  jedoch  nur  in  einer  ganz  geringen  Mächtigkeit 
von  2 — 3 Zoll  zu  Tage,  so  daß  an  einen  umfangreicheren 
Abbau  niemals  gedacht  werden  konnte.  Da  der  Preis  für 
Eisenstein  dauernd  sank,  und  die  inländischen  Hütten  ihren 
Bedarf  meist  außerhalb  des  Fürstentums  deckten,  mußte  auch 
dieser  Zweig  des  Bergbaus  zurückgehen.  1850 — 54  waren  8 
Eisensteingruben  in  Betrieb  mit  einer  Belegschaft  von  nur 
15—20  Mann,  an  die  1854  475  Taler  als  Lohn  zur  Aus- 
zahlung kamen.  Im  Jahr  1851  betrug  die  Förderung  1392,5 
Tonnen;  1854  nur  noch  508  Tonnen  im  Wert  von  508  Ta- 
lern und  1870  wurde  nur  noch  auf  drei  Gruben  mit  je  einem 
Mann  gearbeitet.  Die  Produktion  war  auf  40  t im  Wert  von 
132  Talern  zurückgegangen.  Man  sieht,  glänzend  waren 
die  Zustände  keineswegs.  Im  wesentlichen  blieb  der  Berg- 
bau auf  die  Gewinnung  von  Manganerzen  — hauptsächlich 
Braunstein  — beschränkt.  Aber  gerade  dieses  wichtige  Er- 
zeugnis war  außerordentlichen  Preisschwankungen  unter- 
worfen. 

Nach  Angaben  der  Grubenbesitzer  schwankten  die  Werte 
noch  1875  zwischen  54  und  233  Mk.  pro  Tonne.  Den  Durch- 
schnittspreis p.  t.  mag  man  bei  120— 150  Mk.  annehmen. 

Entsprechend  dem  Preise  des  Braunsteins  stieg  oder 
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fiel  auch  die  Zahl  der  Bergbauunternehmer.  Es  wurden  im 
Hinblick  auf  größeren  Gewinn  größere  Opfer  gebracht,  und 
mit  der  Zunahme  der  Förderung  stieg  auch  der  Nutzen,  den 
der  Bezirk  aus  dem  Bergbau  hatte.  Mit  Ausnahme  des  Un- 
ternehmens des  oben  erwähnten  Thüringer  Bergbauvereins 
wurde  vor  1850  in  der  Oberherrschaft  kaum  regelrechter 
Bergbau  getrieben,  sondern  nur  Raubbau,  ohne  wirtschaft- 
liche Rücksicht,  einzig  und  allein  unter  dem  Gesichtspunkt 
möglichst  schneller  und  wenig  kostspieliger  Gewinnung. 

Die  Erlaubnis  zum  Schürfen  erhielten  besonders  die  klei- 
nen Leute  ohne  jede  Schwierigkeit,  und  so  fing  dann  jeder, 
dem  es  einfiel  einmal  Bergbau  zu  treiben,  an  zu  graben, 
und  wenn  es  ihm  beliebte,  gab  er  die  Arbeit  wieder  auf. 
In  der  Hauptsache  handelte  es  sich  in  der  Oberherrschaft 
um  Eigenlöhnerbergbau  23)  den  man  als  eine  wesentliche 
Unterstützung  der  ärmeren  Bevölkerung  anzusehen  hat.  Die 
leichte  Erwerbung  des  Bergwerkseigentums  veranlaßte  einen 
erheblichen  Teil  der  ärmeren  Bewohner,  im  Spätherbst  und 
Winter,  wenn  mit  der  Kartoffelernte  ihre  Hauptnahrung  ein- 
gebracht war,  und  ein  anderer  Verdienst  fehlte,  ihr  Glück  im 
Bergbau  zu  suchen.  Meist  gelang  es  ihnen  schon  durch  ge- 
ringe Schürfarbeiten,  Braun-  oder  Eisenstein  zu  finden,  und 
mit  dem  geringen  Erlös  hielten  sie  aus,  bis  eine  lohnendere 
Beschäftigung  im  Frühjahr  wieder  möglich  wurde.  Glückte 
es  einem,  eine  reichere  und  einen  größeren  Gewinn  ver- 
heißende Erzader  zu  finden,  dann  blieb  er  Bergmann;  wurde 
seine  Hoffnung  nicht  erfüllt,  so  gab  er  nach  einiger  Zeit  seine 
Arbeit  wieder  auf.  Der  größte  Teil  der  Gruben  war  nur 
zeitweise  — im  Jahr  höchstens  5 — 6 Monate  — in  Betrieb. 
Der  Staat  kam  der  bergbautreibenden  Bevölkerung  insofern 
entgegen,  als  die  Weilarbeit  2^)  auf  den  Eigenlöhnerzechen 
gestattet  war.  Mit  strengeren  Maßregeln  wäre  sicher  nur 
erreicht  worden,  daß  die  große  Mehrzahl  der  Bergleute  ihre 
Gruben  in  das  Bergfreie  hätten  fallen  lassen,  und  gerade  da- 

23)  Vgl.  oben  S.  14  f. 

-*)  Siehe  oben  S.  14  Anmerkung. 
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durch  wären  die  Leute  der  Unterstützung  in  der  Zeit,  wo 

sie  ihnen  zum  Erwerb  ihres  Lebensunterhaltes  am  nötigsten 
war,  verlustig  gegangen. 

Durch  die  Art  des  Vorkommens  des  Braunsteins  wurde 
der  ,, Eigenlöhner  "Bergbau  stark  begünstigt.  Die  Braunstein 
führenden  Adern  durchzogen  netzförmig  — wenn  auch  in  ge- 
ringerer Mächtigkeit  — den  Porphyr,  wodurch  ein  leichtes 
Auffinden  ermöglicht  wurde.  Dieses  Vorkommen  bedingte 
andererseits,  daß  ein  regelrechter  Abbau  sehr  selten  wirt- 
schaftlich war.  Der  Betrieb  lohnte  sich  nur,  wenn  möglichst 
geringe  Anforderungen  an  den  Bergbautreibenden  gestellt 
wurden,  und  eine  Überwachung  trat  nur  ein,  wenn  durch 
nachlässigen  Bau  Menschenleben  direkt  gefährdet  wurden. 
5 von  37  im  Jahre  1854  im  Betrieb  befindliche  Bergwerke 
waren  im  Besitz  von  kleinen  Gewerkschaften,  die  in  ihrer 
Organisation  und  ihrer  Kapitalkraft  einen  Vergleich  mit  un- 
seren heutigen  Gewerkschaften  im  Kohlenbergbau  und  in  der 
Kaliindustrie  allerdings  nicht  aushalten,  32  waren  als  Eigen- 
löhnergruben anzusehen.  Dauernde  Beschäftigung  als  wirk- 
liche Bergleute  fanden  im  Jahre  1854  ca.  100  Mann,  jedoch 
etwa  die  doppelte  Anzahl  war  im  Bergbau  noch  zeitweilig 
beschäftigt,  besonders  im  Spätherbst  und,  soweit  es  die  kli- 
matischen Verhältnisse  zuließen,  auch  im  Winter. 

Durch  dauerndes  Fallen  der  Preise  — für  1 Zentner 
Braunstein  wurden  z.  B.  1840  6 Taler  bezahlt,  1854  betrug 
der  Erlös  nur  noch!  1 Taler  — verschlechterten  sich  indessen 
die  Verhältnisse  der  Bevölkerung  erschreckend.  Die  mittel- 
alterliche höchst  drückende  Einrichtung  des  Zehnts  und  die 
Abgabe  von  4 Talern  Lehn-  und  Quatembergeldern  von  jeder 
Grube  lähmten  den  Bergbau  so,  daß  jede  Produktion  in 
Frage  gestellt  wurde.  Eine  Eingabe  der  Bergknappschaft  zu 
Oehrenstock  an  das  Ministerium  gibt  von  der  bedauernswer- 
ten Lage  der  Bergleute  beredtes  Zeugnis. 

Ein  allgemeiner  Rückgang  des  Bergbaues  war  unverkenn- 
bar. In  den  Jahren  1835 — 1846  betrug  der  Braunsteinzehnt 
im  Gehrener  Bezirk  durchschnittlich  370  Taler  und  die  Ab- 
gaben an  Lehn  und  Quatembergeld  ca.  80  Taler,  1850  wurde 
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die  Einnahme  aus  dem  Bergregal  in  der  Oberherrschaft  nur 
noch  auf  ca.  200  Taler  veranschlagt.  Nun  begann  auch  die 
Regierung  dem  Bergbau  in  der  Oberherrschaft  des  Fürsten- 
tums etwa  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  wieder 
etwas  mehr  Interesse  entgegenzubringen,  als  es  früher  der 
Fall  gewesen  war.  Von  jetzt  ab  wurden  regelmäßig  Be- 
richte von  dem  Landrat  und  dem  technischen  Bergbeamten, 
der  gleichzeitig  als  großherzoglich  Sächsischer  Beamter  die 
Bergwerke  des  Ilmenauer  Reviers  mitverwaltete,  eingefor- 
dert und  auch  Proben  von  Erzen,  die  im  Gehrener  Bezirk 
gewonnen  wurden,  nach  Sondershausen  geschickt.  Ange- 
sichts der  herrschenden  Zustände  glaubte  die  Regierung 
eine  wesentliche  Erleichterung  in  den  Bergbauabgaben  ohne 
Verzug  eintreten  lassen  zu  müssen.  In  einem  Erlaß  des 
Fürsten  vom  10.  März  1849  heißt  es: 

„Der  in  neuerer  Zeit  immer  mehr  gesunkene  Nahrungs- 
stand der  Gehrener  Amtspflege  macht  es  der  Staatsregie- 
rung zur  unabweislichen  Pflicht,  die  Erhaltung  und  Ver- 
mehrung der  Erwerbsquellen  der  dortigen  Einwohner,  so- 
weit es  in  ihren  Kräften  steht,  zu  befördern.  Deshalb  muß 
sie  auch  dem  Bergbau  ihre  besondere  Fürsorge  widmen, 
denn  dieser  wichtige  Erwerbszweig,  welcher  in  früheren 
Zeiten  vielen  Einwohnern  der  Gehrener  Amtspflege  Unter- 
halt gewährt  hat,  ist  gegenwärtig  so  in  Verfall  gekommen, 
daß  der  größte  Teil  der  vorhandenen  Gruben  entweder  gar 
nicht  oder  doch  ohne  Ausbeute  betrieben  wird.  Dieser  trau- 
rige Zustand  macht  eine  schleunige  Hülfe  nötig.  Als  solche 
empfiehlt  sich  hauptsächlich  die  Ermäßigung  der  jetzigen 
Bergwerksabgaben,  welche  unverkennbar  so  unverhältnis- 
mäßig hoch  sind,  daß  eine  rege  Unternehmungslust  nicht 
aufkommen  kann“. 

So  wurde  der  Bergzehnt  auf  den  Zwanzigsten  vom 
Bruttoertrag  herabgesetzt.  Außerdem  wurden  die  Bergw  erke 
vom  Zwanzigsten  für  die  ersten  3 Jahre  nach  Erteilung  des 
Mutscheines  befreit,  und  der  Zwanzigste  für  diese  Zeit  auch 
von  alten  ins  Freie  gefallenen  und  wieder  aufgenommenen 
Gruben  nicht  erhoben,  und  auch  nicht,  solange  ohne  Aus- 
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beute  gebaut  wurde.  Endlich  erließ  man  die  Zehntrück- 
stände in  der  Gehrener  Amtspflege  den  Grubenbesitzern 
zur  Hälfte. 

Noch  schlechter  war  es  um  den  Bergbau  im  Arnstädter 
[ Bezirk  bestellt.  Die  Natur  hat  auch  diesen  Teil  der  Ober- 

I herrschaft  des  Schwarzburger  Ländchens  mit  Bodenschätzen 

nicht  eben  reich  ausgestattet.  Außer  einigen  Manganerz-  und 
Eisensteingruben  am  Walzberge  (auch  Waldsberg)  25)  jgt  hier 
vor  allem  die  Sahne  Arnshall  hervorzuheben.  1844  war  dem 
preuß.  Ing.-Leutn.  a.  D.  Rost  aus  Erfurt  von  der  fürstlichen 
Kammer  ein  Schürfschein  auf  Steinsalz  erteilt  worden.  Die 
ersten  Bohrversuche  wurden  1845  von  Rost  beim  Dorfe  Ru- 
disleben in  der  Nähe  von  Arnstadt  gemacht  und  das  Stein- 
salzlager  1848  in  einer  Tiefe  von  871  Fuß  erreicht.  Das 
i Unternehmen  lag  in  Händen  einer  Aktiengesellschaft,  die 

sich  auf  Grund  der  erteilten  Konzession  unter  der  Firma: 

, „Gesellschaft  für  die  bei  Arnstadt  zu  errichtenden  Salzwerke 

und  Sodafabriken“  gebildet  hatte.  Man  gab  aber  den  Plan 
I das  Salz  bergmännisch  zu  gewinnen  wieder  auf  und  beschloß 

Siedesalz  herzustellen.  1849  fing  man  an  die  durchschnitt- 
lich 15— 17o/oige  Sole  mittels  einer  Pumpe  zu  heben;  1851 
war  die  Sahne  zum  ersten  Male  — jedoch  nur  kurze  Zeit  — 

' in  Betrieb,  und  erst  1852  trat  sie  in  die  Reihe  der  betriebs- 

fähigen Werke  ein.  Das  Unternehmen  stand  des  öfteren 
vor  dem  finanziellen  Zusammenbruch  und  wurde  schließ- 
I lieh  nur  mit  staatlicher  Unterstützung  und  durch  persönliche 

I Hilfe  des  Fürsten  über  Wasser  gehalten.  Nach  Überwindung 

großer  Schwierigkeiten  rechtlicher  und  finanzieller  Art  hatte 
die  vorläufige  Förderung  trotzdem  beginnen  können.  Die 
Sahne  sollte  den  gesamten  Salzbedarf  der  Ober-  und  Unter- 
herrschaft decken,  und  nachdem  ihr  auch  der  Absatz  in  den 


25)  1860  waren  drei  Braunsteingruben  in  Betrieb,  die  mit  15  Mann 
belegt  waren  und  eine  Produktion  von  29  t im  Wert  von  882  Talern 
aufwiesen.  1868:  zwiei  Eisensteingruben  mit  einer  Produktion  von  4 t 
im  Wert  von  23  Talern.  Fünf  Braunsteingruben  120  t;  3 200  Taler  und 
einer  Belegschaft  von  28  Arbeitern. 
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großherzogl.  Sächsischen  Ämtern  Ilmenau,  Blankenhain  und 
Remda  übertragen  war,  schien  die  Produktion  sich  heben 
zu  wollen.  Infolge  der  schlechten  Beschaffenheit  der  Sole 
und  wegen  des  sehr  primitiven  Betriebs  sank  die  Produk- 
tion bald  wieder,  und  die  Sahnenverwaltung  war  froh, 
daß  ihr  bei  der  Lösung  der  Verträge  keine  Schwierigkeiten 
gemacht  und  ihr  die  Lieferungen,  die  sie  nur  sehr  schwer 
j hätte  durchführen  können,  entzogen  wurden.  1860  wurde 

Arnshall  der  Absatz  für  die  Oberherrschaft  und  die  genann- 
ten Weimarischen  Ämter  wieder  zugewiesen,  doch  mußte  es 
noch  in  bedeutendem  Maße  die  Hilfe  der  Sahne  Franken- 
hausen in  Anspruch  nehmen.  Zeitweise  wurde  zwar  bessere 
Sole  erzielt,  aber  wegen  notwendiger  Reparaturen  mußte 
der  Betrieb  noch  häufig  eingestellt  werden,  wurde  jedoch 
mit  Unterbrechungen  bis  1912  aufrecht  erhalten.  Die  Sahne 
lieferte  im  Jahre  1854: 

Kochsalz:  930  t 

Viehsalz:  790  t 

Gewerbesalz:  50  t 

1770  t 

1868  betrug  die  Produktion  390  t im  Wert  von  5250  Talern 
r und  1872  war  der  Ertrag  auf  792,9  t gestiegen.  Durchschnitt- 

lich waren  auf  dem  Werk  6—8  Arbeiter  beschäftigt. 

Das  Salz  wurde  in  zwei  vorhandenen  Flachsiedepfannen 
mittels  Rostfeuerung  unter  Verwendung  westfälischer  Stein- 
kohle gewonnen.  Auf  dem  Salzwerk  Arnshall  befinden  sich 
vier  Bohrlöcher,  welche  eine  Tiefe  von  ca.  400—800  m hatten. 
Das  einzige  im  Betrieb  gewesene  Bohrloch  war  400  m tief. 
Nach  den  vorhandenen  Analysen  der  Sole  enthielt  sie  außer 
Gips  keine  schwefelsauren  Salze.  Dagegen  fand  sich  eine 
erhebliche  Menge  Eisenoxydul,  was  dazu  beitrug,  daß  ver- 
hältnismäßig viel  gelbes  Salz  produziert  wurde.  Diesem 
^ Übel  wurde  dadurch  abgeholfen,  daß  man  die  Sole  beim 

Überführen  in  die  Pfannen  durch  einen  mit  gelöschtem  Kalk 
gefüllten  Holzkorb  fließen  ließ,  wodurch  die  Herstellung 
von  rein  weißem  Salz  ermöglicht  wurde.  Das  Werk  selbst 
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stellte  im  August  1912,  nachdem  die  Quote  an  den  mittel- 
deutschen Salinenverein  abgetreten  worden  war,  seinen  Be- 
trieb vollständig  ein.  Die  letzte  Quote  hatte  '200 1 betragen. 

Bei  der  Konzessionierung  der  Saline  Arnshall  ergaben 
sich  mancherlei  Schwierigkeiten,  die  ihren  Grund  in  den 
unklaren,  bergrechtlichen  Zuständen  des  Fürstentums  hatten. 
Die  Regierung  mußte  auf  bestehende  Verträge  mit  Schwarz- 
burg-Rudolstadt und  auf  ein  mit  der  Pfännerschaft  in  Fran- 
kenhausen am  Kyffhäuser  wegen  Salzlieferung  am  14.  I. 
1834  getroffenes  Abkommen  Rücksicht  nehmen,  demzufolge 
sich  der  Sondershäusische  Fiskus  verpflichtet  hatte,  nur  von 
der  Saline  Frankenhausen  Salz  für  die  Unterherrschaft  zu 
beziehen. 

Vom  preuß.  Steuerdirektorium  in  Magdeburg  erhielt  die 
Regierung  die  Mahnung,  „keine  Konzession  zu  machen,  so- 
lange darüber  wegen  der  dabei  in  den  betreffenden  Staats- 
verträgen wegen  des  Salzmonopols  vereinbarten  und  dem- 
nach zu  berücksichtigenden  Vereinbarungen  kein  Einver- 
ständnis mit  jder  diesseitigen  Regierung  herbeigeführt  sei  26).« 
Auch  befürchtete  man,  daß  der  Ertrag  des  Salzzolles  der 
alten  Schwarzburg-Rudolstädter  Saline  Frankenhausen,  der 
zur  Hälfte  an  Sondershausen  fiel,  sich  stark  veringern  würde, 
ohne  daß  Arnshall  hinreichenden  Ersatz  bieten  könnte.  Am 
Ende  vvmrde  die  Erlaubnis  doch  erteilt,  obwohl  sie  der  Staat 
nach  bestehendem  Recht  hätte  verweigern  können,  da  die 
Gewinnung  von  Steinsalz  und  die  Benutzung  von  Solquellen 
dem  Staat  Vorbehalten  waren.  Die  Bedingungen,  die  an  die 
Konzessionierung  geknüpft  wurden,  waren  äußerst  leichte. 
In  den  nächsten  10  Jahren  nach  Ablauf  von  5 Freijahren  sollte 
von  dem  gewonnenen  Koch-  und  Steinsalz  der  10.  Teil,  von 
dem  zur  Fabrikation  bestimmten  Salz  aber  nur  der  20.  Teil 
abgegeben  werden.  Und  auch  hierbei  zeigte  sich  der  Fürst 
nicht  abgeneigt,  anderweite  Erleichterungen  eintreten  zu 
lassen,  wenn  dies  erforderlich  und  nützlich  erscheinen  sollte. 


26)  Akten  des  Fürstlichen  Ministeriums  1849. 


in  weitgehendstem  Maße  entgegen.  Und  fast  klingt  es  hier, 
ebenso  wie  in  dem  Erlaß  des  Fürsten  auf  S.  23  wie  eine  Be- 


rücksichtigung der  Ereignisse  und  Strömungen  des  Jahres 
1848/49,  wenn  die  Regierung  an  die  Aktiengesellschaft 
schreibt:  „Jeder  Staat  und  so  auch  der  unsrige  hat  als  drin- 
gende Notwendigkeit  erkannt,  in  den  jetzigen  Zeiten  mit 
allen  Mitteln  und  Kräften  und  selbst  Opfern  für  Beschäfti- 
gung und  Verdienst  der  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  zu 
sorgen  2<).« 

Andere  Verhältnisse  herrschten  hinsichtlich  des  Berg- 
baues in  der  Unterherrschaft  des  Fürstentums.  Das  Bestre- 
ben der  maßgebenden  Kreise  war  dort  darauf  gerichtet,  in- 
dustrielle Unternehmungen  besonders  von  der  Stadt  Sonders- 
hausen fernzuhalten,  um  so  der  kleinen  Residenz  die  ab- 
geschiedene Ruhe  zu  bewahren.  Die  Behörden  waren  auf 
Unternehmen,  die  die  Erschließung  von  Bodenschätzen  be- 
absichtigten, kaum  vorbereitet,  denn  wenn  einmal  ein  Schürf- 
gesuch eingereicht  worden  war,  mußte  in  der  Regel  das  For- 
mular des  Schürfscheins  aus  der  Oberherrschaft  vom  Berg- 
amt Gehren  bezogen  werden.  Im  Jahre  1842  wurde  einem 
Interessenten  die  Erlaubnis  zum  Schürfen  auf  Braunkohle 
in  der  Flur  des  Dorfes  Bendeleben  erteilt,  und  mit  diesem 
Versuch  wurde  der  Grund  zur  späteren  Braunkohlengrube 
„Luise“  gelegt.  Dieses  Bergwerk  blieb  für  lange  Zeit  das 
einzige  nennenswerte  Bergbauunternehmen  in  der  Unter- 
herrschaft und  wurde  sogar  mit  wirklichem  Nutzen  ausge- 
beutet. 1860  waren  auf  dem  Werk  20  Arbeiter  beschäftigt, 
und  die  Förderung  betrug  5230  t im  Wert  von  5400  Talern. 

Weiter  sei  noch  die  Kupfergrube  „Gut  Glück“  bei  Badra 
erwähnt,  die  der  Gewerkschaft  Kyffhäuser  gehörte.  1856 
hatte  die  Gewerkschaft  Mutung  eingelegt,  die  nach  4 Jahren 
von  der  Behörde  bestätigt  wurde.  Dieser  Gesellschaft  sind 
scheinbar  vom  Bergamt  Schwierigkeiten  gemacht  worden. 
Zur  Illustration  sei  ein  Brief  des  Freiherrn  von  Beust,  des 


2^  Akten  des  Ministeriums  in  Bergsachen  1850,  Sondershausen. 
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Direktors  der  Gewerkschaft  Kyffhäuser,  aus  den  einschlägi- 
gen Akten  des  Fürstlichen  Landratsamts  Sondershausen  an- 
geführt: „Ich  wünschte  lebhaft,  daß  der  Bestätigung  meiner 
in  Badra’s  Flur  eingelegten  Mutung  nun  kein  Hindernis  mehr 
im  Weg  stehen  möge.  Seit  Jahren  verkehre  ich  mit  den  Mon- 
tanbehörden verschiedener  Staaten  Deutschlands,  Belgiens, 
Frankreichs  und  habe  seinerzeit  8 Jahre  als  Protestant  in 
dem  intoleranten  Spanien  Bergbau  getrieben,  aber  wohl  darf 
ich  versichern,  daß  es  mir  nirgends  so  schwer  geworden  ist, 
eine  Konzession  zu  erlangen  als  in  dem  dortigen  Staate,  wo 
ich  bereits  seit  dem  Jahre  1856  durch  Schürfarbeiten  einen 
beleihungsfähigen  mineralischen  Fund  nachgewiesen  habe, 
und  seit  jener  Zeit  mit  dem  Fürstlichen  Landratsamt  behufs 
Erlangung  einer  Beleihung  in  Korrespondenz  getreten  bin, 
ohne  bis  jetzt  so  glücklich  zu  sein,  diese  Angelegenheit  zu 
einem  befriedigenden  Abschluß  zu  bringen.“  Die  Mutung 
wurde  darauf  zurückgezogen  und  erst  in  den  70  er  Jahren 
erneut  eingelegt.  Aber  die  Arbeiten  waren  nicht  von  Erfolg 
begleitet,  und  nach  öfteren  Unterbrechungen  wurden  sie  am 
1.  Juli  1893  eingestellt.  Später  nahm  man  jedoch  noch  ein- 
mal den  Betrieb  des  Bergwerkes  mit  einer  verhältnismäßig 
starken  Belegschaft  auf  und  begann  mit  dem  Abteufen  eines 
neuen  Schachtes.  1899  hatte  die  Grube  eine  Belegschaft  von 
37  Mann  (27  unter  Tage),  und  die  erstmalige  Förderung  be- 
trug 62,5  t Kupfererz  im  Wert  von  1500  Mark.  Trotz  aller 
weiteren  Anstrengungen  wurde  kein  günstigeres  Ergebnis 
erzielt,  so  wurde  auch  die  Grube  „Gut  Glück“  als  letztes 
Unternehmen  der  Kyffhäuser  Gewerkschaft  1903  stillgelegt 
und  diese  selbst  aufgelöst. 

Bei  der  Gründung  der  Braunkohlengrube  „Luise“  ver- 
dienen besonders  die  bergrechtlichen  Verhältnisse  erwähnt 
zu  werden.  Die  Regierung  war  sich  völlig  im  unklaren,  ob 
die  Braunkohle  unter  das  Bergregal  fiel  oder  nicht.  Als  man 
in  Bendeleben  Erkundigungen  einzog,  ob  der  Erteilung  des 
Schürfrechts  in  rechtlicher  oder  polizeilicher  Hinsicht  irgend- 
welche Bedenken  entgegenstünden,  wurde  gegen  die  Grün- 
dung bei  der  Kammer  eine  ganze  Anzahl  von  Einwänden  er- 
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hoben,  die  sich  auf  die  verschiedensten  Rechtsanschauungen 
stützten.  Die  Unklarheit  zu  erhöhen,  kam  noch  die  Tatsache 
hinzu,  daß  Bendeleben  früher  sächsisch  gewesen  war.  Ob- 
gleich man  im  Jahre  1817  eine  Verordnung  erlassen  hatte, 
nach  der  alle  im  Fürstentum  Schwarzburg-Sondershausen 
geltenden  Gesetze  auch  dort  in  Kraft  treten  sollten,  wußte 
man  doch  nicht,  welches  Gesetz  für  diese  Grube  in  Anwen- 
dung  zu  bringen  war,  denn  gerade  die  Berggesetze  waren 
damals  dem  Gericht  in  Bendeleben  nicht  übermittelt  worden. 

In  den  Sondershäuser  Gesetzen  war  die  Braunkohle  gar 
nicht  genannt,  und  die  Anschauungen  der  namhaften  Rechts- 
lehrer jener  Zeit  gingen  über  die  Regalität  der  Braunkohle 
weit  auseinander.  So  verfocht  z.  B.  der  Heidelberger  Pro- 
fessor Mittermaier  28)  in  seinem  Deutschen  Privatrecht  und 
Hagemann  29)  in  seinem  Landwirtschaftsrecht  den  Stand- 
es) C.  J.  A.  Mittermaier:  Grundsätze  des  Gemeinen  Deutschen  Pri- 
vatrechts § 244 : „Ueber  den  Umfang  des  Bergregals  entscheidet  in 
jedem  Lande  vorzüglich  das  Gesetz  oder  Herkommen.  Im  Zweifel 
kann  es  nur  in  Bezug  auf  wahre  Metalle  angenommen  werden ; auf  die 
durch  gemeines  Graben  oder  Steinhauen  gewonnenen  Mineralien  wird 
das  Bergregal  nicht  ausgedehnt.  Aus  dem  bloß  zufälligen  Umstande, 
daß  auch  bei  anderen  Fossilien  eine  bergmännische  Bearbeitung  ange- 
wendet wird,  kann  ebensowenig  ein  Bergregal  auf  Fossilien  abgeleitet 
werden,  wie  aus  dem  Polizeirechte  des  Regenten  oder  der  Gewerbs- 
polizei,  auch  nicht  aus  dem  Umstande,  daß  in  einem  Lande  landes- 
herrliche Bergverleihungen  in  Bezug  auf  gewisse  Gegenstände  Vor- 
kommen oder  Abgaben  von  mehreren  Bergbauenden  gegeben  werden. 
Steinkohlen  wterden  zwar  oft  zu  den  Regalien  gerechnet,  allein  der 
Fiskus,  welcher  die  Regalität  behauptet,  kann  nicht  vom  Beweise  frei- 
gesprochen werden,  da  schon  die  vegetabilischen  Bestandteile  der 
Steinkohle  gegen  die  Annahme  des  Bergregals  sprechen.  Das  näm- 
liche tritt  bei  Schwefel  und  Braunkohlen  ein.  Der  Umstand,  daß 
einige  mineralische  Bestandteile  im  Torf  Vorkommen,  kann  kein  Regal 
des  Torfs  begründen.“ 

29;  Th.  Hagemann,  Handbuch  des  Landwirtschaftsrechts,  Hanno- 
ver 1807,  §140,  S.  237:  „Ebensowenig  gehören  die  Steinkohlen-  und 
Braunkohlenläger,  d.  h.  ganze  unterirdische  Wälder,  welche  in  einer 
unbekannten  Revolution  der  früheren  Voru'elt  verkohlt  und  verschüttet 
sind,  der  Regel  nach  zu  den  Regalien  . . . Man  kann  daher  in  Er- 
mangelung besonderer  Landesgesetze  die  Stein-  und  Braunkohlen  nicht 
zu  dem  landesherrlichen  Bergregal  rechnen;  vielmehr  sind  sie  wahre 
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punkt,  daß  der  Fiskus  den  Beweis  der  Regalität  der  Braun- 
kohle zu  erbringen  habe. 

Dagegen  behauptete  Runde  30),  daß  die  Fossilien,  die 
durch  wirklichen  kunstmäßigen  Bergbau  gewonnen  würden, 
der  Regalität  unterworfen  seien,  eine  Ansicht,  der  auch  das 
Oberbergamt  in  Freiberg  (Sachsen)  beipflichtete.  Eine  ähn- 
liche Anschauung  vertrat  Karsten  3i)  in  seinem  Grundriß  der 
Bergrechtslehre,  wo  es  in  §67  heißt:  „Sofern  nicht  spezielle 
Verträge  des  Landesherrn  mit  seinen  Untertanen  vorhanden 
sind,  lassen  sich  füglich  alle  Mineralien  zu  den  Regalien 
zählen,“ 

Man  half  sich,  indem  man  schleunigst  der  Ständever- 
sammlung den  „Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Torf- 
graben, den  Stein-  und  Braunkohlenbau  und  die  Ausbeu- 
tung verschiedener  anderer  als  Holzsurrogate  und  zu  Bau- 
ten verwendbaren  Fossilien“  unterbreitete. 

Aus  alledem  erhellt,  daß  die  bergrechtlichen  Verhältnisse 
einer  Reform  dringend  bedurften.  Die  im  Fürstentum  bisher 
geltenden  Bergordnungen  aus  dem  17.  Jahrhundert  waren 
völlig  veraltet  und  trugen  weniger  den  Charakter  von  Ge- 
setzen als  vielmehr  von  Instruktionen  für  die  Bergbeamten. 
Zahlreiche  Gesuche  um  eine  Regelung  des  Bergrechts  waren 
von  den  Grubenbesitzern  bei  der  Fürstlichen  Kammer  ein- 
gegangen, Aber  die  Regierung  wartete  das  Erscheinen  neuer 
Berggesetze  in  anderen  Staaten  32)  ab,  obgleich  man  schon 

Zugehörungen  des  Grundeigentums,  deren  Nutzen  und  Gebrauch  den 
Gutsbesitzern  nicht  entzogen  werden  darf.“ 

30)  Runde,  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts,  Göt- 
tingen 1817,  § 163,  S.  142:  „Unter  dem  Bergregal  können  seinem 
Wesen  nach  nur  diejenigen  Fossilien  oder  unterirdischen  Naturpro- 
dukte begriffen  sein,  welche  durch  einen  wirklichen  kunstmäßigen 
Bergbau  hervorgebracht  werden.  Hieraus  läßt  sich  schon  von  selbst 
bestimmen,  ob  und  wiefern  Steinsalz,  Steinbrüche,  Steinkohlen,  Sal- 
peter, Torf  usw.  dazu  gehören.“ 

31)  Karsten:  Grundriß  der  deutschen  Bergrechtslehre,  Berlin  1828, 
§67,  S.67. 

32)  1851  wurde  das  Oesterreichische  Berggesetz  erlassen,  und  1857 
wurden  im  Großherzogtum  Sachsen-Weimar  die  bergrechtlichen  Ver- 
hältnisse neu  geregelt. 
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seit  20  Jahren  von  der  dringenden  Notwendigkeit  eines  Berg- 
gesetzes überzeugt  war.  Endlich  am  30.  Oktober  1859  wurde 
dem  Landtag  der  „Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Berg- 
bau“ zur  verfassungsmäßigen  Beschlußnahme  vorgelegt,  und 
wenig  später  wurde  der  Entwurf  nach  einigen  unwesentlichen 
Änderungen  Gesetz.  Das  Schwarzburg-Sondershäusische 
Berggesetz  vom  25.  Februar  1860  schloß  sich  eng  an  das 
Großh.  Sächsische  an,  ein  großer  Teil  der  Bestimmungen 
wurde  wörtlich  übernommen,  was  für  die  dem  Ilmenauer 
Kreis  benachbarte  Oberherrschaft  von  großer  Wichtigkeit 
war.  Von  der  Errichtung  besonderer  Bergämter  sah  man  je- 
doch ab,  die  Bezirksvorstände  — Landräte  — blieben  wie  bis- 
her die  Bergbehörden  erster  Instanz.  Die  für  den  weiteren 
Verlauf  der  Arbeit  wichtigen  Bestimmungen  führen  wir  an : 

Gegenstände  des  Bergregals. 

§ 2 

Zum  Bergregal  gehören  alle  Mineralien,  welche  wegen 
ihres  Gehaltes  an  Metallen  und  Salzen  nutzbar  sind,  mit 
Einschluß  der  Salzquellen,  sowie  von  den  brennbaren  Mine- 
ralien die  Steinkohlen. 

F r e i e r k 1 ä rung  des  Bergbaues. 

§ 3 

Die  Aufsuchung  und  Gewinnung  derselben  ist,  unter  den 
im  gegenwärtigen  Gesetz  vorgeschriebenen  Bedingungen, 
jedermann  freigegeben.  Es  bedarf  jedoch  hierzu  einer  vom 
Staate  erteilten  lErlaubnis  (Schürfschein  §25,  Verleihung  § 48, 
Konzession  § 62). 

Vorbehalt  des  Salzes  für  den  Staat. 

§ 4 

Eine  Ausnahme  von  der  im  § 3 aufgestellten  Regel  findet 
hinsichtlich  der  Salze  dergestalt  statt,  daß  die  Erlaubnis  zur 
Aufsuchung,  Gewinnung  und  Benutzung  von  Steinsalz  und 
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Salzquellen  versagt,  oder  an  weitere  Bedingungen  geknüpft 
werden  kann,  und  daß  dieselbe,  wenn  ihrer  nicht  ausdrück- 
lich Erwähnung  geschehen  ist,  bei  allgemein  auf  verleihbare 
Mineralien  erteilten  Schürfscheinen  und  Verleihungen  als 
ausgeschlossen  gilt. 

Erlaubnis  zum  Schürfen, 

§ 25 

Das  Recht  Mineralien  aufsuchen  zu  dürfen  (Schürfen) 
wird  von  dem  Landrate  durch  Ausstellung  eines  Schürf- 
scheines erteilt.  Wenn  es  sich  um  Salz  oder  Salzquellen 
handelt,  ist  hierzu  vorgängige  Genehmigung  des  Ministe- 
riums, Abteilung  des  Innern,  erforderlich. 

Begrenzung  und  Größe  des  Grubenfeldes. 

§ 49 

Die  Größe,  Form  und  Begrenzung  des  Grubenfeldes 
hängt,  soweit  das  Feld  frei  ist,  von  der  Wahl  des  Muthers  ab. 

Die  Größe  des  Grubenfeldes  wird  nach  Maßeinheiten 
berechnet.  Eine  solche  Maßeinheit  wird  bei  Raseneisenstein- 
gräbereien  zu  Einhunderttausend  Qu.-Lachtern,  bei  Seifen- 
werken zu  Zehntausend  Qu.-Lachtern  und  bei  allem  übrigen 
Bergbaue  zu  Eintausend  Qu.-Lachtern  angenommen. 

Gesellschaften. 

§ 21 

Drei  oder  mehr  Personen,  welche  ein  Berggebäude  ge- 
meinschaftlich besitzen,  können,  und  Besitzer  eines  Berg- 
gebäudes, welche  die  Zahl  8 übersteigen,  müssen,  behufs 
der  Ausübung  ihrer  Rechte  und  der  Erfüllung  ihrer  Ob- 
liegenheiten in  bezug  auf  den  Bergbau  einen  korporativen 
Verein  bilden. 

§ 190 

Im  Auslande  Wohnende,  welche  die  in  § 3 erwähnte  Er- 
laubnis oder  sonst  Bergwerkseigentum  erwerben  wollen  oder 
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bereits  erworben  haben,  ingleichen  Gesellschaften,  welche 
die  Zahl  von  drei  Mitgliedern  übersteigen,  sind  verbunden, 
einen  im  Inlande  wohnhaften,  dem  Landrate  annehmlichen 
und  zur  Kautionsleistung  verpflichteten  Bevollmächtigten  zu 
bestellen,  welcher  durch  seine  Bevollmächtigung  den  Berg- 
behörden und  Dritten  gegenüber  berechtigt  und  verpflichtet 
wird,  in  allen  das  Bergbauunternehmen  betreffenden  Ange- 
legenheiten seine  Vollmachtgeber  vollständig  und  auch  in 
den  Fällen  zu  vertreten,  wo  gesetzlich  ein  Spezialmandat  er- 
forderlich ist. 

Grubenfeldabgabe. 

§ 152 

Von  jedem  verliehenen  Grubenfeld  ist  eine  Grubenfeld- 
abgabe zu  entrichten.  Sie  beträgt  quartaliter  für  jede  Maß- 
einheit 

a)  wenn  das  Grubenfeld  auf  Gold  oder  Silber  verliehen 
ist : 5 Groschen ; 

b)  wenn  das  Grubenfeld  auf  andere  Mineralien  verliehen 
ist:  3 Groschen. 

Abgabe  von  der  Rohproduktion. 

§ 157 

Von  den  Rohprodukten  des  Bergbaues  ist,  sofern  die- 
selben nicht  im  eigenen  Bedarfe  derselben  Grube  zu  deren 
Fortbetriebe  in  Natur  verwendet  werden,  der  Zwanzigste 
(die  Abgabe  von  5 o/o  der  Rohproduktion)  entweder  in  Natur 
oder  nach  dem  Werte  des  Produktes  in  Geld  je  nach  Wahl 
des  Fiskus  an  denselben  zu  entrichten,  erstenfalls  hat  der 
Fiskus  wiederum  die  Wahl,  ob  die  Abgabe  im  Rohbezuge 
oder  im  handelsmäßig  aufbereiteten  Zustande  entrichtet 

werden  soll. 

Von  den  Behörden  in  Bergsachen. 

§ 178 

Für  die  Angelegenheiten  des  Bergbaues  und  die  Hand- 
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habung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  sind  die  Ländräte  die 
in  erster  Instanz  regelmäßig  zuständigen  Bergbehörden. 

§ 97 

Dem  Landrate  sind  die  Bergarbeiter  vor  der  Annahme 

Kenntnk"“  Entiassung  in 

Kenntnis  zu  setzen  und  hat  die  polizeiliche  Aufsicht  über 

dieselben  wahrend  ihrer  Dienstverrichtung  auszuüben  Der 

andrst  kann  die  Ablegung  des  Arbeiters  fordern  wenn  er 

wegen  Diebstahls  oder  Veruntreuung  in  Strafe  genommen 

ver"  ZuchLusstra; 

verurteilt  worden  ist,  wenn  er  sich  beharrlichen  Ungehor- 

P^^'^iliche  Vorschriften  oder  gegen  Anordnung 

der  fahrenden  Beamten  zu  Schulden  kommen  läßt,  ingleichen 

wenn  er  mit  anderen  Arbeitern  Handlungen  verLredet 

urch  welche  die  Behörden  zu  Anordnungen  oder  die 

Grubenbesitzer  zur  Einräumung  von  Vorteilen  an  die  Ar- 

ausgeubt  werden  soll.  Der  Landrat  kann  auf  die  Entfernung 
des  Arbeiters  von  der  Arbeit  verfügen,  wenn  gegen  ihn  durch 

deT  Di'ebst  ’m  ""vf  ^"'"^“‘^''ung  dringender  Verdacht 
des  Diebstahls,  der  Veruntreuung  oder  eines  Verbrechens 

welches  Zuchthausstrafe  nach  sich  zieht,  sich  herausstellt.’ 


Die  Herabsetzung  der  Abgaben,  erstmalig  durch  die 
provisorische  Bestimmung  vom  15.  März  184933)  und  definitiv 
im  Berggesetz  1860  geregelt,  schien  tatsächlich  den  Bergbau 
neu  zu  beleben.  Die  Einnahmen  des  Staates  aus  dem  Berg- 
regal nahmen  wieder  zu.  1849  34)  hatten  sie  242  Taler  10 
bilbergroschen  betragen,  186035);  ggö  Taler. 

1 h'"’"  Aufflackern,  und  in  den 

hhr^h  1872  setzte  der  Verfall  vor  allem  in  der  Ober- 

Gesetzes-Sammlung  1849,  S.  40. 

Ertrag  des  Bergzwanzigsten  175  Taler  81  Sgr. 

» der  Quatembergelder  86  „ 29 

242  Taler  10  Sgr, 


r 
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Herrschaft  unaufhaltsam  ein  36),  1878  war  die  Braunkohlen- 
grube „Luise“  abgebaut  und  1909  auch  die  letzte  und  seiner- 
zeit bedeutendste  Braunsteingrube  „Luthersteufe“  im  wesent- 
lichen erschöpft.  Während  somit  dem  Land  und  besonders 
seinen  ärmeren  Bewohnern  eine  wenn  auch  bescheidene  Er- 
werbsquelle versiegte,  was  um  so  bedauerlicher  war,  als  ge- 
rade die  Gewinnung  des  Braunsteins,  dessen  Verwertungs- 
jnöglichkeiten  durch  die  Fortschritte  der  Chemie  in  den  letz- 
ten Jahren  sich  bedeutend  erweitert  haben,  für  das  Land  von 
außerordentlichem  Vorteil  hätte  sein  können,  da  sollte  der 
Unterherrschaft  und  einem  großen  Teil  ihrer  Bewohner,  ja 
dem  ganzen  Staat  eine  neue  Quelle  des  Wohlstandes  in  der 
Aufschließung  der  mächtigen  Kalisalzlager  erstehen. 


Art,  Menge  und  Wert  der  Bergwerks-  und  Salinen- 
erzeugnisse, sowie  deren  Belegschaft  in  Schwarzburg- 
Sondershausen.«’)  1854,  1862,  1868,  1872,  1895,  1910. 


1 

Jahr 

Bergwerks-  u. 
Salinen- 
erzeugnisse 

Werke  mit 
Förderung 

Gesamte  Forderung  an 
absatzfähigen  Produkten 

Menge  in  Wert  in 

Tonnen  Mark 

Durchschnittliche 
Belegschaft  der  unter 
3 genannten  Werke 
während  des  Jahres. 

1 

2 

3 

4 

5 ! 

6 

Manganerze 

24 

255 

14700 

110 

Eisenerze 

10 

512 

1624 

22 

1854 

Kupfererze 

1 

14 

ca.  1200 

12 

Braunkohlen 

1 

5200 

16170 

20 

Kochsalz  (NaCl) 

1 

930 

ca.  1 0000 

14 

Hauptsumme : 

37 

6911 

1 

ca.  43694 

178 

3ä)  Ertrag  des  Bergzwanzigsten  456  Taler 

„ der  Quatembergelder  120  „ 

„ aus  Salinen  410 

986  Taler. 

36)  Vgl.  umstehende  Tabelle. 

3")  Ermittelt  aus  den  Akten  des  Fürstlichen  Ministeriums  Sonders- 
hausen. Die  Produktion  der  Saline  „Amshall“  aus  den  Akten  des 
Salzsteueramtes  in  Arnstadt. 

3* 
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jahr 

Bergwerks-  u. 
Salinen- 
erzeugnisse 

Werke  mit 
Förderung 

Gesamte  Föi 
absatzfähige! 

Menge  in 
Tonnen 

rderung  an 
ti  Produkten 

Wert  in 
Mark 

Durchschnittliche 
Belegschaft  der  unter 
3 genannten  Werke 
während  des  Jahres. 

1 

2 

3 

4 

5 ! 

6 

Manganerze 

20 

509,9 

11352 

102 

Eisenerze 

5 

333,9 

4131 

10 

1862 

Kupfererze 

— 

— 

— 

— 

Braunkohlen 

1 

6705 

19500 

22 

Kochsalz  (NaCl) 

1 

313,8 

14760 

5 

Hauptsumme : 

27 

7862,6 

49743 

139 

Manganerze 

m 

237,95 

14175 

88 

Eisenerze 

43,15 

600 

7 

1868 

Kupfererze 

Bl 

— 

— 

— 

Braunkohlen 

1 

5550 

26580 

20 

Kochsalz 

1 

90 

15750 

6 

Flußspat 

1 

11.7 

80 

2 

Hauptsumme: 

16 

5932,80 

57185 

123 

Manganerze 

14 

251,7 

17830 

70 

1872 

Eisenerze 

2 

27,05 

339 

9 

Braunkohlen 

1 

5500 

21000 

25 

Kochsalz 

1 

792,8 

20523 

6 

Hauptsumme : 

18 

6571,55 

59692 

HO 

Manganerze 

3 

174,5 

11274 

14 

Eisenerze 

— 

— 

— 

— 

1895 

Braunkohlen 

— 

— 

— 

— 

Schwerspat  und 
Flußspat 

14 

1966,5 

17459 

50 

Kochsalz 

1 

895,6 

ca.  21000 

5 

Hauptsumme : 

18 

] 

3036,6 

49733 

69 

Manganerze 

— 

— 

— 

— 

Eisenerze 

— 

— 

— 

— 

1910 

Schwerspat  und 
Flußspat 

9 

4849 

35244 

27 

Kochsalz 

1 

ca.  1000 

20000 

5 

Kalisalze 

2 

226998,0 

5089643 

592 

Hauptsumme: 

12 

232847 

5144887 

624 

— 37  — 

Die  Entstehung  des  Kalibergwerks  „Glückauf“. 

Erfolgreiche  Bohrungen  auf  Kalisalze  in  der 

Unterherrschaft. 

Zu  Beginn  der  90  er  Jahre  wendete  sich  die  Tätigkeit 
der  Bergwerksunternehmer,  die  nach  Kalisalzen  bohren  lie- 
ßen, auch  dem  Südabhange  des  Harzes  und  dem  thüringi- 
schen Becken  zu.  Der  Bergwerksunternehmer  H.  L.  Brügman 
aus  Brünninghausen  bei  Dortmund  war  durch  geologische 
Forschungen,  die  er  am  Südabhange  des  Harzes  hatte  an- 
stellen lassen,  und  die  eine  auffallende  Ähnlichkeit  der  Zech- 
steinformation der  Unterherrschaft  des  Fürstentums  mit  der 
der  Umgebung  von  Staßfurt  ergeben  hatten,  auf  die  Unter- 
herrschaft aufmerksam  geworden.  Nachdem  er  in  der  Nähe 
von  Duderstadt  vergeblich  auf  Kalisalze  gebohrt  hatte,  ließ 
ihm  die  merkwürdige  Ähnlichkeit  der  Formation  von  der  Um- 
gebung von  Sondershausen  und  Staßfurt  auf  das  Vorkommen 
von  Kalisalzen  in  diesem  Landstrich  schließen.  Diese  Ver- 
mutung wurde  weiterhin  gestärkt  durch  das  Auftreten  einer 
ganzen  Anzahl  allerdings  nur  wenig  bedeutender  Solquellen 
im  Wippertal,  besonders  in  der  Nähe  des  Dorfes  Stock- 
hausen. Auch  war  bekannt,  daß  im  Flußbett  der  Wipper 
selbst  Salzquellen  vorhanden  waren.  Alle  diese  Umstände 
mögen  für  Herrn  Brügman  die  Veranlassung  gewesen  sein, 
um  die  Erlaubnis  zum  Schürfen  auf  Stein-  und  Kalisalze  im 
März  1891  nachzusuchen.  Seinem  Gesuch  wurde  im  Juli  vom 
fürstlichen  Landrat  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  statt- 
gegeben, und  ihm  ein  Schürffeld  von  6263  Quadratlachtern^s) 
zugewiesen.  Gleichzeitig  fragte  Herr  Brügman  an,  ob  ihm, 
falls  er  fündig  würde,  ein  Grubenfeld  nach  seiner  Wahl  ver- 
liehen werde.  Auf  diese  Anfrage  wurde  ihm  keine  verpflich- 
tende Antwort  erteilt.  Bald  darauf  legte  Brügman,  ohne  bis 
dahin  Salz  erbohrt  zu  haben,  für  ein  Grubenfeld,  das  das 
Wippertal  von  Großfurra  bis  Hachelbich  umfaßte,  Mutung 
ein.  Durch  dieses  Vorgehen  Brügmans  wurde  die  Aufmerk- 


3»)  1 Lachter  = 2 m. 


I 
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samkeit  der  Regierung  in  erhöhtem  Maße  auf  das  Unterneh- 
men gelenkt,  und  das  Minsterium  wurde  in  der  Auffassung, 
daß  etwas  Außergewöhnliches  hinter  der  Sache  stecke,  be- 
stärkt. Die  Regierung  verfolgte  mit  Spannung  die  Versuche. 
Da  die  Interessen  des  Staates,  wie  aus  dem  §4  des  Berg- 
gesetzes vom  25.  Februar  1860  hervorgeht,  stark  in  Mit- 
leidenschaft gezogen  waren,  holte  das  Ministerium  den  Rat 
eines  Sachverständigen,  des  herzoglich  Anhaitischen  Berg- 
beamten, ein,  und  dessen  Gutachten  bestätigte  die  Bedeutung 
der  Brügmanschen  Unternehmungen  für  den  Staat.  Die  Re- 
gierung wies  zwar  schon  im  November  die  von  Brügman 
eingelegte  Mutung,  gestützt  auf  die  sich  aus  §41  des  Berg- 
gesetzes ^9)  ergebende  Begründung  mangelnder  Fündigkeit 
zurück,  jedoch  wurde  ihm  für  den  Fall,  daß  er  fündig  würde, 
die  Verleihung  eines  angemessenen  Grubenfeldes  in  Aussicht 
gestellt,  unter  Vorbehalt  des  staatlichen  Rechts,  das  Gruben- 
feld nach  freiem  Ermessen  zu  bestimmen.  Inzwischen  waren 
die  Unternehmungen  des  Herrn  Brügman  nicht  unbekannt 
geblieben,  und  zahlreiche  Gesuche  um  Schürferlaubnis  gin- 
gen bei  der  zuständigen  Behörde  ein.  Da  die  Regierung  be- 
absichtigte, die  im  erwähnten  § 4 des  Berggesetzes  vorbe- 
haltenen Rechte  auf  Salzgewinnung  unter  allen  Umständen 
im  Interesse  des  Landes  auszunutzen,  sah  sie  sich  veranlaßt, 
um  jede  Umgehung  des  Gesetzes  von  vornherein  auszu- 
schließen, folgenden  „Entwurf  einer  authentischen  Inter- 
pretation des  § 4“  einzubringen: 

„Die  in  § 4 Abs.  1 des  Gesetzes  über  den  Bergbau 
bezügl.  der  Erlaubnis  zur  Aufsuchung,  Gewinnung  und  Be- 
nutzung von  Steinsalz  getroffenen  Bestimmungen  gelten  auch 
für  die  Erlaubnis  zur  Aufsuchung,  Gewinnung  und  Benutzung 
der  mit  dem  Steinsalz  auf  der  nämlichen  Lagerstätte  vor- 
kommenden Salze  (Kalisalz  usw.).  Zu  den  Bedingungen, 
an  welche  die  Erlaubnis  zur  Aufsuchung  usw.  aller  dieser 
Salze  geknüpft  werden  kann,  gehört  auch  der  Vorbehalt, 

39)  „Zur  Gültigkeit  einer  Mutung  ist  es  erforderlich,  daß  der  Muter 
dem  Landrat die  Existenz  wenigstens  eines  verleihbaren  Mine- 

rals innerhalb  des  begehrten  Distriktes  nachweise.“ 
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daß  im  Falle  Fündigwerdens  Größe,  Form  und  Begrenzung 
des  zu  verleihenden  Grubenfeldes  im  Gegensatz  zu  der  Be- 
stimmung im  oben  angeführten  Gesetze^®)  vom  Ministerium, 
Abteilung  des  Innern,  nach  freiem  Ermessen  festzusetzen 
sind.“ 

Vorstehender  Entwurf  wurde  vom  Landtag  angenommen 
und  am  27.  Dezember  1891  als  Gesetz  veröffentlicht.  In- 
zwischen war  'auf  Veranlassung  des  Herrn  Brügman  beim 
Dorfe  Jecha  südöstlich  von  Sondershausen  eine  Bohrung 
niedergebracht  worden,  welche  am  10.  Dezember  1891  das 
Steinsalz  in  einer  Tiefe  von  463  m und  im  Mai  des  folgenden 
Jahres  das  Kalisalzlager  (Carnallit)  bei  624  m erreichte. 

Da  1892  nur  wenige  Kaliwerke  im  Betrieb  waren  — Kali- 
salze waren  bisher  nur  in  einzelnen,  in  der  Hauptsache  vom 
preußischen  und  anhaitischen  Fiskus  erschlossenen  Lagern 
konstatiert  worden  — so  erschien  der  Fund  von  ganz  bedeu- 
tendem Wert.  Und  dies  mit  Recht,  wie  aus  dem  weiteren 
Verlauf  der  Arbeit  hervorgehen  wird. 

Der  am  17.  Juli  1880  zur  Regierung  gekommene  Fürst 
Karl  Günther  hatte  sein  äußerst  reges  Interesse  an  dem 
Unternehmen  in  einem  Erlaß  zum  Ausdruck  gebracht.  Da 
diese  Äußerung  des  fürstlichen  Willens  zur  Richtlinie  aller 
späteren  Verhandlungen  seitens  der  Regierung  mit  Herrn 
Brügman  und  anderen  Bewerbern  wurde,  führen  wir  den 
Erlaß  hier  an: 

„Da  auf  Grund  des  § 4 des  Berggesetzes  vom  25.  Fe- 
bruar 1860  die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  Salze  we- 
sentlich vom  Ermessen  der  Regierung  abhängt,  so  ist  Mein 
Wille,  daß  in  dieser  Beziehung  keinerlei  Vergünstigungen 
ohne  Meine  ausdrückliche  Genehmigung  erteilt  werden,  viel- 
mehr die  etwa  vorhandenen  Salze  in  ausgedehntestem  Maße 
für  die  Finanzen  des  Landes  nutzbar  gemacht  werden.  Soll- 
ten die  Arbeiten  der  Firma  H.  L.  Brügman  in  Brünning- 
hausen bei  Dortmund  zur  Erschließung  eines  abbaufähigen 
Salzlagers  führen,  so  behalte  ich  mir  vor,  wegen  einer 

*0)  Größe,  Form  und  Begrenzung  eines  Grubenfeldes  hing  im 
allgemeinen  nach  § 49  des  Berggesetzes  von  der  Wahl  des  Muters  ab. 
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dieser  Firma  zu  gewährenden  Entschädigung  bezw.  Ver- 
leihung eines  Grubenfeldes  oder  anderweitiger  Anteilnahme 
an  dem  eventuell  zu  erwartenden  Erträgnissen  besondere 
Entscheidung  zu  treffen.“ 

Dem  fürstlichen  Ministerium  waren  die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Verhandlungen  mit  Brügman  und  auch  mit  den 
anderen  Bewerbern  zu  führen  waren,  durch  diese  persön- 
liche Äußerung  des  Fürsten  vorgeschrieben,  und  zwei  Wege 
waren  möglich. 

Entweder  der  Staat  nahm  den  Abbau  und  Betrieb  des 
Bergwerks  in  eigene  Hand,  oder  er  mußte  beides  an  einen 
Dritten  übertragen.  Wenn  auch  rechtlich  unzweifelhaft  er- 
schien, daß  die  fürstliche  Regierung  dem  Finder  des  Mine- 
rals, dessen  Gewinnung  und  Verwertung  versagen  und  in- 
folgedessen die  Ausbeutung  für  den  Staat  in  Anspruch  neh- 
men konnte,  so  kam  eine  Übernahme  des  Bergwerksbetriebs 
in  eigene  Regie  für  den  Staat  kaum  in  Betracht.  Denn  ab- 
gesehen von  der  Abfindungssumme,  die  der  Staat  dem  Un- 
ternehmer Brügman  für  die  von  ihm  aufgewendeten  Kosten 
hätte  zahlen  müssen,  wäre  vor  allem  eine  Summe  an  Bau- 
kosten aufzubringen  gewesen,  die  bei  dem  bis  in  ca.  700  m 
Teufe  zu  treibenden  Schacht  auf  etwa  5 Millionen  zu  ver- 
anschlagen war.  Dazu  kam  die  gerade  beim  Bergbau  an 
sich  schon  vorhandene  Unsicherheit  des  Betriebs,  die  noch 
vermehrt  wurde  durch  unvorhergesehene  Ereignisse  wie 
Wassereinbrüche  usw.  Kurzum,  die  Übernahme  eines  sol- 
chen Betriebes  mit  einem  unleugbar  vorhandenen  Risiko 
in  eigene  Regie  würde  dem  Staate  Lasten  auferlegt  haben, 
die  über  die  finanziellen  Kräfte  des  kleinen  Fürstentums 
weit  hinaus  gegangen  wären.  Die  weitere  notwendige  Folge 
wäre  die  Schaffung  eines  nicht  unbedeutenden  Verwaltungs- 
apparates gewesen,  der  dem  Staate  eine  unübersehbare  Reihe 
neuer  Kosten  auferlegt  haben  würde,  ohne  hier  der  son- 
stigen Nachteile  eines  fiskalischen  Werkes  zu  gedenken. 
Auch  die  Gründungen  und  Übernahme  des  Kalibergwerks 
Leopoldshall  seitens  des  Anhaitischen  Fiskus  konnte  in  die- 
sem Falle  nicht  zum  Vergleich  herangezogen  werden,  denn 
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dort  lagen  die  Verhältnisse  für  den  Staat  beträchtlich  gün- 
stiger; schon  die  unmittelbare  Nähe  der  großen  Kalilager 
von  Staßfurt  und  die  mit  jenen  fast  gleichen  geologischen 
Verhältnisse  ließen  mit  Sicherheit  annehmen,  daß  beim  Nie- 
derbringen des  Schachtes  ein  Kalisalzlager  angefahren  würde. 

Es  kam  daher  nur  die  Möglichkeit  in  Betracht,  Anlage 
und  Betrieb  des  Bergwerks  einem  Dritten  zu  übertragen. 

Daß  es  nicht  an  zahlreichen  Schürfgesuchen  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  fehlte,  deuteten  wir  schon  an.  Außer 
einigen  Großgrundbesitzern  der  dortigen  Gegend  bewarb 
sich  nach  Herrn  Brügman  u.  a.  um  Bohrerlaubnis  bzw. 

Konzession  das  Kalisyndikat  unter  Führung  des  preußischen 
Fiskus.  Daß  gerade  diese  beiden  besonderes  Interesse  an 
dem  Auffinden  eines  neuen  Kalisalzlagers  nahmen,  erscheint 
begreiflich.  Man  hätte  gern  die  drohende  Konkurrenz  aus- 
geschaltet und  knüpfte  deshalb  mit  der  fürstlichen  Regierung 
Verhandlungen  an,  in  deren  Verlauf  das  preußische  Ober- 
bergamt Halle  die  Übertragung  der  staatlichen  Rechte  auf 
das  Kalisyndikat  anregte.  Trotzdem  man  genau  wußte,  daß 
im  Falle  Eingehens  auf  den  preußischen  Vorschlag  nicht  an 
den  Bau  des  Bergwerks,  noch  viel  weniger  an  eine  Inbetrieb- 
nahme desselben  zu  denken  war  — zum  wenigsten  nicht 
in  den  nächsten  6 Jahren  bis  zum  vorläufigen  Ablauf  des 
Kalisyndikats  — so  war  man  doch  diesem  Vorschlag  nicht 
ganz  abgeneigt,  wenn  dem  Staate  eine  entsprechende  Gegen- 
leistung, etwa  in  Gestalt  einer  höheren  Jahresrente,  in  Aus- 
sicht gestellt  worden  wäre.  Dies  geschah  jedoch  nicht. 

Und  in  Hinsicht  auf  den  außerordentlichen  Nutzen,  den  der 
kleine  Staat,  die  dem  Bergwerk  benachbarten  Gemeinden 
und  eine  große  Anzahl  der  Staatsangehörigen  nun  seit  bei- 
nahe 20  Jahren  aus  dem  Kalibergwerk  gezogen  haben,  kann 
man  wohl  sagen:  Glücklicherweise  geschah  es  nicht!  Man 
lehnte  den  preußischen  Vorschlag  zuerst  nicht  ab,  weil 
man  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  eine  Summe  zu  be- 
ziehen hoffte,  die  den  Grundstock  zu  dem  Kapital  bilden 
sollte,  mit  dem  man  dann  das  Unternehmen  für  den  Fall  » 

eines  späteren  Abteufens  selbst  kräftig  unterstützen  und  vor- 
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wärts  bringen  wollte.  Aber  abgesehen  davon,  daß  anfangs 
kein  bestimmtes  Angebot  erfolgte,  war  beim  Abbruch  der 
Verhandlungen  der  entschiedene  Wille  des  Fürsten  aus- 
schlaggebend, nicht  nur  dem  Staat,  sondern  vor  allem  auch 
seinen  Untertanen  die  sich  aus  dem  Bergbau  ergebenden 
Vorteile  zukommen  zu  lassen.  Ihm  gebührt  das  Verdienst 
— und  das  sei  an  dieser  Stelle  besonders  hervorgehoben  — 
eine  blühende  und  bedeutende  Industrie  in  sein  Land  ge- 
zogen zu  haben,  die  geeignet  ist,  einem  erheblichen  Teil 
der  Landeskinder  lohnende  Arbeitsgelegenheit  zu  verschaf- 
fen und  den  Wohlstand  des  einzelnen  und  einzelner  Ge- 
meinden wie  den  des  gesamten  Staates  zu  heben.  Als  der 
Standpunkt  des  Fürsten  bekannt  geworden  war,  machte  das 
Kalisyndikat  der  Schwarzburg-Sondershäusischen  Regierung 
im  Falle  der  Stillegung  der  Felder  folgendes  Angebot: 
„300000  Mk.  in  bar  und  eine  jährliche  Rente  von  150  000 
Mark  bis  zum  Ablauf  des  Syndikats.“ 

Aber  der  Fürst  blieb  fest  und  erklärte,  eine  Industrie 
im  eigenen  Lande  vorzuziehen.  So  trat  die  Regierung  unter 
Ausschaltung  des  freien  Wettbewerbs  mit  Herrn  Brügman 
in  Verhandlung. 

Aufgabe  des  Ministeriums  war  es,  alle  nur  irgend  mög- 
lichen Vorteile  aus  dem  Unternehmen  für  das  Land  heraus- 
zuschlagen, insbesondere  einen  möglichst  hohen  Gewinn 
j für  die  Finanzen  des  Staates  auszuwirken  und  für  die  Folge- 

zeit durch  Vertrag  zu  sichern.  Die  Regierung  ließ  das  Berg- 
werkseigentum an  Steinsalz,  Kali-  und  anderen  beibrechen- 
den Salzen  für  die  gesamte  Unterherrschaft  für  den  Staat 
kraft  Bergregals  in  das  Grundbuch  eintragen,  und  dieses 
Bergwerkseigentum  übertrug  die  Regierung  durch  Kauf- 
vertrag^i)  auf  Herrn  Brügman.  Die  Regierung  machte  aber 
schon  jetzt  geltend,  daß  sie,  im  Falle  Herr  Brügman  oder 
ein  späterer  Erwerber  von  einem  Kalisyndikat  oder  sonst 

*0  Der  Vertrag  zwischen  dem  Fürstl.  Schwarzb.  Ministerium, 

! Sondershausen  und  dem  Bergwerksuntemehmer  H.  L.  Brügman,  Dort- 

1 mund  vom  26.  VII.  1892  findet  sich  in  der  Gesetzessammlung  für 

: Sch.  Sond.  Jahrgang  1892,  S.  191  ff. 
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einem  Dritten  für  Unterlassung  oder  Einschränkung  der 
Ausbeute  eine  Entschädigung  enthält,  einem  solchen  Vertrag 
ihre  Genehmigung  versagen  wird,  wenn  der  Staat  nicht 
vierfünftel  des  so  erzielten  Betrages  erhält. 

Um  völlig  sicher  zu  gehen  und  eine  feste  Grundlage  für 
das  Recht  des  Staates  auf  die  Bezüge  aus  dem  Bergwerk 
zu  haben,  hatte  man  die  Form  eines  Kaufvertrages  gewählt. 
Allerdings  hätte  die  Verhandlung  mit  Brügman  auch  in 
einer  Verleihung  des  Bergwerkseigentums  ihren  Abschluß 
finden  können,  aber  es  lagen  gewichtige  Bedenken  recht- 
licher und  praktischer  Art  dagegen  vor;  zu  diesen  trat  noch 
die  Schwierigkeit,  daß  die  als  Bedingung  etwa  auferlegte 
Gegenleistung  nicht  als  eine  Abgabe  vom  Rohprodukt  hätte 
erscheinen  dürfen,  weil  eine  solche  Erhebung  für  Rechnung 
des  Staates  oder  Kommunen  gesetzlich  verboten  war  ge- 
mäß des  Abkommens  wegen  Erhebung  einer  Abgabe  von 
Salz  vom  8.  Mai  1867^2) 

Im  Kaufvertrag  erscheint  der  Staat  als  Verkäufer.  Er 
entäußerte  sich  seines  Eigentums  und  verlangte  Gegenleistun- 
gen, die  als  privatrechtliche  Leistungen  erzwungen  w'erden 
konnten.  Das  für  den  Staat  im  Grundbuch  eingetragene  Berg- 
werkseigentum an  Steinsalz,  Kali-  und  beibrechenden  Salzen 
bildet  den  Kaufgegenstand,  der  an  den  Käufer  Brügman 
übergeht.  Dessen  Gegenleistungen  sollten  in  einer  bestimm- 
ten Summe,  teils  in  verschiedenen  Zahlungen  und  sonst 
eingeräumten  Rechten  bestehen,  die  ihrerseits  wiederum  ge- 
meinschaftlich die  Natur  eines  Kaufpreises  haben.  Im  ein- 
zelnen heben  wir  besonders  hervor: 

Der  Käufer  und  jeder  spätere  Erwerber  haben  dem  Staate 
zu  zahlen : 


*2)  Bundesgesetzblatt  1867,  S.  50:  Uebereinkunft  wegen  Erhe- 
bung einer  Abgabe  von  Salz  vom  8.  Mai  1867,  Art.  2:  Das  im  Zoll- 
vereinsgebiet gewonnene,  sowie  das  aus  dem  Auslande  eingeführte 
Salz  unterliegt  einer  Abgabe  von  2 Thalern  (3  Gulden,  30  Kreuzer) 
für  den  Zollzentner  Nettogewicht.  Neben  dieser  Abgabe  darf  in 
keinem  Falle  eine  weitere  Abgabe  weder  für  Rechnung  des  Staates 
noch  für  Rechnung  von  Kommunen  erhoben  werden. 


I 
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1.  vom  1.  Oktober  1892  beginnend  für  das  1.  Jahr  20000 
Mark,  für  das  2.  Jahr  30000  Mk.  und  für  das  dritte  und 
jedes  folgende  40000  Mk.  Grubenfeldabgabe. 

2.  sobald  das  Bergwerk  einen  Gewinn  ergibt,  15  o/o  des 
jährlichen  Nettoertrages  und  zwar  an  erster  Stelle  vor 
der  etwa  sonst  noch  zur  Verteilung  kommenden  Ausbeute. 

3.  übernimmt  der  Käufer  die  Verpflichtung  dem  Staat  das 
Recht  des  Beitritts  zu  dem  Unternehmen  als  gleichberech- 
berechtigter  Gesellschafter  bis  zu  1/4  Anteil  am  Unter- 
nehmen einzuräumen. 

Durch  diese  Klausel  wurde  dem  Fiskus  in  jedem  Falle, 
mochte  nun  das  Bergwerk  in  einer  rechtlichen  Gestaltung 
betrieben  werden  wie  es  wollte,  die  Möglichkeit,  dem  Unter- 
nehmen beizutreten,  gesichert.  Man  konnte  damals  nicht 
voraussehen,  ob  das  Bergwerk  von  einem  Einzelunternehmer 
oder  einer  Gesellschaft  in  irgend  einer  Form  in  Betrieb 
genommen  würde.  Es  war  deshalb  vorgesehen,  daß  der 
Regierung,  falls  eine  Aktiengesellschaft  das  Bergwerk  er- 
w^erben  würde,  die  Aktien  al  pari  zu  überlassen  wären. 

Wesentlich  war  das  weitere  Recht  für  den  Fiskus,  daß 
er  seine  Aufnahme  erst  dann  zu  fordern  brauchte,  wenn 
der  Schacht  das  Kalisalzlager  bereits  durchsunken  hatte. 
Denn  nach  menschlichem  Ermessen  konnten  dann  die  Ge- 
fahren, denen  jedes  bergbauliche  Unternehmen  in  gewissem 
Maße  unterliegt,  als  beseitigt  angesehen  werden.  Grade 
in  diesem  Beitrittsrecht  des  Staates,  über  das  dieser  erst 
dann  sich  endgültig  zu  entscheiden  hatte,  wenn  die  Frage 
des  Gelingens  des  Werkes  in  der  Hauptsache  gelöst  war, 
muß  man  ein  äußerst  wertvolles  Zugeständnis  von  Brügman 
an  die  Regierung  erblicken. 

Aus  der  Reihe  der  anderen  dem  Staate  vorbehaltenen 
Rechte,  die  demselben  einen  weitgehenden  Einfluß  auch 
auf  die  innere  Verw'altung  des  Werkes  sichern,  sei  nur  fol- 
gendes herausgegriffen:  Jede  Veräußerung  des  Kaufgegen- 
standes, alle  Verträge  über  Verwertung  der  Ausbeute,  jede 
Änderung  des  Gesellschaftsvertrags,  die  Anstellung  der  Di- 
rektoren usw.  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  staatlichen 
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Genehmigung.  Ein  höherer  Staatsbeamter  ist  als  ständiger 
Kommissar  jederzeit  berechtigt  die  Geschäftsbücher  einzu- 
sehen. Grade  diese  Institution  war  zweifellos  geeignet,  die 
Kreditwürdigkeit  des  Unternehmens  in  den  Augen  des  Pub- 
likums zu  erhöhen,  andererseits  aber  auch  die  finanziellen 
Ansprüche  des  Fiskus  an  dem  Unternehmen  zu  sichern. 
Endlich  sei  noch  bemerkt,  daß  der  Staat  für  alle  Zeiten  sich 
das  Vorkaufsrecht  vorbehielt.  Dem  fürstlichen  Ministeri- 
um, das  die  langwierigen  Verhandlungen  bis  zum  Abschlüsse 
des  Vertrages  geschickt  durchgeführt  hat,  kann  man  auch 
vom  sozialen  Gesichtspunkte  aus  die  vollste  Anerkennung 
nicht  versagen.  Man  darf  wohl  annehmen,  daß  mit  der 
Durchführung  dieses  Vertrags  alles  nur  irgend  mögliche 
geschehen  ist,  um  Vorteile  aus  dem  Bergwerk  für  den  Staat 
zu  ziehen  und  auch  dauernd  zu  erhalten,  ohne  jedoch  das 
kleine  Fürstentum  in  zweifelhafte  Transaktionen  zu  stürzen 
und  ohne  irgendwelche  unsichere  und  gewagte  Spekulation 
zu  treiben.  Denn  erfüllte  sich  nicht  die  Erwartung,  die 
Staat  und  Unternehmer  für  das  kommende  Bergwerk  hegten, 
gingen  wirklich  die  aufgewendeten  Mittel  durch  unglückliche 
Ereignisse  verloren,  dann  verlor  der  Staat  nichts  als  eine 
Hoffnung.  Auf  der  anderen  Seite  war  allerdings  die  Mög- 
lichkeit vorhanden,  und  darauf  wurde  in  der  Landtagsver- 
handlung vom  12.  August  1892  hingewiesen,  daß  bei  einer 
späteren  günstigen  Entwicklung  des  Bergwerks  der  Regie- 
rung Vorwürfe  reicht  erspart  bleiben  würden,  daß  der  Staat 
ein  so  kostbares  Werk  überhaupt  abgetreten  hatte.  In  dem 
Kommissionsbericht  des  Landtags ^3)  heißt  es: 

„Solche  Tadler  sollten  sich  dann  aber  auf  den  heutigen 
Standpunkt  zurückversetzen  und  nicht  vergessen,  daß  der 
Staat  sich  nach  seinen  jetzigen  Finanzkräften  einzurichten 
hat  und  eine  seine  Kräfte  weit  übersteigende  Summe  nicht 
an  Wagnisse  setzen  darf,  deren  Erfolg  heute  immerhin  noch 
zweifelhaft  ist,  und  daß  er  daher  nur  so  weit  gehen  konnte, 
ohne  eigene  Gefahr  ein  Unternehmen  ins  Leben  zu  rufen. 


^3)  Landtags  Verhandlungen  1892—95,  B.  S.  7. 
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das  nicht  bloß  für  die  Landesfinanzen,  sondern  auch  für  die 
Landesvvohlfahrt  eine  Quelle  des  Segens  wird.“ 

Mit  Recht  wird  man  diesen  Ausweg  für  die  damalige 
Zeit  als  den  günstigsten  bezeichnen  müssen,  war  doch  da- 
mit eine  Grundlage  geschaffen,  auf  welcher  mit  fremdem 
Kapital  und  Unternehmungsgeist  ganz  bedeutende  Einnah- 
men erstehen  konnten,  und  man  konnte  hoffen,  ein  Werk 
ins  Leben  gerufen  zu  haben,  mit  dem  vorwärtsstrebender 
Geist  und  neuer  Wohlstand  in  das  Land  einziehen  würden. 

Man  wird  jedoch  auch  nicht  fehlgehen  in  der  Annahme, 
daß  die  im  Vertrag  ausbedungenen  Vorteile  die  äußerste 
Grenze  der  Zugeständnisse  seitens  des  Herrn  Brügman  ent- 
hielten. Anfang  August  1892  erteilte  der  Landtag  dem  Ver- 
trag die  verfassungsmäßige*^^)  Genehmigung. 

Jedoch  schon  im  November  desselben  Jahres  erfuhr  der 
Vertrag  einige  maßgebende  Veränderungen.  Da  diese  Fas- 
sung noch  heute  gültig  und  mit  einigen  Zusätzen  versehen 
auch  auf  die  inzwischen  entstandenen  Tochtergesellschaften 
übergegangen  ist,  lassen  wir  den  Vertrag  in  definitiver 
Fassung  folgen : 

Vertrag  der  Fürstl.  Schwarzburg.  Regierung,  Sondershausen, 
mit  dem  Bergwerksunternehmer  Brügman  vom  20.  Nov.  1892. 

Veröffentlicht  am  13.  Februar  1893^5) 

Nachdem  auf  Grund  des  Übereinkommens  vom  26.  Juli 
1892  (Ges.-Samml.  für  Schwarzburg-Sondershausen,  Jahrg. 
1892,  S.  191)  und  des  mit  demselben  veröffentlichten  Kauf- 
vertrags vom  selben  Tage  nebst  Nachtrag  vom  28.  Juli  1892 
die  Übereignung  des  für  den  Schwarzburg-Sondershausen- 
schen  Staat  im  Berg-Grundbuche  des  Fürstlichen  Landrats 
zu  Sondershausen  eingetragenen  Salz-  und  Kali-Bergwerks 
„Glückauf“  für  den  Bergwerksunternehmer  H.  L.  Brügman 


**)  Die  Genehmigung  des  Landtages  war  nach  § 53  des  Landes- 
grundgesetzes erforderlich:  „Eine  Veräußerung  des  Staatsguts  kann 
nur  mit  Zustimmung  des  Landtags  geschehen.“ 

^5)  Oesetzes-Sammlung,  Schwarzburg-Sondershausen  1893,  S.25ff. 
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zu  Dortmund  stattgefunden  hat,  wird  zwischen  dem  Fürst- 
lichen Ministerium  zu  Sondershausen  mit  landesherrlicher 
Ermächtigung,  unter  Vorbehalt  landesständischer  Genehmi- 
gung, und  dem  vorgenannten  Herrn  Brügman  bezüglich  der 
in  dem  vorgedachten  Kaufverträge  dem  letzteren  auferlegten 
Vereinbarungen  und  Bedingungen  anderweit  vereinbart,  was 
folgt : 

I.  Der  Verkäufer  verzichtet  auf  den  als  Sicherung  für  Er- 
füllung der  übrigen  Vertragsbestimmungen  verabredeten 
festen  Kaufpreis  von  3 Millionen  Mark,  indem  er  aner- 
kennt, daß  ihm  in  den  nachstehenden  Bestimmungen  an- 
derweit genügende  Sicherheit  für  Erfüllung  der  Gegen- 
leistungen des  Käufers  geboten  ist. 

II.  Käufer  und  jeder  spätere  Erwerber  haben  dem  Staate 

1.  als  Beitrag  zu  den  dem  Staate  erwachsenden  Lasten 
den  Betrag  von  20000  Mk.  für  das  am  1.  Oktober  1892 
begonnene  erste,  30000  Mk.  für  das  zweite  und  40000 
Mark  für  das  dritte  und  jedes  folgende  Jahr  zu  zahlen. 
Sollte  der  Bergwerksbesitzer  in  Gemäßheit  des  § 168 
des  Berggesetzes  einen  Teil  des  ihm  verliehenen  Gru- 
benfeldes lossagen,  und  die  vorstehend  festgesetzten 
Abgabenrenten  den  Betrag  einer  für  das  verbleibende 
Grubenfeld  nach  Maßgabe  der  §§152ff.  (s.  o.  S.  33) 
des  Berggesetzes  zu  berechnenden  Grubenfeldabgabe 
übersteigen,  so  werden  sie  auf  den  hiernach  zu  be- 
rechnenden Betrag  herabgesetzt.  Die  Summen  sind 
vierteljährlich  postnumerando  zahlbar.  Nach  Beginn 
der  Förderung  bleibt  weitere  Vereinbarung  über  et- 
waige anderweite  Bestimmung  des  künftigen  Betrags 
Vorbehalten.  Eine  Grubenfeld-Abgabe  wird  neben  den 
vorbestimmten  Summen  nicht  erhoben. 

2.  Daneben  15  o/o  des  jährlichen  Netto-Ertrags  des  Berg- 
werks und  aller  dazu  gehörigen  Anlagen  zu  gewähren. 
Als  Ertrag  des  Bergwerks  gilt  dabei  nicht  nur  der  Wert 
der  gesamten  geförderten  Rohprodukte,  sondern  auch 
aller  Gewinn  des  Bergwerks-Eigentümers  aus  deren 
Verwertung  im  Großbetrieb  — sei  es  mit,  sei  es  ohne 
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Weiterverarbeitung  — einerlei  ob  der  Bergwerks-Ei- 
gentümer sie  selbst  besorgt  oder  bei  deren  Überlassung 
an  Andere  ein  Entgelt  oder  einen  Vorteil  irgendwelcher 
Art  erhält.  Zur  Ermittelung  des  Netto-Ertrags  sind  vom 
Brutto-Ertrag  nur  abzuziehen  alle  laufenden  Betriebs- 
Unkosten,  Steuern  und  Abgaben,  wobei  die  Feststellung 
des  Umfangs  der  laufenden  Betriebs-Unkosten  einer 
besonderen  Vereinbarung  auf  der  Grundlage  der  in 
Anhalt  üblichen  Grundsätze  Vorbehalten  bleibt,  jedoch 
angemessene,  dem  regelmäßigen  Bergwerksbetriebe 
entsprechende  Abschreibungen  zulässig  sind. 

Ist  der  Bergwerks-Eigentümer  eine  Aktiengesell- 
schaft, so  gilt  als  Netto-Ertrag  diejenige  Summe,  welche 
nach  ordnungsmäßig  aufgestellter  Bilanz,  als  an  die 
Aktionäre  und  den  Aufsichtsrat  zu  verteilen,  nach  den 
Beschlüssen  der  General-Versammlung  übrig  bleibt.  Ist 
der  Bergwerks-Eigentümer  eine  Gesellschaft  anderer 
ähnlicher  Form  — etwa  eine  Gewerkschaft  oder  Aktien- 
Kommandit-Gesellschaft  — so  findet  die  Bestimmung 
des  vorigen  Satzes  sinnentsprechende  Anwendung. 

Überläßt  der  Bergwerks-Eigentümer  den  Betrieb 
der  Förderung,  Gewinnung  oder  Ausnutzung  ganz  oder 
teilweise  einem  Dritten,  so  erhält  der  Staat  die  15  o/o 
auch  von  dessen  Netto-Ertrag  in  gleichem  Sinne  und 
Umfange. 

Die  Vertragsschließenden  sind  darüber  einverstan- 
den, daß  der  Wert  dieser  Geldrente  für  den  Fall  ein- 
tretenden Konkurses  oder  eintretender  Subhastation  des 
Bergwerks  auf  150000  Mk.  jährlich  zu  schätzen  ist. 
Jeder  Ersteher  und  dritter  Erwerber  des  Bergwerks 
ist  verpflichtet,  diese  Rente  als  dingliche  Last  mit  zu 
übernehmen.  Der  Staat  ist  auch  im  Falle  des  Konkurses 
öder  der  Subhastation  nicht  berechtigt,  eine  Ablösung 
der  Rente  durch  Kapitalzahlung  zu  fordern. 

3.  Das  Recht  einzuräumen,  bis  zu  dem  unten  bestimmten 
Fristablauf  als  gleichberechtigter  Gesellschafter  — bei 
eihem  Einzel-Eigentümer  oder  mehreren  einfachen  Mit- 
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Eigentümern  (ohne  eigentliche  Gesellschaftsform)  nac 
seiner  Wahl  auch  als  stiller  Gesellschafter  - zu  einem 
m seinem  Ermessen  stehenden  Anteile  bis  zu  einem 
Vierteil  beizutreten,  ohne  dafür  hoher  als  die  ande 
Gesellschafter  belastet  zu  werden,  so  daß  ihm  also 
z B bei  einer  Aktiengesellschaft  die  Aktien  al  pari  zu 
überlassen  sind,  beziehungsweise  zu  dem  auf 
bis  dahin  eingezahlten  Betrage.  Dieses  unter  3 de 
Staate  vorbehaltene  Recht  erlischt,  wenn  er  nicht,  nach- 
dem der  Schacht  die  Kalisalz-Lagerstätte  durchsunken 
hat  und  dies  von  dem  Fürstlichen  Landrate  konstatier 
ist  binnen  einem  Monat  nach  einer  ihm  a'sdann  zu 
Händen  des  Fürstl.  Ministeriums  zu  stellenden  Auffor- 
derung endgültig  erklärt,  nunmehr  in  diese  Beteiligung 

4.  Der  Käufer  ist  verpflichtet,  für  den  Fall,  daß  er  sein 
Bergwerks-Eigentum  an  eine  Aktien-  oder  derg . 
Seilschaft  oder  eine  Gewerkschaft  ^ / 

zur  Sicherung  des  Staats  wegen  des  unter  3 demselb 
vorbehaltenen  Rechts  binnen  3 Monaten  nachdem  die 
Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  er- 
“i"  wird,  ein  Vierteil  der  Aktien  oder  Kuxen  e 
neugründeten  Gesellschaft,  oder,  so  weit  die  Aktie 
nocl  nicht  voll  eingezahlt  sind,  die  Interimsscheine  die- 
ser Aktien  der  Fürstlichen  Regierung  zu  verpfänden 
und  der  von  ihr  zu  bezeichnenden  Stelle  in  Verwahrung 

III.  Weiter  wird  seitens  des  Verkäufers  ^^^en^er  dem  Kau 
fer  und  jedem  späteren  Erwerber  Vorbehalten. 

1 Die  Veräußerung  des  Kaufobjekts  bedarf  zu  ihrer  Gu  - 

Seh  Zustfmmung  des  Fürstlichen  Mims.enums, 

welche  indes  nur  versagt  werden  darf, 

a)  wenn  die  Annahme  begründet  ist,  daß  der  neue  - 
Werber  nicht  die  erforderliche  Garantie  für  die  loyale 
ZsmZ,  des  beabsichtigten  Bergbau-Unterneh- 

b)  wenn  derselbe  die  in  diesem  Vertrage  dem  Käufer 
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auferlegten  Verpflichtungen  nicht  ausdrücklich  über- 
nimmt, 

c)  wenn  durch  die  Bedingungen  der  Übernahme  das 
Recht  des  Staates  aus  II  Nr.  2 und  3 des  Vertrags 
gefährdet  oder  wesentlich  beeinträchtigt  wird. 

2.  Bei  allen  auf  die  Überlassung  der  Ausbeutung  oder 
die  Verwertung  der  Produkte  im  Großbetriebe  (sei  es 
mit,  sei  es  ohne  Weiterverarbeitung)  bezüglichen  Ver- 
trägen ist  die  Genehmigung  Fürstl.  Ministeriums  vor- 
zubehalten und  alsbald  nachzusuchen.  Das  Gleiche  gilt 
von  allen  etwa  mit  Konkurrenz-Unternehmungen  oder 
irgendeinem  Dritten  abzuschließenden  Vereinbarungen, 
welche  die  Höhe  oder  Verwertung  der  Ausbeute  we- 
sentlich beeinflussen. 

Im  Falle  der  Nichtgenehmigung  dürfen  alle  diese 
Verträge  weder  erfüllt,  noch  sonst  als  gültig  behandelt 
werden. 

3.  Überläßt  der  Bergwerks-Eigentümer  den  Betrieb  der 
Förderung,  Gewinnung  oder  Ausnutzung  ganz  oder 
teilweise  einem  Dritten,  so  gilt  auch  für  dessen  Verträge 
und  Vereinbarungen  das  unter  2.  Bestimmte.  Dem 
Staate  haftet  hierfür  der  Bergwerks-Eigentümer. 

4.  Ist  dieser  Dritte  oder  der  Bergwerks-Eigentümer  selbst 
eine  Gesellschaft  irgendwelcher  Art,  so  wird  unbescha- 
det der  Fortdauer  aller  anderen  Bestimmungen  als  Vor- 
aussetzung für  Genehmigung  der  betreffenden  Verträge 
insbesondere  gefordert  werden,  daß  die  Gesellschaft 
sich  verpflichtet: 

a)  ihren  Sitz  in  Sondershausen  zu  nehmen  und  sich  den 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  zu  unterwerfen, 

b)  den  Gesellschaftsvertrag  und  jede  Änderung  dessel- 
ben von  der  Genehmigung  Fürstlichen  Ministeriums 
abhängig  zu  machen,  welche  indeß  nur  versagt 
werden  darf,  wenn  entweder  die  Bestimmungen  des 
Vertrags  von  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  ab- 
weichen, oder  wenn  durch  dieselben  eine  Schmäle- 
rung der  in  diesem  Vertrage  bedungenen  Rechte  des 
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Staats  herbeigeführt  wird,  und  insbesondere  nicht 
deshalb  versagt  werden  darf,  um  durch  die  Versagung 
Bestimmungen  zur  Aufnahme  zu  bringen,  die  von 
den  gesetzlichen  abweichen  und  der  Gesellschaft 
größere  Verpflichtungen  auferlegen,  als  sie  nach 
diesem  Vertrage  zu  übernehmen  hat, 

c)  dem  Staate  eine  Vertretung  im  Aufsichtsrate  oder 
dem  diesem  entsprechenden  Organe  zu  gewährlei- 
sten. 

5.  Die  Direktoren  und  selbständigen  Leiter  des  Betriebes 
des  Bergwerks  und  der  zur  Ausnutzung  gehörigen  An- 
lagen sind  dem  Fürstl.  Ministerium  vor  ihrer  Ernennung 
anzuzeigen,  und  ist  demselben  von  den  mit  ihnen  ge- 
schlossenen Kontrakten  Einsicht  zu  gewähren. 

6.  Das  Fürstliche  Ministerium  ist  in  bezug  auf  das  Berg- 
werk selbst  und  alle  von  dem  Eigentümer  oder  Betriebs- 
Unternehmer  zwecks  Förderung,  Gewinnung  und  Ver- 
wertung der  Produkte  betriebenen  — wenn  auch  nicht 
unter  das  Bergwerks-Eigentum  fallenden  — Anlagen, 
Fabriken  usw.  berechtigt,  durch  einen  von  ihm  zu  be- 
stellenden ständigen  Kommissar  sowohl  von  den  Ge- 
schäftsbüchern, als  von  den  Betriebs-Einrichtungen  in- 
nerhalb der  Geschäftsstunden  Einsicht  zu  nehmen  und 
jeden  sachlichen  Aufschluß  zu  fordern. 

IV.  Im  Falle  der  Gründung  einer  Aktien-  oder  dergl.  Gesell- 
schaft oder  Gewerkschaft  sind  die  unter  II,  1 und  2 und  III 
vereinbarten  Bestimmungen  in  den  Gesellschaftsvertrag 
aufzunehmen. 

V.  Dem  Staate  bleibt  für  alle  Zeiten  ein  Vorkaufsrecht  am 
Kaufobjekt  mit  den  eigentlichen  Bergwerks-Anlagen  der- 
gestalt Vorbehalten,  daß  dasselbe  auch  bei  Nichtausübung 
in  einem  Veräußerungsfalle  nicht  erlischt,  sondern  als 
fortdauernd  je  auf  den  neuen  Erwerber  eingetragen  bleibt. 

VI.  Die  gesamten  vorstehenden  Bestimmungen  sind  im 
Grundbuche  entsprechend  einzutragen,  bezw.  die  bereits 
erfolgten  Eintragungen  entsprechend  zu  ändern. 

3* 
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VII.  Die  Kosten  dieses  Vertrages  und  der  im  Grundbuche  er- 
forderlichen Änderungen  trägt  der  Verkäufer. 

Sondershausen,  den  20.  November  1892. 
gez.  Petersen, 

F.  Schw.  Staatsminister.  gez.  H.  L.  Brügman. 

Der  hauptsächlichste  Unterschied  zwischen  der  ersten 
und  der  endgültigen  Fassung  des  Vertrages  besteht  in  dem 
Verzicht  auf  den  Kaufpreis  von  3 Millionen  Mark,  die  beim 
Verkaufe  des  Bergwerkeigentums  an  Brügman  an  erster 
Stelle  auf  die  Berechtsame  mit  den  eigentlichen  Bergwerks- 
anlagen für  den  Fiskus  als  Hypothek  eingetragen  worden 
war,  und  die  zunächst  nichts  weiter  sein  sollte  als  eine  un- 
anfechtbare Sicherung  der  staatlichen  Ansprüche  auf  den 
Vorausbezug  der  15  o/o  vom  Reinertrag.  Als  Äquivalent  für 
diesen  Kaufpreis  tritt  in  Vertrag  II  die  jährliche  Rente  von 
150000  Mk.,  die  im  Falle  eintretenden  Konkurses  oder  der 
Zwangsversteigerung  von  jedem  Erwerber  als  dingliche  Last 
mit  zu  übernehmen  ist.  Ferner  sei  noch  darauf  verwiesen, 
daß  in  Art.  II  Ziff.  4 im  Falle  der  Übertragung  des  Berg- 
werkseigentums an  eine  Gesellschaft  (Aktiengesellschaft  oder 
Gewerkschaft)  bestimmt  wird,  daß  der  vierte  Teil  der  Aktien 
oder  Kuxen  der  Regierung  zu  verpfänden  ist.  Weitere  ein- 
schneidende Änderungen  weist  das  Übereinkommen  vom 
20,  November  nicht  auf. 

Gründung  der  Gewerkschaft  „Glückauf“. 

Ende  1892  waren  die  Verträge  zwischen  Ministerium 
und  Brügman  rechtskräftig  geworden,  und  dieser  trat  darauf- 
hin mit  dem  A.  Schaaffhausenschen  Bankverein  in  Verhand- 
lung wegen  der  Finanzierung  des  Bergw^erks.  Durch  ein 
zwischen  Brügman  und  diesem  getroffenes  Übereinkommen 
wurden  die  Verhandlungen  abgeschlossen  und  die  sofortige 
Bildung  einer  tausendteiligen  Gewerkschaft  mit  1000  Kuxen 
im  Sinne  des  preußischen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865 
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in  Aussicht  genommen,  an  welche  das  Bergwerk  von  Herrn 
Brügman  zu  Eigentum  abgetreten  werden  sollte.  Der  Ein- 
satzpreis pro  Kux  wurde  auf  1900  Mk.  vereinbart.  Es 
wurde  der  Entwurf  eines  Statuts  für  die  Gewerkschaft 
„Glückauf“  mit  dem  Anträge,  daß  das  Statut  ebenso  wie  der 
Verkauf  des  Bergwerks  an  die  Gewerkschaft  die  vertrags- 
mäßig erforderliche  Genehmigung  des  fürstlichen  Ministeri- 
ums finden  möge,  eingereicht.  In  der  bestehenden  Schwarz- 
burg-Sondershäusischen  Gesetzgebung  fehlte  jedoch  die  nö- 
tige gesetzliche  Grundlage  für  die  Bildung  einer  Gewerk- 
schaft, und  deshalb  war  vorläufig  die  Genehmigung  sowohl 
des  Verkaufs  wie  die  des  Statuts  unmöglich.  Im  Verlauf 
der  weiteren  Verhandlungen  zwischen  der  fürstlichen  Re- 
gierung und  Herrn  Brügman  erklärte  sich  erstere  bereit , 
unter  Anwendung  des  §39^6)  des  Landesgrundgesetzes  mög- 
lichst sofort  ein  Notgesetz  zu  erlassen,  wodurch  die  Bestim- 
mung des  preußischen  Berggesetzes,  die  Rechtsverhältnisse 
der  Gewerkschaften  betreffend,  enthalten  in  den  §§94  bis 
134,  mit  den  durch  Sondershäuser  Einrichtungen  erforder- 
lichen redaktionellen  Änderungen  für  den  Bereich  der  Unter- 
herrschaft zum  Gesetz  erhoben  werden  sollte.  Dieses  Not- 
gesetz selbst  oder  ein  dasselbe  umfassendes  allgemeines  re- 
vidiertes Berggesetz  sollte  noch  im  laufenden  Jahre  dem 
Landtag  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden.  Ferner  ver- 
sprach die  Regierung,  in  dem  Notgesetz  würde  eine  Be- 
stimmung des  Inhalts  vorgesehen  sein,  daß  es  auf  die  bereits 
konstituierte  Gesellschaft  „Glückauf“  und  deren  in  notari- 
ellem Protokoll  festgelegtes  Statut  Anwendung  finden  sollte. 
Das  Ministerium  verpflichtete  sich  dem  Statut  der  Gewerk- 
schaft, sofern  dasselbe  mit  dem  bereits  vorgelegten  überein- 


§ 39:  „Der  Fürst  kann  Gesetze  dann  oh.ie  vorherige  Mit- 
wirkung des  Landtags  erlassen,  wenn  dieselben  durch  die  Umstände 
dringend  geboten  sind  und  keinen  Aufschub  bis  nach  Zusammentritt 
des  eben  nicht  versammelten  Landtags  leiden.  Dieselben  dürfen 
jedoch  keine  Änderung  des  Landesgrundgesetzes  enthalten,  und 
müssen  nach  dem  Zusammentritt  des  nächsten  Landtags  demselben 
mit  den  Beweggründen  vorgelegt  werden.“ 
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stimmen  würde,  sowie  zu  der  Übereignung  des  Bergwerks 
an  die  Gewerkschaft  sofort  nach  Verkündung  des  Notge- 
setzes die  Genehmigung  zu  erteilen.  Auch  bestimmte  das 
Ministerium  schon  einen  Beamten  zum  staatlichen  Mitglied 
des  Grubenvorstandes  der  Gewerkschaft.  Der  Unternehmer 
seinerseits  sagte  namens  der  Gewerkschaft  zu,  daß  diese 
sofort  alle  erforderlichen  Vorbereitungen  zur  Inangriffnahme 
der  Schachtanlagen  treffen  und  das  Unternehmen,  insbe- 
sondere die  Schachtanlage,  soweit  die  gebotene  Vorsicht  we- 
gen der  technischen  Schwierigkeiten  es  erlaubte,  ohne  Zö- 
gern mit  allen  Mitteln  fördern  werde.  Die  Regierung  er- 
teilte die  Erlaubnis  zur  Anlage  von  Fabriken  und  sonstigen 
Betrieben,  welche  die  Gewerkschaft  im  Laufe  der  Zeit,  sei 
es  zur  weiteren  Ausdehnung  des  Betriebs,  sei  es  zur  Verwer- 
tung ihrer  Rohprodukte  benötigen  sollte,  und  versprach  der 
Gewerkschaft  allen  nur  möglichen  Vorschub  zu  leisten.  Sie 
räumte  ihr  das  Recht  zur  Benutzung  aller  Flüsse,  Bäche, 
Seen  oder  Teiche  des  Landes  für  Abwässer  ein,  soweit  es 
in  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Reichs-  oder  Landesge- 
setze zulässig  war.  Endlich  versicherte  der  Vertreter  der 
Gewerkschaft,  sobald  eine  größere  Zahl  von  Arbeitern  be- 
schäftigt würde,  tunlichst  für  Beschaffung  von  besonderen 
Arbeiterwohnungen  Sorge  tragen  und  auch  sonst  allen  Be- 
strebungen der  Regierung  in  bezug  auf  Wohlfahrtseinrich- 
tungen für  die  Arbeiter  entgegenkommen  zu  wollen.  Die 
Regierung  gewährleistete  der  Gewerkschaft  ausdrücklich,  daß 
jener  als  solcher,  sowie  von  ihr  zu  errichtenden  Betrieben 
weitere  besondere  Abgaben  nicht  auferlegt  werden,  auch 
insbesondere  nicht  in  dem  Fall,  als  andere  Gesellschaften  mit 
Bergbaubetrieb  durch  Landesgesetz  oder  Vertrag  zu  Mehr- 
leistungen verpflichtet  werden  sollten.  Ferner  versprach  sie, 
die  Gewerkschaft  im  Bundesrat  stets  bei  Schwierigkeiten  mit 
der  Reichsregierung  voll  und  ganz  zu  vertreten,  und  als  wei- 
terer Beweis  des  lebhaften  Interesses  des  Fürsten  mag  fol- 
gende Stelle  eines  Briefes  des  Staatsministers  dienen:  „Sr. 
Durchlaucht  der  Fürst,  Höchstweicher  auf  einen  recht  bal- 
digen Beginn  der  Arbeit  großen  Wert  legt,  betont  nochmals, 
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daß  ich  dem  Unternehmen  nach  jeder  Richtung  hin  größt- 
möglichen Vorschub  leisten  solle.  Daran  soll  es  nicht  fehlen. 
Nachdem  Ihr  Institut  (gemeint  der  A.  Schaaffhausensche 
Bankverein)  die  Angelegenheit  übernommen  hat,  bin  ich 
völlig  beruhigt,  und  wird  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen 
am  besten  ein  gedeihliches  Operieren  sichern. ‘‘ 

Überhaupt  war  alle  Welt  damals  voll  guter  Hoffnung,  nur 
das  Syndikat  und  seine  Leute  suchten  die  Sache  als  aus- 
sichtslos hinzustellen.  Die  Beurteilung,  die  die  neue  Ge- 
werkschaft in  diesen  Kreisen  fand,  war  freilich  von  der 
oben  angeführten  grundverschieden.  Aus  der  Redaktion 
einer  Zeitung,  die  über  Kalikuxe  besonders  gut  unter- 
richtet sein  wollte,  flatterte  damals  ein  Flugblatt  heraus, 
das  die  Anschauung  des  gegnerischen  Lagers  wiederspiegelt 
und  folgenden  Wortlaut  hatte: 

„„Glückauf“  Sondershausen. 

Seit  einigen  Tagen  wird  von  offenbar  interessierter  Seite 
die  Mitteilung  verbreitet,  daß  auf  dem  Kalibergwerk  „Glück- 
auf“ durch  Bohrungen  neue  großartige  Aufschlüsse  ge- 
macht seien.  Der  Zweck  dieser  Manöver  liegt  klar  auf  der 
Hand!  Man  beabsichtigt  die  Kuxe  in  die  Höhe  zu  treiben 
und  dann  auf  Grund  der  schönen  Schilderungen  dieselben 
an  den  Mann  zu  bringen.  Im  Interesse  einer  weiteren  soli- 
den Entwicklung  der  Kaliindustrie  ist  es  nur  wünschenswert, 
daß  alle  dergleichen  Manipulationen  keinen  Erfolg  haben, 
denn  nur  wenn,  wie  bisher,  die  Kaliindustrie  auf  solidester 
Basis  sich  weiter  entwickelt  und  aller  Schwindel  hintenan 
gehalten  wird,  wird  sich  dauernd  das  Publikum  an  derselben 
beteiligen  und  ihr  dasjenige  Vertrauen  entgegenbringen,  wel- 
ches zu  einem  weiteren  gesunden  Gedeihen  erforderlich  ist. 
Wir  machen  deshalb  darauf  aufmerksam,  daß  die  Nachrichten 
von  einem  sehr  günstigen  Bohrresultat  vollkommen  unwahr 
sind.  Die  vom  preußischen  Fiskus  für  „Glückauf“  Sonders- 
hausen ausgeführte  Bohrung  hat  vielmehr  für  das  Werk  ein 
höchst  betrübendes  Resultat  ergeben,  indem  erst  in  der  enor- 
men Tiefe  von  ca.  800  m 7,22  m Kalisalze  durchbohrt  wurden, 
also  lediglich  ein  Schmitzen  von  Kalisalzen,  der,  wenn  man 
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das  Einfallen  abrechnet,  nur  etwa  4 m breit  mächtig  ist.  Aber 
auch  diese  4 m scheinen  nicht  einmal  ein  gesundes  Carnallit- 
lager zu  bilden,  sondern  in  ihrem  oberen  Teile  auch  nur  aus 
einem  Gemenge  von  Kalisalz  und  Steinsalz  (sylvinitische 
Salze)  zu  bestehen.  Daß  ein  solcher  Fund  nicht  prak- 
tisch ausbeutbar,  wird  jedem  klar  sein,  der  mit  den 
Verhältnissen  des  Salzbergbaues  nur  einigermaßen  bekannt 
ist.  Wenn  nicht  weitere  günstige  Aufschlüsse  gemacht  wer- 
den, was  wir  nach  den  vorliegenden  Resultaten  der  verschie- 
denen Bohrungen  in  Thüringen  für  höchst  unwahrscheinlich 
halten,  so  scheint  es  um  die  Zukunft  von  „Glückauf“  schlecht 
bestellt,  und  wird  das  Werk  niemals  mit  denjenigen  der  Staß- 
furter  oder  Braunschweiger  Gegend,  die  durchweg  über 
Kalilager  von  30 — 120  m Mächtigkeit  verfügen,  und  deren 
Baue  sich  vielfach  in  Tiefen  von  nur  300  m bewegen, 
konkurrieren  können,  zumal  „Glückauf“  noch  mit 
Abgaben  an  die  Sondershäuser  Regierung  be- 
lastet ist.  Wir  glauben  das  Interesse  aller  an  der  Kali- 
industrie Beteiligten  zu  fördern,  indem  wir  darauf  hinweisen, 
damit  später  schwere  Enttäuschungen  und  große  Verluste 
vermieden  werden.“ 

So  war  am  9.  Februar  1893  die  Gewerkschaft  „Glückauf“ 
zwecks  Ausbeutung  des  Kalibergwerks  und  Verarbeitung  sei- 
ner Rohprodukte  ins  Leben  getreten.  Aus  den  Satzungen 
der  Gewerkschaft  „Glückauf“  führen  wir  die  hier  interessie- 
renden Bestimmungen,  die  zum  Teil  aus  dem  Vertrag  des 
Staates  mit  Herrn  Brügman  wörtlich  übernommen  sind,  an, 

Auszug  aus  dem  Statut  der  Gewerkschaft 
„Glückauf“  zu  Sondershausen. 

§ 1- 

Die  unter  dem  Namen  Gewerkschaft  „Glückauf“  be- 
stehende Gewerkschaft  hat  ihren  Sitz  in  Sondershausen  und 
ist  von  unbestimmter  Dauer. 

§ 6. 

Für  die  Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  haftet  nur 
das  Vermögen  derselben.  Zu  den  Verbindlichkeiten  der  Ge- 
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Werkschaft,  für  deren  Erfüllung  dieselbe  mit  ihrem  ganzen 
Vermögen  haftet,  gehören  besonders  die  in  den  §§  19—24 
aufgeführten  Verpflichtungen  derselben  gegenüber  der 
Schwarzburg-Sondershäusischen  Regierung.  Für  diese  Ver- 
pflichtung bleibt  das  Bergwerk  nach  Maßgabe  der  im  Grund- 
und  Hypothekenbuche  bereits  bewirkten  Eintragungen  an 
erster  Stelle  verpfändet. 

§ 19. 

Pflichten  und  Rechte  der  Gewerkschaft  gegenüber  der 
Fürstlich  Schwarzburg-Sondershäusischen  Regierung.  (Siehe 
oben  S.  46 — 51.) 

§ 21. 

Bei  allen  auf  die  Überlassung  der  Ausbeutung  oder  die 
Verwertung  der  Produkte  im  Großbetrieb  (sei  es  mit,  sei  es 
ohne  Weiterverarbeitung)  bezüglichen  Verträgen  ist  die  Ge- 
nehmigung des  fürstlichen  Ministeriums  vorzubehalten  und 
alsbald  nachzusuchen.  Das  gleiche  gilt  von  allen,  etwa  mit 
Konkurrenzunternehmungen  oder  irgendeinem  Dritten  ab- 
zuschließenden Vereinbarungen,  welche  die  Höhe  oder  Ver- 
wertung der  Ausbeute  wesentlich  beeinflussen.  Im  Fall  der 
Nichtgenehmigung  dürfen  alle  diese  Verträge  weder  erfüllt, 
sonst  als  gültig  behandelt  werden. 

§ 35. 

Der  Grubenvorstand  besteht  aus  drei  Mitgliedern,  deren 
Zahl  durch  Beschluß  der  Gewerkenversammlung  bis  auf  8 
erhöht  werden  kann. 

§ 36. 

Ein  Mitglied  des  Grubenvorstandes  wird  von  dem  fürst- 
lichen Ministerium  ernannt.  Die  übrigen  Mitglieder  werden 
in  der  Gewerkenversammlung  durch  absolute  Stimmenmehr- 
heit gewählt. 

§ 45. 

Die  Mitglieder  des  Grubenvorstandes  erhalten  außer  dem 
Ersatz  aller  aus  der  Erfüllung  ihres  Berufes  entstandenen 
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baren  Auslagen  eine  Tantieme  von  5(>/o  der  zur  Verteilung 
gelangenden  Ausbeute,  mindestens  aber  zusammen  7000  Mk. 
jährlich.  Der  auf  das  staatliche  Mitglied  des  Grubenvorstan- 
des entfallende  Anteil  der  Tantieme  wird  der  fürstlichen 
Staatsregierung  zur  Verwendung  überwiesen. 

§ 50. 

Der  Gewerke  H.  L.  Brügman  zu  Dortmund  bzw.  sein 
Rechtsnachfolger  hat  die  Verpflichtung  zur  Sicherung  des 
Rechtes  der  Schwarzburg-Sondershäusischen  Regierung,  bis 
zu  einem  Monat  nach  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Schacht 
die  Kalisalzlagerstätte  'durchschnitten  hat,  und  dieses  von  dem 
fürstlichen  Landrate  konstatiert,  und  von  dem  genannten  Ge- 
werken dem  Ministerium  angezeigt  ist,  bis  zu  250  Kuxe  gegen 
Zahlung  des  von  dem  A.  Schaaffhausenschen  Bankverein  ge- 
zahlten Kaufpreises  und  Erstattung  der  inzwischen  auf  jeden 
Kux  eingezahlten  Zubuße  käuflich  zu  erwerben  — 250  Kuxe 
bis  zu  dem  genannten  Zeitpunkte  zu  verpfänden  und  bei  der 
von  derselben  zu  bezeichnenden  Stelle  in  Verwahr  zu  geben. 
Bezüglich  dieser  Kuxe  kann  der  Gewerke  H.  L.  Brügman 
bzw.  sein  Rechtsnachfolger  sich  nach  Zahlung  von  je 
1000  Mk.  Zubuße  per  Kux  von  der  Zahlung  weiterer  Zu- 
bußen dadurch  befreien,  daß  er,  sofern  nicht  die  fürstliche 
Regierung  die  Kuxe  ihrerseits  unentgeltlich  übernehmen  will, 
seine  gegen  die  fürstlich  Schwarzburg-Sondershäusische  Re- 
gierung ihm  zustehenden  Rechte  auf  Zahlung  des  Kaufpreises 
und  Erstattung  der  gezahlten  Zubuße  bzw.  Rückgabe  der 
verpfändeten  Kuxe  unentgeltlich  an  die  Gewerkschaft  „Glück- 
auf“ abgibt,  wofür  dann  diese  für  die  Rechte  und  Pflichten 
des  Herrn  Brügman  wegen  dieser  Kuxe  in  jeder  Weise  ein- 
zutreten hat. 


Bereits  am  13.  Februar  1893  erging  das  Notgesetz  über 
die  Zulassung  von  Gewerkschaften  in  Schwarzburg-Sonders- 
hausen,  sich  eng  an  die  Bestimmung  des  preußischen  Berg- 
gesetzes anschließend.  Jedoch  schon  1894  traten  in  den  berg- 
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rechtlichen  Verhältnissen  des  Fürstentums  mit  dem  Erlaß 
eines  neuen  Berggesetzes  entscheidende  Veränderungen  ein, 
die  natürlich  auch  für  die  Gewerkschaft  von  großer  Wichtig- 
keit waren. 

Das  Berggesetz  vom  6.  März  1894^^). 

Da  der  Bergbau  in  Schwarzburg-Sondershausen  bisher 
nur  geringe  Bedeutung  hatte,  lagen  zwingende  Gründe  zu 
einer  Revision  des  Berggesetzes  von  1860  nicht  vor.  Doch 
mit  der  Auffindung  von  Kalisalzen  erhielt  der  Bergbau  eine 
ungeahnte  Wichtigkeit,  und  es  zeigten  sich  sehr  bald  Lücken 
in  dem  geltenden  Gesetz.  Schon  das  Fehlen  aller  Vorschrif- 
ten über  Gewerkschaften  erforderte  schleunigste  Abhilfe  und 
veranlaßte  das  oben  erwähnte  Notgesetz.  Die  Bedeutung,  die 
das  großzügig  angelegte  Kaliwerk  „Glückauf“  anzunehmen 
schien,  veranlaßte  die  Regierung  mit  einer  vollständigen  Neu- 
bearbeitung des  Berggesetzes  hervorzutreten.  Manche  Vor- 
schriften wie  z.  B.  die  über  Grubenoffizianten  (vgl.  § 83  des 
Ges.  V.  1860)  vv^aren  nicht  mehr  zeitgemäß.  Es  mußte  ferner  als 
eine  Forderung  der  Billigkeit  erscheinen,  den  durch  die  Be- 
stimmungen der  Novelle  zur  Reichsgewerbeordnung  (l.Juli 
1891)  weiter  ausgebildeten  Schutz  der  Arbeiter  durch  die 
Landesgesetzgebung  auch  auf  die  beim  Bergbau  beschäftigten 
Arbeiter  auszudehnen.  In  der  Hauptsache  schließt  sich  das 
neue  Berggesetz  an  das  preußische  an,  das  seit  ca.  1890  in 
weitaus  dem  größten  Teile  von  Deutschland  in  Geltung  war. 
Nur  einzelne  wichtige  Bestimmungen  wurden  aus  dem 
sächsischen  Bergrecht  herübergenommen,  so  vor  allem  die 
Vorschriften  über  das  Salzregal  des  Staates.  Das  Berggesetz 
regelt  die  Verhältnisse  des  Bergbaues  hinsichtlich  der  Mine- 
ralien, die  wegen  ihres  Gehaltes  an  Metallen  oder  Salzen 
nutzbar  sind,  sowie  hinsichtlich  der  Solquellen  und  Stein- 
kohlen. Diese  Mineralien  und  Salzquellen  sind  der  Verfü- 
gung des  Grundeigentümers  entzogen,  und  können  von  jedem 


*")  Gesetzessammlung  für  Schwarzburg-Sondershausen,  Jahrgang 
1894,  S.  23-75. 
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gewonnen  werden.  Die  Aufsuchung  und  Gewinnung  von 
Steinsalz  und  der  Kalisalze  usw,  bleibt  dem  Staate  Vorbe- 
halten. Das  Ministerium  kann  zur  Gewinnung  dieser  Salze 
und  Quellen  die  Erlaubnis  unter  besonderen  Bedingungen 
erteilen.  Das  Recht  zum  Aufsuchen  von  Mineralien  wird 
durch  einen  vom  Landrat  zunächst  auf  die  Dauer  eines  Jahres 
ausgestellten  Schürfschein  erteilt.  Das  Schürffeld  darf  in  der 
Regel  eine  Ausdehnung  von  400000  qkm  nicht  überschreiten, 
ln  einem  Schürffeld  dürfen  Schürfscheine  auf  dieselben  Mine- 
ralien nicht  gleichzeitig  an  verschiedene  Personen  verteilt 
werden.  Der  Bergwerksbesitzer,  der  infolge  eingereichter 
Mutung  durch  eine  vom  Landrat  ausgestellte  Verleihungs- 
urkunde das  Bergwerkseigentum  erhalten  hat,  ist  verpflich- 
tet, das  Bergwerk  zu  betreiben.  Es  sind  Arbeitsordnungen 
zu  erlassen,  und  die  Bergarbeiter  müssen  Arbeitsbücher  ha- 
ben. Die  Grubenfeldabgabe  beträgt  vierteljährlich  für  je 
4000  qkm  bei  Verleihung  auf  Gold  oder  Silber  0,50  Mk., 
sonst  0,30  Mk.  Außerdem  ist  von  jedem  Bergwerk  eine 
Rohertragssteuer  von  5 o/o  des  Verkaufswertes  des  Rohertrags 
zu  entrichten.  Bergbehörden  sind  1.  Landräte,  2.  das  Mini- 
sterium, Abteilung  des  Innern,  3.  das  Gesamtministerium. 
Die  Bergbehörden  1.  Instanz,  denen  preußische  Bergbeamte, 
Bergrat  und  Oberbergrat,  vertragsmäßig  als  technische  Be- 
rater zur  Seite  stehen,  haben  innerhalb  ihres  Wirkungskreises 
alle  Befugnisse  der  Polizeibehörden.  Vom  Erlaß  einer  all- 
gemeinen Bergpolizeiverordnung  hat  man  abgesehen,  es  sind 
die  vom  königlichen  Oberbergamt  in  Halle  a.S.  erlassenen 
Bestimmungen  in  Geltung.  Von  den  hier  besonders  inter- 
essierenden Vorschriften  für  Gewerkschaften  stimmen  die 
§§  104—139  genau  mit  denen  des  preußischen  Berggesetzes 
(dort  §§94 — 133)  überein,  doch  sind  im  schwarzburgischen 
Gesetz  Bestimmungen  über  die  Liquidation  und  den  Konkurs 
der  Gewerkschaften  vorgesehen,  die  das  preußische  Gesetz 
nicht  kennt.  Das  Gesetz  enthält  ferner  Vorschriften  über 
Hilfsbaue,  Feldesteilung  und  Austausch  und  über  die  Knapp- 
schaftskrankenkassen, Pensions-  und  Unterstützungskassen. 
Die  Gewerkschaft  „Glückauf“  hat  von  der  gesetzlichen  Er- 
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laubnis  Gebrauch  gemacht  und  sich  dem  Knappschaftsverein 
in  Hatberstadt  angeschlossen. 

Abteufen  des  Brügmanschachtes  und  die  provisorischen 

Verträge  mit  dem  Verkaufssyndikat  der  Kaliwerke. 

Die  Berechtsame  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  umfaßt 
die  gesamte  Unterherrschaft  des  Fürstentums  Schwarzburg- 
Sondershausen  in  einer  Ausdehnung  von  61/4  Quadratmeilen 
= 564  262  000  qm  und  entspricht  somit  der  Ausdehnung  von 
rund  258  preußischen  Normalfeldern.  Am  1.  Mai  1893  wurde 
der  erste  Spatenstich  zu  Schacht  I getan;  das  eigentliche 
Abteufen  wurde  nach  Beendigung  der  Vorarbeiten  am  1.  Vlll. 
begonnen  und  der  Durchmesser  des  Schachtes  auf  5,2  m 
festgesetzt.  Als  Einschlagsstelle  wurde  ein  Ort  gewählt, 
der  in  ca.  3000  m westlicher  Entfernung  von  Sondershausen 
liegt.  Zwecks  Gewinnung  des  nötigen  Terrains  wurde  ein 
etwa  30  Morgen  großer  zur  fürstlichen  Domäne  Sonders- 
hausen gehöriger  Plan,  der  südlich  an  die  Wipper  stößt, 
angekauft.  Zur  Wahl  dieses  Geländes  hatte  wesentlich  die 
Möglichkeit  eines  bequemen  Bahnanschlusses  an  die  Strecke 
Nordhausen— Erfurt  beigetragen. 

Nach  Fertigstellung  der  nötigen  Vorrichtungsarbeiten, 
nach  Aufstellung  der  provisorischen  Dampfmaschinen  und 
Pumpen,  schritt  das  Abteufen  rüstig  voran.  Bis  zum  Jahres- 
schluß 1893  hatte  der  Schacht  eine  Teufe  von  50  m erreicht. 
Auch  wurde  in  diesem  Jahre  noch  eine  Verbindung  der 
Schachtanlage  mit  der  Straße  Sondershausen — Nordhausen 
durch  Chaussierung  eines  1300  m langen  Feldweges  und 
außerdem,  ein  1350  m langes  normalspuriges  Anschlußgleis 
zwischen  den  Stationen  Sondershausen  und  Kleinfurra  an 
die  preußische  Staatsbahn  Nordhausen — Erfurt  fertiggestellt. 
Durch  starke  Wasserzuflüsse,  die  zeitweilig  auf  1800  Liter 
pro  Minute  stiegen,  wurden  die  weiteren  Abteufungsarbeiten 
sehr  erschwert.  Von  ca.  100  m ab  hatte  sich  jedoch  das  Ge- 
birge als  kompakt  erwiesen,  so  daß  man  bei  120  m Teufe  den 
Abschluß  des  Wassers  bewerkstelligen  konnte.  Die  günsti- 
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gen  Gebirgsverhältnisse  hielten  beim  weiteren  Abteufen  des 
Schachtes  an ; es  traten  keine  Wasserzuflüsse  mehr  auf,  und 
das  Gebirge  wurde  im  großen  und  ganzen  in  den  vermu- 
teten Lagerungsverhältnissen  angetroffen.  Am  18.  August 
1895  wurde  bei  634  m das  Steinsalz  erreicht,  am  9.  September 
das  Kalisalzlager  in  einer  Teufe  von  648  m angefahren  und 

von  der  Bergbehörde  in  einer  Mächtigkeit  von  ca.  16  m fest- 
gestellt. 

Da  das  Kalisalzflötz  aus  sylvinitischen  Hartsalzen  be- 
stand, und  man  bestimmt  auf  Carnallit^s)  gerechnet  hatte, 
so  ist  es  wohl  möglich,  daß  man,  wie  Verfasser  berichtet 
wurde,  erst  einige  Zeit  nach  dem  völligen  Durchsinken  des 
Lagers  die  Kalisalze  als  solche  erkannte. 

Das  Ausmauem  des  Schachtsumpfes  und  des  letzten 
Mauersatzes  wurde  Ende  September  beendigt,  und  bei 
662,75  m die  Hauptfördersohle  angesetzt.  Irgendwelche  be- 
sonderen Schwierigkeiten  oder  unvorhergesehene  Ereignisse 
waren  beim  Abteufen  des  Brügmanschachtes  nicht  eingetre- 
ten, bei  einer  späteren  Bohrung  traf  man  jedoch  auf  Stink- 
stein. Der  Schacht  ist  in  außerordentlich  kurzer  Zeit  fertig- 
gestellt worden.  Für  eine  Gesamtteufe  von  670  m ergibt  sich 
eine  tägliche  Durchschnittsleistung  von  0,85  m fertig  verklei- 
deten Schachtes.  Der  Schacht  steht  bis  120  m in  w^asserdich- 
tem  Ausbau  aus  gußeisernen  Tübbings,  von  da  ab  bis  zum 
Schachtsumpf  in  Backsteinmauerung.  Die  mit  dem  Schacht 
durchteufte  Schichtensohle  ist  nachstehende: 

Bis  9,10  m Alluvium  und  Diluvium  (Ackererde  und 
wasserführende  Diluvialkiese), 
bis  120  m mittlerer  Buntsandstein  (Abschluß  des  Was- 
sers), 

bis  439,60  m unterer  Buntsandstein  (wasserfrei), 
bis  464,50  m oberstes  Zechsteinglied, 

^)  Hartsalz  = Gemenge  von  ca.  15— 25'Vo  Chlorkalium  (KCl), 
5—250/0  Kieserit  (Mg  SO^,  HoO)  40— 60o/o  Steinsalz  (NaCl). 

^®)  Camallit  im  wesentlichen  Gemisch  von  mineralischem  Car- 
nallit  (KCl  MgCU  6HoO),  Steinsalz,  Kieserit  und  Anhydrit  (CaSO^). 
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bis  482,20  m erstes  jüngeres  Steinsalz, 

bis  483,25  m Anhydrit, 

bis  504,50  m blauer  und  roter  Salzton, 

bis  586,00  m zweites  jüngeres  Steinsalz, 

bis  617,00  m Anhydrit, 

bis  632,00  m fester  Salzton, 

bis  634,00  m Steinsalz, 

bis  648,00  m Sylvinite  und  Hartsalze, 

bis  675,00  m älteres  Steinsalz. 

Zur  Untersuchung  der  Salzlagerstätte  in  der  Nähe  des 
Schachtes  wurde  nach  Fertigstellung  desselben  ca.  1300  m 
südwestlich  von  ihm  im  Sommer  1896  die  zw^eite  Tiefbohrung 
am  Frauenberge  niedergebracht,  welche  folgendes  Profil 
ergab : 

Bis  51,50  m Röt, 

bis  561,00  m mittlerer  und  unterer  Buntsandstein, 

bis  600,18  m rote  Zechsteinletten, 

bis  622,63  m rotes  Steinsalz, 

bis  647,33  m Salzton, 

bis  711,18  m graues  Steinsalz, 

bis  765,50  m Anhydrit, 

bis  780,14  m Salzton, 

bis  783,24  m Anhydrit  mit  Salzton, 

bis  790,60  m Camallit  und  Hartsalz, 

bis  839,82  m Steinsalz, 

bis  855,27  m Anhydrit  und  Stinkstein. 

Von  Wichtigkeit  für  die  Beurteilung  des  Kalisalzvorkom- 
mens in  der  Berechtsame  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  ist 
ferner  eine  Bohrung,  welche  im  Frühjahr  1895  bei  Kleinfurra 
auf  preußischem  Gebiet  in  etwa  1 km  westlicher  Entfernung 
von  der  Schwarzburg-Sondershäusischen  Landesgrenze  und 
6 km  nordwestlich  vom  Brügman-Schacht  wiederum  fast  in 
denselben  Schichtenstreifen  vom  preußischen  Fiskus  nieder- 
gebracht wurde  und  die  Kalisalze  von  556 — 567  m Teufe  er- 
schloß. Die  Kalisalze  an  diesen  drei  Aufschlußpunkten  w’ur- 
den  in  den  beiden  letztgenannten  Bohrlöchern  als  normale 
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Carnallite,  im  Schacht  selbst  als  sylvinitischeso)  Salze  mit 
einem  mittleren  Gehalt  von  17  o/o  KgO  angetroffen.  Die  Ab- 
lagerung der  Kalisalze  ist  im  allgemeinen  fast  horizontal, 
flach  und  wellenförmig.  Die  Mächtigkeit  des  Lagers  erreicht 
stellenweise  25  m.  Es  besteht  in  wechselnder  Lagerung  teils 
aus  Carnallit,  vorherrschend  aus  Sylvinit.  Der  Gehalt  an 
Chlorkalium  schwankt  im  allgemeinen  von  23— 50 o/o,  was 
einem  Gehalt  von  14,5— 31, 9 o/o  KgO  entspricht.  Was  die 
praktische  Bedeutung  der  mit  dem  Schacht  erzielten  Auf- 
schlüsse an  sylvinitischen  Salzen  betrifft,  so  war  man  vor- 
erst enttäuscht.  Man  wollte  Carnallit  finden  und  hatte  ein 
Sylvinitlager  angefahren.  In  der  damaligen  Zeit  waren  als 
Kalisalze  im  allgemeinen  nur  Carnallit  und  Kainit^i)  bekannt, 
weil  man  vor  allem  Carnallit-  und  Kainitwerke  hatte.  Man 
wußte  nicht,  was  mit  dem  Hartsalz  anfangen,  denn  ein  ratio- 
nelles Verfahren  zur  Herstellung  von  Fabrikaten,  hauptsäch- 
lich Chlorkalium  aus  Hartsalz  und  Sylvinit  kannte  man  noch 
nicht.  Auf  der  anderen  Seite  waren  durch  die  Aufschlüsse 
die  gehegten  Erwartungen  insofern  übertroffen  worden,  als 
sämtliche  mit  dem  Grubenfeld  der  Gewerkschaft  in  Bezieh- 
ung zu  bringende  Fundpunkte,  auch  diejenigen  des  preußi- 
schen Fiskus,  welche  die  westliche  Fortsetzung  des  Kali- 
salzflötzes  bis  zur  hannoverschen  Grenze  in  einer  streichen- 
den Erstreckung  von  ca.  30  km  verfolgen,  nur  carnallitische, 
niemals  aber  angereicherte  Salze  ergeben  hatten.  Bei  „Glück- 
auf“ handelt  es  sich  um  ein  regelrecht  ausgebildetes,  abbau- 
fähiges Flötz  von  dem  Kainit  mindestens  gleichwertigen 
sylvinitischen  Hartsalzen.  Aber  trotzdem  bohrte  man  mit 
größtem  Eifer  nach  Carnallit,  weil  das  Kalisyndikat  von  der 
Aufschließung  eines  solchen  Kalilagers  die  Aufnahme  ab- 
hängig machte.  Heute  dagegen  wäre  man  froh,  wenn  man 
gar  keinen  Carnallit  hätte,  denn  es  hat  sich  herausgestellt, 
daß  Hartsalzlager  mit  einem  so  hohen  Prozentgehalt  an  K2O, 


^0)  Sylvinit  = Gemisch  von  Chlorkalium  und  Steinsalz.  I 

1 

^0  Kainit  besteht  im  natürlichen  Vorkommen  meist  aus  minera-  i 

lischem  Kainit  (KCl  • MgS04  • 3H,0)  und  Steinsalz.  I 
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wie  sie  „Glückauf“  aufzuweisen  hat,  Carnallitsalzen  mit  ge- 
ringerem oder  mittlerem  Gehalt  an  K2O  bei  weitem  vorzu- 
ziehen sind. 

Zwecks  Verwertung  der  bei  den  Aufschlußarbeiten  fal- 
lenden Kalisalze  war  man  mit  dem  Kalisyndikat  ^2)  in  Ver- 
handlungen getreten,  die  am  30.  Juli  1895  zum  Abschluß 
eines  Vertrages  geführt  haben.  Nach  diesem  Abkommen 
verpflichtete  sich  die  Gewerkschaft  sämtliche  beim  Abteufen 
ihres  Schachtes  fallende  Carnallitsalze,  die  wenigstens  13,5  0/0 
Chlorkalium  enthielten,  dem  Verkaufssyndikat  der  Kaliwerke 
frei  Bahnhof  Sondershausen  zur  Verfügung  zu  stellen.  Aus- 
geschlossen von  der  Lieferung  waren  Salze  mit  einem  ge- 
ringeren Gehalt;  aber  auch  anderweitig  durften  solche  min- 
derwertigen Salze  durch  „Glückauf“  in  Konkurrenz  gegen 
das  Syndikat  nicht  abgesetzt  werden.  Das  Verkaufssyndikat 
seinerseits  übernahm  die  Verpflichtung,  über  die  Salze  so- 
fort nach  erfolgter  Andienung  zu  verfügen.  Der  Preis  für 
den  dz  Carnallit  mit  I60/0  Chlorkalium  wurde  auf  129,11  Pfg. 
festgesetzt;  die  über  den  Chlorkaliumgehalt  von  16ob  hin- 
ausgehenden oder  unter  demselben  zurückbleibenden  Zehn- 
tel Prozente  sollten  mit  1,291  Pfg.  pro  100  kg  in  Anrechnung 
gebracht  werden.  Die  Fracht  mußte  mit  dem  Betrage  von 
31  Mk.  pro  10000  kg  (Frachtsatz  Sondershausen— Aschers- 
leben) seitens  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  dem  beziehen- 
den WerT<e  vergütet  werden.  Die  der  Preisstellung  zugrunde 
liegende  Bestimmung  des  Chlorkaliumgehaltes  erfolgte  von 
derjenigen  Fabrik,  welche  von  dem  Verkaufssyndikat  als  Emp- 
fängerin der  Salze  bezeichnet  wurde.  Das  Syndikat  behielt 
sich  vor,  Probenahme  und  Analyse  der  betreffenden  Fabriken 
durch  seine  vereidigten  Beamten  kontrollieren  zu  lassen. 
Die  Gewerkschaft  „Glückauf“  übernahm  ferner  die  Verpflich- 
tung, während  der  Geltung  dieses  Vertrages,  dessen  Dauer 
auf  4 Wochen  über  den  Zeitpunkt  hinaus,  zu  welchem  die 

1888  war  von  den  damaligen  Kaliwerken  nach  Abschluß  von 
7 Verträgen  das  erste  Vollsyndikat  zwecks  gemeinsamer  Regelung  des 
Absatzes  sämtlicher  Kalierzeugnisse  gegründet  worden.  Vom  1.  Jan. 
188Q  bis  31.  Dez.  1898. 
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Durchteufung  des  Kalisalzlagers  beendet  war,  vereinbart 
worden  war,  keinerlei  Schritte  zu  tun,  die  zu  einer  Beun- 
ruhigung des  Kalimarktes  hätten  führen  können. 

Da  das  Kalisalzlager  am  9.  September  bereits  durchteuft 
wurde,  folgte  dem  Vertrag  vom  30.  Juni  am  6.  Januar  1896 
ein  zweiter  „über  das  der  Aufnahme  in  das  Syndikat  vorauf- 
gehende Provisorium“.  Dieses  Abkommen  erstreckte  sich 
seitens  des  Syndikats  auf  Abnahme  von  Kalisalzen  aller  Art, 
wiederum  mit  der  schon  angeführten  Ausnahme,  daß  Carnal- 
lit  unter  13,5  o/o  Chlorkalium  nicht  zur  Lieferung  gelangen 
konnte.  Die  Abnahme  wurde  jetzt  auch  auf  andere  Kalisalze 
(Hartsalze  usw.)  mit  weniger  als  12,4  o/o  KgO  ausgedehnt. 
Das  Syndikat  verpflichtet  sich,  eine  Jahresmenge  von  33000  t 
Kalisalze  aller  Art  der  Gewerkschaft  abzunehmen  und  zwar 
durchschnittlich  in  jedem  Monat  2750  t.  Hatte  das  Syndikat, 
ohne  daß  Hinderungsgründe  von  seiten  der  Gewerkschaft 
„Glückauf“  entgegengestanden  hatten,  weniger  als  2750  t 
abgenommen,  so  war  es  gehalten  den  zu  wenig  abgenom- 
menen Betrag  in  den  späteren  Monaten  abzunehmen.  Hatte 
die  Gewerkschaft  in  einem  Monat  weniger  geliefert,  als  die 
Anforderung  betrug,  so  verlor  sie,  wenn  die  Anforderung 
sich  auf  nicht  mehr  als  den  normalen  Durchschnittssatz  er- 
streckte, so  viel,  als  sie  mit  der  Lieferung  gegen  den  Auftrag 
zurückgeblieben  war;  wenn  die  Anforderung  sich  auf  mehr 
als  den  normalen  Durchschnittssatz  erstreckte,  so  viel,  als 
sie  mit  der  Lieferung  gegen  den  Durchschnittssatz  zurück- 
geblieben war.  „Glückauf“  erhielt  in  erster  Linie  Aufträge 
für  die  deutsche  Landwirtschaft,  es  wurden  ihm  aber  auch 
Lieferungen  an  die  Fabriken  der  Syndikatswerke  zur  Weiter- 
verarbeitung auf  Fabrikate  überwiesen.  Für  die  Absatzver- 
mittlung und  sonstigen  dem  Syndikat  durch  die  Mitglied- 
schaft von  „Glückauf“  erstehenden  Unkosten  mußte  es  an 
das  Verkaufssyndikat  6o/o  des  Nettoerlöses  für  die  abgenom- 
menen Salze  zahlen. 

Dieser  Vertrag  hatte  Gültigkeit  bis  zum  Januar  1897. 
Ein  Rücktrittsrecht  schon  vor  Ablauf  des  Vertrags  war  unter 
Innehaltung  einer  vierwöchentlichen  Kündigungsfrist  vorge- 
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sehen.  Daß  bei  Ausübung  dieses  Rechtes  „Glückauf“  dem 
Syndikat  keine  Schwierigkeit  machen  konnte,  dafür  war  zur 
Genüge  gesorgt.  Für  diesen  Fall  hatte  die  Gewerkschaft  die 
Verpflichtung  übernehmen  müssen,  wenn  vom  Syndikat  mehr 
als  die  der  Abnahmepflicht  entsprechenden  Mengen  abge- 
nommen waren,  auch  nach  Auflösung  des  Abkommens  Roh- 
salze anderweitig  solange  nicht  auf  den  Markt  zu  bringen, 
bis  daß  die  seit  Beginn  des  Vertrages  verflossene  Gesamt- 
zeit und  die  abgenommenen  Rohsalzmengen  in  vertragsmäßig 
richtigem  Verhältnis  zueinander  standen.  Für  das  Syndikat 
bestand  bei  der  Kündigung  nur  insofern  noch  eine  Verpflich- 
tung, „Glückauf“  Salze  abzunehmen,  als  die  bereits  gelie- 
ferten Mengen  nicht  die  auf  die  Vertragsmonate  fallende  Ab- 
nahmepflicht des  Syndikats  erfüllten.  Die  wirkliche  Bedeu- 
tung dieses  Vertrags  liegt  aber  in  folgender  Bestimmung: 
„Sobald  eine  ausgiebige  Lagerstätte  von  Carnallitsalzen  auf- 
geschlossen worden  ist,  wird  die  Gewerkschaft  mit  dem  Syn- 
dikat über  ihren  definitiven  Eintritt  in  dasselbe  in  Verhand- 
lungen treten  ^3)  “ 

Also  daran,  daß  bisher  ein  ausgedehntes  Carnallitlager 
nicht  angefahren  worden  war,  scheiterte  die  endgültige  Auf- 
nahme, und  daraus  ist  zu  ersehen,  daß  man  damals  den  Wert 
von  Sylvinitlagern  ganz  falsch  einschätzte.  Und  heute  er- 
scheint das  bei  der  Entwicklung,  die  gerade  die  Sylvinit-  und 
Hartsalzwerke  erfahren  haben,  fast  unglaublich.  Der  prak- 
tische Wert  des  Abkommens  lag  für  „Glückauf“  darin,  daß 
es  in  die  Lage  versetzt  wurde,  über  die  Lagerungs-  und  son- 
stigen Verhältnisse,  die  für  den  definitiven  Beitritt  zum  Syn- 
dikat als  Grundlage  dienen  mußten,  Klarheit  zu  bekommen. 
Und  im  Interesse  des  Syndikats  lag  es,  die  Gewerkschaft 
vertraglich  so  zu  binden,  — und  „Glückauf“  kam  diesen  Be- 
strebungen weit  entgegen  — daß  das  Werk  durch  freihän- 
digen Verkauf  seiner  Salze  eine  Erschütterung  des  Marktes 
nicht  herbeiführen  konnte,  wozu  allerdings  „Glückauf“  mit 

=3)  Vertrag  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  mit  dem  Verkaufs- 
Syndikat  der  Kaliwerke  vom  6.  Januar  1896.  Art.  7. 
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seinen  mächtigen,  hochprozentigen  Kalisalzlagern  wohl  im- 
stande gewesen  wäre. 

Die  endgültige  Aufnahme  der  Gewerkschaft  „Glückauf“ 

in  das  Syndikat. 

Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  lag  „Glückauf“  be- 
greiflicherweise viel  an  der  endgültigen  Aufnahme  in  das 
Syndikat,  und  so  blieb  die  Haupttätigkeit  der  Gewerkschaft 
vorerst  auf  die  Auffindung  von  Carnallit  gerichtet.  Um 
schneller  Klarheit  über  die  Beschaffenheit  des  Flötzes  und 
dessen  weiteren  Verlauf  nach  Südwesten  zu  erlangen,  als 
es  durch  weiteres  Auffahren  der  Strecke  möglich  war,  ent- 
schloß man  sich  in  einer  Entfernung  von  1000  m vom 
Schachte  eine  Tiefbohrung  niederzubringen.  Der  preußische 
Fiskus  stellte  seine  Bohrgerätschaften  zur  Verfügung,  und 
unter  seiner  Leitung  wurde  die  Bohrung  in  kurzer  Zeit  inieder- 
gebracht.  Das  Ergebnis  lag  bald  vor,  und  diesmal  war  die 
daran  geknüpfte  Berechnung  richtig:  ln  einer  Teufe  von  ca. 
784  m traf  man  auf  Carnallit. 

In  der  Zeit  vom  5.  Februar  bis  31.  Dezember  1896  wur- 
den 320000  dz  Hartsalz  und  1000  dz  Sylvinit  gefördert  und 
dem  Vertrag  entsprechend  durch  das  Syndikat  abgesetzt.  Der 
Durchschnittsgehalt  der  ganzen  Jahresförderung  an  reinem 
Kali  (KoO)  stellte  sich  auf  17,09 o/o.  Da  den  Konsumenten 
nur  ein  Gehalt  von  12,4  o/o  K2O  garantiert  werden  mußte, 
der  von  den  Kainiten  der  meisten  übrigen  Werke  nicht  über- 
schritten wurde,  so  führten  sich  die  Hartsalze  von  „Glück- 
auf“ schon  während  der  kurzen  Betriebsdauer  bei  der  deut- 
schen Landwirtschaft  gut  ein.  Die  Rohsalzmühle  sowie  sämt- 
liche Anlagen  über  Tage  waren  am  1.  Juni  fertiggestellt,  so- 
daß  der  regelmäßige  Versand  von  Rohsalz  aufgenommen 
werden  konnte.  Ein  definitives  Abkommen  konnte  indes  aus 
den  bekannten  Gründen  immer  noch  nicht  getroffen  werden, 
auch  hinderte  der  noch  nicht  vollendete  Bau  der  Chlor- 
kaliumfabrik den  'Grubenvorstand  an  dem  Beitritt.  Da  es 
den  Anschein  hatte,  als  ob  das  Verkaufssyndikat  der  Kali- 


J 


69 


werke,  dessen  Verträge  Ende  1898  abliefen,  schon  früher 
erneuert  würde,  bei  der  Verlängerung  desselben  unter  Um- 
ständen mit  veränderter  Grundlage  für  die  Beteiligung  der 
Mitglieder  am  Absatz  zu  rechnen  war,  so  ging  der  Gruben- 
vorstand mit  dem  Verkaufssyndikat  einen  neuen  Vertrag  ein, 
der  sich  auf  den  Absatz  gemahlener  Rohsalze  beschränkte. 
Die  Beteiligungsziffer  Von  „Glückauf“  wurde  auf  Grund  des 
Syndikatsvertrages  II  b^^)  von  1888  auf  7o/o  und  die  Ver- 
tragsdauer auf  'Ende  März  1898  vereinbart.  Bis  dahin  ver- 
zichtete die  'Gewerkschaft  darauf,  mit  Fabrikaten  an  den 

24  April 

Markt  zu  kommen.  Im  Art.  VI  des  Vertrages  vom  — ^ — * — 

1.  Mai 

1897  heißt  es:  „Sobald  auf  dem  Werke  „Glückauf“  eine  aus- 
giebige Carnallitstelle  aufgeschlossen  ist,  oder  die  Betriebs- 
eröffnung der  Fabrikanlage  binnen  8 Wochen  zu  erwarten 
steht,  wird  'die  Gewerkschaft  zwecks  Aufnahme  der  Verhand- 
lungen über  ihren  Eintritt  in  das  Syndikat  bezüglich  Anzeige 
erstatten.“ 

Nach  Inbetriebnahme  der  Chlorkaliumfabrik  erfolgte  am 
1.  März  1898  auf  Grund  eines  Vertrages,  dessen  wichtigste 
Bestimmungen  wir  folgen  lassen,  die  definitive  Aufnahme 
von  „Glückauf“  in  das  Syndikat. 


Auszug  aus  dem  Vertrag  zwischen  dem  Ver- 
kaufssyndikat der  Kaliwerke  und  der  Gewerk- 
schaft „Glückauf“. 

I.  Die  Gewerkschaft  „Glückauf“  verzichtet  auch  für  die 
Zeit  des  Abkommens  vom  24.  April /l.  Mai  1897  auf  den 
selbständigen  Absatz  der  Erzeugnisse  ihres  Werks  — so- 
wohl der  Fabrikate  als  der  Rohsalze  — und  verpflichtet  sich, 
dieselben  dem  Verkaufssyndikat  der  Kaliwerke  Bahnhof 


Vertrag  II  b,  vom  14.  Oktober  1888  wegen  gemeinsamer  Re- 
gelung des  nicht  an  die  zugehörigen  Fabriken  gerichteten  Absatzes 
der  nicht  als  Carnallitsalze  anzusprechenden  Kalirohsalze  (siehe  Stange, 
Jahrbuch  der  Wirtschaft  und  Technik  im  deutschen  Kalisalzbergbau, 
S.  187). 
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Klein-Furra  bezw.  Sondershausen  zur  Verfügung  zu  stellen. 

II.  Der  Umfang  des  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  zuste- 
henden Absatzrechts  ist  vereinbart  wie  folgt: 

A.  Bezüglich  der  Rohsalze: 

Die  Summe  des  auf  Grund  des  Syndikatsvertrags  II  b, 
(s.  o.)  erfolgenden  Gesamtabsatzes  der  gegenwärtigen  Syn- 
dikatswerke gleich  100  Teile  gesetzt,  soll  der  Absatz  des 
Werks  „Glückauf“  an  rohen,  direkt  dem  offenen  Markte  zu- 
zuzuführenden  Salzen  7 Teile  betragen.  Die  Beteiligung  be- 
ginnt am  1.  April  des  Jahres,  die  Festsetzung  der  absoluten 
Ziffern  in  Doppelzentnern  für  die  einzelnen  Zeitabschnitte 
erfolgt  nach  den  Regeln  des  obigen  Syndikatsvertrages. 

B.  Bezüglich  der  Fabrikate: 

Die  Gesamtmenge  reinen  Kalis,  welche  in  Form  von 
Fabrikaten  einerseits  auf  Grund  der  Syndikatsverträge  I c 
und  IIc^ö)  von  den  gegenwärtigen  Syndikatswerken  den 
ihnen  zugehörigen  Fabriken  und  den  Fabriken  Harburg, 
Staßfurt  und  Beit  & Co.,  andererseits  von  dem  Werke 
„Glückauf“  abgesetzt  wird,  gleich  100  Teile  gesetzt,  soll  der 
Absatz  des  Werkes  „Glückauf“  3,5  Teile  betragen.  Die 
Beteiligung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Gewerk- 
schaft „Glückauf“  zum  ersten  Male  Fabrikate  eigener  Pro- 
duktion mit  einem  Kaligehalt  von  mindestens  100  dz.  zur 
sofortigen  Lieferung  dem  Verkaufssyndikat  zur  Verfügung 
gestellt  haben  wird. 

VI.  Gegenwärtiges  Abkommen  gilt  bis  zum  Ablauf  der 
gegenwärtig  gültigen  Syndikatsverträge,  d.  i.  bis  zum  Schluß 
1898.“ 

So  war  „Glückauf“  endlich  Mitglied  des  Syndikats; 
leicht  hat  man  ihm  die  Aufnahme  nicht  gemacht,  obwohl  die 

I c.  Vertrag  wegen  gemeinsamer  Regelung  des  Chlorkalium- 
absatzes vom  25.  Okt.  1888.  II  c.  Vertrag  wegen  gemeinsamer  Re- 
gelung des  Absatzes  der  schwefelsauren  Kalierzeugnisse  vom  25.  Okt. 
1888  (siehe  Stange,  a.  a.  O.  S.  187). 
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Gewerkschaft  stets  bemüht  war,  die  Interessen  des  Kalisyn- 
dikats zu  fördern.  Hier  wird  deutlich,  wie  schwierig  es 
in  der  ersten  Syndikatsperiode  war,  auch  nur  eine  kleine 
Quote  zu  erlangen,  im  Gegensatz  zu  den  heutigen  Verhält- 
nissen, wo  das  Reichskaligesetz  (§  9)  jedem  Werk  von  vorn- 
herein eine  Quote  zubilligt,  deren  Höhe  nach  ganz  anderen 
Grundsätzen  bestimmt  Wird. 

Nach  Vollendung  der  Chlorkaliumfabrik  stand  das  Kali- 
werk in  seiner  ursprünglich  geplanten  Ausdehnung  im  Be- 
trieb. Die  Verarbeitung  der  Hartsalze  auf  Chlorkalium  hatte 
sich  schon  damals  technisch  leicht  durchführbar  und  wirt- 
schaftlich vorteilhafter  als  diejenige  von  Carnallit  erwiesen. 
Selbstverständlich  wurden  in  der  Chlorkaliumfabrik  im  Lauf 
der  Zeit  mehrere  grundlegende  Änderungen  getroffen,  die 
sich  aus  der  wachsenden  Erkenntnis  der  Eigenschaften  der 
Rohsalze  und  deren  Beziehung  zur  fabrikatorischen  Verar- 
beitung ergeben  hatten.  Bereits  im  Februar  1898  wurde  dem 
Syndikat  die  erste  Ladung  Chlorkalium  zum  Verkauf  zur 
Verfügung  gestellt.  Die  Anlagekosten  des  Werkes  stellten 
sich  bis  dahin  auf  ca.  7 Millionen  Mark,  davon  entfielen  auf 
Zubussen  von  den  Gewerken  2 Millionen,  und  weitere  2 
Millionen  waren  durch  eine  Anleihe  aufgebracht  worden. 

Bei  der  definitiven  Aufnahme  von  „Glückauf“  in  das 
Syndikat  waren  die  Verhandlungen  über  die  Erneuerung 
desselben  unter  seinen  Mitgliedern  bereits  im  vollen  Gange. 
Die  Erfolge  der  ersten  zehnjährigen  Syndikatsperiode  ließen 
die  Erneuerung  geboten  erscheinen.  Als  die  straffe  Organi- 
sation erneuert  werden  mußte,  war  die  Zahl  der  — bei  dem 
Abschluß  des  ersten  Vollsyndikats  1888  sieben  — Werke: 

1.  preußischer  Fiskus,  Staßfurt 

2.  anhaitischer  Fiskus,  Leopoldshall 

3.  Westeregeln 

4.  Neustaßfurt 

5.  Aschersleben 

6.  Ludwig  II,  Staßfurt 

7.  Hercynia,  Vienenburg 
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auf  12  angewachsen.  Es  waren  hinzugekommen 

8.  Deutsche  Solvaywerke,  Bernburg 

9.  A.  G.  Thiederhall,  Thiede 

10.  Wilhelmshall,  Anderbeck 

11.  Glückauf,  Sondershausen 

12.  Hedwigsburg,  Neindorf. 

Nachdem  der  preußische  Fiskus  seine  Forderung,  den 
landwirtschaftlichen  Abnehmern  einen  besonderen  Rabatt 
von  10  o/o  zu  gewähren  und  sich  das  Preisbestimmungsrecht 
für  Kalidüngemittel  im  Inland  vorzubehalten,  aufgegeben 
hatte,  kam  es  ohne  nennenswerte  Kämpfe  zur  Einigung  am 
22.  Juni  1898.  Da  jedoch  zahlreiche  neue  Betriebe  in  den 
nächsten  Jahren  schon  förderfähig  wurden,  schlossen  die 
fertigen  Werke  wegen  der  Unsicherheit  der  Zukunft  das 
Syndikat  nur  auf  3 Jahre  ab.  Anstelle  der  früheren  7 Ver- 
träge trat  ein  einziger.  Die  Einteilung  der  Kalierzeugnisse 
wurde  geändert,  sie  erfolgte  mit  Inkrafttreten  des  neuen  Ver- 
trags unter  Zugrundelegung  des  Gehaltes  an  reinem  Kali  = 
K2O.  Man  stellte  4 Gruppen  der  Erzeugnisse  auf: 

Gruppe  I:  Erzeugnisse  mit  mehr  als  48  0/0  K9O. 

Gruppe  II : Erzeugnisse  mit  18—48  0/0  K2O. 

Gruppe  III:  Nichtcarnallitische  Rohsalze  von  12,4  — 18  O o 

,K20. 

Gruppe  IV:  Carnallitsalze. 

Gruppe  I und  II  umfaßten  Fabrikate,  Roh-  und  Misch- 
salze, Gruppe  III  und  IV  ausschließlich  reine  Rohsalze.  Die 
Beteiligungsziffern  wurden  nach  Tausendsteln  und  für  jede 
Gruppe  gesondert  festgesetzt.  Die  Anteilziffem  für  „Glück- 
auf“ mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1898  betrugen  in  den  ein- 
zelnen Gruppen: 

Gruppe  I II  III  IV 

44  %„  40  0/0,,  700/o„  = 

Da  „Glückauf“  damals  noch  kein  Carnallitlager  aufge- 
schlossen hatte,  erhielt  es  auch  keine  Quote  in  Gruppe  IV; 
der  Gewerkschaft  wurde  aber  das  Recht  zugestanden,  Teile 
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der  ihr  in  den  einzelnen  Gruppen  zustehenden  Salzmengen 
anderen  Syndikatswerken  zu  übertragen,  bzw.  Teile  der 
„Partizipationen“  anderer  Syndikatswerke  sich  übertragen 
zu  lassen.  Als  aber  noch  im  Laufe  des  Jahres  1898  unerwar- 
tet in  der  Gerechtsame  von  „Glückauf“  an  einer  Stelle  des 
Südfeldes  beim  Auffahren  der  Abbaustrecke  im  Hartsalz 
etwa  450  m vom  Schacht  entfernt  ein  Carnallitlager  ange- 
fahren wurde,  erhielt  „Glückauf“  doch  noch  eine  Beteiligung 
von  45,80  0/00  in  Gruppe  IV  zugestanden.  Ein  weiteres  für 
die  Gewerkschaft  günstiges  Ereignis  trat  ein.  Die  Bahn 
Sondershausen — Frankenhausen,  zu  deren  Bau  die  Gewerk- 
schaft den  Betrag  von  75  000  Mk.  beigesteuert  hatte,  wurde 
dem  Betrieb  übergeben.  Der  Vorteil  dieser  Strecke  bestand 
für  „Glückauf“  hauptsächlich  in  der  Verbilligung  der  Koh- 
lenzufuhr, und  heute  sind  mit  ihr  die  Tochterwerke  „Glück- 
auf Berka“  und  „Glückauf  Ost“  durch  Anschlußgleise  ver- 
bunden. Die  Beteiligungsziffern  der  einzelnen  Werke  zu 
Beginn  der  zweiten  Syndikatsperiode  am  1.  Januar  1899 
gibt  folgende  Tabelle: 

Tausendstel  K^O 


Gruppe 

1 

11 

111 

IV 

1.  Staßfurt 

130 

130 

130 

135,50 

2.  Leopoldshall 

118 

118 

120 

104,96 

3.  Westeregeln 

100 

100 

102 

95,42 

4.  Neustaßfurt 

100 

100 

102 

95,42 

5.  Aschersleben 

100 

100 

102 

95,42 

6.  Ludwig  II 

72 

72 

26 

76,34 

7.  Hercynia 

93 

93 

101 

95,42 

8.  Solvaywerke 

100 

100 

102 

95,42 

9.  Thiederhall 

46 

46 

— 

45,80 

10.  Wilhelmshall 

61 

61 

85 

66,79 

11.  Glückauf 

40 

40 

70 

45,80 

12.  Hedwigsburg 

40 

40 

60 

47,71 

Nach  Fertigstellung  der  Chlorkaliumfabrik  war  die  Ge- 
werkschaft „Glückauf“  auch  in  der  Lage  von  ihrer  ausge- 
dehnten Endlaugenkonzession  Gebrauch  zu  machen.  Es  war 
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reine  2 km  lange  Endlaugenleitung  angelegt  worden,  die  bei 

dem  Dorfe  Jecha  in  die  Wipper  mündet.  Auf  Grund  der 
Konzession  ist  dem  Werk  gestattet,  wenn  die  natürliche  Härte 
des  Wipperwassers  bei  dem  ersten  Kontrollpunkt  bei  Jecha 
weniger  als  35  deutsche  Härtegrade  beträgt,  so  viel  End- 
laugen der  Wipper  zuzuführen,  daß  der  Härtegrad  bei  der 
Landesgrenze  unterhalb  Hachelbich  45»  beträgt,  d.  h.  die 
Konzession  erlaubt  der  Gesellschaft  eine  durchschnittliche 
tägliche  Verarbeitung  von  4500—5000  dz  Rohsalz,  was  einer 
Jahresverarbeitung  von  ca.  1,5  Millionen  dz  entsprechen 
würde,  ein  Satz,  der  bisher  noch  nicht  annähernd  für  die 
eigene  Beteiligung  erreicht  worden  ist.  Heute  ist  die  Kon- 
zession beinahe  überflüssig  geworden,  denn  durch  Einfüh- 
rung eines  neuen  kontinuierlichen  Löseverfahrens  bei  der 
Erzeugung  von  Fabrikaten  werden  die  Endlaugen  fast  voll- 
ständig vermieden.  Bei  der  Erteilung  der  Konzession  fehlte 
es  nicht  an  zahlreichen  Eingaben,  die  auf  die  schädliche 
Einwirkung  der  Abwässer  hinwiesen.  Die  Einleitung  der 
Endlaugen  in  die  Wipper  sei  im  Interesse  der  Volksgesund- 
heit, Fischerei  und  Landwirtschaft  und  außerdem  gewisser 
Gewerbe-  und  Industriezweige  zu  verbieten,  nach  wenigen 
Jahren  würde  die  Umgebung  von  Sondershausen  in  ein  So- 
dom und  Gomorrha  verwandelt  sein  usw.  Bis  jetzt  sind  je- 
doch diese  Befürchtungen  nicht  eingetroffen.  Die  Abwäs- 
serfrage, die  besonders  in  letzter  Zeit  die  Aufmerksamkeit 
weiter  Kreise  auf  sich  gelenkt  hat,  kann  hier  nicht  näher  er- 
örtert werden.  Wir  müssen  zur  Beantwortung  der  Fragen, 
ob  überhaupt  und  inwieweit  unter  Umständen  Einsprüche 
in  dieser  Hinsicht  berechtigt  sind,  auf  die  einschlägige  Lite- 
ratur verweisen. 

Auf  die  technische  Entwicklung  von  „Glückauf“,  Ver- 
größerung, Erneuerung  der  Werkanlagen  usw.  gehen  wir  in 
diesem  Zusammenhang  nicht  ein.  Wir  werden  nur  die  wich- 
tigsten Tatsachen  auf  diesem  Gebiet,  soweit  sie  durch  die 
äußeren  Verhältnisse  der  Kaliindustrie  bedingt  sind,  bzw. 
mit  ihr  in  enger  Verbindung  stehen,  erwähnen.  Die  Werks- 
verwaltung war  stets  darauf  bedacht,  die  technischen  Ein- 
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richtungen  auf  der  Höhe  und  somit  auch  nach  dieser  Hin- 
sicht das  Bergwerk  konkurrenzfähig  zu  erhalten.  „Glück- 
auf“ wurde  von  maßgebenden  Fachleuten  seinerzeit  als 
ein  mustergültig  angelegtes  Werk  bezeichnet.  Immer  wurde 
darauf  hingearbeitet,  den  Betrieb  zu  konzentrieren  und  da- 
durch die  möglichste  Verringerung  der  Gestehungskosten 
zu  erreichen.  Hand  in  Hand  mit  der  Absatzsteigerung  ging 
die  Erweiterung  der  Werksanlagen.  So  erfuhren  z.  B.  die 
Anschlußgleise  zur  sicheren  Bewältigung  des  Eisenbahnver- 
kehrs in  der  Hauptverladezeit  eine  wesentliche  Erweiterung. 

Schon  hier  sei  erwähnt,  daß  „Glückauf“  von  jeher  unter 
dem  Wagenmangel  mehr  zu  leiden  hatte  als  die  Werke 
des  Staßfurter  Reviers.  So  stellte  sich  1899  die  Zahl  der 
nicht  rechtzeitig  gestellten  Wagen  für  „Glückauf“  auf  5 o/o, 
für  die  anderen  Werke  nur  auf  3 o/o  der  Bestellungen.  Diese 
Mißstände  sind  nicht  geringer,  im  Gegenteil  größer  gewor- 
den. Alljährlich  im  Herbst,  und  besonders  1912  war  das 
der  Fall,  tritt  ein  großer  Mangel  an  gedeckten  Güterwagen 
für  den  Versand  von  Kalisalzen  ein.  Ein  Wagenausfall  von 
50  o/o  gehörte  bisher  nicht  zu  den  Seltenheiten.  Die  Eisen- 
bahndirektion Erfurt  — und  in  diesem  Eisenbahndirektions- 
bezirk liegt  „Glückauf“  — gab  im  September  1911  zu^^), 
daß  der  G.-Wagenbedarf  nur  mit  60  o o gedeckt  werden 
könne. 

Der  Verein  deutscher  Kaliinteressenten  machte  in  einer 
Eingabe  an  den  preußischen  Handelsminister  den  Vorschlag, 
durch  Schaffung  von  Sommertarifen  für  Kalisalze,  wodurch 
den  Abnehmern  der  Anreiz  zu  früherer  Bestellung  gegeben 
.werden  sollte,  den  Wagenbedarf  im  Herbst  zu  vermindern. 
Ob  diese  Maßregel  den  erwarteten  Erfolg  haben  würde, 
ist  fraglich;  es  ist  aber  in  dieser  Hinsicht  von  Seiten  der 
Eisenbahnverwaltung  auch  noch  nichts  erfolgt. 


Mitgeteilt  vom  Verein  deutscher  Kaliinteressenten. 
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II.  Entwicklung  der  Gewerkschaft  „Glückauf*. 

„Glückauf“  im  Syndikat. 

Mit  dem  Jahre  1898  trat  die  Gewerkschaft  „Glückauf“ 
in  den  vollen  Betrieb.  Der  Absatz  des  Werkes  gestaltete  sich 
in  Anbetracht  des  kurzen  Bestehens  der  Gewerkschaft  recht 
erfreulich.  Die  Rohsalzförderung  betrug  in  diesem  Jahr 
1 188  773  dz,  davon  wurden  239134  dz  auf  konzentrierte 
Salze  verarbeitet.  Der  Gesamtgehalt  der  abgesetzten  Salze 
an  reinem  Kali  (KgO)  betrug  120  583  dz  im  Werte  von 
2147  688  Mk.  Die  Gewerkschaft  konnte  einen  Betriebsüber- 
schuß von  ca.  950000  Mk.  buchen,  wovon  an  die  Gewerken 
275  000  Mk.  als  Ausbeute  verteilt  wurden.  Die  Abgaben 
der  Gewerkschaft  an  den  Staat  (Grubenfeldabgabe  und 
Staatseinkommensteuern)  erreichten  die  Summe  von  86000 
Mark  und  an  Kommunalsteuern  zahlte  „Glückauf“  6000  Mk. 
Die  Gewerkschaft  beschäftigte  527  Beamte  und  Arbeiter, 
an  die  eine  Lohnsumme  von  574  662  Mk.  zur  Auszahlung 
kam.  Zur  näheren  Information  über  die  Lasten  der  Ge- 
werkschaft in  diesem  und  den  folgenden  Jahren  verweisen 
wir  auf  die  anliegende  Statistik. 

Die  zweite  Syndikatsperiode  1899—1901. 

Auch  in  der  neuen  Syndikatsperiode  entwickelte  sich 
der  Kaliabsatz  steigend.  Die  neu  eingeführten  Marken  Kali- 
düngesalze mit  einem  Mindestgehalt  von  20,  30  und  40  o/o 
KgO  fanden  eine  günstige  Aufnahme  auf  dem  Markt.  An 
der  Herstellung  von  Kalierzeugnissen  nahmen  1899  außer 
den  12  Syndikatswerken  vorerst  in  geringem  Maß  die  Kali- 
werke Salzdetfurth  A.-G.  und  die  Gewerkschaft  Burbach 
teil,  deren  Salze  durch  das  Syndikat  zum  Verkauf  übernom- 
men waren.  1899  weist  der  Gesamtabsatz  des  Syndikats 
mit  2 618  453  dz  K2O  eine  Zunahme  um  177670  dz  = 7,27 0/0 
gegen  das  Vorjahr  auf.  Schon  damals  wurden  vorzugsweise 
hochprozentige  Salze  verlangt,  während  Carnallit  als  Dünge- 
mittel mehr  und  mehr  vernachlässigt  wurde.  Durch  Hin- 
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Zutritt  einiger  neuerer  Werke  konnte  jedoch  die  geringe 
Aufwärtsbewegung  im  Absatz  von  Sylvinit  und  Hartsalzen 
für  die  alten  Werke  nicht  fruchtbringend  werden.  Die  Ab- 
ladungen an  Chlorkalium  nach  den  überseeischen  Plätzen 
wurden  während  der  Monate  Juli  und  August  durch  den 
Mangel  an  verfügbarem  Schiffsraum  nicht  unerheblich  be- 
einträchtigt, was  auf  die  allgemeine  politische  Lage  zurück- 
zuführen war.  Trotzdem  entwickelte  sich  für  „Glückauf“ 
das  Geschäft  befriedigend.  Die  Verwaltung  konnte  außer 
einer  Jahresausbeute  von  750  Mk.  noch  eine  Weihnachts- 
ausbeute von  60  Mk.  pro  Kux  zur  Ausschüttung  bringen. 
Das  IV.  Quartal  hatte  mit  seinem  flotten  Absatz  den  Ge- 
winn des  Jahres  äußerst  günstig  beeinflußt;  es  ergab  allein 
einen  Betriebsüberschuß  von  rund  650  000  Mk. 

Das  Syndikat  bemühte  sich  mit  Erfolg  unter  Entwicklung 
einer  rührigen  Propagandatätigkeit  den  Ausfall,  der  die  ein- 
zelnen Werke  im  Absatz  ihrer  Salze  durch  den  erfolgten 
bezw.  noch  zu  erwartenden  Hinzutritt  mehrerer  neuen  Werke 
treffen  mußte,  — inzwischen  war  die  Zahl  der  Werke  von 
12  auf  15  gestiegen  — durch  einen  vermehrten  Gesamt- 
absatz wieder  einzubringen.  Der  Absatz  des  Syndikats 
betrug  3 036  099  dz  K^O  im  Wert  von  52  250000  Mk., 
d.  i.  eine  Steigerung  um  417  646  dz  K2O  oder  rund  16  0/0 
und  einem  Mehrwert  von  8 858125  Mk.  = 17,8  0/0. 

Die  finanzielle  Lage  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  war 
gut.  Das  Werk  war  1900,  nachdem  in  den  ersten  Betriebsjahren 
noch  bedeutende  Ausgaben  für  Neuanlagen  nötig  waren, 
vollständig  ausgebaut,  frei  von  schwebender  Schuld  und  be- 
saß einen  ansehnlichen  Betriebsfonds.  Herbeigeführt  war 
diese  gesunde  Lage  in  erster  Linie  durch  die  Mäßigung, 
welche  sich  der  Grubenvorstand  bei  Festsetzung  der  Aus- 
beute auferlegt  hatte.  Dadurch  wurde  allerdings  bewirkt, 
daß  der  Marktpreis  der  Kuxe  im  Vergleich  zum  inneren 
Wert  des  Kaliwerks  sehr  niedrig  war  (Ende  1900:  9450Mk.). 
Die  Gewerkschaft  hatte  große  Aufwendungen  gemacht  auch 
für  Zwecke,  welche  nicht  durch  den  Betrieb  unmittelbar  ge- 
boten waren,  aber  doch  im  Interesse  des  Landes  imd  der 
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1.  Arbeiter  lagen.  Sie  hatte  seit  ihrem  Bestehen  in  richtiger 

Erkenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  den  Syndi- 
katsgedanken aufgegriffen  und  weiter  gepflegt.  Der  beste 
Beweis  dafür  ist,  daß  sie  zwecks  Verhinderung  neuer  Kon- 
kurrenz ein  über  ihre  Bedürfnisse  weit  hinausgehendes  Feld 
in  der  Größe  von  ca.  257  preußischen  Normalfeldern  unter 
Entrichtung  einer  jährlichen  Grubenfeldabgabe  von  40000 
Mark  belegt  hatte  und  festhielt.  Die  Höhe  dieser  dem  Staate 
Schwarzburg-Sondershausen  geleisteten  Abgaben  betrug  seit 
Bestehen  der  Gewerkschaft  bis  Ende  1900  rund  300  000  Mk. 
Diese  Ausgabe  ist  dem  von  den  älteren  Werken  in  früheren 
Jahren  für  Propaganda  und  andere  Syndikatszwecke  ge- 
brachten Opfern  gleichzuachten.  Wenn  trotzdem  und  trotz 
der  damals  schon  recht  verheißungsvollen  Aufschlüsse  unter 
Tage  die  Gewerkschaft  sich  bei  Neubildung  des  gegenwär- 
tigen Syndikats  mit  den  geringen  ihr  gebotenen  Anteilen  be- 
gnügte, so  geschah  dies,  weil  sie  gegen  das  historische  Recht 
der  älteren  Werke,  einen  wesentlichen  Vorsprung  vor  den 
jüngeren  Werken  in  den  Quoten  zu  haben,  nicht  ankämpfen 
mochte  und  in  der  Voraussetzung,  daß  sie  selbst  mit  der 
Zeit  in  der  Altersstufe  aufrücken  und  dasselbe  Vorrecht  ge- 
genüber noch  jüngeren  Werken  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men zu  können  glaubte.  Hierin  sah  sich  die  Gewerkschaft 
jedoch  getäuscht.  Seit  Bestehen  des  Syndikatsvertrags  von 
1899  waren  die  Grundsätze,  nach  denen  neue  Werke  in  den 
Verband  aufgenommen  wurden,  andere  geworden.  Die  seit- 
her eingetretenen  Werke  Burbach,  Carlsfund  und  Beienrode 
waren  mit  Anteilsziffern  aufgenommen  worden,  die  der  Quote 
von  „Glückauf“  nur  wenig  nachgaben,  während  anderer- 
seits der  Abstand  ,, Glückaufs“  von  Wilhelmshall,  dem  nächst- 
älteren Werke,  noch  recht  bedeutend  war.  Dabei  betrug  der 
zeitliche  Abstand  zwischen  dem  Eintritt  von  Wilhelmshall 
und  „Glückauf“,  sowie  von  „Glückauf“  und  den  jüngeren 
Werken  in  beiden  Fällen  etwa  3 Jahre.  Diese  Ungleich- 
heit traf  in  erster  Linie  die  Beteiligung  in  den  wichtigen 
Gruppen  I und  II,  wie  die  nachfolgenden  damals  bestehenden 
Beteiligungsziffern  der  Werke  beweisen.  Es  betrugen  in 
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den  Gruppen  1 und  II  die  Beteiligungen  der  Kaliwerke  in 
Tausendsteln: 


Kgl.  preuß,  Bergfiskus 

je 

117,390/0, 

Herzogi.  anhaitischer  Fiskus 

106,54  „ 

Alkaliwerke  Westeregeln 

>5 

90,30  „ 

Gewerkschaft  Neustaßfurt 

M 

90,30  „ 

Kaliwerke  Aschersleben 

J> 

90,30  „ 

Gewerkschaft  Ludwig  II 

M 

65,02  „ 

Gewerkschaft  Hercynia 

83,97  „ 

Deutsche  Solvaywerke 

>> 

90,30  „ 

A.-G.  Thiederhall 

41,54  „ 

Gewerkschaft  Wilhelmshall 

45,08  „ 

Gewerkschaft  Glückauf 

fß 

36,12  „ 

Gewerkschaft  Hedwigsburg 

36,12  „ 

Gewerkschaft  Burbach 

31,58  „ 

Gewerkschaft  Carlsfund 

J) 

31,58  „ 

Gewerkschaft  Beienrode 

19 

33,86  „ 

Summe  der  Anteile 

1000,00  „ 

Aus  diesen  neuen  Verhältnissen  nunmehr  ebenfalls  Nut- 
zen zu  ziehen,  fühlte  sich  die  Gewerkschaft  umsomehr  be- 
rechtigt, als  ihr  Kalisalzlager  den  Erwartungen  bezüglich 
Mächtigkeit  und  hohen  Prozentgehaltes  an  reinem  Kali  voll 
entsprochen  hatte,  so  daß  „Glückauf“  zu  den  besten  Kali- 
werken gezählt  werden  konnte,  die  bis  1900  aufgeschlossen 
worden  waren,  zumal  es  hinsichtlich  der  Leistungsfähigkeit 
seiner  Anlagen  die  älteren  Werke  zum  Teil  erheblich  über- 
traf. So  warfen  die  Kämpfe,  die  sich  bei  der  bald  nötigen 
Erneuerung  des  Syndikats  entspinnen  würden,  ihre  Schatten 
voraus.  Wegen  dieser  durch  die  Vermehrung  der  Werke 
hervorgerufenen  Zustände  hatten  die  Kaliwerke  s.  Zt.  den 
Syndikatsvertrag  nur  auf  3 Jahre  geschlossen,  und  fast  schie- 
nen sich  die  damals  gehegten  Befürchtungen  bewaTirheiten 
zu  sollen.  Zwar  ließ  der  Gesamtabsatz  eine  geringe  Steige- 
rung in  fast  allen  Produkten  erkennen,  doch  waren  die  Zu- 
weisungen an  die  neuen  Werke  größer,  als  der  Zuwachs  an 
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I.  j Arbeiter  lagen.  Sie  hatte  seit  ihrem  Bestehen  in  richtiger 

Erkenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  den  Syndi- 
katsgedanken aufgegriffen  und  weiter  gepflegt.  Der  beste 
Beweis  dafür  ist,  daß  sie  zwecks  Verhinderung  neuer  Kon- 
kurrenz ein  über  ihre  Bedürfnisse  weit  hinausgehendes  Feld 
in  der  Größe  von  ca.  257  preußischen  Normalfeldern  unter 
Entrichtung  einer  jährlichen  Grubenfeldabgabe  von  40000 
Mark  belegt  hatte  und  festhielt.  Die  Höhe  dieser  dem  Staate 
Schwarzburg-Sondershausen  geleisteten  Abgaben  betrug  seit 
Bestehen  der  Gewerkschaft  bis  Ende  1900  rund  300  000  Mk. 
Diese  Ausgabe  ist  dem  von  den  älteren  Werken  in  früheren 
Jahren  für  Propaganda  und  andere  Syndikatszwecke  ge- 
brachten Opfern  gleichzuachten.  Wenn  trotzdem  und  trotz 
der  damals  schon  recht  verheißungsvollen  Aufschlüsse  unter 
Tage  die  Gewerkschaft  sich  bei  Neubildung  des  gegenwär- 
tigen Syndikats  mit  den  geringen  ihr  gebotenen  Anteilen  be- 
gnügte, so  geschah  dies,  weil  sie  gegen  das  historische  Recht 
der  älteren  Werke,  einen  wesentlichen  Vorsprung  vor  den 
jüngeren  Werken  in  den  Quoten  zu  haben,  nicht  ankämpfen 
mochte  und  in  der  Voraussetzung,  daß  sie  selbst  mit  der 
Zeit  in  der  Altersstufe  aufrücken  und  dasselbe  Vorrecht  ge- 
genüber noch  jüngeren  Werken  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men zu  können  glaubte.  Hierin  sah  sich  die  Gewerkschaft 
jedoch  getäuscht.  Seit  Bestehen  des  Syndikatsvertrags  von 
1899  waren  die  Grundsätze,  nach  denen  neue  Werke  in  den 
Verband  aufgenommen  wurden,  andere  geworden.  Die  seit- 
her eingetretenen  Werke  Burbach,  Carlsfund  und  Beienrode 
waren  mit  Anteilsziffern  aufgenommen  worden,  die  der  Quote 
von  ,,Glückauf‘‘  nur  wenig  nachgaben,  während  anderer- 
seits der  Abstand  ,,Glückaufs‘^  von  Wilhelmshall,  dem  nächst- 
älteren Werke,  noch  recht  bedeutend  war.  Dabei  betrug  der 
zeitliche  Abstand  zwischen  dem  Eintritt  von  Wilhelmshall 
und  „Glückauf‘‘,  sowie  von  „Glückauf“  und  den  jüngeren 
Werken  in  beiden  Fällen  etwa  3 Jahre.  Diese  Ungleich- 
heit traf  in  erster  Linie  die  Beteiligung  in  den  wichtigen 
Gruppen  I und  II,  wie  die  nachfolgenden  damals  bestehenden 
Beteiligungsziffern  der  Werke  beweisen.  Es  betrugen  in 
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den  Gruppen  I und  II  die  Beteiligungen  der  Kaliwerke  in 
Tausendsteln : 


Kgl.  preuß.  Bergfiskus 

j'e 

1 17  39  0 / 
/oo 

Herzogi.  anhaitischer  Fiskus 

106,54  „ 

Alkaliwerke  Westeregeln 

n 

90,30  „ 

Gewerkschaft  Neustaßfurt 

M 

90,30  „ 

Kaliwerke  Aschersleben 

M 

90,30  „ 

Gewerkschaft  Ludwig  II 

JJ 

65,02  „ 

Gewerkschaft  Hercynia 

83,97  „ 

Deutsche  Solvaywerke 

)) 

90,30  „ 

A.-G.  Thiederhall 

)> 

41,54  „ 

Gewerkschaft  Wilhelmshall 

45,08  „ 

Gewerkschaft  Glückauf 

9f 

36,12  „ 

Gewerkschaft  Hedwigsburg 

n 

36,12  „ 

Gewerkschaft  Burbach 

31,58  „ 

Gewerkschaft  Carlsfund 

n 

31,58  „ 

Gewerkschaft  Beienrode 

j) 

33,86  „ 

Summe  der  Anteile  1000,00  „ 


Aus  diesen  neuen  Verhältnissen  nunmehr  ebenfalls  Nut- 
zen zu  ziehen,  fühlte  sich  die  Gewerkschaft  umsomehr  be- 
rechtigt, als  ihr  Kalisalzlager  den  Erwartungen  bezüglich 
Mächtigkeit  und  hohen  Prozentgehaltes  an  reinem  Kali  voll 
entsprochen  hatte,  so  daß  „Glückauf“  zu  den  besten  Kali- 
werken gezählt  werden  konnte,  die  bis  1900  aufgeschlossen 
worden  waren,  zumal  es  hinsichtlich  der  Leistungsfähigkeit 
seiner  Anlagen  die  älteren  Werke  zum  Teil  erheblich  über- 
traf. So  warfen  die  Kämpfe,  die  sich  bei  der  bald  nötigen 
Erneuerung  des  Syndikats  entspinnen  würden,  ihre  Schatten 
voraus.  Wegen  dieser  durch  die  Vermehrung  der  Werke 
hervorgerufenen  Zustände  hatten  die  Kaliwerke  s.  Zt.  den 
Syndikatsvertrag  nur  auf  3 Jahre  geschlossen,  und  fast  schie- 
nen sich  die  damals  gehegten  Befürchtungen  bewafirheiten 
zu  sollen.  Zwar  ließ  der  Gesamtabsatz  eine  geringe  Steige- 
rung in  fast  allen  Produkten  erkennen,  doch  waren  die  Zu- 
weisungen an  die  neuen  Werke  größer,  als  der  Zuwachs  an 
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Absatz.  „Glückauf^'  hatte  nur  im  Absatz  von  Rohsalzen 
eine  Steigerung  zu  verzeichnen.  Trotz  des  seit  1900  er- 
folgten Beitritts  von  3 neuen  Werken,  sowie  trotz  ziemlich 
erheblicher  Abgaben  auf  Grund  provisorischer  Verträge  mit 
den  jüngsten  Werken  hatte  „Glückauf“  ungefähr  25  000  dz 
Hartsalz  mehr  abgesetzt  als  im  Vorjahr.  Jedoch  blieb  der 
Betriebsüberschuß  im  IV.  Quartal  um  nicht  weniger  als 
220000  Mk.  gegen  die  gleiche  Zeit  im  Jahre  1900  zurück, 
und  em  Gesamtüberschuß  von  1 180000  Mk.  1901  steht  einem' 
solchen  in  Höhe  von  H/^  Million  1900  gegenüber,  also  ein 
Minus  von  320000  Mk.  Zu  diesem  ungünstigen  finanziellen 
Ergebnis  trugen,  abgesehen  von  dem  Minderabsatz  in  hoch- 
prozentigen Salzen  und  Fabrikaten,  vor  allem  die  Kampf- 
preise mit  3 neuen  Werken  bei,  wovon  noch  zu  sprechen 
sein  wird. 

Nach  langwierigen  Verhandlungen,  bei  denen  im  Gegen- 
satz zu  früher,  wo  Organisationsfragen  das  Streitobjekt  ab- 
gegeben hatten,  Schwierigkeiten  bei  der  Feststellung  der 
Beteihgungsziffern  im  Vordergrund  standen,  gelang  die  Neu- 
bildung des  Syndikats.  Schon  damals  trat  „der  Kampf  um 
die  Quote“  klar  hervor.  Am  1.  Juli  1901  wurde  der  Vertrag 
von  den  Vertretern  von  17  Werken  unterzeichnet.  Seit  Ja- 
nuar 1899  bis  zum  1.  Juli  1901  waren  zu  den  bisher  12 
Werken  5 neue  hinzugekommen; 

13.  Burbach  ^ 

14.  Carlsfund 

15.  Beienrode 

16.  Asse 

17.  Salzdetfurth. 

Die  Einigung  kam  zustande  im  wesentlichen  auf  Grund- 
lage des  alten  Vertrags.  Es  trat  nur  eine  Verschiebung  der 
Gruppen  ein.  Die  Grenze  der  Gruppe  I wurde  auf  42  o/o 
KgO  herabgesetzt  und  38  o/o  ige  Kalisalze  zu  Gruppe  I ge- 
rechnet. Ferner  wurden  Austauschungen  innerhalb  derselben 
Gruppe  und  zwischen  den  Gruppen  II  und  III  für  zulässig 
erklärt.  Den  jüngeren  Kaliwerken  wurde  insofern  ein  Zu- 
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geständnis  gemacht,  als  mindestens  2 von  den  6 Mitgliedern 
des  Syndikatsausschusses,  der  von  der  Generalversammlung 
gewählt  wurde,  Vertreter  der  nach  dem  1.  Januar  1893 
dem  Syndikat  beigetretenen  Werke  sein  mußten.  Aus  dem 
Syndikatsvertrag  heben  wir  ferner  hervor,  daß  der  preußi- 
sche Minister  für  Handel  und  Gewerbe  besondere  Vorrechte 
erhielt.  Es  durften  z.  B.  die  im  Vertrag  festgesetzten  Preise 
der  Kalisalze,  insofern  der  Verbrauch  der  deutschen  Land- 
wirtschaft in  Betracht  kam,  nur  mit  Zustimmung  des  Mini- 
sters erhöht  werden.  Der  Vertrag  wurde  wiederum  auf 
3 Jahre  geschlossen,  und  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1901  bis  30. 
Juni  1904  verpflichtete  sich  jeder  „Vertragsgenosse“  nicht 
mit  einem  Dritten  wegen  Absatzes  seiner  Erzeugnisse  in 
Verhandlung  zu  treten  bei  einer  Konventionalstrafe  von 
300  000  Mk.  Zur  Sicherheit  der  Erfüllung  aller  übernomme- 
nen Pflichten  hatte  jedes  Privatwerk  einen  eigenen  Wechsel 
über  300000  Mk.,  der  an  die  Order  einer  vom  Vorstand  des 
Syndikats  zu  bezeichnenden  Bank  zahlbar  und  3 Tage  nach 
Sicht  fällig  war,  zu  hinterlegen  ^'^).  Falls  mit  Werken,  die 
während  der  Vertragsdauer  förderfähig  wurden,  eine  Eini- 
gung nicht  erzielt  werden  konnte,  so  konnte  auf  Beschluß 
der  Generalversammlung  eine  Suspension  des  Vertrages  auf 
die  Dauer  von  höchstens  I1/2  Jahren  eintreten  (Art.  16). 
War  bis  dahin  die  Aufnahme  noch  nicht  erfolgt,  so  galt  das 
Vertragsverhältnis  als  gelöst,  falls  es  von  Syndikatsmitglie- 
dern, die  mindestens  1/3  der  in  der  Generalversammlung  ver- 
tretenen Stimmen  ausübten,  beantragt  wurde. 

Bei  der  Erneuerung  des  Kartells  sahen  sich  die  alten 
Werke,  die  bisher  den  Markt  beherrscht  hatten,  zum  er- 
stenmal einer  wesentlichen  Verringerung  ihrer  Beteiligung, 
ja  sogar  einer  Schmälerung  ihrer  Rentabilität  unterworfen, 
denn  es  war  sehr  unwahrscheinlich,  daß  die  Vermehrung  der 
Werke  durch  entsprechende  Steigerung  des  Absatzes  aus- 
geglichen würde.  Dabei  war  es  mit  der  Aufnahme  der  er- 
wähnten 5 Werke  nicht  getan.  Schon  hatte  das  Syndikat 


tj 


57)  Syndikatsvertrag  vom  1.  Juni  1901,  Art.  17. 
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mit  den  Gewerkschaften  Hohenzollern,  Einigkeit  und  Kai- 
seroda, die  inzwischen  förderfähig  geworden  waren,  durch 
außersyndikalische  Verkäufe  den  Kalimarkt  schwer  beun- 
ruhigten und  die  Preispolitik  des  Syndikats  störten,  den 
Konkurrenzkampf  aufgenommen.  Das  Syndikat  setzte  die 
Preise  für  die  wichtigsten  Kaliprodukte  auf  durchschnittlich 
die  Hälfte  herab.  Auf  die  Dauer  mußten  die  genannten  Ge- 
werkschaften in  diesem  Preiskampf,  wie  vorauszusehen,  un- 
terliegen und  wurden  dadurch  zum  Eintritt  in  das  Syndikat 
gezwungen.  Dieser  Kampf  hatte  den  Syndikatsmitgliedern 
erhebliche  Geldopfer  auferlegt,  denn  der  durch  die  Kampf- 
preise verursachte  Verlust  konnte  nicht  durch  erhöhten  Ge- 
samtabsatz wett  gemacht  werden.  Die  straffe  Organisation 
des  Syndikats  verhinderte  jedoch  die  schlimme  Wirkung  der 
damaligen  Wirtschaftskrise,  die  sich  auch  auf  anderen  Ge- 
bieten des  Wirtschaftslebens  58)  zeigte.  Durch  das  scharfe 
Vorgehen  des  Syndikats  wurde  trotz  allgemein  bestehender 
Überproduktion  eine  Verschleuderung  der  Kalisalze  nicht 
zugelassen.  Auch  auf  „Glückauf“  wirkten  die  Ereignisse 
auf  dem  Kalimarkt  während  des  Jahres  1901  sehr  zu  Un- 
gunsten des  finanziellen  Erfolges  ein.  Waren  schon  im 
ersten  Halbjahr  die  langwierigen  Verhandlungen  über  die 
Neubildung  des  mit  Ende  1901  ablaufenden  Syndikats  nach- 
teilig für  die  Geschäftsentwicklung,  so  bewirkte  der  Beitritt 
neuer  Werke  unmittelbar  eine  Verminderung  der  Rentabi- 
lität der  Gewerkschaften.  Die  Verwaltung  sah  sich  wegen 
der  spärlichen  Aufträge  sogar  gezwungen,  wöchentlich  eine 
Feierschicht  einzulegen,  um  die  schon  vorher  bedeutenden 
Vorräte  nicht  noch  weiter  anwachsen  zu  lassen.  Für  die 
Gewerkschaft  stellten  sich  die  in  den  einzelnen  Gruppen 
vereinbarten  Quoten  folgendermaßen : 

Gruppe  I II  III  IV 

Tausendstel  43,36  42,24  55,90  40,00 

58)  Im  Jahre  1901  Zusammenbruch  der  Leipziger  Bank,  Ruin 
einiger  Hypothekenbanken,  erhebliche  Senkung  des  Preisniveaus  usw. 
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Da  dem  Syndikat  bis  zum  Jahresschluß  noch  3 Werke 
beigetreten  waren  und  Kaiseroda  im  Januar  1902  nachfolgte, 
ging  die  Beteiligungsziffer  von  „Glückauf“  in  den  einzelnen 
Gruppen  zurück  auf: 

Gruppe  I II  III  IV 

Tausendstel  38,28  38,58  48,18  35,72 

Dadurch  wurde  der  ursprünglich  erreichte  Erfolg  stark 
beeinträchtigt.  Die  bedeutende  Steigerung  des  Gesamtab- 
satzes an  Rohsalz,  die  größte  seit  Bestehen  der  Kaliindustrie, 
wurde  zum  Teil  durch  die  im  letzten  Quartal  1901  ermäßig- 
ten Verkaufspreise  hervorgerufen.  Trotzdem  ging  der  Ab- 
satz von  „Glückauf“  um  ca.  3100  dz  K2O  zurück.  Dieser 
Rückgang  beruhte  auf  dem  endgültigen  Beitritt  von  6 neuen 
Werken  zum  Kalisyndikat,  sowie  auf  dem  provisorischen 
Beitritt  von  3 weiteren  Gewerkschaften.  Die  neuen  Werke 
haben  1901  abgesetzt: 


Carlsfund  59) 

102  357 

dz 

Salzdetfurth  59) 

78  557 

Beienrode 

92  672 

M 

Justus  I 

49159 

Hohenzollern 

49  088 

>) 

Asse 

31  391 

)> 

Kaiseroda 

15  674 

99 

Bernhardshall  ®°) 

9120 

99 

Mansfeld 

1 668 

99 

zusammen 

429  686 

Der  Gesamtabsatz  des  Syndikats  erfuhr  eine  Erhöhung 
um  rund  400000  dz  K2O,  Der  Absatz  dieser  neuen  Werke 
jedoch  überschritt  die  Gesamtzunahme  um  rund  41 000  dz, 
worauf  auch  der  Rückgang  des  Absatzes  von  „Glückauf“  zu- 

59;  Carlsfund  und  Salzdetfurth  haben  schon  1900  Rohsalze  ab- 
gesetzt; es  ist  nur  der  Mehrabsatz  von  1901  gegen  1900  angegeben. 

60)  Bemhardshall  im  heutigen  Heldburgkonzem. 

6^)  Zusammengestellt  aus  den  Mitteilungen  des  Kalisyndikats. 

6* 
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rückzuführen  ist.  Der  Absatz  war  gerade  in  den  Rohsalzen, 
welche  einen  geringeren  Gewinn  bringen,  gestiegen,  bei  den 
Fabrikaten  mit  einem  höheren  Gewinn  dagegen  gefallen. 
Trotzdem  hielt  die  Gewerkschaft  „Glückauf“  ihre  regelmäßi- 
gen Ausbeutezahlungen  — pro  Kux  und  Monat  60  Mk.  und 
eine  Weihnachtsausbeute  von  40  Mk.  — inne.  Die  Beteili- 
gungsziffern der  Syndikatswerke  waren  zu  Beginn  der  III.  Pe- 
riode folgendermaßen  festgesetzt: 


Gruppe : 

I 

II 

III 

IV 

1. 

Staßfurt 

93,32 

94,06 

85,86 

94,67 

2. 

Leopoldshall 

84,71 

85,38 

79,26 

73,33 

3. 

Westeregeln 

71,80 

72,35 

67,39 

66,65 

4. 

Neustaßfurt 

71,80 

72,35 

67,39 

66,65 

5. 

Aschersleben 

71,80 

72,35 

67,39 

66,65 

6. 

Ludwig  II. 

51,69 

52,08 

21,78 

53,34 

7. 

Hercynia 

71,80 

72,35 

67,39 

66,65 

8. 

Solwaywerke 

71,80 

72,35 

67,39 

66,65 

9. 

Thiederhall 

33,02 

33,28 

— 

35,72 

10. 

Wilhelmshall 

51,69 

54,01 

58,65 

52,50 

11. 

Glückauf 

38,28 

38,58 

48,18 

35,72 

12. 

Hedwigsburg 

42,87 

32,88 

34,61 

35,72 

13. 

Burbach 

30,51 

30,83 

38,78 

35,72 

14. 

Carlsfund 

30,51 

30,83 

40,76 

35,72 

15. 

Beienrode 

31,86 

32,19 

22,72 

35,72 

16. 

Asse 

30,51 

30,83 

40,76 

35,72 

17. 

Salzdetfurth 

36,15 

36,53 

43,09 

35,72 

18. 

Jessenitz 

31,64 

31,97 

— 

35,72 

19. 

Hohenzollern 

27,12 

27,40 

32,75 

35,72 

20. 

Justus  I. 

— 

— 

83,10 

— 

21. 

Kaiseroda 

27,12 

27,40 

32,75 

35,72 

Die  dritte  Syndikatsperiode 

1902—1904. 

Das  neue  Syndikat  brachte  „Glückauf“,  wie  aus  vor- 
stehender Tabelle  hervorgeht,  eine  beträchtliche  Kürzung 
seiner  Quoten  in  allen  Gruppen  im  Vergleich  zu  1899.  Die 


li 
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Aussichten  für  das  neue  Geschäftsjahr  waren  infolgedessen 
wenig  erfreulich,  und  gleich  im  ersten  Quartal  hatte  „Glück- 
auf“ im  Chlorkaliumabsatz  einen  Rückgang  um  fast  die 
Hälfte  des  Verkaufs  in  der  gleichen  Zeit  des  Vorjahres  zu 
verzeichnen.  Der  Kalimarkt  war  das  ganze  Jahr  hindurch 
von  ungünstigen  Verhältnissen  begleitet.  Die  Nachwirkungen 
des  vorjährigen  Konkurrenzkampfes  und  die  anfangs  er- 
gebnislosen Verhandlungen  mit  den  neuen  Werken  gestalte- 
ten den  Syndikatsabsatz  stockend  und  unregelmäßig.  Na- 
mentlich war  das  Ausland  in  der  Erwartung  eines  Preisrück- 
gangs mit  der  Erteilung  von  Aufträgen  sehr  zurückhaltend. 
Ungünstige  Witterung  im  2.  Halbjahr,  späte  Ernte  und  früh- 
zeitiger Frost  taten  das  ihrige.  Durch  den  schwachen  Ver- 
sand sah  sich  die  Verwaltung  der  Gewerkschaft  zur  Einle- 
gung von  Feierschichten  genötigt  und  mußte  sogar  zur  Ent- 
lassung von  Arbeitern  schreiten.  Trotz  ungünstiger  Absatz- 
verhältnisse war  es  durch  diese  Maßregeln  doch  möglich, 
die  Gestehungskosten  ohne  Lohnreduktion  (s.  Lohnstatistik) 
wesentlich  herabzumindern.  Infolgedessen  überstieg,  ob- 
gleich der  Absatz  von  Glückauf  um  ca.  14800  dz  K2O  = 
10,90/0  zurückgegangen  war  und  die  Verwaltung  obendrein, 
nur  um  die  Arbeiter  zu  beschäftigen,  umfangreiche  und  kost- 
spielige Versatzarbeiten  hatte  vornehmen  lassen,  der  erzielte 
Betriebsüberschuß  den  des  Vorjahres  um  rund  130000  Mk., 
die  als  Reserve  für  einen  schon  geplanten  zweiten  Schacht- 
bau zurückgestellt  wurden.  Der  Gesamtrückgang  des  Syndi- 
katsabsatzes 1902  betrug  142114  dz  KoO,  dabei  war  die  Zahl 
der  Syndikatswerke  auf  24  gestiegen. 

Um  eine  Wiederholung  der  wirtschaftlichen  Mißerfolge 
zu  verhindern  und  möglichst  eine  der  Vermehrung  der  Werke 
entsprechende  Steigerung  des  Absatzes  herbeizuführen,  ver- 
stärkte das  Syndikat  1903  die  Propaganda.  In  Toulouse, 
Madrid,  Yokohama,  Atlanta,  St.  Louis,  Graz  und  München 
wurden  Propagandastellen  eingerichtet,  und  der  Erfolg  blieb 
nicht  aus,  wenn  er  sich  auch  erst  in  den  nächsten  Jahren 
im  vollen  Umfang  zeigte.  Der  Gesamtabsatz  erreichte  im 
Jahre  1903  eine  Höhe  von  3664206  dz  KoO  im  Werte  von 
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ca,  66  Millionen  Mark,  d.  i.  eine  Steigerung  um  ca.  375  000  dz, 
davon  entfielen  auf  das  Inland  195000  dz,  auf  das  Ausland 
180  000  dz  KgO.  Die  Zunahme  betraf  vor  allem  Produkte, 
die  als  Düngemittel  Vei Wendung  fanden,  auch  der  Absatz 
von  80o/oigem  Chlorkalium  steigerte  sich,  erreichte  jedoch 
nicht  die  Höhe  von  1901  wieder.  „Glückauf“  indessen  blieb 
mit  einem  Absatz  von  137890  dz  KgO  auch  1903  bedeutend 
hinter  dem  der  Jahre  1900  und  1901  zurück.  Der  Gesamt- 
absatz des  Werkes  erfuhr  eine  Zunahme  gegen  1902  um 
1,80,0,  ist  jedoch  um  8,9o/o  gegen  1901  gefallen,  während  der 
Absatz  des  Syndikats  gegen  beide  Vorjahre  sich  gesteigert 
hat:  um  14 o/o  bzw.  5,5 o/o.  Die  Lieferungsansprüche  an  „Glück- 
auf“ waren  derart  wechselnd,  daß  die  Werksverwaltung  ver- 
anlaßt wurde,  um  den  daraus  folgenden  häufigen  Schwan- 
kungen an  Energiebedarf  rationell  begegnen  zu  können, 
ein  viertes  Maschinen-Aggregat  zur  Erzeugung  von  Licht  und 
Kraft  aufzustellen.  Durch  Austausch  mit  anderen  Werken 
war  die  Gewerkschaft  in  der  Lage  75  o/o  des  ganzen  Jahres- 
bedarfes als  Sylvinite  zu  liefern  mit  einem  durchschnittlichen 
Gehalt  von  20 o/o  K2O. 

Das  Jahr  1904  brachte  ein  für  die  gesamte  Kaliindustrie 
bedeutungsvolles  Ereignis.  In  allerletzter  Stunde  vor  dem 
Ablauf  der  Konventionsperiode  gelang  schließlich  doch  noch 
die  Erneuerung  des  Syndikats  am  1.  Juli  1904.  Weit  heftiger 
als  1901  wogte  diesmal  der  Kampf  utn  die  Quoten.  In  wach- 
sender Schärfe  hatte  sich  eine  Kampfeslinie  zwischen  den 
alten  und  den  neuen  Werken  gebildet.  Diese  wollten  er- 
klärlicherweise ihren  bis  dahin  maßgebenden  Einfluß  in  der 
Kaliindustrie  nicht  aufgeben  und  ihren  alten  Besitz  wahren, 
jene  machten  ihren  Eintritt  in  das  Syndikat  von  der  Besei- 
tigung der  Vorzugsstellung  der  älteren  Werke  abhängig  und 
verlangten  eine  Verteilung  der  Absatzquoten  nach  der  wirk- 
lichen Leistungsfähigkeit  jeden  Werkes.  Trotz  weitgehen- 
der Zugeständnisse  seitens  der  älteren  an  die  jüngeren 
Werke  wäre  es  doch  beinahe  zu  einer  Spaltung  gekommen. 
Eine  Vereinigung  der  alten  Werke  und  eine  gesonderte  der 
jüngeren  stand  in  Aussicht.  Schließlich  führten  die  Verhand- 
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lungen,  die  auf  Veranlassung  des  preußischen  Bergfiskus 
bereits  im  Mai  1903  begonnen  hatten,  durch  das  Entgegen- 
kommen der  preußischen  und  der  anhaitischen  Regierung 
noch  einmal  zu  einem  befriedigenden  Abschluß.  Die  Ver- 
tragsdauer konnte  sogar  auf  5 Jahre  erhöht  werden.  Das 
Syndikat  nahm  die  Rechtsform  einer  G.  m.  b.  H.  an,  und  im 
neuen  Vertrag  wurde  eine  Reihe  wichtiger  Änderungen  vor- 
gesehen. In  Rücksicht  auf  die  Betriebsverhältnisse  der  Werke 
wurden  von  jetzt  ab  5 Gruppen  von  Kaliprodukten  unter- 
schieden : 

Gruppe  1:  Chloridische  Erzeugnisse  mit  mehr  als  42 O o Kali, 
sowie  der  sogen.  38  0 0 ige  Kalidünger  kalziniert. 

Gruppe  II:  Sulfatische  Erzeugnisse  mit  mehr  als  21,50o  Kali. 

Gruppe  III:  Erzeugnisse  mit  42  bis  20^  0 Kali,  mit  Ausnahme 
des  38o  oigen  Kalidüngers  (Gruppe  I)  und  der  sul- 
fatischen  Erzeugnisse  (Gruppe  II). 

Gruppe  IV:  Nichtcarnallitische  Rohsalze  mit  einem  Kalige- 
halt von  19,9  bis  12,4  0,0. 

Gruppe  V:  Carnallitsalze  — einschließlich  Bergkieserit. 


Die  Beteiligungsziffern  der  einzelnen  Werke  zu  Beginn 
der  vierten  Syndikatsperiode  waren  folgende : 


Tausendstel 


1.  Kgl.  Preuß.  Berg-  ) Staßfurt 


2.  Verwaltung  j Bleicherode  | 

3.  Leopoldshall 59.91 

4.  Westeregeln 52.28 

5.  Neustaßfurt 52.28 

6.  Aschersleben  52.28 

7.  Ludwig  II 32.68 

8.  Hercynia  52.28 

9.  Solvay  ...  53.26 

10.  Thiede 21.12 

11.  Wilhelmshall  44.64 

12.  Glückauf  35.82 
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Tausendstel 


13.  Hedwigsburg 35.5O 

14.  Burbach 34.59 

15.  Carlsfund  29.49 

16.  Beienrode 27.77 

17.  Asse 27.73 

18.  Salzdetfurth 32.59 

19.  Hohenzollern  28.41 

20.  Jessenitz  27.77 

21.  Justus  I 28.41 

22.  Kaiseroda 28.41 

23.  Einigkeit 26.18 

24.  Hohenfels 31.64 

25.  Mansfeld  23.90 

26.  Alexandershall 27.77 

27.  Wintershall 27.77 

28.  Johannashall  25.21 


1000.— 

„Glückauf“  hatte  eine  Beteiligung  von  35,820/oo  erhalten  — 
also  nicht  glänzend  bei  der  Quotenverteilung  abgeschnitten. 
Die  Regierung  verlieh  ihrer  Enttäuschung  darüber  Ausdruck 
in  einem  Schreiben  vom  29.  August  1904,  anläßlich  der  Rück- 
sendung des  mit  dem  nötigen  ^2)  Genehmigungsvermerk  ver- 
sehenen Kalisyndikatsvertrags.  Es  heißt  dort: 

„Zu  unserem  Bedauern  ist  ja  nach  Lage  der  Sache  nicht 
möglich  gewesen,  im  Syndikatsvertrag  für  den  Fall  der  Anlage 
eines  zweiten  Schachtes  und  Werkes  eine  weitere  Beteili- 
gungsziffer zu  erhalten;  hatten  wir  doch  geglaubt,  bei  der 
Größe  des  der  Gew'erkschaft  überlassenen  Feldes  auch  auf 
eine  größere  Ausdehnung  und  Förderung  hoffen  zu  dürfen.“ 
Die  Hauptschwäche  des  neuen  Vertrages  ist  in  dem 
gänzlichen  Fehlen  von  Bestimmungen  über  die  Aufnahme 
neuer  Werke  zu  erblicken,  und  gerade  dieser  Mangel  machte 
sich  bald  bemerkbar.  Nicht  unerwähnt  mag  bleiben,  was 

§ 21  des  Oewerkschaftsstatuts. 


— 89  — 

weniger  bekannt  sein  dürfte,  daß  einzelne  Werke  nur  auf 
Grund  besonderer  Vorrechte  sich  zum  Beitritt  bereit  erklär- 
ten. Die  deutschen  Solvaywerke  A.-G.,  Bernburg  behielten 
sich  z.  B.  vor,  mit  Rücksicht  auf  ihre  großen  Interessen  in 
der  Sodaindustrie  bei  vorheriger  sechsmonatlicher  Kündigung 
am  Ende  eines  Kalenderjahres  von  dem  Kalisyndikatsver- 
trag zurückzutreten  und  3 Monate  vorher  für  das  folgende 
Jahr  Verkäufe  in  Kalisalzen  und  Fabrikaten  abschließen  zu 
können,  wenn  nachweislich  ein  Syndikatswerk  oder  einer 
der  Hauptbeteiligten  der  Kaliindustrie  eine  neue  Sodafabrik 
bauen  oder  betreiben  würde. 

Die  Unsicherheit  des  Fortbestehens  des  Syndikats  ließ 
die  Befürchtung  eines  Rückgangs  im  Kaligeschäft  gerecht- 
fertigt erscheinen,  indes  schloß  trotzdem  das  Jahr  1904  mit 
einem  Mehrabsatz  von  637200  dz  KgO  ab.  Der  anerken- 
nenswerten Propagandaarbeit  des  Syndikats  war  es  trotz 
sehr  schwieriger  Verhältnisse  gelungen,  den  Absatz  derart 
zu  steigern,  daß  die  Zunahme  1904  betrug: 

170 0 gegen  1903, 

30o'o  gegen  1902, 

250/0  gegen  1901. 

Die  Steigerung  des  Absatzes  von  „Glückauf“  hatte  gegen 
1903  nur  13,6 0/0,  gegen  1902  13,6 0/0  und  nur  4 0/0  gegen  1901 
betragen,  war  also  aus  bekannten  Ursachen  wiederum  pro- 
zentual geringer  als  die  Zunahme  des  Syndikatsabsatzes. 

Die  vierte  Syndikatsperiode 

1905—1909. 

Die  günstige  Entwicklung  des  Gesamtabsatzes  hielt  auch 
in  der  neuen  Syndikatsperiode  an.  Insgesamt  kamen  1905 
vom  Syndikat  zur  Abladung  4832681  dz  KgO,  das  ist  eine 
Steigerung  um  rund  530000  dz  = 12 0/0.  Besonders  in  den 
ersten  neun  Monaten  lag  der  Absatz,  wie  auch  aus  der  Ta- 
belle: „Absatz-  und  Betriebsüberschüsse  von  „Glückauf“  “ zu 
ersehen  ist,  recht  gut.  „Glückauf“  schnitt  mit  einem  Mehr- 
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absatz  von  12800  dz  ab  und  erzielte  den  höchsten  nur  1911 
wieder  erreichten,  1912  überschrittenen  Betriebsüberschuß 
von  2 Mill.  Mark.  Dabei  entsprach  der  Mehrabsatz  von 
12800  dz  KgO  nicht  seinem  Sollanteil,  wenigstens  18  000  dz 
vom  Mehrabsatz  hätten  prozentual  auf  die  Gewerkschaft  ent- 
fallen müssen.  Infolge  umfangreicher  Tauschverträge  war 
die  Gewerkschaft  imstande,  den  Betrieb  der  Rohsalzmühle 
zugunsten  der  Fabrik  einzuschränken,  die  dadurch  eine  Pro- 
duktionssteigerung um  250/0  erfuhr.  Veranlaßt  durch  den 
guten  Geschäftsgang  setzte  in  diesem  Jahre  eine  bemerkens- 
werte Lohnerhöhung  ein,  im  zweiten  Halbjahr  1905  stieg 
der  Durchschnittslohn  pro  Schicht  bereits  um  0,25  Mk. 
Gleichzeitig  wurde  die  Ausbeute  von  800  Mk.  auf  1000  Mk. 
festgesetzt,  und  die  Ausgaben  an  den  Staat  überschritten  zu- 
sammen mit  der  Staatseinkommensteuer  erheblich  das  zweite 
Hunderttausend.  Mit  diesem  günstigen  finanziellen  Ergebnis 
war  eine  Aufwärtsbewegung  in  den  Kursen  der  Glückauf- 
ku.xe  verbunden.  Der  Kurs  erfuhr  eine  Verbesserung  im 
Laufe  des  Jahres  um  ca.  5000  Mk.,  der  höchste  Jahreskurs 
betrug  20200  Mk.,  der  niedrigste  15100  Mk.  Und  dieser 
glänzende  Abschluß  war  erreicht  worden  trotz  dauernden 
Rückgangs  der  Quote.  Bei  der  S}ndikatserneuerung  am 
1.  Juli  1904  war  Glückauf  eine  Quote  von  35,82  Tausendsteln 
zuerkannt  worden.  Am  1.  Januar  1905  war  sie  bereits  in- 
folge des  Eintritts  der  A.-G.  Heldburg  in  das  Syndikat  auf 
35,12  Tausendstel  gesunken  und  fiel  bis  zum  Jahresschluß 
weiter  auf '31,95  Tausendstel,  denn  inzwischen  waren  5 Werke 
— Großherzog  von  Sachsen,  Desdemona,  Siegmundshall, 
Rothenberg,  Roßleben  — dem  Syndikat  beigetreten,  und  so- 
mit die  Zahl  der  Werke  auf  33  gestiegen. 

Durch  die  geschickte  Propaganda  des  Syndikats  hatte 
besonders  der  Auslandsabsatz  eine  Steigerung  erfahren  von 
1995802  dz  KoO  auf  2340414  dz.  Es  wurden  wiederum 
5 Propagandastellen  gegründet:  Prag,  Zürich,  Posen,  Straß- 
burg i.  E.,  Breslau,  und  an  die  Stelle  von  St.  Louis  war  Chi- 
cago als  Sitz  eines  Propagandabureaus  getreten.  Nordame- 
rika war  an  der  Absatzsteigerung  stark  beteiligt,  mehr  als 
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1 3 der  Gesamtproduktion  von  Chlorkalium  — 908000  dz  — 
ging  nach  Amerika.  Ähnlich  stand  es  mit  den  Rohsalzen, 
von  denen  auf  Nordamerika  rund  360000  dz  mehr  als  auf 
das  ganze  übrige  Ausland  zusammen  entfielen.  Im  ganzen 
wurden  an  Rohsalzen  abgesetzt; 

In  Nord-Amerika  3892  503  dz 
im  übrigen  Ausland  3 532938  dz. 

Auf  einen  Quadratkilometer  Anbaufläche  kamen  1905 
in  Nordamerika  65  kg  reines  Kali  gegen  57,6  kg  1904  und 
20,2  kg  im  Jahre  1895.  Das  will  allerdings  nicht  viel  be- 
sagen im  Vergleich  zum  Kaliverbrauch  in  Deutschland,  wo 
1905  nicht  weniger  als  576,5  kg  auf  einen  Quadratkilometer 
Anbaufläche  entfielen  gegen  170,6  kg  im  Jahre  1895.  Noch 
deutlicher  sind  vielleicht  folgende  Zahlen:  Der  Verbrauch 
in  der  Landwirtschaft  berechnet  nach  den  Grundpreisen  be- 
zifferte sich  1895  in  Deutschland  auf  ca.  7 Millionen  Mark 
und  auf  ca.  8 Millionen  in  Nordamerika.  1905  dagegen  wur- 
den in  Deutschland  Kalisalze  im  Werte  von  rund  24,8  Mill. 
Mark  und  in  Amerika  von  ca.  23  Mill.  Mark  für  landwirt- 
schaftliche Zwecke  abgesetzt. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  diese  Erfolge  mit  vie- 
len Opfern  an  Geld  und  Arbeit  errungen  worden  waren,  ln 
entsprechender  Weise  gingen  die  Propagandakosten  in  die 
Höhe.  1895  betrugen  sie  rund  eine  halbe  Million,  1900  eine 
ganze  und  1905  waren  sie  auf  2,2  Millionen  Mark  angewach- 
sen, mit  anderen  Worten:  Auf  100  Mk.  Absatzwert  entfielen 
Gesamtunkosten  im  Jahre  1895  = 1,50  Mk. 

1900  = 1,78  Mk. 

1905  =2,63  Mk.,  und  heute  kom- 
men auf  100  Mk.  Absatzwert  ca.  4 Mk.  an  Verwaltungs-  und 
Propagandaausgaben  bei  einer  Erhöhung  der  Gesamtun- 
kosten auf  ca.  6,5  Millionen  Mark,  Trotz  dieses  Anwachsens 
der  Unkosten  sind  aber  dank  der  vom  preußischen  Fiskus 
ausgegangenen  Bestimmungen  die  Inlandspreise  nicht  in 
die  Höhe  gegangen. 
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Die  Grundpreise  für  100  kg  waren: 

1905  1913 

Carnallit  = 0,9  Mk.  mit  lOo/o  Kali-=  0,85  Mk. 

Kainit  u.  Hartsalz  = 1,50  Mk.  mit  12  o/o  Kali==  1,20  Mk. 

mit  150/0  Kali==  1,50  Mk. 
Chlorkalium  = 14,25  Mk.  = 14,00  Mk. 

Der  erste  gesetzliche  Eingriff  zur  Sanierung  der 

Kaliindustrie. 

Die  lex  Gamp  und  ihre  Folgen. 

Die  dauernde  Absatzsteigerung,  die,  wie  schon  erwähnt, 
1905  ca.  8 Millionen  Mk.  betrug,  hatte  eine  überaus  lebhafte 
Gründung  von  neuen  Kaliuntemehmungen  veranlaßt.  Be- 
günstigt wurde  diese  Bewegung  dadurch,  daß  sich  das  Ge- 
biet der  Kalisalzlager  weit  bedeutender,  als  früher  ange- 
nommen, erwies,  und  in  Preußen  außerdem  durch  die  Ge- 
setzgebung, die  dort  uneingeschränkte  Bergbaufreiheit  vor- 
sah. Um  der  drohenden  Not  in  den  hauptsächlich  der  Kali- 
spekulation ausgesetzten  preußischen  Landesteilen  zu  steu- 
ern, wurde  im  preußischen  Abgeordnetenhaus  ein  Gesetz- 
entwurf, der  eine  Mutungssperre  auf  Kohle,  Stein-  und  Kali- 
salz bezweckte  — „die  lex  Gamp“  — eingebracht. 

Wie  später,  so  zeigte  auch  hier  der  Gesetzgeber  eine 
wenig  glückliche  Hand  in  Dingen,  die  die  Kaliindustrie  be- 
rührten. Die  lex  Gamp  zeitigte  ganz  andere  Folgen,  als  man 
beabsichtigt  hatte.  In  der  von  ihr  bestimmten  kurzen  Frist 
der  Bergbaufreiheit  setzte  ein  fieberhaftes  Gründen  von 
Kalibergwerken  ein,  und  gerade  die  Provinz  Hannover®-^) 
mit  ihren  außergewöhnlichen  bergrechtlichen  Verhältnissen 
wurde  der  Tummelplatz  der  wüstesten  Kalispekulationen. 
1907  konnten  nicht  weniger  als  544  Kalibohrungen  gezählt 
werden 

Auf  die  Provinz  Hannover  findet  das  Pr.  Bergges.  nur  be- 
schränkte Anwendung.  Stein-  und  beibrechende  Salze  sind  dem  Ver- 
fügungsrecht des  Grundeigentümers  Vorbehalten. 

Paxmann,  Festschrift  z.  Bergmannsfag  1907. 
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Die  durch  die  lex  Gamp  henorgerufene  Bohrtätigkeit 
hatte  für  die  Gewerkschaft  ,, Glückauf“  insofern  erfreuliche 
Resultate  ergeben,  als  durch  die  große  Anzahl  von  kalifün- 
digen Bohrungen  in  den  angrenzenden  Gebieten  die  Er- 
streckung des  Kalisalzlagers  durch  weitaus  den  größten  Teil 
der  Gerechtsame,  die  bekanntlich  die  ganze  Unterherrschaft 
des  Fürstentums  umfaßt,  nachgewiesen  wurde.  In  diese  Zeit 
fallen  die  Gründungen  folgender  mit  „Glückauf“  markschei- 
dender Werke: 

Auf  preußischem  Gebiet: 

Ludwigshall,  A.-G.,  Wolkramshausen, 

Nordhäuser  Kaliwerke,  A.-G.,  Essen ; 

in  Sachsen  Gotha : 

Gewerkschaft  Volkenroda,  Menterode 

und  in  Schwarzburg-Rudolstadt: 

Gewerkschaft  Immenrode,  Immenrode, 

Gewerkschaft  Günthershall,  Göllingen. 

Zu  denen  sind  bis  heute  noch  die  3 Tochterwerke  von 
„Glückauf“  und  die  Gewerkschaften  Schwarzburg  und  Pö- 
then,  Menterode,  letzte  allein  mit  3 Schächten,  gekommen. 
Man  faßte  damals  die  Aufschließung  eines  weiteren  größeren 
Feldesteiles  durch  eine  neue  Schachtanlage  ins  Auge.  Der 
neue  Schacht  wurde  so  projektiert,  daß  durch  ihn  auch  dem 
Zweischachtsystem  Genüge  geleistet  würde.  Wenn  auch  in 
Schwarzburg-Sondershausen  die  gesetzliche  Forderung  eines 
Polizeischachtes  nicht  besteht,  so  machte  doch  damals  die 
Regierung  unter  dem  Eindruck  eines  Bergwerksunglücks  auf 
der  Gewerkschaft  Ludwig  II,  Staßfurt,  das  den  Tod  mehre- 
rer Bergleute  zur  Folge  hatte,  ihren  Einfluß  im  Sinne  der 
preußischen  Zweischachtverordnung  geltend. 

Der  Kalimarkt  war  einer  dauernden  Beunruhigung  unter- 
worfen, deren  Ursache  darin  lag,  daß  die  Verhandlungen 
betreffs  der  Aufnahme  des  neuen  Kaliwerks  Sollstedt  in  das 
Syndikat  ergebnislos  verlaufen  waren.  Die  Forderungen  der 
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neuen  Werke  wurden  immer  größer.  So  verlangten  die  neuen 
Kaliwerke  „Roßleben“  und  „Ronnenberg“  Beteiligungszif- 
fern, wie  sie  die  viel  älteren  Werke  „Wilhelmshall“  und 
,, Glückauf“  hatten.  Schließlich  wurden  ihnen  auch  Quoten 
zugebilligt,  die  nicht  weit  hinter  ihren  Forderungen  zurück- 
blieben. 

Der  Gesamtabsatz  des  Syndikats  hob  sich  trotz  der  Un- 
sicherheit des  Marktes  um  ca.  10  Millionen  Mark.  „Glück- 
auf“ freilich  hatte  einen  Rückgang  zu  verzeichnen,  der  u.  a. 
auf  den  Elbschifferstreik  Oktober/ November  1906  zurückzu- 
führen ist,  da  für  die  Gewerkschaft  bei  dem  Wassertrans- 
port nur  Schönebeck  als  Umschlagsplatz  für  Auslandsver- 
käufe in  Betracht  kommt. 

In  den  folgenden  Jahren  trat  dadurch,  daß  immer  mehr 
Werke  förderfähig  wurden  und  Aufnahme  im  Syndikat  fan- 
den, eine  weitere  starke  Verminderung  des  Absatzes  und 
damit  auch  der  Betriebsüberschüsse  ein.  1907  konnte  „Glück- 
auf“ die  Ausbeute  noch  einmal  auf  100  Mk.  halten,  trotzdem 
dieses  Geschäftsjahr  einen  gegen  1906  um  rund  440000  Mk. 
kleineren  Gewinn  brachte.  Auf  die  Dauer  war  jedoch  eine 
Herabsetzung  der  Ausbeute  nicht  zu  umgehen. 

Teilung  der  Berechtsame  von  ,, Glückauf“ 
und  Gründung  der  Tochter  werke. 

In  dieser  eben  geschilderten  Epoche  der  Kaliwerksgrün- 
dungen faßten  die  Gewerken  von  „Glückauf“  auf  der  Ge- 
werkenversammlung am  28.  III.  1908  den  Beschluß,  die  Ge- 
rechtsame zu  zerlegen  und  5 neue  Gewerkschaften  ins  Leben 
zu  rufen. 

Schon  längst  hatte  die  Schwarzburg-Sondershäusische 
Regierung  gedrängt,  die  Bodenschätze  nicht  ungenutzt  lie- 
gen zu  lassen,  wollte  sie  doch  aus  dem  Kalibergbau  möglichst 
hohe  Einnahmen  erzielen  6^).  Durch  die  Feldesteilung  kam 
die  Gewerkschaft  dem  Verlangen  der  Regierung  nach  und 


«j)  Vergl.  unten  S.  197. 
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folgte  gleichzeitig  dem  Zuge  nach  allgemeiner  Vergröße- 
rung. Für  jede  der  Schachtanlagen  war  eine  so  große  Zahl 
von  Feldern  vorgesehen,  wie  sie  nur  wenige  Unternehmun- 
gen in  der  Kaliindustrie  besitzen.  Es  war  von  vornherein 
nicht  beabsichtigt,  einzelne  dieser  Gewerkschaften  zu  ver- 
kaufen, sondern  vielmehr  deren  Grubenfelder  zu  geeigneter 
Zeit  durch  gemeinschaftlichen  Betrieb  aufzuschließen,  wo- 
bei allerdings  die  Selbständigkeit  jeder  der  neuen  Gewerk- 
schaften gewahrt  werden  sollte.  Die  Größe  der  einzelnen 
Berechtsamen  wurde  folgendermaßen  bestimmt: 

Glückauf-Sondershausen : 29,17  Normalfelder 


Glückauf-Bebra:  21,59 

Glückauf-Berka : 23,67 

Glückauf-Ost:  58,06 

Glückauf-Eheleben : 57,00 

Glückauf-West:  46,46 


Mit  diesen  Gründungen  war  die  Vorbedingung  zu  einer 
machtvollen  Entwicklung  des  nunmehrigen  „Glückauf-Kon- 
zerns“ gegeben. 

Da  in  den  letzten  Jahren  die  Quote  von  „Glückauf“  zahlen- 
mäßig immer  mehr  zurückgegangen  war,  — man  hatte  zu 
einer  ausgedehnten  Arbeitseinschränkung  übergehen  und  im 
Winterhalbjahr  die  Schichten  auf  zwei,  im  Sommer  auf  eine 
Zusammenlegen  müssen,  — und  ferner  außergewöhnliche, 
durch  die  Gründung  der  neuen  Gewerkschaften  verursachte 
Ausgaben  zu  decken  waren,  sah  sich  der  Grubenvorstand 
genötigt,  die  Ausbeute  vom  1.  April  1908  ab  auf  monatlich 
75  Mk.  pro  Kux  herabzusetzen.  Zur  Deckung  der  Kosten 
für  den  neuen  Schacht  der  Gewerkschaft  „Glückauf-Bebra“, 
der  nach  dem  um  die  Gewerkschaft  verdienten  Schwarzbur- 
gischen Staatsminister  „Petersen-Schacht“  genannt  worden 
war,  wurde  eine  Anleihe  von  ca,  4 Millionen  in  Aussicht  ge- 
nommen. Die  Anleihe  wurde  von  der  Deutschen  Bank  am 
1.  Januar  1909  finanziert,  es  wurden  Obligationen  verzins- 
lich zu  41/2  o/o,  eingeteilt  in  Stücke  zu  1000.—  Mk.,  rückzahl- 
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Hch2  3o'T  r”f  '■  “»  jähr- 

h 2,3  ,„  des  Anleihebetrages  ausgegeben.  Die  Obligationen 

mo^L^t"  f ^ ^gelassen  und  ihr  erster  Kurs  mit 

, 0 Die  neue  Anleihe  wurde  mit  1 582333  Mk  zur 

Tilgung  der  alten  Anleihe  und  Bestreitung  der  Anleihekosten 

der  bleibende  Rest  anteilig  zum  Hau  des  Bebraer  Werkes 

verwandt.  Die  Kuxe  der  neuen  Gewerkschaft  wurden  nicht 

ausgegeben,  sondern  blieben  Gemeinbesitz  der  Gewerken 
des  Mutterwerkes.  vjewerKen 


Die  allgemeine  Lage  der  Kaliindustrie. 

auf“  Ws  1 ono'"  ‘l:‘'i  Gewerkschaft  „Glück- 

auf bis  1909  verfolgt  und  gesehen,  daß  besonders  die  letz- 
ten Jahre  einer  sinkenden  Tendenz  bezüglich  des  Absatzes 

egrundet  in  der  sprunghaften  Vermehrung  der  Kaliwerke 
unterworfen  waren. 

Bis  zum  Jahre  1903  hatte  „Glückauf“  eine  Steigerung 
des  Gewannes  zu  verzeichnen,  die  ihren  Höhepunkt  in  Lsem 
Ja  re  mit  einem  Betriebsüberschuß  von  fast  2 Miliionen  er- 
reichte. Dann  setzte  die  Verminderung  ein.  allerdings  vor- 
aufig  noch  nicht  in  der  Ausbeutezahlung,  Im  Gegenteil  er- 
fuhr die  Ausbeute  1906-1907  eine  Erhöhung  auf  1200  Mk 

schuß  """  Betriebsüber- 

schuh  1907  mit  einem  Minus  von  030  000  Mk.  gegen  1905 
a sc  nitt,  wodurch  ein  Rückgang  der  Ausbeute  auf  975  Mk 
pro  Kux  bedingt  wurde.  Ähnlich  erging  es  anderen  alten 
Kaliwerken  So  erfuhr  die  Produktion  der  Alkaliwerke  We- 
s erege  n >),  eines  der  ältesten  und  leistungsfähigsten  Kali- 
werke von  1904  bis  1908  eine  Verminderung  um  28  o,« 
Gleichzeitig  war  die  Dividende  von  17  o^o  auf  10  o^o  gefallen 
Noch  1901  hatte  Westeregeln  eine  Beteiligung  von  76  Tausend- 
steln, und  sein  Anteil  am  Gesamtabsatz  stellte  sich  damals 
auf  ca.  4,56  Millionen  Mk.;  1908  betrug  die  Quote  31  Tau- 


Wiedenfeld:  „Die  Kaliindustrie  und  das  Kaligesetz“  in  Schmol 
lers  Jahrbuch  1911,  S.  1979.  m öcnmol- 
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sendstel,  und  der  Anteil  des  Werkes  am  Gesamtabsatz  hatte 
sich  auf  ca.  3 Millionen  ermäßigt.  Die  Quote  der  Gewerk- 
schaft „Glückauf^'  war  von  35,12  Tausendsteln  1905  auf 
23,88  Tausendstel  1909  zurückgegangen.  Die  Gründe  der 
,,Quoten-Verwässerung“  sind  ausreichend  erörtert.  Die  Ge- 
gensätze im  Syndikat,  auf  die  schon  bei  der  Erneuerung  des 
Syndikats  1905  hingewiesen  wurde,  (vgl.  o.  S.  86 ff.)  hatten 
eine  derartige  Zuspitzung  erfahren,  daß  sie  schließlich  nicht 
mehr  zu  überbrücken  waren  und  zur  Sprengung  führen 
mußten.  Bis  1901  etwa  konnten  die  älteren  Werke  das 
Entstehen  von  neuen  mit  Ruhe  ansehen,  da  sich  die  Ver- 
mehrung bis  dahin  in  erträglichen  Grenzen  hielt  — im  Jahre 
1879  wurden  3,  1888;  7,  1898:  12,  1901:  17  fördernde  Werke 
gezählt  — und  der  Absatz  von  Kalisalzen  an  Industrie  und 
Landwirtschaft  auch  im  Ausland  ständig  erweitert  werden 
konnte,  einmal  infolge  technischer  Neuerungen,  wie  z.  B. 
wirtschaftlicherer  Nutzbarmachung  der  Abraumsatze,  Ausbil- 
dung des  Ammoniakverfahrens,  V'^erbesserung  der  Pottasche- 
gewinnung und  neuer  Verwendungsarten  in  der  Industrie 
(Schießpulverfabrikation)  usw.,  sodann  durch  die  Feststel- 
lung des  großen  Kalibedarfes  des  deutschen  Bodens  sei- 
tens der  Agrikulturchemiker  und  schließlich  infolge  der  Er- 
leichterungen, welche  die  Caprivischen  Handelsverträge  von 
1892  94  und  die  neuen  Zolltarife  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  mit  ihren  ermäßigten  Sätzen  bewirkten. 

Von  1902  ab  änderte  sich  aber  die  Lage.  Die  Zahl  der 
fördernden  Betriebe  stieg  in  diesem  Jahre  auf  24;  1903  waren 
es  28,  1908  gar  50.  Mit  dieser  schnellen  Zunahme  der  Werke 
konnte  der  Absatz  nicht  Schritt  halten.  Die  Folge  mußte 
eine  Einschränkung  der  Förderung  sein,  1901 — 1908  war  sie 
von  rund  1 660  000  dz  pro  Werk  und  1 290  000  pro  Schacht 
auf  1 203  000  dz  pro  Werk  und  940  000  dz  pro  Schacht  zurück- 
gegangen. Mit  der  Verringerung  der  Förderung  war  eine 
solche  des  Absatzes  verbunden.  1901  entfielen  auf  ein  Werk 
durchschnittlich  163400  dz  KoO  im  Wert  von  ca.  2,9  Mil- 
lionen Mk.,  1908  nur  ca.  120000  dz  im  Wert  von  2041  000  Mk. 
Das  bedeutet  einen  Rückgang  um  20  ob  ! Von  dieser  Vermin- 
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derung  des  Absatzes  und  der  damit  verbundenen  Abnahme 
der  Intensität  der  Betriebsausnutzung  wurden  die  älteren 
syndizierten  Werke  und  so  auch  „Cilückauf“  bedeutend  här- 
ter getroffen  als  die  neuen  Unternehmen,  die  sich  von  An- 
fang an  auf  eine  geringere  Fördermenge  einrichten  konnten. 
So  kann  z.  B.  ,, Glückauf“  bei  täglich'  2 achtstündigen  Schich- 
ten 4 300  000  dz  im  Jahr  fördern,  und  diese  Leistung  könnte 
mit  geringen  Kosten  durch  Einbauen  einer  gleichwertigen 
zweiten  Förderung  verdoppelt  werden,  was  bei  der  lichten 
Weite  des  Schachtes  von  5,20  m sich  ohne  Schwierigkeit 
bewerkstelligen  ließe.  Viele  jüngeien  Werke  haben  in  der 
Voraussicht,  daß  ihnen  die  Möglichkeit  der  intensiven  Be- 
triebsausnutzung fehlt,  von  vornherein  ihren  Schächten  nur 
einen  Durchmesser  von  3,50  bis  3,80  m gegeben,  wodurch 
schon  die  Anlagekosten  niedriger  sind,  und  außerdem  haben 
solche  Werke  bei  dem  Fallen  der  Förderung  nicht  mit  so 
hohen  Produktionskosten  wie  die  älteren  Unternehmungen 
zu  rechnen. 

Die  außerordentliche  Vermehrung  der  Kaliwerke  hatte 
zunächst  ihre  natürlichen  Ursachen  in  dem  stetig  steigenden 
Absatz,  sie  wurde  ferner  bemerkenswert  unterstützt  durch 
wesentliche  Verbesserungen,  weicht:  die  Bohr-  uild  Schacht- 
bautechnik (Diamantbohrverfahren  usw.)  erfuhr,  und  drittens 
mußte  die  Preispolitik  des  Syndikats  zu  neuen  Gründungen 
anreizen. 

In  den  neunziger  Jahren,  einer  Zeit  gewaltiger  Produk- 
tionssteigerung, die  den  wenigen  Werken  damals  allein  zu- 
fiel und  demgemäß  Erniedrigung  der  Produktionskosten  zur 
Folge  hatte,  sind  die  Preise  vom  Syndikat  nicht  herabgesetzt 
worden.  Stetig  sich  mehrender  Absatz  und  das  Festhalten 
der  Preise  sicherten  eine  andauernde,  beträchtliche  Steige- 
rung der  Gewinne  und  mußten  das  Gründungsfieber  auf  sei- 
nen Höhepunkt  treiben.  Von  außen  kamen  in  diese  unglück- 
liche Entwicklung  obendrein  noch  zwei  Ereignisse,  welche 
die  Gründungstätigkeit  weiter  fördern  mußten:  Die  lex  Gamp 
und  die  Zweischacht-Verordnung  in  Preußen ! 

Über  den  Umfang,  in  dem  die  einzelnen  Faktoren  bei 
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den  Gründungen  wirksam  gewesen  sind,  können  bestimmte 
Angaben  kaum  gemacht  werden.  Vor  Einbringen  der  lex 
Gamp  (Mai  1905)  wurden  26  Werke  gegründet,  nach  Ein- 
bringung derselben  23.  Und  bei  der  Gründung  dieser  23 
Unternehmen  ist  ohne  Zweifel  die  lex  Gamp  von  entschei- 
dender Bedeutung  gewesen. 

An  zahlreichen  Erschütterungen  des  Kalimarktes  hat  es 
in  der  Syndikatsperiode  1905/1909  nicht  gefehlt.  Wir  führen 
nur  die  außersyndikatlichen  Verkäufe  der  Gewerkschaft  Soll- 
stedt an,  die  den  Kaliwerken  Aschersleben  nahe  stand. 
Schwierigkeiten  bei  der  kommenden  Syndikatsemeuerung 
waren  mit  Sicherheit  zu  erwarten,  und  in  deren  bestimmter 
Voraussicht  begann  man  schon  1908  mit  den  Verhandlungen. 
Man  einigte  sich  über  die  Bestimmungen  des  Vertrages 
bis  auf  die  Hauptsache  schon  bald,  und  zur  Regelung  dieser 
letzten,  nämlich  der  Festsetzung  der  Beteiligungsziffern  für 
die  einzelnen  Werke,  waren  die  Kaliwerksbesitzer  am  30. 
Juni  1909  in  Berlin  zusammengekommen.  Es  galt  damals 
für  58  Betriebe,  doppelt  so  viel  wie  bei  der  letzten  Erneue- 
rung, befriedigende  Quoten  festzusetzen.  Und  was  1904 
wenn  auch  unter  heftigen  Kämpfen  noch  einmal  möglich 
gewesen  war,  erwies  sich  1909  als  unmöglich:  Der  Termin 
der  Erneuerung  lief  ab,  ohne  daß  der  Syndikatsvertrag  er- 
neuert worden  war.  Es  war  zur  Sprengung  des  Syndikats 
gekommen  und  mit  dem  1.  Juli  Vertragsfreiheit  eingetreten. 

Die  Vorgänge,  die  sich  bei  den  Verhandlungen  in  Berlin 
am  30.  Juni  1909  abspielten,  dürfen  wir  im  wesentlichen  als 
bekannt  voraussetzen.  Es  kam  zu  selbstständigen  Verkäufen 
des  sogenannten  Schmidtmann-Trusts,  — Kaliwerke  Aschers- 
leben und  Sollstedt  — an  den  Nordamerikanischen  Nord- 
trust 6^).  Diese  Lieferungsverträge  gewährten  den  Ameri- 
kanern Preise,  die  ungefähr  um  die  Hälfte  der  bisherigen 
Syndikatspreise  zurückblieben,  und  betrafen  Kalisalzmengen, 
die  fast  den  ganzen  Bedarf  der  Vereinigten  Staaten  auf  7 
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Jahre  hinaus  deckten*^®).  InfolgedeSvSen  traf  der  Südtrust ^9), 
weil  er  sich  die  Hände  frei  halten  mußte,  so  lange  sein 
Konkurrent,  der  Nordtrust,  durch  die  Schmidtmann-Gruppe 
syndikatsfrei  bedient  wurde,  ein  ähnliches  Abkommen  mit 
der  Gewerkschaft  Einigkeit,  von  deren  1000  Kuxen  er  702 
im  Besitz  hatte.  Außerdem  ging  noch  der  Westeregeln- 
Konzern  (Westeregeln,  Roßleben,  Salzdetfurth,  Thüringen) 
mit  selbständigen  Verkäufen  vor;  dessen  Lieferungen  hielten 
sich  jedoch  in  Grenzen  des  den  beteiligten  Werken  zu- 
stehenden Kontingents  und  wurden  später  innerhalb  des 
Svndikats  erfüllt. 

Der  preußische  Handelsminister  hatte  zwar  durch  seinen 
Vertreter  eine  Erklärung  abgeben  lassen,  daß  die  preußi- 
sche Bergwerksverwaltung  angewiesen  sei,  beim  Scheitern 
der  Verhandlungen  selbständige  Verkäufe  abzuschließen, 
aber  die  Tatsachen  gaben  den  Leuten  Recht,  die  das  nicht 
ernst  genommen  hatten. 

Eine  Untersuchung  darüber,  wem  die  Hauptschuld  an 
der  Auflösung  des  Syndikats  zuzuschreiben  ist,  und  2.  ob 
die  Verwaltungen  der  Kaliwerke  Aschersleben  und  Sollstedt 
einerseits,  Einigkeit  andererseits  im  Recht  waren,  als  sie 
nach  dem  Bruch  dazu  schritten,  den  Absatz  ihrer  Werke 
für  alle  Fälle  sicherzustellen,  würde  über  den  Rahmen  der 
Arbeit  hinausgehen. 

Trotz  des  Sondervorgehens  der  genannten  Konzerne 
wurden  vom  preußischen  und  anhaitischen  Fiskus  die  Be- 
mühungen, eine  Einigung  zu  erzielen,  fortgesetzt.  Der  Er- 
folg war  die  Bildung  eines  „Rumpfsyndikats“  für  die  Dauer 
eines  Jahres  ohne  die  Werke  Aschersleben,  Sollstedt  und 
Einigkeit.  Auch  späterhin  gelang  es  trotz  eifriger  und  lang- 
wieriger Verhandlungen  nicht,  diese  drei  Werke  in  das  Syn- 
dikat einzugliedern,  und  der  Versuch,  die  mit  Amerika  abge- 
schlossenen Verträge  rückgängig  zu  machen,  schlug  gleich- 
et) Voelkel,  Gesetz  über  den  Absatz  von  Kalisalzen  vom  25.  V. 
1910.  Textausgabe  mit  Anmerkungen. 

es)  Virginia  und  Carolina  Chemical  Co.  in  Richmond,  Nord- 
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falls  fehl.  Man  sandte  Unterhändler  nach  Amerika  und  ließ 
den  dortigen  Abnehmern  weit  entgegenkommende  Vorschlä- 
ge unterbreiten,  aber  trotzdem  zerschlugen  sich  die  Verhand- 
lungen, weil  die  Amerikaner  Sonderrechte  verlangten. 
Damit  wurde  die  Bestimmung  des  Syndikatsvertrages:  §2 
,,Für  den  Fall,  daß  bis  zum  1.  Oktober  1910  eine  Verständi- 
gung über  die  Behandlung  der  von  den  Alkali  werken  We- 
steregeln und  Genossen  sowie  von  den  Kaliwerken  Aschers- 
leben A.-G.  und  der  Gewerkschaft  Sollstedt  außerhalb  des 
jetzt  bestehenden  Kalisyndikats  abgeschlossenen  Verkaufs- 
verträge einstimmig  genehmigt  wird,  verlängert  sich  die 
Dauer  des  Gesellschaftsvertrages  bei  gleichzeitigem  Beitritt 
der  Kaliwerke  Aschersleben  und  der  Gewerkschaft  Sollstedt 
bis  zum  Ablauf  des  31.  Dezember  1914“,  gegenstandslos  und 
der  Vereinigung  jede  Bedeutung  genommen.  Durch  die  wei- 
tere Bestimmung,  daß  jeder  Gesellschafter  vom  2.  Januar 
1910  an  berechtigt  war,  mit  sechswöchiger  Kündigungsfrist 
sein  Vertragsverhältnis  zu  lösen,  war  der  Bestand  des  Syn- 
dikats stark  gefährdet.  Von  einem  derartig  schwachen  Orga- 
nismus, wie  ihn  das  neue  Kalisyndikat  darstellte,  waren  nach- 
haltige, scharfe  Maßnahmen  nicht  zu  erwarten.  Man  be- 
schloß, nicht  von  vornherein  mit  Preisunterbietungen  gegen 
die  Trusts  in  Amerika  vorzugehen,  sondern  es  wurde  eine 
Eigenorganisation  des  Kalisyndikats  errichtet  unter  der  Fir- 
ma: German  Kali  Works.  Das  Programm  dieser  Korpora- 
tion bestand  in  enger  Fühlungnahme  mit  dem  Detailhandel, 
allen  Händlern  außerhalb  des  Trusts  sollten  die  Syndikats- 
vorteile zugute  kommen,  die  bisher  ein  Monopol  jener  ge- 
wesen waren.  Es  gelang  auch  ca.  25  «o  des  Absatzes  durch 
dieses  Institut  zu  decken. 

Bei  den  Verhandlungen  über  die  Quotenfrage  am  30.  Juni 
1909  war  „Glückauf“  mit  Sonderansprüchen  nicht  hervorge- 
treten, und  auch  bei  Zustandekommen  des  „Rumpfsyndika- 
tes“ hatte  es  seitens  der  Gewerkschaft  an  weitgehendem 
Entgegenkommen  durch  vorläufige  Zurückstellung  berech- 
tigter Forderungen  nicht  gefehlt.  Dem  Werk  wurde  eine 
Beteiligung  von  24,59  Tausendsteln  gegenüber  der  am  1.  Juli 
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190Q  für  sie  geltenden  Beteiligung  von  23,07  Tausendsteln 
zugebilligt.  Für  die  Tochtergevverkschaft  „Glückauf-Bebra“ 
fand  §44  des  Syndikatsvertrags  Anwendung;  ihr  wurden 
vom  Tage  der  Fertigstellung  des  Schachtes  an  eine  jährliche 
Barvergütung  von  90000  Mk.  bewilligt. 

Auf  eine  selbständige  Beteiligung  am  Absatz  von  ,, Glück- 
auf-Bebra“ mußte  im  Interesse  des  Zustandekommens  des 
Syndikats  für  die  evtl.  5 jährige  Dauer  desselben  verzichtet 
werden.  Die  5 Tochtergewerkschaften  übernahmen  dem 
Syndikat  gegenüber  die  Verpflichtung,  während  der  Syndi- 
katsdauer, längstens  jedoch  bis  31.  Dezember  1914  nicht 
oder  nur  in  Anrechnung  auf  die  Beteiligung  des  Mutterw'er- 
kes  aus  ihren  Feldern  zu  fördern  oder  fördern  zu  lassen. 
So  schien  die  aufsteigende  Entwicklung  des  Glückauf-Kon- 
zerns auf  Jahre  hinaus  unterbrochen.  Der  neue  Syndikatsver- 
trag (§  29)  billigte  jedem  Gesellschafter  das  Recht  zu,  seine 
Beteiligung  am  Absatz  in  allen  oder  in  einzelnen  Gruppen 
ganz  oder  teilweise  an  andere  Gesellschafter  zu  übertragen. 
Ferner  konnte  jeder  Gesellschafter  seine  eigene  oder  durch 
Quotenübertragung  erworbene  Beteiligung  in  einer  anderen 
Gruppe  oder  Marke  ganz  oder  teilweise  einem  anderen 
Gesellschafter  übertragen  und  dagegen  von  diesem  eine 
gleiche  Menge  reines  Kali  (KoO)  in  einer  anderen  Gruppe 
oder  Marke  übernehmen.  (§  30). 

Von  diesen  Rechten  hat  „Glückauf“  Gebrauch  gemacht 
und  sich  später  für  die  Dauer  des  neuen  Syndikats  durch 
Hinzukauf  von  Quotenteilen  der  Gewerkschaften  Hermann 
II  und  Mansfeld  und  der  A.-G.  Justus  die  Erhöhung  des 

■0)  „Jeder  Gesellschafter,  welcher  auf  Anordnung  der  Bergpolizei- 
behörde zur  Niederbringung  eines  zweiten  Schachts  angehalten  wird 
oder  angehalten  ist,  bezieht  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  der  zweite 
Schacht  als  den  bergpolizeilichen  Vorschriften  entsprechend  abge- 
nommen und  der  Durchschlag  vom  Hauptschacht  erfolgt  ist,  eine 
jährliche,  in  halbjährlichen  Raten  zu  zahlende  Vergütung  von  QOOOOM. 

Die  Entschädigungsbeträge  werden  im  Umlageverfahren  von  den 
Mitgliedern  nach  Maßgabe  ihrer  Beteiligung  am  Absatz  aufgebracht. 

Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  der  zweite  Schacht  auf  eigenem 
oder  fremdem  Felde  niedergebracht  ist.“ 
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jährlichen  Fördersolls  um  ca.  700  000  dz  Rohsalz  = ^ 
der  eigenen  Beteiligung  gesichert.  Die  Preise  waren  auf 
Basis  der  Durchschnittserlöse  des  Syndikats  1909  vereinbart 
worden,  wobei  die  Vergütung  je  nach  Steigen  oder  Fallen  der 
Preise  gegenüber  1908  automatisch  sich  erhöhte  bzw.  ver- 
minderte. Durch  diese  Quotenkäufe  wurden  die  Gestehungs- 
kosten ermäßigt  und  außerdem  den  auf  dem  Bebraer  Werk 
beschäftigten  Arbeitern  auch  nach  Beendigung  des  Abtäufens 
die  Möglichkeit  dauernder  Arbeitsgelegenheit  geboten. 

Da  Kampfmaßnahmen  gegen  die  drei  außenstehenden 
Werke,  deren  Wirkung  auf  das  finanzielle  Ergebnis  noch 
gar  nicht  abzusehen  war,  unvermeidlich  schienen,  wurden 
vorerst  von  ,, Glückauf“  die  Ausbeutezahlungen  eingestellt. 
Das  Vorgehen  des  Grubenvorstandes  war  eine  berechtigte 
Vorsicht,  denn  die  Gewerkschaft  mußte  darauf  bedacht  sein, 
ihre  Betriebsmittel  so  weit  als  möglich  zu  stärken.  Als  es 
auch  im  III.  Quartal  nicht  gelungen  war,  alle  im  neuen  Kali- 
syndikat vereinigten  Werke  zum  Verzicht  auf  das  ihnen  zu- 
stehende sechswöchentliche  Kündigungsrecht  zu  bewegen 
und  dadurch  wenigstens  eine  einjährige  Syndikatsdauer  zu 
gewährleisten,  wurde  nur  eine  mäßige  Ausbeute  von  löOMk. 
im  III.  Quartal  für  den  Kux  verteilt.  1909  kamen  im  ganzen 
600  Mk.  Ausbeute  pro  Kux  zur  Ausschüttung.  Nur  die  Kali- 
werke Alexandershall  und  Neustaßfurt  verteilten  in  dem 
kritischen  Jahr  auch  600  Mk.  pro  Kux,  die  anderen  blieben 
mit  ihrer  Ausbeute  weit  unter  dieser  Summe  zurück.  So 
bietet  „Glückauf“  ein  treues  Spiegelbild  der  allgemeinen 
unsicheren  Verhältnisse.  Der  Kurs  der  Glückaufkuxe 
schwankte  nur  kurze  Zeit  und  zog  Ende  1909  sogar  stark 
an"^);  es  setzte  eine  Hausse  in  Kalipapieren  ein,  von  Ken- 
nern als  ein  sicheres  Zeichen  angesehen,  daß  von  der  Re- 
gierung, da  die  Verhältnisse  nach  einer  Entscheidung  dräng- 
ten, ein  Einschreiten  geplant  war.  Die  Kaliindustrie  mußte 
täglich  des  Zusammenbruchs  des  Syndikats  gewärtig  sein, 

"1)  Vergl.  Tabelle:  Geldkurse  der  Kuxe  der  Gewerkschaft 

„Glückauf“. 
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wodurch  ein  ungezügelter  Wettbewerb  entfesselt  worden 
wäre.  Die  Folgen  eines  solchen  „Kampfes  aller  gegen  alle“ 
wäre  ein  Preissturz  gewesen,  der  sehr  bedeutende  inlän- 
dische Vermögenswerte  vernichtet  und  eine  Verschleuderung 
der  Kalisalze  nach  dem  Ausland  mit  sich  gebracht  hätte. 
Schon  'die  Lieferungsverträge  von  Aschersleben  und  Sollstedt, 
obgleich  deren  Preise  ohne  weiteres  noch  nicht  ,, Schleuder- 
preise“ genannt  werden  können,  verschlechterten  die  jähr- 
liche Zahlungsbilanz  des  Deutschen  Reiches  gegenüber  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  um  ca.  15  Millionen 
Mark  *2). 

Infolge  der  außerordentlichen,  durch  die  Verträge  ermög- 
lichten Betriebsintensität  bewegten  sich  die  Verkaufspreise 
des  Schmidtmann-Konzerns  noch  beträchtlich  über  den  Ge- 
stehungskosten. Wenn  aber  schon  bei  diesen  Preisen  eine 
Verschlechterung  der  Zahlungsbilanz  des  Deutschen  Rei- 
ches den  Vereinigten  Staaten  gegenüber  um  ca.  15  Millionen 
Mark  eintrat,  um  wie  viel  größer  mußte  sie  bei  wirklich  freier 
Konkurrenz  werden,  die  Preiserniedrigungen  weit  unter  die 
Gestehungskosten  zur  Folge  haben  würde?  Durch  lang- 
fristige Angebote  und  Verträge,  die  Schmidtmann-Verträge 
liefen  einschließlich  des  Optionsrechts  schon  7 Jahre,  wäre 
mindestens  auf  10  Jahre  hinaus  das  Geschäft  zerstört  wor- 
den. Ziehen  wir  die  dauernde,  bei  freiem  Wettbewerb  noch 
erheblich  größere  Absatzsteigerung  in  Betracht,  so  würde 
dem  Reich  in  diesen  10  Jahren  ein  Schaden  von  etwa  einer 
halben  Milliarde  erwachsen  sein  bei  Zugrundelegung  einer 
Konsumtionssteigerung  um  10  o/o  und  eines  Verdienstes  der 
Kaliwerke  von  durchschnittlich  40o,o  der  Verkaufspreise. 

Es  war  ein  unhaltbarer  Zustand  geworden,  wenn  auch 
ähnliche  Verhältnisse  z.  B.  auf  dem  Kohlenmarkt  ”3)  herr- 

■2)  Stenographische  Berichte  des  Reichstags  1910,  S.  1213. 

■2)  In  einer  Eingabe  des  Bundes  der  Industriellen  an  den  Handels- 
minister 9.  3.  1911  heißt  es:  „Die  Wettbewerbsfähigkeit  der  deutschen 
Industrie  leidet  darunter,  daß  ein  immer  größerer  Teil  der  deutschen 
Kohlenförderung  an  das  Ausland  zu  Preisen  abgegeben  wird,  welche 
billiger  als  die  inländischen  Kohlenpreise  sind,  und  daß  diese  Aus- 
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sehen,  daß  der  Waggon  Kainit  nach  den  Schmidtmann-Ver- 
trägen nach  Amerika  für  89  Mk.  verkauft  wurde,  während 
die  deutsche  Landwirtschaft  für  dieselbe  Ware  136  Mk.  zu 
zahlen  hatte. 

Der  Sanierungsversuch  durch  das  Reich. 

Da  das  alte  Syndikat  nicht  vermocht  hatte,  Absatz  und 
Wettbewerb  der  einzelnen  Werke  in  Einklang  zu  bringen, 
das  ,, Fiskus-Kartell“  hatte  kläglich  versagt,  so  hatte  es  seine 
Existenzberechtigung  verloren  und  zu  bestehen  aufhören 
müssen.  Unter  seiner  Führung  hatte  sich  die  Kaliindustrie 
zu  ungesunden  Verhältnissen  entwickelt,  der  ungeheuren 
Kapitalverschwendung  hatte  es  nicht  Einhalt  gebieten  kön- 
nen. Nun  trat  an  seine  Stelle  von  den  Kaliindustriellen  selbst 
gerufen  das  Reich  und  wagte  den  Versuch  eines  Neuaufbaues 
der  Kaliindustrie. 

Dem  Staate  standen  zwei  Wege  offen:  Vollständige  Ver- 
staatlichung des  Kalibergbaues  oder  Erlaß  gesetzlicher  Be- 
stimmungen, die  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  die  Bildung 
eines  neuen  Syndikats  einwirkten.  Regierung  und  Reichs- 
tags-Kommission hielten  eine  volle  Verstaatlichung  für  un- 
möglich. Eine  solche  wäre  nach  den  bisherigen  Erfahrungen, 
die  man  mit  staatlichen  Kohlengruben  gemacht  hat,  auch 
nicht  wünschenswert  gewesen.  Die  Ausschaltung  des  orga- 
nisatorischen und  technischen  Wettbewerbes  ist  stets  noch 
zum  Nachteil  einer  Industrie  ausgeschlagen.  Während  bei 
den  Eisenbahnen  der  Staatsbetrieb  in  Deutschland  seinen 
Befähigkeitsnachweis  erbracht  hat,  kann  man  das  vom  Berg- 
bau nicht  ohne  weiteres  sagen.  Es  ist  ein  Unterschied  zu 
machen  zwischen  spekulativen  Unternehmungen  mit  großen 
geschäftlichen  Risiken  und  solchen  Unternehmungen,  welche 
zur  Befriedigung  eines  gleichmäßigen  und  weite  Kreise  um- 
fassenden Bedürfnisses  dienen,  zumal  wenn  jede  Stockung 
in  den  betreffenden  Betrieben  zu  einer  örtlichen  oder  gar 


fuhr  obendrein  zu  Frachtsätzen  erfolgt,  welche  z.  T.  wesentlich 
niedriger  als  die  Frachten  für  den  inländischen  Kohlenbezug  sind.“ 
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Landeskalamität  sich  ausvvachsen  kann.  Der  modernen  Welt 
sind  Transport-  und  Verkehrseinrichtungen  unentbehrlich  ge- 
worden, und  daher  hat  auf  diesen  Gebieten  die  Staats-  und 
Kommunalvervvaltung  den  Vorrang  gewonnen,  schon  allein 
weil  sie  eine  größere  Betriebssicherheit  gewährleistet. 

Anders  verhält  es  sich  im  Bergbau.  Auf  diesem  Gebiet 
ist  der  Privatbetrieb  in  bezug  auf  Rentabilität  der  Anlagen 
dem  Staatsbetrieb  weit  überlegen.  Darüber  kann  nach  den 
Ergebnissen  der  eingehenden  Untersuchungen,  die  im  preu- 
ßischen Abgeordnetenhause  im  Jahre  1911  angestellt  wor- 
den sind,  kein  Zweifel  mehr  herrschen.  Die  staatliche  Ord- 
nung des  Finanz-  und  Rechnungs\\  esens  bedingt  eine  dem 
privatwirtschaftlichen  Erfolge  höchst  abträgliche  Beschrän- 
kung der  Bewegungsfreiheit,  wozu  als  weitere  Erschwerung 
meist  noch  der  „parlamentarische  Apparat“  hinzutritt.  Die 
Einordnung  des  Betriebspersonals  in  die  von  dem  obrigkeit- 
lichen Dienst  bedingte  Ordnung  des  Staatsbeamtentums  paßt 
vielfach  nicht  für  die  Zwecke  eines  Erwerbsunternehmens 
und  ist  überdies  nur  zu  geeignet,  den  ohnehin  bei  den  meisten 
wohl  nicht  sehr  stark  entwickelten  Erwerbssinn  bedenklich 
abzuschwächen.  Dafür,  wie  langsam  sich  ein  fiskalisches 
Werk  eine  technische  Errungenschaft  zunutze  machen  kann, 
folgendes  Beispiel : Auf  einem  fiskalischen  Kaliwerk  des 
Harzes  dauerte  es  Jahre,  ehe  die  Spülversatzanlage  einge- 
baut war,  weil  jeder  Satz  erst  vom  Abgeordnetenhaus  be- 
willigt werden  mußte,  auf  „Glückauf“  war  sie,  obgleich  nur  in 
der  3.  Schicht  daran  gearbeitet  werden  konnte,  in  3 Monaten 
fertiggestellt.  Auf  einen  zahlenmäßigen  Vergleich  der  Pro- 
duktionskosten der  fiskalischen  Werke  mit  ,, Glückauf“  muß 
Verfasser  leider  verzichten,  da  eine  Bekanntgabe  der  Selbst- 
kosten den  Interessen  der  Gewerkschaft  zuwiderlaufen  würde. 

Als  Hauptgrund  gegen  eine  Verstaatlichung  ist  aber  u. 
E.  die  Gefahr  anzusehen,  die  dauernd  über  der  Kaliindustrie 
als  deutschem  Monopol  schwebt.  Nach  den  bisher  ange- 
stellten  Untersuchungen  und  trotz  eifriger  Forschungen,  vor 
allem  in  Amerika,  liegen  zwar  keinerlei  Anlässe  vor,  für  die 
deutsche  Kaliindustrie  das  Entstehen  ausländischen  Wett- 
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bewerbes  zu  erwarten,  aber  in  Anbetracht  der  sehr  geringen 
Kenntnisse  von  dem  geologischen  Untergrund  in  den  meisten 
Ländern  läßt  sich  über  die  etwaige  Entdeckung  von  neuen 
Salzlagerstätten  zurzeit  und  für  absehbare  Zukunft  niemals 
ein  abschließendes  Urteil  bilden,  aber  mit  der  Möglichkeit, 
daß  auch  in  außerdeutschen  Ländern  Kali  erbohrt  werden 
kann,  ist  immerhin  zu  rechnen.  Und  wenn  dieser  Fall  ein- 
treten  sollte,  dann  wäre  das  für  den  Erwerb  der  Kaliwerke 
nötige  Kapital  vollständig  nutzlos  aufgewendet.  Heute  sind 
die  Zeiten  für  eine  Verstaatlichung  längst  vorüber;  hätte  die 
Aktion  15 — 20  Jahre  früher  eingesetzt,  dann  hätten  sich  aus 
einer  Monopolisierung  große  Vorteile  für  das  Reich  ergeben, 
auch  trotz  aller  oben  aufgeführten  Gründe,  die  gegen  eine 
Verstaatlichung  sprechen.  Diese  Zeit  vorübergelassen  und 
das  Monopol  des  Kalibergbaus  aus  der  Hand  gegeben  zu 
haben,  wird  für  immer  kein  Ruhmestitel  der  Bergverwaltung 
bleiben. 

Da  also  eine  Verstaatlichung  nicht  in  Betracht  kam,  blieb 
nur  der  zweite  Weg. 

Die  preußische  Regierung  brachte  den  Entwurf  eines 
Reichskaligesetzes  beim  Bundesrat  ein,  der  die  Regelung  des 
Produktionsproblems  in  der  Kaliindustrie  durch  Schaffung 
einer  Vertriebsgemeinschaft  vorsah.  Durch  staatlichen  Zwang 
sollten  der  Vertriebsgemeinschaft  alle  produzierenden  Werke 
angehören  und  durch  sie  auch  ihre  Produkte  absetzen.  Der 
Entwurf  wurde  vom  Bundesrat  verworfen  und  ein  neues  Ge- 
setz ausgearbeitet,  das  am  3.  Februar  1910  dem  Reichstage 
zur  verfassungsmäßigen  Beschlußfassung  vorgelegt  wurde. 
Der  Regierungsentwurf  wurde  einer  Kommission  überwie- 
sen, die  in  zwei  Lesungen  einen  neuen  Entwurf  aufstellte, 
in  dem  von  dem  ersten  nicht  mehr  viel  übrig  blieb.  Von 
einer  Zwangsvertriebsgemeinschaft  war  man  zu  einer 
Zwangskontingentierung  gekommen  mit  Höchstpreisen  für 

Der  Erwerb  der  Kaliwerke  und  unverritzten  Felder  würde 
ca.  IV2  bis  2 Milliarden  erfordern.  Verhandlungen  des  Reichstags, 
Stenogr.  Bericht  der  97.  Sitzung  1912/13. 
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das  Inland,  Mindestpreisen  für  das  Ausland,  mit  Mindest- 
löhnen und  Höchstarbeitszeiten,  mit  Frachtfestsetzungen,  be- 
hördlichen Rabattsätzen  usw.  Der  Kommissionsentwurf 
wurde  vom  Reichstag  nach  unwesentlichen  Änderungen  an- 
genommen und  trat  am  28.  März  IQIO  in  Kraft. 

Das  Reichskaligesetz  dürfen  wir  im  allgemeinen  als  be- 
kannt voraussetzen  und  können  deshalb  von  einer  ausführ- 
lichen Inhaltsausgabe  absehen.  Es  seien  nur  die  wichtigsten 
und  zur  Beurteilung  nötigen  Punkte  hier  wiedergegeben. 


Das  Reichskaligesetz  und  das  neue  Syndikat. 

Durch  eine  unparteiische  Behörde,  die  ,, Verteilungsstel- 
le“, wird  das  Gesamtkontingent  für  jedes  Verbrauchsjahr  in 
Doppelzentnern  reinen  Kalis  bei  gleichzeitiger  Bestimmung, 
welcher  Teil  der  Gesamtmenge  auf  das  Inland  und  welcher 
auf  das  Ausland  entfällt,  und  der  Anteil  eines  jeden  Produ- 
zenten daran  festgesetzt.  Für  die  Festsetzung  der  Beteili- 
gungsziffer ist  die  Ausdehnung  und  Beschaffenheit  der  er- 
schlossenen Kalisalzlager,  sowie  die  Leistungsfähigkeit  der 
Betriebseinrichtungen  maßgebend.  Bei  Überschreitung  des 
Anteils  ist  für  die  überschießende  Absatzmenge  eine  Abgabe 
an  das  Reich  zu  entrichten.  Jedes  förderfähige  Werk  hat  An- 
spruch auf  eine  Quote.  Anteilsübertragungen  von  einem 
Werk  auf  das  andere  sind  mit  gewissen  Beschränkungen  ge- 
stattet, auch  dürfen  Kaliwerke  ihre  Absatzanteile  an  den  ein- 
zelnen Salzsorten  untereinander  austauschen. 

Die  weitere,  ungesunde  und  unwirtschaftliche  Vermeh- 
rung der  Kaliwerke,  deren  Verhinderung  ein  Hauptziel  des 
preußischen  Entwurfes  war,  sucht  das  Gesetz  durch  Be- 
schränkung der  Beteiligungsziffern  entstehender  Werke  für 
die  ersten  5 Jahre  nach  Erlangung  der  Förderfähigkeit  zu 
verhindern  (Karenzzeit).  Diesen  einschränkenden  Bestim- 
mungen unterstehen  jedoch  nicht  in  vollem  Umfang 

1.  Kaliwerke,  an  denen  das  Reich  oder  ein  Bundesstaat 
mit  mindestens  einem  Drittel  beteiligt  ist; 
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2.  Kaliwerke,  die  zwar  erst  nach  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes lieferungsfähig  werden,  aber  schon  vor  dem  17.  De- 
zember 1909  (Einbringen  des  preuß.  Entwurfes)  mit  dem 
Schachtabteufen  begonnen  haben. 

Für  das  Inland  werden  gegen  die  früheren  Syndikats- 
preise ca.  10  Oo  niedrigere  Höchstpreise  festgesetzt,  die  für 
den  Auslandsabsatz  stets  die  untere  Grenze  bilden. 

Die  Interessen  der  Arbeiter  sind  weitgehend  gewahrt. 
Die  Herabsetzung  der  Arbeitslöhne  unter  den  Durchschnitt 
von  1907/1909  hat  eine  Kürzung  der  Beteiligungsziffer  des 
Werkes  zur  Folge. 

Dem  Reich  eine  neue  Einnahmequelle  aus  der  gesetz- 
lichen Regelung  zu  schaffen,  hat  man  vermieden.  Jeder  Kali- 
werksbesitzer hat  nur  zur  Deckung  der  dem  Reich  aus  der 
Durchführung  des  Gesetzes  entstehenden  Kosten  und  zur 
Hebung  des  Absatzes  für  jeden  Doppelzentner  reinen  Kalis, 
den  er  verkauft,  eine  Abgabe  von  0,60  Mk.  an  die  Reichskasse 
zu  zahlen. 

Für  den  Fall  der  Übertretung  der  einzelnen  Bestimmun- 
gen seitens  der  Kaliwerksbesitzer  sind  zum  Teil  sehr  hohe 

o 

Geldstrafen  vorgesehen,  zu  denen  in  Wiederholungsfällen  u. 
a.  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  6 Monaten  treten  kann.  Die 
Geltung  des  Gesetzes  erlischt  mit  dem  31.  Dezember  1925. 

Eine  gesetzliche  Bestimmung  über  das  Syndikat  enthält 
das  Gesetz  nicht,  aber  die  Beseitigung  der  Betriebsgemein- 
schaft (Zwangssyndikat),  die  im  Entwurf  vorgesehen  war, 
kann  praktisch  kaum  eine  Bedeutung  im  Sinne  der  Gewerbe- 
freiheit gewinnen.  Die  bürokratische  Kontingentierung  läßt 
eine  kaufmännische  Sonderbetätigung  und  Sonderexistenz 
einzelner  Werke  nicht  zu,  und  so  sind  Verhältnisse  geschaf- 
fen, die  praktisch  doch  wieder  zu  einer  Syndikatsbildung 
hindrängen  müssen.  So  hat  in  der  Tat  das  Gesetz  mittelbar 
auf  die  Neubildung  eines  Syndikats  eingewirkt. 

Bereits  am  7.  Juni  1910  schlossen  sich  die  Kaliwerke 
wieder  zum  Syndikat  zusammen,  — nachdem  das  „neue 
Kalisyndikat  G.  m.  b.  H.“  in  Liquidation  getreten  war  — , 
am  9.  Juni  1910  sind  vom  Bundesrat  die  ersten  Ausführungs- 
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bestimmungen  zum  Reichskaligesetz  erlassen  worden,  denen 
weitere  gefolgt  sind. 

Vereinigt  waren  im  Syndikat  65  Werke,  nicht  beigetreten 
waren:  Aschersleben,  Sollstedt  und  Einigkeit ^5)  Der  Syn- 
dikatsvertrag selbst  hat  im  Vergleich  zu  den  früheren  eine 
mehr  untergeordnete  Bedeutung,  deshalb  erübrigt  sich  eine 
Skizzierung  desselben. 

Die  Frage,  ob  der  Eingriff  des  Staates  in  das  Wirt- 
schaftsleben nicht  besser  unterblieben  wäre,  und  durch  zeit- 
weilige Herabsetzung  der  Inlandspreise  etwa  auf  den  Stand 
der  Schmidtmann-Preise  die  Kaliindustrie  am  Ende  nicht 
doch  eine  gründlichere  Sanierung  als  durch  staatliche 
Zwangsmittel  erfahren  hätte,  ist  hier  nicht  zu  behandeln. 
Der  Eingriff  des  Reiches  ist  erfolgt,  und  mit  ihm  und  vor 
allem  seinen  Wirkungen  auf  das  Wirtschaftsleben  haben  wir 
uns  zu  befassen. 

Durch  kein  anderes  Gesetz  ist  je  zuvor  aus  Gründen  des 
allgemeinen  Interesses  so  tief  in  prixatwirtschaftliche  Ver- 
hältnisse eingegriffen  worden.  Aber  der  Umstand,  daß  an 
den  Fragen  der  Kaliindustrie  das  gesamte  deutsche  Volk  in 
hohem  Maße  beteiligt  ist,  gibt  dem  (jesetz  ein  besonderes 
Gepräge.  Ein  Land,  das  von  der  Natur  so  begünstigt  ist, 
daß  es  allein  Bodenschätze  besitzt,  die  für  das  Inland  wie 
für  das  Ausland  in  gleicher  Weise  unentbehrlich  geworden 
sind,  genießt  dadurch  eine  wirtschaftliche  Überlegenheit  und 
wertvolle  Stärkung  seiner  auswärtigen  Handelspolitik,  die 
seiner  gesamten  Volkswirtschaft  vom  nationalen  Standpunkt 
aus  zugute  kommen  müssen.  Eine  derartige  Monopolstellung 
bedeutet  den  Besitz  eines  äußerst  wertvollen  Nationalvermö- 
gens, in  dessen  Wahrung  und  Ausnutzung  der  Staat  eine 
seiner  vornehmsten  Aufgaben  erblicken  muß.  Was  liegt 
näher,  als  daß  die  Allgemeinheit  die  Forderung  stellt,  die 
Kalischätze  mögen  so  ausgebeutet  werden,  daß  sie  tat- 


‘5)  Die  Gewerkschaft  Einigkeit  trat  jedoch  schon  Ende  1910 
dem  Syndikat  bei,  und  ein  Jahr  später  gelang  es,  auch  die  Werke 
Aschersleben  und  Sollstedt  zum  Beitritt  zu  bewegen. 
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sächlich  dem  Vaterland  zugute  kommen?  Dies  berechtigte 
Verlangen  bedingt  in  der  Gemeinschaft  mit  der  Rücksicht- 
nahme auf  das  notwendige  Gedeihen  der  Kaliindustrie  die 
Stellungnahme  des  Staates  dieser  Industrie  gegenüber.  Das 
gesamte  deutsche  Volk  hat  weitgehendes  Interesse  daran, 
daß  dieser  Nationalschatz,  wie  es  einen  zweiten  nicht  be- 
sitzt, nur  zu  angemessenen  Preisen  ins  Ausland  verkauft, 
und  vor  allem  zum  Vorteil  der  eigenen  Volkswirtschaft  ver- 
wendet wird. 

Beides  war  nach  den  letzten  erörterten  Vergängen  in 
der  Kaliindustrie  nicht  mehr  der  Fall,  und  so  war  es  die 
Pflicht  des  Staates,  nachdem  die  bisherige  Organisation 
vollständig  versagt  hatte,  zum  Schutze  deutschen  National- 
vermögens einzutreten.  Diese  Gesichtspunkte  sind  für  den 
Gesetzgeber  leitend  gewesen.  Ob  freilich  das  Gesetz,  so  wie 
es  geworden  und  jetzt  in  Geltung  ist,  in  jeder  Beziehung 
sich  bewährt,  und  das,  was  es  sollte,  erreicht  hat,  diese 
Fragen  werden  uns  weiterhin  beschäftigen. 


Wirkungen  .des  Reichskaligesetzes,  insbesondere  auf  die 

Gewerkschaft  „Glückauf“. 

Mit  Inkrafttreten  des  Reichskaligesetzes,  das  die  Auf- 
lösung des  „Neuen  Kalisyndikats“  G.  m.  b.  H.,  Leopoldshall 
und  somit  den  Wegfall  der  Förderbeschränkung  zur  Folge 
hatte,  wurde  für  den  Glückaufkonzern  der  Weg  zu  weiterer 
Entfaltung  frei.  Der  Tochtergewerkschaft  „Glückauf  Bebra“ 
wurde  von  der  Verteilungsstelle  mit  Wirkung  vom  1.  Januar 
IQll  eine  provisorische  Beteiligung  von  3,64  00  zuerkannt, 
der  am  1.  Juli  die  endgültige  Quote  von  11,09  00  folgte. 

Die  Kaliindustrie  wnirde  durch  die  im  Gesetz  festgelegte 
Preisherabsetzung  der  Erzeugnisse  um  ca.  lOo/o  und  durch 
die  Abgabe  von  0,60  Mk.  pro  dz  K9O  an  das  Reich  er- 
heblich belastet.  Der  Gewerkschaft  „Glückauf“  ist  bisher 
aus  den  Abgaben  eine  Mehrbelastung  von  rund  1/2  Million 
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Mark  erwachsen ‘ß).  Außerdem  ging  infolge  der  gesetz- 
lichen Festsetzung  der  Kalihöchstpreise  für  das  Inland  mit 
dem  22.  Juni  der  Durchschnittserlös  für  Kainit  und  Kali- 
clüngesalz  um  ca.  Mk.  0,75  pro  dz  K.O  zurück,  während  für 
Syndikatsspesen  zuzüglich  Reichsabgabe  pro  dz  K2O  Mk. 
0,25  mehr  als  früher  zurückgestellt  werden  mußten.  Trotz 
dieser  Mehrbelastung  wurden  wegen  der  größeren  Gleich- 
mäßigkeit des  Absatzes  und  der  Preise  unter  der  Einwirkung 
des  Reichskaligesetzes  gute  Betriebsergebnisse  erzielt.  Eine 
stetige  Entwicklung  schien  der  Industrie  nach  Eintreten 
der  lang  ersehnten  Beruhigung  gesichert. 

Der  Kaliabsatz  wurde  naturgemäß  in  hohem  Maße  durch 
das  Reichskaligesetz  und  die  Schmidtmannverkäufe  beein- 
flußt; die  Verhandlungen  des  Reichstages  über  das  Gesetz 
wurden  selbst  in  den  kleinsten  Tageszeitungen  Monate  lang 
lebhaft  besprochen,  und  gerade  hierdurch  wurde  das  Ver- 
ständnis für  'die  Bedeutung  der  Kalidüngung  in  weiteste 
Kreise  getragen.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  wird  man 
dem  Reichskaligesetz  zugestehen  müssen,  daß  es  als  recht 
zugkräftige  Reklame  gewirkt  hat.  Der  Kaliabsatz  erfuhr 
gegen  1909  eine  Zunahme,  die  sich  bei  Zugrundelegung 
der  Syndikatspreise  für  alle  Lieferungen  auf  ca.  36  Millionen 
Mark  berechnet  ^7).  Hiervon  entfallen  allerdings  ca.  25  Mil- 
lionen Mark  auf  die  drei  außenstehenden  Werke,  und  in  die- 
sem Mehrabsatz  sind  Mengen  im  Werte  von  etwa  10  Millio- 
nen Mark  mit  einbegriffen,  die  in  den  Vereinigten  Staaten 
auf  Lager  gebracht  wurden. 

,,Glückauf‘‘  war  in  der  Lage,  die  Mehrbelastung,  die  das 
Gesetz  mit  sich  brachte,  durch  Verminderung  der  Geste- 


g Abgaben  von  „Glückauf“,  Sondershausen  an  das  Reich  (RKG. 

1910  101  594.80  M. 

1911  210388.20  „ 

1912  205  713.00  „ 

517696.00  M. 

‘‘)  Der  Absatz  des  Kalisyndikats  belief  sich  1910  auf  ca.  128 
Millionen  Mark. 


j 


113 


hungskosten  auszugleichen,  ^vas  mit  der  Einführung  tech- 
nischer  Neuerungen,  des  Spülversatzes  und  eines  konti- 
nuierlichen Löseverfahrens  in  der  Fabrik  erreicht  wurde. 
Mit  Einführung  des  Spülversatzes  wurden  ca.  100  Versatz- 
arbeiter auf  Schacht  I entbehrlich,  und  die  Arbeiterzahl  in 
der  Fabrik  konnte  um  40  Mann  vermindert  werden.  Zum 
nicht  geringen  Teil  trugen  zur  Reduzierung  der  Selbstkosten 
die  durch  Quotenkauf  ermöglichte  Erhöhung  der  Förderung 
bei.  Auf  die  eigene  Beteiligung  von  ,, Glückauf'  entfielen 

1910  163  877,25  dz  KoO 

1911 ‘9)  229  532,47  „ „ 

1912  "9)  230  092,20  „ „ 

Durch  Quotenkauf  erhöhte  die  Gewerkschaft  ihre  Beteili- 
gung 1910  um  133  527,00  dz  KoO 

1911  „ 126412,25  „ „ 

1912  „ 122  795,04  „ „ 

Vermöge  des  ausgezeichneten  Salzlagers,  welches  ge- 
stattete, das  20o/oige  und  das  30o/o  ige  Düngesalz  als  Roh- 

’JS)  Es  ist  bergpolizeiliche  Vorschrift,  daß  die  durch  Hereinge- 
winnen der  Salze  entstandenen  Hohlräume  — oft  mehrere  Stockwerke 
hoch  — nicht  leer  bleiben.  Man  füllt  sie  mit  Steinsalzbrocken,  Fabnk- 
rückständen  usw.  an.  Das  Versatzmaterial  wird  in  die  abgebauten 
Oerter  ausgestürzt  und  zuletzt  mit  Handarbeit  verbaut;  Handversatz. 

Die  Rückstände  werden  aus  den  Löseapparaten  durch  Transport- 
schnecken und  Elevatoren  von  der  Fabrik  nach  einem  gemauerten 
Behälter  (Sammelrumpf)  gebracht.  Auf  diese  breiige  Masse  wird 
durch  eine  Hochdruckzentrifugalpumpe  ein  Strahl  gesättigter  End- 
lauge gegeben  und  dadurch  das  Versatzmaterial  in  eine  Rohrleitung 
gespült,  die  im  Hauptschacht  heruntergeführt  ist  und  nach  dem  be- 
treffenden Abbau  geleitet  wird.  In  dem  Abbau  spritzt  der  Rohrinhalt 
frei  aus,  der  Rückstand  bleibt  liegen,  und  die  Lauge  fließt  ab;  sie 
wird  zu  Tage  gepumpt  und  wieder  zur  Spülung  verwandt:  Spülversatz. 
Bei  dem  Abbinden  des  Rückstandes  mit  der  Lauge  erhärtet  diese 
Masse  zu  einem  sehr  festen  Gebilde.  Da  der  Versatz  technisch  \oll- 
kommen  ist,  bedarf  es  einer  Anw'endung  der  Sicherheitspfeiler  nicht 
mehr.  Diese  können  später  gewonnen  werden.  Die  Kosten  des 
Spülversatzes  sind  im  Vergleich  zum  Handversatz  gering.  Der  Spül- 
versatz hat  ferner  den  erheblichen  Vorteil  der  Abwässerbeseitigung. 

‘9)  Einschließlich  der  Beteiligung  von  „Glückauf  Bebra“. 
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salz  zu  liefern,  war  ,, Glückauf“  imstande,  eine  Rentabilität 
seiner  Anlage  zu  erzielen,  wie  nur  wenige  Kaliwerke,  trotz- 
dem die  Quote,  die  ohne  Berücksichtigung  der  Werke 
Aschersleben,  Sollstedt  und  Einigkeit  am  1.  Januar  1910 
23,81  Tausendstel  betragen  hatte,  bis  zum  Jahresschluß  durch 
Zuteilung  einer  Beteiligungsziffer  an  11  neue  Werke  auf 
20,53  Tausendstel  zurückgegangen  war. 

Jedoch  bald  machten  sich  die  Schattenseiten  des  Reichs- 
kaligesetzes auch  'für  die  Gewerkschaft  „Glückauf“  fühlbar. 
Bereits  das  dritte  Jahr  hat  die  Kaliindustrie  unter  dem  Reichs- 
kaligesetz beendet,  man  hat  daher  genügend  Erfahrungen, 
um  seine  Wirkungen  beurteilen  zu  können.  Das  Reichs- 
kaligesetz entstand  'aus  der  Notwendigkeit,  die  Verschleu- 
derung der  Kalisalze  an  das  Ausland  zu  verhindern.  Sieht 
man  dies  als  den  eigentlichen  Zweck  des  Gesetzes  an,  so 
muß  nach  erfolgter  Einigung  der  Kaliindustrie  anerkannt 
werden,  daß  es  sich  in  dieser  Hinsicht  und  in  den  Punkten : 
Beseitigung  schrankenlosen  Wettbewerbes,  Schutz  der  in- 
ländischen Abnehmer  insbesondere  der  deutschen  Landwirt- 
schaft, soziale  Sicherung  der  Arbeiter  und  Gemeinden  be- 
währt hat. 

Man  hatte  aber  mit  dem  RKG.  auch  beabsichtigt,  der 
drohenden  Überproduktion  von  Kaliwerken  und  der  damit 
verbundenen  bedauerlichen  „Vergeudung  von  Nationalver- 
mögen®*^)“ Einhalt  zu  tun,  und  in  dieser  Hinsicht  muß  das 

Die  geldlichen  Aufwendungen  für  die  Industrie,  soweit  sie 
am  rheinisch-westfälischen  Kuxenmarkt  gewertet  wurden,  und  soweit 
ihre  Bedürfnisse  an  Zubuße  und  Anleihen  am  offenen  Kapitalmarkt 
gedeckt  worden  sind,  betrugen  nach  dem  „Rheinisch-westfälischen 
Kuxenmarkt  1912“,  herausgegeben  von  Gebr.  Stern,  Dortmund, 
im  Jahre  1912  80800000  M. 

gegen  45  220000  „ im  Jahre  1911 

36  264450  „ „ „ 1910 

und  23  250000  „ „ „ 1909. 

An  dieser  Summe  sind  beteiligt: 

50  Gewerkschaften  mit  39300000. — .Vt.  an  Zubußen 
H „ „ 34  500000. — „ „ Anleihen 

1 Aktiengesellsch.  „ 7000000.—  „ 
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Gesetz  als  vollkommen  gescheitert  angesehen  werden.  Die 
auf  Einschränkung  der  Werksgründungen  hinzielenden  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  sind  ganz  unwirksam  gewesen,  ja 
sie  haben  geradezu  den  entgegengesetzten  Erfolg,  zum  Teil 
allerdings  infolge  unrichtiger  Anwendung,  gehabt.  Es  hat 
sich  wieder  gezeigt,  daß  der  Staat,  sobald  er  mit  Gesetzen 
und  Verordnungen  in  das  Wirtschaftsleben  eingreift,  eine 
wenig  glückliche  Hand  hat. 

Wenn  nicht  verkannt  werden  darf,  daß  auch  andere 
Momente  den  Anreiz  zu  Werksgründungen  gegeben  haben, 
wie  z.  B.  die  Entdeckung  neuer  Kaligebiete  in  Deutschland 
und  der  vom  preußischen  Fiskus  gezahlte  Phantasiepreis 
von  30  Millionen  Mark  für  das  Kaliwerk  Hercynia,  so  wird 
man  doch  trotz  richtiger  Einschätzung  dieser  Umstände  die 
unsinnige  Werksvermehrung,  besonders  die  durch  Abtren- 
nungen von  Feldesteilen  entstandenen  Werke,  auf  Rechnung 
des  RKG.  stellen  müssen.  Die  einschränkenden  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes  haben  nur  für  Privatwerke  Geltung  und 
auch  wieder  nur  für  solche,  die  nicht  schon  vor  dem  17. 
Dezember  1909  den  Schachtbau  begonnen  oder  nachweisbar 
vorbereitet  hatten.  Sie  haben  ihren  Zweck,  die  Privatindu- 
strie von  Gründungen  neuer,  über  das  Bedürfnis  hinaus- 
gehender Schachtanlagen  zurückzuhalten,  in  keiner  Weise 
erfüllt.  Tatsächlich  hat  das  Gesetz  die  Verhältnisse  für  neue 
Werke  nicht  ungünstiger,  nein,  eher  noch  vorteilhafter  als 


Hierbei  sind  diejenigen  Kapitalerhöhungen  von  Aktiengesellschaften, 
die  zur  Aufnahme  anderer  Werke  dienten,  nicht  gezählt.  Den  Zu- 
bußeaufwendungen von  39300000.—  M.  gegenüber  hat  die  Industrie, 
soweit  sie  am  rheinisch-westfälischen  Markte  gewertet  wird, 
im  Jahre  1912  an  Gewinnen  27693  320  M.  gegen 

22698  020  „ im  Jahre  1911 
und  16030000  „ „ „ 1910 

an  ihre  Beteiligten  ausgeschüttet.  Diese  Summe  setzt  sich  zusammen 
aus  18575  800  M.  an  Ausbeuten 

und  9 000000  „ ca.  an  Dividenden, 

wobei  für  diejenigen  Gesellschaften,  die  ihr  Geschäftsjahr  am  31 . De- 
zember beenden,  die  Dividenden  nach  der  Schätzung  der  Verwaltungen 
Berücksichtigung  gefunden  haben. 
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früher  gestaltet.  Wir  haben  oben  gesehen,  welche  Schwierig- 
keiten „Glückauf“  bis  zur  Aufnahme  in  das  Syndikat  hatte. 
Diese  Schwierigkeiten  sind  fortgefallen.  Heute  bestehen 
große  Sicherheiten  für  baldige  Gleichstellung  neuer  Werke 
mit  den  alten.  Wir  haben  gesehen,  wie  „Glückauf“  durch 
Abschluß  von  „provisorischen  Verträgen“  mit  dem  Kalisyn- 
dikat in  eine  endgültige  Quote  erst  allmählich  hineingewach- 
sen ist,  die  dann  noch  klein  genug  war  im  Vergleich  mit  der 
des  nächstälteren  Werkes.  Damals  spielte  das  historische 
Recht,  nach  dem  auch  gleichwertige  neue  Werke  stets  eine 
geringere  Quote  erhielten  als  ältere  eine  große  Rolle.  Mit 
diesem  Grundsatz  hat  das  Gesetz  gebrochen.  Jedes  Werk 
bekommt  eine  Quote,  und  wenn  sich  neue  Werke  jetzt  nach 
,, Klärung  ihrer  Verhältnisse“  als  gleichwertig  mit  einem 
der  ältesten  Kaliwerke  erweisen,  so  wird  ihnen  auch  die 
gleiche  endgültige  Beteiligungsziffer  zugesprochen,  was  frü- 
her als  völlig  ausgeschlossen  galt.  Die  junge  elsässische 
Gewerkschaft  Amelie  weist  z.  B.  am  1.  März  1913  eine 
Beteiligung  von  13,1292  Tausendsteln  auf.  Damit  steht  sie 
an  vierter  Stelle  und  bleibt  nur  um  Bruchteile  eines  Tausend- 
stel hinter  der  höchsten  Quote  13,94()8,  der  von  Vienen- 
burg II,  zurück. 

In  diesen  Gründen  und  in  der  Hoffnung  auf  einen  immer 
weiter  steigenden  Gesamtabsatz  hat  man  einen  so  großen 
Anreiz  zu  Neugründungen  erblickt,  daß  dagegen  die  Er- 
schwerungen des  § 12  gar  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Die 
notwendige  Folge  'war  eine  Überproduktion  von  Kaliwerken, 
der  noch  weiter  Vorschub  geleistet  wird  durch  die  Ausle- 
gung des  Gesetzes  seitens  der  Berufungskommisson. 

Entgegen  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  und 
entgegen  dem  Kommentar  des  Autors  des  Gesetzes,  Geh. 
Bergrat  Völkel,  hat  die  Berufungskommission  unter  Anwen- 
dung der  entsprechenden  Bundesratsvorschriften  für  Doppel- 
schachtanlagen selbständige  Quoten  erteilt,  obgleich  für  diese 
der  § 11  des  Gesetzes  (Zusatzquote)  in  Anwendung  hätte 
kommen  müssen.  So  erhielten  der  preußische,  der  anhaiti- 
sche Fiskus  und  die  alten  Werke  auf  ihre  sämtlichen  Schacht- 
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anlagen  selbständige  Quoten.  Mit  einem  Mal  so  viel  selb- 
ständige Beteiligungsziffern  bei  den  alten,  das  ergab  folge- 
richtig neue  Schächte  bei  den  jungen  Werken.  Auch  alte 
Kaliwerke,  die  mit  sehr  schwierigen  Gebirgsverhältnissen 
zu  kämpfen  haben,  wie  z.  B.  die  mecklenburgischen,  schritten 
zum  Schachtbau.  Da  jeder  Schacht  eine  besondere  Beteili- 
gungsziffer erhielt,  drängten  alle  Werke  nach  einem  zweiten 
Schacht,  um  ihre  Quoten  zu  erhöhen ; dieser  Bewegung  konn- 
ten sich  auch  'die  alten  Werke  auf  die  Dauer  nicht  entziehen. 
Sie  mußten  mitmachen,  wenn  ihre  Quote  nicht  allzu  sehr 
verwässert  werden  sollte,  und  sie  damit  ihre  Rentabilität 
nicht  verlieren  wollten.  Selbst  der  preußische  Fiskus  handelte 
dementsprechend. 

Auch  die  Gewerkschaft  „Glückauf“  befand  sich  in  glei- 
cher Lage.  Wollte  die  Gewerkschaft  ihre  Quote  und  die  Ren- 
tabilität ihrer  Werksanlagen  auf  gleicher  Höhe  wie  bisher 
halten,  so  mußte  sie  zum  Schachtbau  schreiten,  obgleich  die 
beiden  Schächte  „Glückauf“  und  „Glückauf  Bebra“  ein 
Mehrfaches  ihres  Solls  noch  hätten  leisten  können.  Es  wurde 
zunächst  der  Bau  von  zwei  Kaliwerken  beschlossen.  Durch 
Erteilung  einer  Quote  an  „Glückauf  Bebra“  war  eine  an- 
sehnliche Erhöhung  der  bisherigen  BeteiligungSi)  erfolgt, 
und  dem  gleichen  Zweck  sollte  auch  der  Bau  dieser  beiden 
Schächte  dienen. 

Ein  Schacht  wurde  auf  der  Gerechtsame  der  Gewerk- 
schaft „Glückauf  Berka“  niedergebracht,  und  nachdem  bei 
624  m Tiefe  das  Carnallitlager  in  10  m Mächtigkeit  angetrof- 
fen worden  war,  hatte  dieser  Schacht  am  1.  August  1912  eine 
provisorische  Quote  von  3,48  Tausendsteln  erhalten.  Das 
andere  Kaliwerk  wurde  auf  der  Gerechtsame  der  Gewerk- 
schaft „Glückauf  Ost“  in  Bau  genommen  und  im  Sommer 
1913  vollendet  worden.  Der  schwarzburgische  Fiskus  über- 
nahm je  335  zubußepflichtige  Kuxe  der  beiden  neuen  Werke; 


*0  Ende  1910  hatte  „Glückauf“  eine  Quote  von  20,20  Tausend- 
steln, am  1.  Juli  1911  eine  solche  von  18,55  und  Bebra  10,95,  also 
zusammen  29,50  Tausendstel. 
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infolgedessen  sind  diese  von  der  Karrenzzeit  befreit.  (Vergl. 
unten  „Der  Staat  und  die  Gewerkschaft  ,Glückauf‘ “.)  Auch 
eine  große  Chlorkaliumfabrik  von  7000  dz  täglicher  Lei- 
stung, die  die  ‘Rohsalze  der  beiden  Schächte  Berka  und  Ost 
verarbeiten  und  später  die  Sulfatfabrikation  für  den  Glück- 
auf-Konzern übernehmen  soll,  ist  erbaut  worden  und  seit 
April  1913  in  Betrieb. 

Da  „Glückauf  Bebra“  keine  eigene  Fabrik  besitzt,  war 
zwischen  „Bebra“  und  dem  Mutterwerk  ein  Vertrag  über  die 
gemeinsame  Verarbeitung  ihrer  Rohsalze  vom  1.  April  1911 
ab  geschlossen  worden. 

Nach  den  Ausführungsbestimmungen  zu  § 9:  „Grund- 
sätze für  die  Festsetzung  der  Beteiligungsziffern“  soll  bei 
der  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit  der  Betriebseinrich- 
tungen der  Grundsatz  gelten,  daß  die  Beteiligungsziffer  nicht 
über  die  Leistungsfähigkeit  der  Betriebseinrichtungen  hin- 
ausgehen darf.  Jedoch  soll,  sofern  eine  Fabrik  nicht  vor- 
handen ist,  in  entsprechender  Weise  berücksichtigt  werden, 
daß  die  Beteiligung  in  Fabrikaten  gegen  eine  solche  in  ande- 
ren Salzen  ausgetauscht  werden  kann.  Auch  ist  einer  etwa 
stattfindenden  Verarbeitung  von  Rohsalzen  in  einer  Sonder- 
fabrik Rechnung  zu  tragen. 

Die  Fabrik  ist  trotz  der  Uebernahme  der  Beteiligung  von 
Fabrikaten  anderer  Kaliwerke  nicht  voll  beschäftigt  und  wäre 
infolgedessen  ohne  Schwierigkeit  imstande,  die  Quote  von 
„Bebra“  an  Chlorkalium  und  Düngesalzen  mit  zuverarbeiten. 
Die  Beteiligungsziffer  erreicht  nicht  die  Leistungsfähigkeit 
der  Betriebseinrichtungen.  Die  Verteihmgsstelle  sah  jedoch 
die  nach  dem  Vertrag  anteilig  zu  „Glückauf  Bebra“  gehörige 
Fabrik  für  die  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit  der  Anlagen 
der  Gewerkschaft  „Glückauf  Bebra“  nicht  als  gleichwertig 
mit  einer  eigenen  Fabrik  an,  deshalb  wurde  eine  G.  m.  b.  H. 
unter  der  Firma  ,, Chemische  Werke  (jlückauf“  mit  gleich 
hoher  Beteiligung  der  vier  Gewerkschaften  am  Stammkapital 
gegründet.  Die  G.  m.  b.  H.  hat  die  Fabrik  der  Gewerkschaft 
,, Glückauf  Sondershausen“  und  die  neue  Fabrik  der  Tochter- 
gewerkschaften „Berka“  und  „Ost“  übernommen  und  verar- 
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„Glückauf“  folgte  hiermit  dem  Beispiel  der  Nordhäuser 
Kaliwerke  A.  G.,  die  zusammen  mit  dem  Kaliwerk  Ludwigs- 
hall A.  G.  eine  gemeinschaftliche  Zentrale  und  chemische 
Fabrik  unter  der  Firma:  „Elektrizitätswerke  und  Chemische 
Fabriken,  G.  m.b.  H.,  Wolkramshausen“,  der  später  noch 
die  Gewerkschaft  Immenrode  beitrat,  gegründet  hatten.  In 
Wirklichkeit  wird  also  die  Höhe  der  Beteiligungsziffer  doch 
wesentlich  von  dem  Besitz  oder  wenigstens  der  Beteiligung 
an  einer  Fabrik  abhängig  gemacht. 

Die  Mittel  für  den  Bau  der  beiden  Schächte  wurden 
teils  durch  Anleihen,  teils  durch  den  Erlös  aus  dem  Verkauf 
der  Kuxe  an  den  Staat  und  durch  Zubußen  — es  sind 
500  Mk.  pro  Kux  erhoben  worden  — aufgebracht.  Sowohl 
,, Berka“  als  „Ost“  gaben  Obligationen  in  Höhe  von  je  2 Mill. 
Mark  aus,  die  zu  103  O q rückzahlbar  sind  und  mit  4^,2 
verzinst  werden.  Die  Ausgabe  erfolgte  im  April  1912  zu 
99,5  0,0,  und  diesen  Kurs  hielten  sie  bis  November,  wo  sie 
auf  98,75  Oq  zurückgingen.  Zur  Sicherung  für  die  Obliga- 
tionsschuld und  deren  Zins-  und  Tilgungsdienst  sind  Sicher- 
lieitshypotheken  auf  die  Gewerkschaften  „Glückauf  Berka“ 
und  ,,Ost“,  sowie  auf  das  Mutterwerk  eingetragen.  Bei  erste- 
ren  sind  außer  einer  Eintragung  zu  Gunsten  des  staatlichen 
Anteils  am  Reingewinn,  welche  als  solche  hinter  den  einge- 
tragenen Gläubigerforderungen  zurücksteht,  noch  einige 
geringfügige  Vorbelastungen  in  der  Hauptsache  zur  Sicher- 
heit für  die  an  den  Staat  zu  leistenden  festen  Abgaben  vor- 
handen, während  der  Sicherungshypothek  auf  ,, Glückauf“ 
außer  ähnlichen  Vorbelastungen  noch  eine  Sicherungshypo- 
thek von  4120000  Mk.  für  eine  von  dieser  Gewerkschaft 
selbst  ausgegebene  Obligationsschuld  von  4 Millionen  vor- 
angeht. 

Bei  der  Neueinschätzung  seitens  der  Verteilungsstelle 
November  1911  wurde  dem  Antrag  der  Gewerkschaft  „Glück- 
auf“, das  Werk  in  die  höchste  Klasse  einzureihen  und  ihm 
die  höchste  zulässige  Quote  von  160  « o der  durchschnittlichen 
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Beteilig-ung  aller  Werke  zu  gewähren,  nicht  stattgege- 
ben. „Glückauf“  wurde  zwar  in  die  höchste  Klasse  einge- 
reiht, erhielt  aber  nur  eine  Quote  von  142  o/o  = 14,34  Tau- 
sendstel. Die  Quote  von  „Bebra“  wurde  auf  12,Q3  Tausendstel 
festgesetzt.  Gegen  die  Entscheidung  legte  „Glückauf“  Be- 
rufung ein.  Von  der  Berufungskommission  wurde  die  Quote 
von  „Glückauf“  auf  15,45  0/^^  erhöht.  Dieser  Erhöhung 
steht  aber  eine  Kürzung  der  Quote  von  ,, Bebra“  gegen- 
über auf  9,77  o/o,  sodaß  die  Entscheidung  eine  Verschlech- 
terung der  Beteiligungsziffer  des  Glückaufkonzerns  darstellt. 
Während  nach  der  ersten  Entscheidung  27,27  O/oo  auf  die  bei- 
den Werke  entfielen,  standen  ihm  nach  der  Berufung  nur 
noch  25,19  o/qo  zu. 

Es  war  vorerst  zu  erwarten,  daß  die  Quotenrückgänge, 
die  „Glückauf“  und  „Bebra“  durch  die  neuen  Werke  zu 
verzeichnen  hatten,  durch  die  Quotenzuteilungen  an  ,,Berka“ 
und  „Ost“  reichlich  ausgeglichen  wmrden,  und  damit  hätten 
die  beiden  neuen  Schächte  ja  ihren  Zweck,  wie  die  Dinge 
in  der  Kaliindustrie  nun  einmal  liegen,  erfüllt.  Am  1.  April 
1913  waren  im  Syndikat  136  Werke®-),  hiervon  hatten  92 
eine  definitive  Quote,  während  44  mit  einer  provisorischen 
Quote  ausgestattet  waren.  Im  Ausbau  sind  ca.  120  Werke 
begriffen  und  den  Schachtbau  haben  ca.  40  beschlossen,  so 
daß  bis  spätestens  zum  Jahre  1921  ca.  280 — 300  Werke  mit 
einer  Vollquote  vereinigt  sein  werden. 

Angesichts  dieser  ungeheuren  Werksvermehrung  w'ar  die 
Gefahr,  daß  die  Quoten  der  beiden  neuen  Kaliwerke  „Berka“ 
und,, Ost“  auch  absorbiert  werden  könnten,  für  den  Glückauf- 
konzern näher  gerückt,  infolgedessen  entschloß  man  sich 
zum  Bau  von  zwei  weiteren  Schächten.  Also  hier  das  gleiche 
Bild  wie  in  der  ganzen  Kaliindustrie.  Um  die  Quote  zu  hal- 
ten, mußte  der  Glückaufkonzern  immer  wieder  zur  Neuin- 
vestierung von  Kapital  schreiten. 

Bis  zum  Jahre  1909  einschließlich  betrugen  die  Anlage- 
kosten des  Kalibergwerks  „Glückauf“  7479851,96  Mk. 

82)  Nach  der  von  der  Verteilungsstelle  veröffentlichten  Tabelle 
vom  1.  April. 
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Diese  Summe  setzt  sich  zusammen  aus 

Zubußen  2000000.-  Mk. 

Anleihen  2000  000. — „ 

und  aus  den  Betriebsüberschüssen  w^aren  bis  dahin  3480000 
Mark  investiert,  w'ovon  3900000  Mk.  durch  Abschreibungen 
gedeckt  waren.  Den  Anlagekosten  stehen  bis  1909  10159000 
Mark  an  Ausbeute  und  Tantieme  an  den  Grubenvorstand 
gegenüber,  also  jährlich  rund  847000  Mk.,  was  einer  durch- 
schnittlichen Verzinsung  von  Anleihen  und  Zubußen  mit 
22  o/o  entspricht.  Die  Ergebnisse  der  einzelnen  Jahre  gehen 
aus  anliegender  Tabelle  her\or. 

Seit  der  Gründungstätigkeit  ist  das  im  Glückaufkonzern 
investierte  Kapital  auf  ca.  17  Millionen  Mark  angewadhsen, 
und  bis  zum  vollständigen  Ausbau  der  Schächte  III — VI 
w’erden  voraussichtlich  noch  3,5 — 4 Millionen  Mark  be- 
nötigt werden,  sodaß  also  bis  Ende  1914  ca.  21  Millionen 
Mark  in  den  Kalibergwerken  in  Schw'arzburg-Sondershausen 
investiert  sein  werden.  1912  w'aren  in  Mutterw  erk  ca.  7,7  Mil- 
lionen Mark  investiert,  für  welche  Summe  unter  Zugrunde- 
legung der  letzt  gezahlten  Ausbeute  und  Tantieme  von 
1,26  Millionen  Mark  immer  noch  eine  Verzinsung  mit  16,2  o/o 
resultiert. 

An  Zubußen  und  Anleihen  sind  von  den  einzelnen  Ge- 
werkschaften des  Glückaufkonzerns  bis  Ende  1912  aufge- 
nommen worden : 

1.  „Glückauf“  Sondershausen, 

Schacht  I,  Brügmanschacht  a)  Zubußen  2 Mill. 

b)  Anleihen  4 „ 

2.  „Glückauf  Bebra“, 

Petersenschacht  Anleihen  2,6  „ 

3.  „Glückauf  Berka“, 

Müserschacht  a)  Zubußen  0,5  „ 

b)  Anleihen  2 „ 

4.  ,, Glückauf  Ost“, 

Raudeschacht  a)  Zubußen  0,5  ,, 

b)  Anleihen  2 „ 


122 


In  engem  Zusammenhang  mit  dem  Schachtbau  stand  die 
Absicht  des  Grubenvorstandes,  die  Cievverkschaft  in  eine 
Aktiengesellschaft  umzuvvandeln.  Der  Hauptgrund  hierfür  ist 
in  der  leichteren  Beschaffung  von  Geldmitteln  für  den  Bau 
von  weiteren  Schächten  zu  sehen.  Auch  die  Möglichkeit,  an- 
dere Werke  dem  Glückaufkonzern  anzugliedern,  wäre  damit 
gegeben  gewesen.  Der  Plan  scheiterte  jedoch  an  dem  Wider- 
stand der  Gewerken.  Da  eine  Anleihe  bei  der  großen 
Geldknappheit  des  letzten  Jahres,  die  sich  besonders  in 
der  Kaliindustrie  fühlbar  gemacht  und  merkwürdige  Er- 
scheinungen gezeitigt  hat,  zu  annehmbaren  Bedingungen 
schlechterdings  nicht  unterzubringen  gewesen  wäre,  half 
man  sich  durch  starke  Inanspruchnahme  des  Bankkredits, 
und  zum  Teil  wurden  die  Kosten  durch  Aufwendungen 
aus  dem  Betriebsgewinn  der  Muttergewerkschaft  gedeckt. 
Im  April  dieses  Jahres  hat  die  Gewerkschaft  die  Kuxen- 
zahl  des  Mutterwerkes  dank  des  Entgegenkommens  des 
Staates,  der  der  erforderlichen  Änderung  des  Berggesetzes 
(§10Q)83)  keine  Schwierigkeiten  entgegenstellen  wird,  durch 
Ausgabe  von  250  neuen  Kuxen  auf  1250  vermehren  kön- 
nen. Begreiflicherweise  wollte  die  Cievverkschaft  den  im 
Kalibergbau  in  den  letzten  Jahren  aufgekommenen  Brauch 
vermeiden,  die  Ausschreibung  von  Zubußen  durch  Be- 
gebung von  Anleihen  zu  umgehen,  woran  die  Kaliindu- 
strie auch  bei  dem  heutigen  Geldmangel  noch  festhält, 
obgleich  dabei  mit  dem  Zinsfuß  auf  das  höchste  Maß  ge- 
gangen, und  die  Emission  trotzdem  mit  großen  Disagio  be- 
wirkt werden  muß.  Für  diese  Vorgänge  folgendes  Bei- 
spiel:*^) Die  Kaligevverkschaft  Carlshall  sieht  sich  genötigt 
zur  Deckung  eines  für  1913  und  14  bezifferten  Baubedarfs 
von  etwa  Mk.  2 1/2  Millionen  zunächst  1 1/2  Millionen  Mk. 
Zubuße  auszuschreiben.  Um  die  Gewerken  zu  dieser  Lei- 
stung zu  veranlassen  und  ihnen  die  Zahlung  zu  erleichtern, 
also  der  sogen.  Zubußenflucht  mit  ihren  Folgen  für  den 

Die  Zahl  der  gewerkschaftlichen  Anteile  — Kuxe  — beträgt 
hundert.  Durch  Statut  kann  die  Zahl  auf  tausend  bestimmt  werden. 

Nach  der  Frankfurter  Zeitung  vom  28.  II.  1913. 
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Preisstand  vorzubeugen,  wird  zu  dem  bekannten  Mittel  ge- 
griffen, jeden  Gewerken  von  der  Zubußeleistung  zu  be- 
freien, der  eine  5 o^o  ige  Hypothekarobligation  von  Carls- 
hall in  entsprechendem  Betrage  übernimmt  und  zwar  aus 
einer  in  Höhe  von  Mk.  21/2  Millionen  beschlossenen  Anleihe- 
emission. Ein  Finanzkonsortium  war  zur  Abnahme  dieser 
Obligationen  zum  Kurse  von  ca.  70 0,0  grundsätzlich  bereit. 
70  O q für  die  5 o^o  ige  zu  103  0,0  rückzahlbare  ab  1.  Oktober 
1913  zinsberechtigte  Hypothekarobligation  eines  unbelaste- 
ten, im  Ausbau  begriffenen,  angeblich  von  der  Karenzzeit 
befreiten  Kaliwerks!  Schärfer  können  die  ungesunden  Ver- 
hältnisse der  jüngeren  Kalifinanzierung  wohl  kaum  beleuch- 
tet werden. 

Wie  aus  der  Tabelle:  Rentabilität  der  Gewerkschaft 
,, Glückauf“  hervorgeht,  hat  die  Gewerkschaft  bisher  unter 
der  Werksvermehrung  noch  nicht  zu  leiden  gehabt.  Der 
Reingewinn  ist  im  Gegenteil  in  den  Jahren  1911  und  1912 
erheblich  gestiegen.  ,, Glückauf“  steht  mit  diesen  günstigen 
Ergebnissen  nicht  allein.  Die  Betriebsergebnisse  der  im 
Kalisyndikat  vereinigten  Werke  können  für  die  beiden  letzten 
Jahre  als  befriedigt  bezeichnet  werden,  denn  fast  alle  haben 
beträchtliche  Mehrgewinne  zu  verzeichnen.  Die  Aktiengesell- 
schaft Salzdetfurth  konnte  im  letzten  Jahre  ihre  Dividende 
von  10  auf  24o;o  erhöhen.  Im  Gegensatz  hierzu  sind  die 
Kurse  auch  der  bekannten,  alten  Gewerkschaften  innerhalb 
der  Spanne  eines  Jahres  zum  Teil  nicht  unerheblich  zurück- 
gegangen. Dem  rheinisch-westfälischen  Kuxenmarkt  des 
Bankhauses  Stern  entnehmen  wir  folgende  Angaben : 

,,85  fördernde  und  bauende  Gewerkschaften  mit  Aus- 
nahme der  stilliegenden  Felderunternehmungen  hatten  am 
2.  Januar  1912  einen  Gesamtwert  von  Mk.  342  010  000.  Unter 
Berücksichtigung  der  im  Jahre  1912  von  diesen  Werken 
eingezogenen  Zubuße  von  35  600  000  Mk.  beträgt  der  tat- 
sächliche Kursrückgang  Mk.  52130000  = 15,25oo.  Unter- 
scheidet man  hiervon  den  Gesamtwert  von  56  fördernden, 
aber  nicht  in  Ausbeute  stehenden  und  bauenden  Werken,  so 
ergibt  sich  folgendes  Bild: 


l 
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Der  Kurswert  dieser  Werke  stellte  sich  am  2.  Januar 
1912  auf  Mk.  78210000,  am  18.  Dezember  1912  auf  81  870000, 
Unter  Berücksichtigung  der  von  diesen  Werken  eingezogenen 
Zubußen  im  Betrage  von  35  600  000  Mk.  beträgt  der  tatsäch- 
liche Kursrückgang  31  940000  Mk.  = 40,84o/o.“ 

Die  Kaliinteressenten  sehen  also  in  finanzieller  Hinsicht 
eine  fast  vollständige  Entwertung  ihres  Besitzes,  besonders 
soweit  Schachtbauwerte  in  Betracht  kommeu.  Der  Kursstand 
der  Kuxen  einiger  noch  im  Schachtbau  befindlichen  Gewerk- 
schaften erreichte  im  März  den  Nullpunkt,  infolge  erneuten 
scharfen  Ausgebots  angesichts  der  letzthin  bekannt  gegebe- 
nen neuen  großen  Zubußeforderungen,  so  z.  B.  die  Kuxe  der 
Gewerkschaft  Buttlar,  nach  einem  1912  erreichten  Höchst- 
preis von  875  Mk.  und  2650  Mk,  bisher  geleisteten  Zubußen 
und  die  Kuxe  der  Gewerkschaft  Ellers,  deren  Höchstkurs 
1912;  1750  Mk,  bei  1350  Mk.  Zubuße  betrug. 

Die  Kaliindustrie  segelte  also  im  vergangenen  Jahre  in 
dem  Zeichen : Größere  Gewinne,  niedrigere  Kurse.  Woher 
das  kommt,  ist  bekannt.  Man  hat  Bedenken,  ob  der  Kali- 
absatz gleichen  Schritt  halten  kann  mit  der  so  rasch  wach- 
senden Werksvermehrung.  Dem  stark  zunehmenden  An- 
drang der  neuen  Werke  gegenüber  wird  die  Zukunft  der 
deutschen  Industrie  von  zwei  Momenten  abhängen : 

Erstens  von  der  Aufrechterhaltung  der  deutschen  Mono- 
polstellung, zweitens  von  der  Möglichkeit  den  Absatz  mit 
der  Zunahme  der  Werke  in  Einklang  zu  bringen.  Für  die 
Monopolstellung  der  deutschen  Kaliindustrie  sind  Befürch- 
tungen bislang  nicht  vorhanden.  Bei  den  von  Zeit  zu  Zeit 
mit  einer  gewissen  Regelmäßigkeit  wiederkehrenden  ameri- 
kanischen Alarmnachrichten  ist  wohl  der  Wunsch,  die  deut- 
sche Monopolstellung  zu  erschüttern,  der  Vater  des  Gedan- 
kens. 

Ernstliche  Beachtung  verdienen  aber  die  Befürchtungen, 
daß  die  Absatzmöglichkeiten  für  Kali  mit  der  rapiden  Ver- 
mehrung der  Werke  nicht  Schritt  halten  werden.  1911  und 
1912  sind  zwar  erhebliche  Steigerungen  des  Gesamtabsat- 
zes zu  verzeichnen ; bei  der  umsichtigen  und  weit  ausgrei- 
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fenden  Propaganda  des  Syndikats  erscheint  die  Hoffnung 
nicht  unberechtigt,  daß  der  Markt  für  Kalisalze  auch  in  Zu- 
kunft noch  beträchtlich  erweitert  werden  und  dem  Syndikat 
noch  glänzende  Erfolge  erwachsen  werden.  — Inwieweit  es 
der  Absatzsteigerung  gelingen  wird,  die  durch  die  über- 
mäßigen Neugründungen  herbeigeführte  Produktionssteige- 
rung auszugleichen,  bleibt  abzuwarten.  Die  Absatzmöglich- 
keiten aber  für  unbegrenzt  zu  erachten  und  demgemäß  ohne 
Sorgen  für  die  Entwicklung  dieser  deutschen  Industrie  in 
die  Zukunft  zu  blicken,  würde  kein  Zeichen  weiser  volks- 
wirtschaftlicher Voraussicht  sein.  Vielmehr  wird  man  sich 
fragen  müssen,  ob  nicht  mit  der  fortwährenden  Vermehrung 
der  mit  selbständigen  Quoten  ausgestatteten  Kalischächte  in 
absehbarer  Zeit  die  Grenze  erreicht  ist,  die  unter  günstigster 
Einschätzung  der  Absatzmöglichkeiten  als  die  zulässige 
bezeichnet  werden  muß,  bei  deren  Überschreitung  aber  die 
Existenz  der  deutschen  Kaliindustrie  tatsächlich  gefährdet 
erscheint. 

Des  öfteren  ist  bisher  behauptet  worden,  der  Kalibedarf 
der  Welt  könnte  von  20  bis  30  Schachtanlagen  gedeckt  wer- 
den. Vor  allem  hat  ein  Passus  dieser  Art  aus  dem  Geschäfts- 
bericht der  Kaliwerke  Aschersleben  \^on  1911  die  Runde  durch 
die  gelesensten  Tageszeitungen  gemacht.  Dieser  Behaup- 
tung widersprechen  jedoch  die  Tatsachen.  Im  Frühjahr  1912 
waren  etwa  90  Werke  an  den  Lieferungen  beteiligt  und  haben 
damals  nicht  vermocht,  die  Aufträge  prompt  zu  bewältigen. 
Eine  ganze  Anzahl  von  Werken  war  rückständig,  darunter 
gerade  solche,  die  bei  der  Einschätzung  durch  die  Vertei- 
lungsstelle auf  Grund  der  Bundesratsvorschriften  wesent- 
liche Erhöhungen  erhalten  hatten.  Ähnlich  war  es  im  Fe- 
bruar und  März  1913, 

Das  Kaligeschäft  ist  ein  Saisongeschäft.  Der  stärkste 
Absatz  liegt  in  den  Monaten  Februar — März,  September — 
Oktober.  Auf  diese  Monate  starker  Abrufe  folgen  stille  Pe- 
rioden. 

Schon  wegen  der  Waggongestellung  und  Beladung,  we- 
gen der  Gleiseinrichtungen  auf  den  Kaliwerken  wäre  es 
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eine  Unmöglichkeit,  daß  10  Doppelschachtanlagen  in  der 
Hochsaison  den  Bedarf  ‘decken  könnten,  gar  nicht  zu  reden 
von  den  unzureichenden  Endlaugenkonzessionen,  „Ein 
Werk,  welches  auch  nur  i/io  des  Weltbedarfs  an  Kalisalzen 
decken  wollte,  müßte  über  eine  Endlaugenkonzession  verfü- 
gen, wie  sie  in  Deutschland  überhaupt  nicht  existiert.“ 

Diese  Schwierigkeit  wächst  noch  bedeutend  mit  der  Stei- 
gerung des  Absatzes  von  40o/oigen  Düngesalzen,  deren  Fa- 
brikation große  Mengen  von  Abwässern  verursacht.  U.  E. 
wäre  es  jedoch  auch  unsozial  und  wenig  volkswirtschaftlich 
gedacht,  wollte  man  eine  derartige  Riesenförderung  auf 
wenige  bevorzugte  Unternehmen  zusammendrängen.  Wie 
sehr  auch  die  überflüssige  Investierung  großer  Kapitalien  zu 
bedauern  ist,  so  sei  doch  darauf  hingew  iesen,  daß  die  neuen 
Kaliwerke  bedeutenden  volkswirtschaftlichen  Nutzen  für 
manchen  stillen  Winkel  des  Reichs  gebracht  haben,  dessen 
Bevölkerung  durch  diese  Werke  zu  Arbeit  und  Wohlstand 
gekommen  ist,  und  heute  fallen  bei  den  Budgets  der  Klein- 
staaten Anhalt,  Weimar,  Schwarzburg,  (iotha.  Braunschweig, 
Mecklenburg  und  Schaumburg-Lippe  die  zum  Teil  recht  er- 
heblichen Einnahmen  aus  der  Kaliindustrie  schwer  ins  Ge- 
wicht. 

Immerhin  ist  zu  konstatieren,  daß  die  Zahl  der  jetzt  för- 
dernden und  im  Kalisyndikat  vereinigten  ca.  140  Werke  ge- 
nügend ist,  um  den  Weltbedarf  auch  bei  einer  weiteren  jähr- 
lichen Steigerung  um  6— lOob  auf  Jahre  hinaus  zu  decken, 
und  so  steht  man  heute  unzweifelhaft  vor  der  bedauerlichen 
Tatsache,  daß  die  geschaffenen  Produktionsmöglichkeiten 
weit  über  den  Bedarf  hinausgehen,  und  daß  dieses  Mißver- 
hältnis zwischen  Erzeugung  und  Bedarf  sich  in  den  nächsten 
Jahren  noch  beträchtlich  verschärfen  wird. 

Die  Rentabilität  der  Kaliindustrie  ist  tatsächlich  gefähr- 
det, und  die  beteiligten  sachverständigen  Kreise  verschlie- 
ßen sich  dieser  Auffassung,  anscheinend  unter  ernster  Be- 
sorgnis, nicht  mehr. 


Eingabe  des  Kalisyndikats  an  den  Reichstag,  Februar  1913. 
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Wohl  haben  besonders  die  alten  Konzerne  noch  in  den 
letzten  Jahren  finanziell  fast  durchweg  sehr  günstig  abge- 
schnitten, aber  schon  1913  dürfte  bei  vielen  eine  Änderung 
hierin  eintreten.  Trotzdem  das  Kalisyndikat  nach  Mitteilung 
der  Verwaltung  einen  Mehrabsatz  von  ca.  6 Millionen  Mark 
im  ersten  Vierteljahr  1913  erzielt  hat,  haben  manche  Werke 
bereits  ihre  Ausbeutezahlungen  reduziert,  denn  jetzt  stellen 
die  Werke  in  ganzen  Trupps,  nachdem  sie  mit  provisorischer 
Quote  ihre  Grubenbaue  vorgerichtet  haben,  den  Antrag  auf 
definitive  Beteiligung.  Und  wie  wird  es  um  die  Rentabilität 
stehen,  wenn  280 — 300  Kaliwerke  am  Absatz  beteiligt  sind? 
Unter  der  Voraussetzung  der  Absatzsteigerung  wie  in  den  bei- 
den letzten  Jahren  könnte  bei  Annahme  günstigster  Ver- 
hältnisse das  Syndikat  jährlich  etwa  ein  Dutzend  Durch- 
schnittswerke aufnehmen,  ohne  daß  die  bisherigen  Mitglieder 
des  Syndikats  direkt  beeinträchtigt  würden.  Aber  diese 
äußerste  Grenze  ist  bereits  weit  überschritten.  Bis  Ende 
1913  dürften  nicht  weniger  als  60  Werke  quotenreif  werden, 
sodaß  dann  ca.  180  Werke  im  Syndikat  vereinigt  sein  werden. 

Angesichts  dieser  Zustände  wird  man  nach  einem  Mittel 
suchen  müssen,  um  weitere  Neugründungen  wenn  nicht  ganz 
zu  verhindern,  so  doch  wenigstens  auf  das  geringste  Maß 
zu  beschränken. 

Wohl  wäre  das  Kalisyndikat  dazu  berufen,  von  innen 
heraus  Normen  zu  finden,  die  zu  einer  Einschränkung  neuer 
unwirtschaftlicher  Betriebsaufnahmen  führen  können.  Würde 
es  den  Kaliindustriellen  gelingen,  das  notwendige  Ziel,  näm- 
lich so  gut  wie  vollständige  Einschränkung  der  Neugründun- 
gen, zu  erreichen,  etwa  durch  Felderstillegung,  wozu  unter 
Umständen  der  aus  der  Reichsabgabe  angesammelte  Re- 
servefonds herangezogen  werden  könnte,  so  wäre  das  zwei- 
fellos die  beste  Lösung  aus  diesem  Dilemma.  Aber  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  ist  auf  Selbsthilfe  und  Selbstbe- 
schränkung seitens  der  Syndikatsmitglieder  nicht  zu  rechnen. 
Wohl  finden  sich  vereinzelte  Fälle  einer  freiwilligen  Be- 
grenzung. So  muß  man  den  trotz  des  Drängens  des  Fiskus 
späten  Ausbau  des  Glückaufkonzems  darauf  zurückführen, 
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daß  der  Grubenvorstand  unnötige  Werksvermehrung  ver- 
hindern wollte,  obgleich  „Glückauf“  mit  564  762  000  qm««) 
die  größte  Gerechtsame  von  allen  Kaliwerken  hat,  und  auch 
wegen  seiner  vorzüglichen  Salzlager  weit  eher  zum  Ausbau 
berechtigt  gewesen  wäre  als  eine  große  Zahl  der  Kaliwerke. 
Auch  die  Gewerkschaft  Weser,  deren  Kuxenmehrheit  sich 
in  Händen  der  Lippeschen  Regierung  und  der  Kaliwerke 
Siegmundshall  befindet,  hatte  im  Interesse  einer  freiwilligen 
Produktionsregelung  beschlossen,  den  Ausbau  ihres  großen 
Felderbesitzes  auf  einen  neuen  Schacht  für  die  Periode  von 
10  Jahren  zu  begrenzen  in  der  natürlichen  Voraussetzung, 
daß  andere  Konzerne  ähnliche  Maßnahmen  ergreifen  wür- 
den. Aber  gerade  die  mehrfach 8‘)  als  Rettung  für  die  Kali- 
industrie bezeichnete  Konzentration  hat  die  erhofften  guten 
Wirkungen  bisher  nicht  gebracht.  Die  Konzernbildung  hat 
die  Neugründung  von  Kaliwerken  eher  gefördert  als  hintan- 
gehalten. Jeder  Erfolg,  jede  Erhöhung  der  Beteiligungs- 
ziffer eines  Werkskomplexes  läßt  den  anderen  nicht  ruhen. 
In  der  Kaliindustrie  ist  es  heute  so: 

Ein  Konzern  von  5 Werken  sieht  neidisch  auf  den  an- 
deren, der  vielleicht  7 Schächte  umfaßt,  und  beschließt  na- 
türlich schleunigst  2 neue  Werke  zu  bauen,  und  schon  baut 
der  in  seiner  Vormachtstellung  bedrohte  Konzern,  um  den 
nötigen  Abstand  zu  wahren,  gleich  3 neue  Werke.  Gewiß 
arbeiten  größere  Gruppen  billiger  wie  einzelne  Werke.  Aber 
das  Kapital  für  die  vielen  Schächte  muß  doch  auch  von  jenen 
verzinst  werden.  Die  Quoten  werden  auch  bei  den  Konzer- 
nen immer  mehr  verwässert,  und  wenn  die  Entwicklung 
so  weiter  geht,  ist  der  Unterschied  schließlich  nur  der,  daß 
alleinstehende  Werke  früher  ruiniert  sind,  die  Konzerne 
später.  Es  ist  immer  wieder  zu  beobachten,  daß  an  jedem 
Schub  neuer  Werke  zu  hohem  Prozentsatz  gerade  die  alten 
Werke  bzw.  Konzerne  der  Kaliindustrie  mit  quoteheischen- 

*®)  Anlagen  zum  Bericht  der  (IX.)  Kommission  über  den  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  über  den  Absatz  von  Kalisalzen.  Nr.  219  der 
Drucksachen  des  Reichstags. 

*■)  u.  a.  Wiedenfeld,  a.  a.  O.  S.  411. 


— 129  — 

den  Neuanlagen  beteiligt  sind.  Der  Enderfolg  dieser  Massen- 
gründungen ist  ein  ewiges  Nehmen  und  Wiederabgeben  an 
Gesamtabsatzbeteiligung,  ein  Zustand,  der  aber  allgemein 
die  Begleiterscheinung  hat:  Schwächung  der  finanziellen 
Position.  Der  Kräfteaufwand  der  alten  Konzerne  trägt  sein 
gerüttelt  Maß  dazu  bei,  aus  der  noch  blühenden  Industrie 
eine  notleidende  zu  machen.  Die  Kaliwerke  können  garnicht 
mehr  im  Zweifel  darüber  sein,  daß  die  Millionen,  die  sie  in 
die  neuen  Quotenschächte  stecken,  überhaupt  nicht  mehr 
im  wirtschaftlichen  Sinne  mitwerbende  oder  neuwerbende 
Anlagen  sind,  sondern  diese  Millionen  sind  eigentlich  nichts 
anderes  als  die  laufenden  Versicherungsquoten  für  oder  ge- 
gen die  Entwertung  der  bestehenden  Anlagen.  Es  wäre  an 
der  Zeit,  daß  die  Kaliwerke  endlich  einsähen,  daß  sie  trotz 
des  alle  Werke  umfassenden  Syndikats  im  Grunde  genom- 
men den  unsinnigsten  Konkurrenzkampf  führen,  den  die 
Wirtschaftsgeschichte  je  gesehen. 

Da  eine  Gesundung  der  Kaliindustrie  aus  sich  selbst 
heraus  für  absehbare  Zeit  also  nicht  zu  erwarten  ist,  auch 
nicht  übersehen  werden  kann,  wie  lange  die  Gründungs- 
tätigkeit noch  andauern  wird,  die  keineswegs  aufgehört  hat, 
ja  kaum  im  Abflauen  begriffen  ist,  da  die  großen  Felder- 
bestände, die  sich  im  Besitz  einzelner  Unternehmungen  be- 
finden, noch  längst  nicht  aufgeteilt  sind,  so  bleibt  wieder  nur 
ein  gesetzlicher  Eingriff.  Die  Aufhebung  des  Gesetzes,  die 
von  mancher  Seitens)  als  einfachstes  Mittel  zur  Herbeifüh- 
rung gesunder  Verhältnisse  gefordert  wird,  dürfte  jetzt  we- 
niger zu  verantworten  sein  als  die  Einführung. 

Bei  aller  Anerkennung  der  Schwierigkeit  der  Materie 
wird  man  die  Lösung,  die  der  Reichstag  IQIO  dem  Kali- 
problem gegeben  hat,  keine  glückliche  nennen  können.  Die 
Kaliindustrie  hat  wirklich  „wenig  Freude  an  dem  Gesetz“ 
gehabt,  und  die  Gefahr,  daß  andere  Kartelle  oder  Syndikate 
sich  in  gleichem  Sinne  wie  die  Kaliindustriellen  an  den 

Dr.  Arndt  im  „Tag“  No.  296,  1912.  Frankfurter  Zeitung  und 
Berliner  Tageblatt  des  öfteren. 
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Reichstag  wenden  Werden,  darf  nach  den  Erfahrungen,  die 
dieses  Gesetz  gezeitigt  hat,  wenn  sie  überhaupt  je  vorhanden 
gewesen  ist,  jetzt  als  beseitigt  angesehen  w^erden.  Hätte 
sich  der  Reichstag  mehr  an  den  Entwurf  der  preußischen 
Regierung  89)  gehalten,  so  wäre  mancher  Mißstand  von  vorn- 
herein vermieden,  nicht  erst,  wie  es  durch  das  augenblick- 
lich geltende  Gesetz  geschehen  ist,  großgezogen  worden. 

Man  macht  nicht  selten  die  Erfahrung,  daß  Fehler,  die 
durch  Gesetze  verursacht  wurden,  durch  ein  neues  Gesetz 
geheilt  werden  sollen.  Im  wirtschaftlichen  Leben  können 
solche  Sanierungen  recht  gefährlich  werden,  aber  trotzdem 
bleibt  für  die  Kaliindustrie  wohl  kaum  ein  anderer  Weg. 
Von  der  Regierung  ist  bereits  eine  Novelle  in  Aussicht  ge- 
stellt w Orden,  und  im  Reichstag  ist  eine  Resolution  der  Bud- 
getkommission zur  Annahme  gelangt,  die  für  das  neue  Kali- 
gesetz rückwirkende  Kraft  für  alle  diejenigen  Kaliw^erke 
verlangt,  die  nach  dem  15.  Januar  1913  — dem  Tage  der 
Ankündigung  des  Gesetzes  in  der  Kommission  — in  irgend 
einer  Form  in  Angriff  genommen  worden  sind.  Da  die  No- 
velle bis  zum  April  1913  bei  dem  Abschluß  der  Arbeit  noch 
nicht  veröffentlicht  ist,  und  alle  darüber  kursierenden  Ge- 
rüchte nur  mehr  oder  w^eniger  zutreffende  Vermutungen 
sind,  können  wir  darauf  nicht  eingehen.  Wir  wollen  ver- 
suchen die  Mängel  des  Reichskaligesetzes  zu  skizzieren  und 
eine  kurze  Darstellung  geben,  w'o  nach  unserer  Auffassung 

der  Gesetzgeber  bei  der  Revision  des  Gesetzes  einzugrei- 
fen hat. 


Mängel  des  Reichskaligesetzes  und  Vorschläge  zu  seiner 

Reform. 

Den  nachfolgenden  Ausführungen  legen  wir  die  uns  in 
diesem  Zusammenhänge  und  unter  dem  Gesichtspunkte, 
weitere  Werksgründungen  möglichst  zu  verhindern,  beson- 
ders wichtig  erscheinenden  Paragraphen  des  gegenwärtig 


«9)  Veröffentlicht  im  Reichsanzeiger  am  17.  Dezember  1909. 
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geltenden  Gesetzes  und  die  Ausführungsbestimmungen,  die 
der  Bundesrat  erlassen  hat,  zu  Grunde. 

§§  9ff.  Grundsätze  für  die  Festsetzung  der 
Beteiligungsziffern. 

Nach  § 9 Abs.  2 sollen  für  die  Höhe  der  Beteiligungs- 
ziffern die  Ausdehnung  und  die  Beschaffenheit  der  durch 
Grubenbaue  und  Bohrungen  erschlossenen  Kalisalzlager 
maßgebend  sein.  Die  Ausführungsbestimmungen  zu  diesem 
Paragraphen  schränken  denselben  sofort  ein,  als  die  Boh- 
rungen, welche  für  die  Beurteilung  der  Lagerstätte  in  Frage 
kommen  können,  nicht  weiter  als  1200  m von  den  vorhan- 
denen Schachtanlagen  entfernt  sein  dürfen. 

Es  bleiben  also  die  Lagerstätten,  die  von  den  vorhan- 
denen Werksanlagen  so  w^eit  abliegen,  daß  ihr  Abbau  von 
diesen  aus  nach  den  Gesichtspunkten  eines  wirtschaft- 
lichen Betriebes  ausgeschlossen  erscheint,  für  die  Höhe  der 
Beteiligung  unberücksichtigt.  In  der  Praxis  kommt  für  die 
Festsetzung  der  Quote  also  nur  ein  Bruchteil  des  Gesamt- 
feldes in  Betracht.  Daraus  ergab  sich  folgendes: 

Werke  mit  großen  Feldern  und  Salzlagern,  deren  Güte 
durch  Bohrungen  hinreichend  nachgewiesen  war,  waren  ge- 
zwungen, falls  sie  die  Felder  nicht  unverzinst  liegen  lassen 
wollten,  diese  durch  neue  Schächte  nutzbar  zu  machen,  da 
sie  nur  so  bewertet  wurden.  Diese  Bestimmung  wies  die 
Werke  direkt  .auf  Neuanlagen  hin.  Genau  dasselbe  war  der 
Fall,  wenn  die  Felder  klein  w^aren,  denn  Kaliwerke  mit  klei- 
nem Felderbesitz  hatten,  wenn  nur  die  entsprechenden  Salz- 
lager für  15  Jahre  ausreichten,  |auch  Anspruch  auf  eine  Quote, 
die  der  Qualität  ihrer  Salze  entsprach. 

Einzelne  Konzerne  gehen  in  der  Aufteilung  der  ursprüng- 
lich verliehenen  Gerechtsamen  in  letzter  Zeit  so  weit,  daß 
sie  auf  ca.  1 — 13/4  Normalfeld  ein  neues  selbständiges  Werk 
errichten.  Wo  soll  das  hinführen,  w'enn  solchem  unwirt- 
schaftlichen Vorgehen  andere  Konzerne  mit  ihrem  umfang- 
reichen Felderbesitz,  wie  z.  B.  „Glückauf''  mit  237  Feldern, 
Westeregeln  mit  ca.  25,  Friedrich  Franz  mit  40,  Salzdetfurth 
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mit  30  nachfülgen?  Mehr  als  100  9C)  von  den  im  Bau  be- 
findlichen oder  eben  mit  einer  provisorischen  Quote  ver- 
sehenen Schachtanlagen  sind  durch  Felderabtrennungen  ent- 
standen. Hieraus  geht  hervor,  einen  wie  großen  Anteil  an 
der  Werksvermehrung  der  Vernachlässigung  der  Feldes- 
größc  im  Gesetz  zuzuschreiben  ist. 

Es  muß  zugegeben  werden,  daß  die  Feldesgröße  nicht 
ohne  weiteres  einen  Maßstab  für  die  Bewertung  eines  Kali- 
werks bietet,  aber  auf  Grund  von  Bohrungen  ist  ein  Urteil 
über  die  Ergiebigkeit  und  Güte  eines  Feldes  wohl  möglich. 
Will  man  den  weiteren  Feldesabtrennungen,  auf  denen  dann 
wieder  selbständige  Werke  errichtet  werden,  wirksam  ent- 
gegentreten, so  muß  man  den  Kaliwerken  mit  großem 
Felderbesitz  einen  Zuschlag  zu  ihrer  Quote  erteilen. 
Man  wird  auf  den  ersten  Entwurf  zurückgehen  müssen, 
der  eine  weitgehende  Bewertung  der  Feldesgröße  für 
die  Beteiligung  der  Kaliwerke  am  Absatz  vorsah  9i).  Als 
Mindestgröße  für  neue  Werke  ist  eine  zusammenhängende 
Fläche  von  ca.  12  qkm  festzusetzen.  Ein  Plus  oder  Minus 
an  Feld  muß  in  der  Quote  entsprechend  berücksichtigt  wer- 
den. Die  Zusatzquote  für  den  stillgelegten,  über  die  normale 
Größe  hinausgehenden  Feldesteil  muß  einer  angemessenen 
Verzinsung  des  reellen  Wertes  des  stillgelegten  Feldes  ent- 
sprechen. Die  Kosten  der  Entschädigungen  müssen  von 
deh  Besitzern  der  Werke  proportional  zu  ihren  Quoten  auf- 
gebracht werden,  zu  deren  Vorteil  die  Stillegung  erfolgt. 
Unter  Umständen  sind  die  Mittel  zum  Teil  dem  Reserve- 
fonds von  ca.  8 Millionen  zu  entnehmen. 

Es  ist  ferner  in  der  Verwaltungspraxis  auf  Grund  der 
Ausführungsbestimmungen  sämtlichen  Schachtanlagen,  auch 
Zwillipgsschachtanlagen,  eine  selbständige  Quote  erteilt  wor- 
den. Diese  bisher  geübte  Praxis  ist  dahin  zu  revidieren. 


90)  Paxmann,  Denkschrift  zum  Reichskaligesetz.  Berliner  Börsen 
Courier  Nr.  96,  26.  II.  1913. 

9')  Entwurf  der  preußischen  Regierung  §§  24—28. 
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daß  auf  Doppelschachtanlagen  der  § 11  des  RKG.  (Zusatz- 
quote) Anwendung  findet. 

§ 12.  Vorläufige  Beteiligungsziffern. 

Nach  dem  geltenden  Brauch  erhält  jedes  Kaliwerk,  nach- 
dem das  Kalisalzlager  durchsunken  ist,  eine  vorläufige  Be- 
teiligungsziffer, ohne  daß  die  Fördereinrichtungen  meist  auch 
nur  einigermaßen  fertiggestellt  sind. 

Die  Folge  hiervon  ist,  daß  die  Kaliwerke  auch  ihre  pro- 
visorische Quote  zum  Teil,  oder  vollständig  verkaufen,  was 
den  Kaliwerkbesitzern  mit  nur  geringer  Einschränkung  nach 
§ IQ  des  RKG.  zusteht. 

Billigerweise  wird  man  den  § 12  schärfer  handhaben 
müssen.  Es  dürfte  im  Sinne  des  Gesetzes  liegen,  daß  ein 
Werk  nur  dann  eine  provisorische  Quote  erhält,  wenn  es 
vollkommen  ausgebaut,  also’förderfähig  und  ununterbrochen 
zu  liefern  imstande  ist.  Dazu  genügt  aber  keineswegs  eine 
Kübelförderung.  Wird  der  Paragraph  in  dieser  Weise  scharf 
durchgeführt,  so  werden  besonders  die  jetzt  im  Bau  be- 
findlichen Werke  die  vorläufige  Beteiligungsziffer  erst  später 
erhalten. 

Die  provisorische  Quote  ist  zur  ordnungsmäßigen  Auf- 
schließung und  Vorrichtung  der  Lagerstätte  gegeben.  Im 
Widerspruch  mit  diesem  ausdrücklichen  Zweck  steht  der 
Verkauf  der  vorläufigen  Beteiligung.  Von  der  Übertragung 
der  Beteiligungsziffer  ist  der  Austausch  derselben  scharf 
zu  trennen.  Auch  den  Werken  mit  provisorischer  Quote 
muß  der  Austausch  gestattet  sein.  Für  die  Werke  mit  end- 
gültigen Beteiligungsziffern  Ist  jedoch  Quotentausch  und 
-Kauf  zur  Existenzfrage  geworden,  und  deshalb  unbeschränkt 
aufrecht  zu  erhaflten.  Ein  offensichtlicher  Mangel  liegt  dar- 
in, daß  die  quotenverkaufenden  Werke  gegenüber  den  quo- 
tenerwerbenden zu  günstig  gestellt  sind.  Ein  Werk,  das 
fremde  Quoten  mit  fördert,  mindert  seine  Substanz,  seine 
Quote  muß  mit  der  Zeit  sinken,  da  nach  der  Mächtigkeit  des 
Salzlagers  die  Beteiligung  bemessen  wird.  Die  Quote  des 
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verkaufenden  Werkes  wird  dagegen  nicht  beeinflußt,  bleibt 
immer  die  gleiche.  Hierin  ist  ohne  Zweifel  eine  Ungerech- 
tigkeit zu  erblicken.  Ein  Werk,  das  seine  und  fremde  Quo- 
ten fördert,  somit  Werte  schafft,  Arbeiter,  Kommunen  usw. 
unterhält,  fährt  schlechter  als  ein  Werk,  das  einfach  seinen 
Anteil  verkauft.  Deshalb  ist  zu  fordern,  um  einen  Ausgleich 
zu  schaffen,  daß  die  Quoten  der  verkaufenden  Werke  in 

bestimmten  Zeiträumen  um  einen  gewissen  Prozentsatz  ge- 
kürzt werden. , 

Die  Karenzzeit. 

Als  besonders  wirksames  Mittel  gegen  die  Überproduk- 
tion von  Kaliwerken  wurde  die  sogen.  Karenzzeit  von  5 
Jahren  eingeführt.  Nach  den  Erfahrungen  ist  dieser  Zeit- 
raum zu  "kurz  bemessen,  eine  Verdoppelung  oder  Verdrei- 
fachung der  .Karenzjahre  würde  die  Neigung  zu  neuen 
Schachtarflagen  weitgehend  dämpfen.  Soll  jedoch  die  Ver- 
schärfung der  Karenzvorschri’ften  wirklichen  Erfolg  haben, 
so  muß  vor  allem  die  Bevorzugung  der  Werke,  die  im  Be- 
sitz von  Reich  oder  Bundesstaaten,  oder  an  denen  Reich 
oder  Bundesstaaten  beteiligt  sind,  fallen.  Gerade  diese  Be- 
stimmung hat  der  Gründung  neuer  Werke  besonderen  Vor- 
schub geleistet.  Einzelne  Fisken  sind  direkt  mit  ihren  Be- 
teiligungen „hausieren“  gegangen.  Andererseits  boten  die 
privaten  Kaliunternehmer  in  Dutzenden  von  Fällen  den  Fis- 
ken Beteiligungen  zu  den  denkbar  günstigsten  Bedingungen 
an,  und  diese  schlugen  fast  immer  ein;  Im  Enderfolg  eine 
Umgehung  des  Willens  der  Kaligesetzgebung  und  zum 
Schaden  der  Industrie  eine  Begünstigung  von  Neugründun- 
gen, die  das  Kaligesetz  gerade  verhindern  wollte.  Es  wird 
sogar  behauptet,  daß  Beteiligungen  von  Bundesstaaten  an 
Kaliwerken  mit  einem  späteren  Rücktrittsrecht  erfolgt  sein 
sollen,  lediglich  um  die  Karenzzeit  zu  umgehen.  Eine  Sicher- 
heit, ob  diese  Beteiligungen  von  Bundesstaaten  an  Kali- 
werken auf  längere  Zeit,  jedenfalls  weit  über  die  Karenzzeit 
hinaus  geplant  sind,  hat  das  Reich  nicht.  Man  wird  es  den 
Bundesstaaten  nicht  verargen,  daß  sie  die  in  ihrem  eigenen 
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Lande  vorhandenen  Bodenschätze  nach  Möglichkeit  aus- 
nutzen wollen,  man  darf  aber  verlangen,  daß  dies  in  keiner 
übermäßigen  und  den  Gesamtinteressen  der  deutschen  Wirt- 
schaft abträglichen  Weise  geschieht,  und  weiter  darf  man 
fordern,  daß  die  Bundesstaaten  sich  auf  spekulative  Kali- 
transaktionen nicht  einlassen.  Diese  sind  aber  vorgenom- 
men worden  in  der  Weise,  daß  mitteldeutsche  Bundesstaaten 
und  in  neuester  Zeit  Elsaß-Lothringen  — Preußen  hat  sich 
von  derartigen  Transaktionen  stets  ferngehalten  — es  ganz 
jungen  Kaliwerken  ermöglichten,  die  in  einzelnen  Fällen 
sogar  noch  in  einem  anderen  Bundesstaat  lagen,  um  die  Ka- 
renzzeit herumzukommen. 

Wenn  den  unheilvollen  Neugründungen  im  Kaliberg- 
bau Einhalt  getan  werden  soll,  so  muß  u.  E.  der  § 12  Abs.  2 
des  bestehenden  Gesetzes  unverzüglich  aufgehoben  werden. 


Festsetzung  der  Preise  und  die 
Probaga n daa bga b e.  §§  20.27. 

Das  Reichskaligesetz  setzte  seinerzeit  die  Inlandspreise 
um  ca.  10 o/o  der  bisherigen  Syndikatspreise  herunter.  Aber 
diese  Preisherabsetzung  ist  nicht  wirksam  gewesen,  und 
heute  ist  eine  weitere  Verminderung  nicht  mehr  angängig, 
zumal  es  gilt  jetzt  nachzuholen,  was  Reichstag  und  Bundes- 
rat 1910  unbegreiflicherweise  versäumt  haben.  Damals  hat 
es  der  Reichstag  angelegentlichst  vermieden,  dem  Reich  aus 
der  Kaliindustrie  eine  neue  Einnahmequelle  zu  erschließen. 
Nur  eine  Abgabe  von  60  Pfennig  für  den  dz  KoO  „zur 
Deckung  der  dem  Reich  aus  der  Ausführung  des  Gesetzes 
entstehenden  Kosten  und  zur  Hebung  des  Gesamtabsatzes“ 
wird  erhoben.  Inzwischen  hat  sich  herausgestellt,  daß  die 
Abgabe  für  die  genannten  Zwecke,  wenigstens  wie  diese 
von  Bundesrat  und  Reichstag  aufgefaßt  werden,  um  un- 
gefähr die  Hälfte  zu  hoch  bemessen  sind.  Man  hat  deshalb 
einen  Reservefonds  angesammelt,  der  jetzt  8 Millionen 
umfaßt.  Auch  diese  Summe  ist  gesetzlich  zur  Hebung  des 
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Absatzes  zu  verwenden.  — In  Anbetracht  der  Finanzlage 
des  Reiches  war  ein  derartiges  Vorgehen  nicht  zu  verant- 
worten. War  das  Reich  gesetzgeberisch  für  eine  Gruppe 
von  Interessenten  auf  den  Plan  getreten,  hatte  das  Reich 
den  Sanierungsversuch  der  Kaliindustrie  unternommen,  so 
war  es  sein  gutes  Recht  die  Kaliindustrie  zu  einer  besonde- 
ren Steuer  heranzuziehen.  Einer  Anregung,  die  Abgabe 
pro  dz  KgO  auf  Mk.  1.50  bis  Mk.  2. — heraufzusetzen,  die 
dann  zu  -,g  dem  Reich  zufließen  sollte,  hat  man  damals 
nicht  stattgegeben.  Obendrein  hätte  diese  Sonderbesteue- 
rung sicher  auch  den  Anreiz  zu  Neugründungen  ab- 
geschwächt. Wenn  damals  selbst  eine  erhebliche  Mehrbe- 
lastung von  der  Kaliindustrie  leichter  getragen  worden  wäre 
als  heute,  so  ist  trotzdem  auch  heute  noch  zu  fordern,  daß 
dem  Reich  ein  Teil  der  Einnahmen  aus  der  Kaliindustrie  zu- 
fließt. Um  die  Kaliwerke  vor  einer  allzu  starken  sofortigen 
Belastung  zu  bewahren,  ist  eine  Erhöhung  der  sogen.  Pro- 
pagandaabgabe auf  vorläufig  Mk.  1.00  bis  Mk.  1.20  pro  dz 
K2O  vorzusehen,  von  der  1/3  der  Verteilungsstelle,  dem 
Reiche  zufallen.  Die  Abgabe  ist  progessiv  auszugestalten, 
bis  etwa  zur  Höhe  von  Mk.  2.—  pro  dz  KoO,  die  es  späte- 
stens 1920  zu  erreichen  hat.  Diese  Maßregel  dürfte  mit 
dazu  beitragen,  weiteren  Gründungen  einen  kräftigen  Riegel 
vorzuschieben. 

Um  die  Wahrung  „wohl  erworbener  Rechte“,  die  die 
Kaliwerksgründer  sich  stets  meisterhaft  zu  sichern  verstan- 
den, wird  man  nicht  herumkommen.  Auf  die  einmal  ge- 
schaffenen Anlagen  wird  man  Rücksicht  nehmen  müssen  und 
deren  Ansprüche  nicht  zu  Gunsten  älterer  Unternehmungen 
beeinträchtigen  dürfen. 

Die  erste  Tat  der  neuen  Kaligesetzgebung  war  der  am 
16.  Januar  1913  gefaßte  Beschluß  des  Reichstags,  „daß  das 
neue  Gesetz  rückwirkende  Kraft  auch  für  diejenigen  Kali- 
werke haben  soll,  die  nach  dem  15.  Januar  in  irgendeiner 
Form  in  Angriff  genommen  worden  sind“.  Damit  soll  offen- 
bar erreicht  werden,  daß  Werke,  die  etwa  in  der  Zeit  zwi- 
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sehen  der  Annahme  dieser  Resolution  und  dem  Inkrafttreten 
der  Kaligesetznovelle  mit  dem  Schachtbau  beginnen,  nicht 
mehr  nach  der  jetzigen,  sondern  nach  der  durch  die  No- 
velle geschaffenen  neuen  Rechtslage  behandelt  werden,  und 
so  die  Schaffung  neuer  ,, wohlerworbener  Rechte“  keinen 
Zweck  mehr  hat.  Da  jedoch  die  meisten  noch  ausstehenden 
Werke  in  den  letzten  Wochen  vor  dem  16.  Januar,  als  man 
bereits  von  den  Vorbereitungen  für  eine  Kaligesetznovelle 
sprach,  neue  Schachtbauten  in  Angriff  genommen  haben,  so 
wird  der  Erfolg  der  angestrebten  Vorschriften  in  der  Haupt- 
sache davon  abhängen,  wie  man  sich  den  jungen  Werken 
gegenüber  verhält,  die  vor  der  Novelle  und  vor  ihrer  An- 
kündigung den  Schachtbau  bereits  begonnen  haben.  Es 
handelt  sich  dabei  um  mindestens  130  Unternehmungen. 
Sollen  diese  z.  B.  von  den  verschärften  Karenzbestimmungen 
betroffen  werden?  Es  ist  die  Frage,  ob  die  Gesetzgebung 
ohne  schwere  Ungerechtigkeiten  einfach  die  Verschärfung 
der  Karenzbestimmungen  auch  auf  alle  jetzt  im  Bau  befind- 
lichen Werke  erklären  kann.  Nimmt  man  dagegen  diese  Un- 
ternehmungen von  der  Verschärfung  der  Karenzvorschriften 
aus,  so  wird  die  Novelle  zum  großen  Teil  wirkungslos  blei- 
ben. Denn  diese  130 — 150  neuen  Unternehmungen  reichen 
völlig  aus,  um  für  die  Zukunft  der  Kaliwerke  die  schlimm- 
sten Befürchtungen  entstehen  zu  lassen.  U.  E.  müssen  auch 
diese  Kaliwerke  unter  die  verschärfte  Karenzzeit  fallen,  was 
einer  Stillegung  wenigstens  auf  einige  Jahre  ungefähr  gleich- 
kommen würde.  Dafür  ist  den  Werken  eine  Entschädigung, 
etwa  in  Form  einer  angemessenen  Verzinsung  der  Anlage- 
kosten, auf  eine  Reihe  von  Jahren  zu  gewähren.  Die  oben 
geforderten  Bestimmungen : 

1.  Verschärfung  der  Karenzvorschriften, 

2.  Wegfall  der  Bevorzugung  der  fiskalischen  Werke  und 
derjenigen  mit  fiskalischer  Beteiligung, 

3.  verschärfter  Nachweis  der  'Fördertätigkeit, 

4.  Reform  des  Quotenübertragungswesens, 

5.  Einführung  einer  Reichsabgabe  bis  zur  Höhe  von 
Mk.  2. — pro  dz.  K^O, 
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6.  Berücksichtigung  der  Feldesgröße, 

7.  die  Nachweisung  einer  Berechtsame  von  mindestens 
12  qkm  für  neue  Werke 

dürften  die  Gründungen  weiterer  Kaliwerke  auf  das  Min- 
destmaß beschränken.  Bei  strenger  Durchführung  jener  Vor- 
schläge kann  man  daher  wohl  von  der  Forderung  absehen, 
den  Absatz  von  Kalisalzen  von  einer  Konzession  des  Reichs 
abhängig  zu  machen,  die  nur  bei  Vorhandensein  eines  Be- 
dürfnisses erteilt  werden  darf ‘^2)^ 

Weit  wichtiger  und  schwieriger  wie  die  Einschränkungen 
neuer  Unternehmungen  ist  die  Frage  der  Zurückhaltung  der 
im  Bau  befindlichen  Werke,  die  nur  durch  Entschädigung 
seitens  der  Syndikatsmitglieder  sich  ermöglichen  ließe.  Es 
würde  sich  dabei  um  die  Verzinsung  von  ca.  180 — 220  Milli- 
onen Mark  handeln,  eine  Summe,  die  allerdings  täglich 
wächst.  Zur  Verzinsung  wären  ca.  0,3—8  Millionen  Mark 
nötig,  also  etwa  der  Gewinn  von  14—15  Durchschnittskali- 
werken. Mit  dieser  jährlichen  Summe  könnte  man  die  Still- 
legung der  im  Bau  befindlichen  Kaliwerke  erreichen.  Aber 
noch  eine  weitere  Schwierigkeit  besteht. 

Auch  nach  dem  16.  Januar  sind  Bundesstaaten  mit  pri- 
vaten Kaliwerken  in  Verhandlungen  getreten,  die  eine  Be- 
teiligung der  Eisken  zwecks  Befreiung  von  der  lästigen 
Wartezeit  zum  Ziele  hatten.  Geradezu  als  unverantwort- 
lich muß  man  es  bezeichnen,  daß  manche  Bundesstaaten 
auch  noch  nach  dem  16.  Januar  sich  beeilt  haben,  den  Sinn 
des  alten  und  vielleicht  des  kommenden  Kaligesetzes  durch 
ihre  Beteiligung  an  weiteren  Neugründungen  zu  vereiteln. 
So  ist  der  anhaitische  Fiskus  seit  wenigen  Wochen  an  einem 
neuen  Kaliwerk  außerhalb  Anhalts  maßgebend  beteiligt.  Hier 
ist  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  nicht  durch  rückwirkende 
Kraft  des  neuen  Gesetzes  eine  weitere  Beteiligung  der  Bun- 
desstaaten, etwa  nach  dem  15.  Januar  1913,  für  die  Karenz- 
zeit unwirksam  werden  soll.  Bleibt  der  § 12  Abs.  2 voll 
in  Kraft,  dann  kann  für  die  Folgezeit  keine  Verschärfung 

®-)  Vergl.  Paxmann,  Denkschrift  zum  Kaligesetz. 
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der  Karenzvorschriften  und  keine  Maßnahme  des  Reichs  die 
Kaliindustrie  vor  schwerer  wirtschaftlicher  Schädigung  schüt- 
zen. Die  beschleunigte  Revision  des  Reichskaligesetzes  ist 
dringend  zu  fordern,  und  zur  Beruhigung  der  Kaliindustrie 
die  baldige  Einführung  der  neuen,  hoffentlich  segensrei- 
reichen  Bestimmungen  nur  erwünscht.  Welch  gesetzliche 
Regelung  die  Kalifrage  auch  finden  wird,  das  jedenfalls  er- 
folgreichste Mittel,  um  die  Kaliindustrie  vor  dem  wirtschaft- 
lichen Zusammenbruch  und  die  in  ihr  beschäftigten  Beamten 
und  Arbeiter  vor  schwerer  Schädigung  zu  bewahren,  ist  die 
weitere  Steigerung  des  Absatzes  und  Ausdehnung  des  Ab- 
satzgebietes. Beides  ist  nur  möglich  durch  eine  verstärkte, 
zielbewußte  und  alle  Kräfte  einsetzende  Propaganda.  — Die 
Propagandaabteilung  des  Kalisyndikats  hat  Hervorragendes 
geleistet,  und  keine  Kosten  wurden  gescheut,  um  diese  Er- 
folge zu  erringen. 

1895  betrugen  die  Gesamtunkosten  des  Syndikats  (Ver- 
waltung und  Propaganda)  etwas  mehr  als  I/2  Million  Mark, 
das  machte  damals  auf  1 dz  KoO  30,4  Pfg.  1911  sind  die 
Ausgaben  auf  6570000  Mk.  gestiegen  = 70  Pfg.  pro  dz  KoO. 
Wie  beträchtlich  die  Aufwendungen  eines  einzelnen  Kali- 
werkes für  das  Syndikat  gestiegen  sind,  dafür  nur  ein  Bei- 
spiel: 1898  wurden  von  der  Gewerkschaft  ,, Glückauf“  an 
Syndikatsspesen  18641  Mk.  zurückgestellt,  1912  rund  234000 
Mark,  also  etwa  der  12 fache  Betrag. 

1895  entfielen  auf  100  Mk.  Absatzwert  an  Gesamtun- 
kosten Mk.  1.50,  1911  aber  Mk.  3.95.  ln  dieser  Zeit  wurden 
die  Propagandastellen  des  Syndikats  von  einer  (New  York) 
auf  58  vermehrt,  heute  gibt  es  allein  in  Deutschland  13  Pro- 
pagandastellen, im  übrigen  Europa  23,  in  Amerika  10,  Asien 
6,  Afrika  5 und  Australien  1.  In  der  Propagandaabteilung 
des  Syndikats  waren  zur  Bewältigung  der  Arbeit  am  1.  Ok- 
tober 1912  ca.  200  Beamte  angestellt.  Außerdem  standen  21 
Wanderlehrer  im  Dienst  des  Svndikats. 

Deutschland  nimmt  als  Kaliverbrauchsland  noch  immer 
die  erste  Stelle  ein.  1912  wurden  in  Deutschland  Kalisalze 
mit  einem  Gesamtgehalt  von  5290825  dz  KoO  abgesetzt,  der 
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Verbrauch  des  Auslandes  betrug  dagegen  nur  4801  544  dz 

K2O. 

Daß  im  Ausland  der  hohe  Nutzen  des  Kalis  und  seine 
vielseitige  Verwendbarkeit  noch  nicht  so  allgemein  bekannt 
ist,  findet  seinen  Grund  darin,  daß  die  ausländische  Pro- 
paganda bisher  bei  weitem  nicht  so  intensiv  betrieben  wor- 
den ist  wie  die  inländische,  und  erst  in  den  letzten  Jah- 
ren einen  größeren  Umfang  angenommen  hat.  Am  unbe- 
deutendsten war  der  bisherige  Kaliverbrauch,  abgesehen 
von  überseeischen  Ländern,  in  Rußland,  Ungarn,  Italien  und 
Spanien.  Während  in  Deutschland  im  Jahre  1911  auf  1 qkm 
Anbaufläche  1205  kg  reines  Kali  verbraucht  worden  sind, 
hat  der  Kaliverbrauch  auf  der  gleichen  landwirtschaftlich 
genutzten  Fläche  betragen  in: 


Nordamerika  (Vereinigte  Staaten) 

140,1  kg 

Rußland 

13,2  „ 

Ungarn 

15,8  „ 

Italien 

37,5  „ 

Spanien 

44,7  „ 

Am  intensivsten  ist  jedoch  die  Kaliditngung  in  Holland,  wo 
auf  1 qkm  Anbaufläche  1911  nicht  weniger  als  1695  kg  rei- 
nes Kali  entfielen.  Selbst  in  Deutschland  muß  noch  eine  we- 
sentliche Steigerung  des  Absatzes  eintreten,  wenn  überall 
gute  Ernten  erzielt  werden  sollen.  Nach  Prof.  P.  Wagner, 
Darmstadt  bedürfen  unsere  Anbauflächen  außer  anderem 
Mineraldünger  an  mittlerer  Kalidüngung; 


pro  ha  Halmfrüchte 

„ „ Zuckerrüben 

,,  „ Futterrüben 

„ „ Wiesen 


41 '2  dz  Kainit 


6 

9 

6 


1) 

5> 


Für  eine  solche  Düngung  würden  ca.  25  Millionen  dz  reines 
Kali  im  Werte  von  ca.  500  Millionen  Mark  nötig  sein.  Es 
ist  aber  nicht  anzunehmen,  daß  in  dem  nächsten  Jahrzehnt 

Prof.  P.  Wagner,  Anwendung  künstlicher  Düngemittel.  Berlin 

1908. 
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eine  Steigerung  des  Inlandverbrauchs  auch  nur  auf  etwa  15 
Millionen  dz  sich  erreichen  läßt,  denn  u.  E.  ist  nicht  damit 
zu  rechnen,  daß  sich  die  Zunahme  des  Kaliverbrauchs  in 
Deutschland  in  gleichem  Maße  fortsetzen  wird  wie  in  den 
letzten  zehn  Jahren.  Sobald  jedoch  die  Propaganda  auch  im 
Ausland  festen  Fuß  gefaßt  haben,  und  man  auch  hier  zu 
einer  ausgedehnten  Verwendung  von  Kali  übergegangen  sein 
wird,  ist  eine  erhebliche  Steigerung  des  Absatzes  ohne  Zwei- 
fel zu  erwarten.  So  wird  das  Kalisyndikat  dazu  gedrängt, 
die  Propaganda  im  Ausland  vor  allem  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika^^)  zu  verstärken.  Die  Aussichten, 
die  das  Ausland  für  die  Steigerung  des  Kaliabsatzes  bieten, 
müssen  durch  eine  zielbewußte  Propaganda  ausgenutzt  wer- 
den. Die  Auslandspropaganda  ist  auch  deshalb  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  für  die  Kaliindustrie,  weil  sie  zu 
gewinnbringenden  Preisen  den  Mehrabsatz  schaffen  soll,  der 
angesichts  der  Vermehrung  der  Werke  und  der  für  viele 
unrentablen  Inlandspreise  9»)  erzielt  werden  muß,  wenn  der 
Niedergang  der  Kaliindustrie  verhütet  werden  soll.  Auch  das 
Kalisyndikat  brachte  diese  Ansicht  zum  Ausdruck.  Da  die 
verstärkte  Propaganda  naturgemäß  mit  erheblichen  Mehr- 
ausgaben verknüpft  gewesen  wäre,  so  überstieg  infolge- 
dessen der  Etatsvoranschlag  der  Propagandaverwaltung  für 
1913  wesentlich  die  Ausgaben  früherer  Jahre.  Er  belief  sich 


91)  In  den  Vereinigten  Staaten  sind  Kalisalze  als  Düngemittel 
noch  außerordentlich  wenig  verbreitet.  Nur  die  südöstlichen  Staaten, 
vor  allem  Florida,  South-Carolina  und  New-Jersey  weisen  einiger- 
tnaßen  befriedigende  Verbrauchsziffern  auf.  Westlich  des  Mississippi 
ist  der  Absatz  noch  sehr  schwach  und  in  New-Mexiko,  Arizona,  Utha, 
Nevada,  Wyoming,  Idaho,  South-Dakota,  North-Dakota  und  Montana 
finden  Kalisalze  überhaupt  keine  Anwendung.  (Nach  einer  vom  Kali- 
syndikat herausgegebenen  Karte:  Der  Kaliverbrauch  in  den  Vereinig- 
ten Staaten.) 

95)  In  den  Verhandlungen  des  deutschen  Landwirtschaftsrats  er- 
klärte der  Direktor  des  Kalisyndikats:  „Mit  den  im  Gesetz  festge- 
legten Preisen  ist  die  Kaliindustrie  an  der  äußersten  Grenze  ange- 
kommen, und  schon  heute  können  Werke  mit  geringerem  Salzvor- 
kommen mit  den  Preisen  nicht  mehr  auskommen.“ 


142 


auf  ca  71 2 Millionen  Mark  gegen  3,3  Millionen  im  Vorjahre 
le  Mittel  sollten  dem  Reservefonds  entnommen  und  dieser 
damit  seinem  gesetzlichen  Zwecke  zugeführt  werden.  Der 
Reichstag  jedoch  machte  bedeutende  Abstriche  an  dem  Vor- 

aroS  f Reservefonds  blieb  unangetastet.  Es  sind 

große  Schwierigkeiten  bei  der  Verteilung  der  Propaganda- 
ge  der  an  die  einzelnen  Bewerber  durch  das  Reichsamt  des 
Innern  entstanden,  und  in  der  Novelle  sind  auch  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  einer  Revision  zu  unterziehen  Es 
wäre  wünschenswert  und  für  die  Gestaltung  des  Absatzes 
sicher  vorteilhaft,  wenn  die  Verwendung  der  Propaganda- 
mittel mehr  nach  kaufmännischen  als  wissenschaftlichen  Ge- 
sichtspunkten eingestellt  würde.  Dem  Syndikat  muß  ge- 
rechterweise ein  größerer  Einfluß  auf  die  Verwendung  die- 
ser Mittel  zugestanden  werden,  wenn  man  nicht  überhaupt 
vorziehen  will,  die  Verteilung  der  Propagandagelder  wieder 
vom  Kahsyndikat  selbst  vornehmen  zu  lassen.  Die  augen- 
blicklichen Zustände  werden  von  der  Verwaltung  des  Syn- 
dikats folgendermaßen  charakterisiert : „In  der  Tat  mbt  es 
kein  Beispiel  auf  der  ganzen  Welt,  das  man  einer  Industrie 
alljährlich  große  Summen  entzieht,  damit  andere,  welchen 
es  zum  großen  Teil  an  der  nötigen  Erfahrung  fehlt,  für  diese 
Industrie  Propaganda  machten‘^96).  Es  kann  jedoch  nicht 
unsere  Aufgabe  sein,  die  Fehler  des  Reichskaligesetzes  und 
die  Mittel  zu  einer  Sanierung  erschöpfend  zu  behandeln 
Wir  verkennen  nicht,  daß  eine  Neuregelung  in  dem  von  uns 
angeregten  Sinn  mit  großen  Schwierigkeiten  verknüpft  ist 
besonders  hinsichtlich  der  Ausdehnung  der  Karenzzeit  auf 
diejenigen  Werke,  die  schon  vor  dem  15.  Januar  1913  im 
Bau  begriffen  waren.  Auch  der  Glückaufkonzern  würde  da- 
von schwer  betroffen  werden.  Aber  nochmals  sei  hervor- 
gehoben: Will  man  endlich  darauf  hmwirken,  daß  wirklich 
gesunde  Verhältnisse  in  der  Kaliindustrie  platzgreifen,  so 


) Eingabe  des  Kalisyndikats  an  den  Reichstag  am  1 März  1913 

betreffs  Reichshaushaltsetats  für  1913,  Kap.  3,  Tit.  17  der  Einnahmen, 
Kap.  7 e der  Ausgaben. 
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der  Reichstag  diesmal  seiner  Aufgabe  gerecht  wird  und  dem 
Kaliproblem  eine  Lösung  gibt,  auf  deren  Basis  die  Industrie 
gesundet  und  der  weiteren  Vergeudung  deutschen  National- 
vermögens Einhalt  geboten  wird. 


III.  Die  Bedeutung  des  Glückaufkonzerns. 

Der  Staat  und  die  Gewerkschaft  „Glückauf“. 

Welch’  reges  Interesse  die  Schwarzburg-Sondershäusi- 
sche  Regierung  an  der  Gründung  und  am  weiteren  Gedeihen 
der  Gewerkschaft  ,, Glückauf“  genommen  hat  und  heute  noch 
nimmt,  haben  wir  im  Laufe  der  Arbeit  des  öfteren  gesehen. 
Es  sei  nochmals  der  Anteilnahme  und  der  Verdienste  des 
verstorbenen  Fürsten  Karl  Günther  an  der  Gründung  von 
„Glückauf“  gedacht.  Ferner  erinnern  wir  an  die  beiden  Ver- 
träge des  Staates  mit  der  Gewerkschaft  vom  26.  Juni  und 
20.  November  1892,  und  rekapitulieren  daraus  kurz  das  We- 
sentlichste : 

Die  Gewerkschaft  „Glückauf“  Sondershausen  hat  an  den 
Staat  folgende  Abgaben  zu  entrichten : 

1.  Vom  1.  Oktober  1892  bis  ebendahin  1894  insgesamt 
50000  Mk.,  von  diesem  Zeitpunkt  ab  eine  jährliche 
Grubenfeldabgabe  von  40000  Mk. 

2.  Daneben  15  o/o  'des  jährlichen  Reinertrags  des  Berg- 
werks und  aller  dazu  gehörigen  Anlagen. 

Die  Gewerkschaft  'muß  dem  Staat  ferner  das  Recht  ein- 
räumen, bis  zum  Ablauf  der  unten  bezeichneten  Frist  zu 
einem  in  seinem  Ermessen  stehenden  Anteil  bis  zu  i'4  dem 
Unternehmen  als  gleichberechtigter  Gesellschafter  beizutre- 
ten. Dies  'dem  Staat  vorbehaltene  Recht  wird  aber  hinfällig, 
wenn  nicht  innerhalb  eines  Monats  nach  Durchsinken  des 
Kalisalzlagers  von  seiten  der  Regierung  endgültig  die  Erklä- 
rung erfolgt  ist,  nunmehr  von  diesem  Recht  Gebrauch  ma- 
chen zu  wollen. 
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Seit  Abtrennung  der  Tochtergewerkschaft  — um  das  hier 
schon  anzuführen  — erhält  der  Fiskus  von  jeder  derselben 
nach  Erteilung  einer  besonderen  Quote  eine  weitere  Gruben- 
feldabgabe von  jährlich  10000 Mk,  und  auch  von  deren  Rein- 
gewinn 150/0.  Solange  sämtliche  Kuxe  der  Tochterwerke  im 
Eigentum  des  Mutterwerks  verbleiben,  soll  jedoch  die 
150oige  Abgabe  nicht  besonders  von  den  Tochtergewerk- 
schaften erhoben  werden,  sondern  erst  nachdem  deren  Ge- 
winne in  die  Kasse  des  Mutterw'erks  geflossen  sind  und  dort 
zur  Verteilung  an  die  Gewerken  kommen.  Weiter  wird  vom 
Staate  für  den  Fall  des  Verkaufs  von  Tochterwerskuxen  ein 
Anspruch  von  15  0,0  des  Erlöses  aus  diesen  Kuxen  geltend 
gemacht.  Dieser  Anspruch  wird  jedoch  von  „Glückauf“ 
nicht  anerkannt.  Außerdem  wird  der  auf  das  staatliche  Mit- 
glied des  Grubenvorstandes  entfallende  Teil  der  Tantieme  der 
fürstlichen  Staatsregierung  zur  Verwendung  überwiesen.  Daß 
die  Gewerkschaft  den  allgemeinen  Steuern  und  Abgaben  an 
Staat  und  Gemeinden  gleich  allen  anderen  Staatsangehörigen 
des  Fürstentums  unterworfen  ist,  versteht  sich  von  selbst. 
In  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  war  der  Gewerkschaft 
laut  Ministerialverfügung  vom  10.  November  1897  ab 
unter  Vorbehalt  jederzeitigen  Widerrufs  bis  auf  weiteres 
die  Anrechnung  der  staatlichen  Einkommensteuer  auf  ihre 
feste  Grubenfeldabgabe  von  40000  Mk.  bewilligt  worden.  So 
wurde  z.  B.  1901  eine  Summe  von  152309  Mk.  in  den  Etat 
eingesetzt,  die  sich  aus  folgenden  Beträgen  ergab: 

Grubenfeldabgabe : 

Einkommensteueranrechnung : 

Ausbeute  für  25  Kuxe: 

150/0  von  760000  Mk.  Reingewinn 


40000  Mk. 
20691  „ 

19309  Mk. 
19000  „ 
= 114  000  „ 

152309  Mk. 


Vom  Jahre  1904  ab  erfuhr  diese  Vergünstigung  eine  Ein- 
schränkung dahin,  daß  ein  höherer  Jahresbetrag  wie  10000 
Mark  zur  Anrechnung  auf  die  Einkommensteuer  nicht  mehr 
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zugelassen  war.  1907  kam  jedoch  auch  das  in  Fortfall,  da 
die  Regierung  wegen  der  Finanzlage  des  Fürstentums  dem 
Landtage  gegenüber  die  Anrechnung  nicht  mehr  aufrecht  er- 
halten mochte  und  vom  Landtag  geltend  gemacht  wurde, 
die  Gewerkschaft  sei  finanziell  derartig  gekräftigt,  daß  sie 
dieser  Vergünstigung  gar  nicht  mehr  bedürfe. 

Im  Lauf  der  Zeit  fielen  die  Einnahmen  des  Staates  aus 
der  Gewerkschaft  „Glückauf“  bei  dem  mit  ca.  3—31/2  Mil- 
lionen balanzierenden  Etat  immer  stärker  ins  Gewicht.  Bis 
Ende  1912  hatte  die  Gesamtsumme  der  an  den  Staat  gerich- 
teten Grubenfeldabgaben,  einschließlich  der  15  0,0  des  jewei- 
ligen Reingewinnes,  die  stattliche  Höhe  von  2763000  Mk. 
erreicht,  dazu  treten  noch  750000  Mk.  als  Erlös  aus  dem 
Verkauf  von  240  Kuxen.  Die  Erträge  der  einzelnen  Jahre 
gehen  aus  der  anliegenden  Statistik  hervor. 

Um  zu  zeigen,  welche  Bedeutung  in  finanzieller  Hinsicht 
die  Gewerkschaft  für  das  kleine  Land  hat,  geben  wir  am 
Schlüsse  dieses  Abschnittes  einen  Auszug  aus  dem  Staats- 
haushaltsetat der  Finanzperioden  seit  18929').  Ehe  wir  hier- 
auf näher  eingehen,  ist  vorerst  die  bisher  offengelassene 
Frage  zu  beantworten:  Wie  steht  es  mit  der  Beteiligung  des 
Staates  an  dem  Kalibergwerk?  Hat  der  Staat  von  seinem 
Recht  seinerzeit  Gebrauch  gemacht  und  die  ihm  vertraglich 
verpfändeten  250  Kuxe  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten 
übernommen  ? 

Als  das  Kalisalzlager  im  September  1895  durchteuft  war, 
richteten  die  Erben  des  inzwischen  verstorbenen  Herrn  Brüg- 
man  an  die  Regierung  die  nach  dem  Vertrag  nötige  Auffor- 
derung, sich  definitiv  über  die  Ausübung  des  Beteiligungs- 
rechts zu  äußern.  Der  zur  Beschlußfassung  hierüber  ein- 
berufene  Landtag  war  darin  einig,  daß  der  Erwerb  der  250 
Kuxe  von  weittragender  Bedeutung  sein  würde. 

Es  handelte  sich  um  ein  recht  erhebliches  Objekt,  zumal 
in  Berücksichtigung  der  Finanzkraft  des  kleinen  Fürsten- 
tums. Die  Entscheidung  des  Landtags,  der  allerdings  weit- 
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gehend  von  der  Regierung  beeinflußt  war,  war  also  für  das 
Land  von  gar  nicht  zu  unterschätzender  Wichtigkeit.  In 
einer  Denkschrift  legte  die  Regierung  den  Abgeordneten  die 
Übernahme  nahe.  Die  Absicht  der  Regierung  ging  allerdings 
dahin,  nur  die  Hälfte  der  fraglichen  250  Kuxe  wirklich  zu 
behalten,  die  übrigen  alsbald  zu  verkaufen.  Man  war  be- 
reits mit  dem  A.  Schaaffhausenschen  Bankverein  deshalb 
in  Verhandlungen  getreten,  und  dieser  hatte  sich  bereit  er- 
klärt, einen  großen  Teil  der  Kuxe  vom  Staate  zum  Markt- 
preis zu  übernehmen.  Verschiedene  Sachverständige  hatten 
sich  sehr  günstig  über  die  Salzlager  der  Geu'erkschaft 
„Glückauf“  ausgesprochen,  und  nach  ihren  Gutachten  war 
„Glückauf“  mindestens  die  gleiche  Rentabilität  sicher  wie 
den  bereits  bestehenden  und  im  Syndikat  vereinigten  Werken, 
Diesen  Erwartungen  entsprach  auch  der  Kurs  der  Kuxe,  der 
im  September  1895  die  für  jene  Zeit  immerhin  beträchtliche 
Höhe  von  6300  Mk.  erreicht  hatte.  Für  den  Staat  kam  als 
Erwerbspreis  nach  Art.  II,  3 des  Vertrages  vom  20.  Novem- 
ber 189298)^  da  es  sich  um  Kuxe  handelte,  nur  der  auf  die- 
selben bis  dahin  eingezahlte  Betrag  in  Frage.  Der  Preis  für 
den  Staat  setzte  sich  infolgedessen  aus  dem  Einsatzpreis,  zu 
welchem  bei  Gründung  der  Gewerkschaft  die  Kuxe  von  den 
Gründern  übernommen  worden  waren,  und  dem  Betrage  der 
seitdem  von  den  Gewerken  gezahlten  Zubuße  zusammen. 
Der  Einsatzpreis  hatte  1900  Mk.  betragen  und  an  Zubußen 
waren  bis  zum  Verhandlungstag  im  Landtag  — 19.  Septem- 
ber 1895  — 1400  Mk.  eingezogen  worden,  so  daß  der  bei  der 
Übernahme  der  Beteiligung  zu  zahlende  Gesamtpreis  3300 
Mark  pro  Kux,  also  für  die  250  Kuxe  zusammen  825000  Mk. 
betragen  hätte.  Im  Landtag  brachte  die  Regierung  folgen- 
den Antrag  ein: 99) 

,, Hoher  Landtag  wolle  der  Regierung  zum  Erwerb  der 
dem  Staate  aus  den  Verträgen  vom  26.  Jule  und  20.  Novem- 
ber 1892  zur  Verfügung  stehenden  250  Kuxe  der  Gewerk- 

Siehe  oben  S.  48—49. 

Landtagsverhandlungen  1892—95,  S.  194. 
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Schaft  „Glückauf“  Sondershausen  und  zur  Beschaffung  der 
hierzu  nötigen  Geldmittel  im  Wege  der  Anleihung  gegen 
einen  31/29/0  nicht  übersteigenden  Jahreszins  die  verfassungs- 
gemäß erforderliche  Genehmigung  erteilen.“ 

In  geheimer  Sitzung  faßte  der  Landtag  einen  dem  An- 
trag der  Regierung  entsprechenden  Beschluß,  allerdings  un- 
ter der  Weiterung,  sogleich  175  Kuxe  an  den  A.  Schaaff- 
hausenschen Bankverein  nach  Maßgabe  des  mit  jenem  am 
14.  September  1895  abgeschlossenen  Vertrags  weiter  zu  ver- 
kaufen. Trotz  der  sich  zugunsten  von  „Glückauf“  ausspre- 
chenden Gutachten  der  Sachverständigen  glaubten  Regie- 
rung und  Landtag  nicht  die  Verantwortung  für  den  Erwerb 
der  250  Kuxe  übernehmen  zu  können.  So  erfolgte  der  Ver- 
kauf. Der  Staat  erhielt  für  die  verkauften  175  Kuxe  die 
Summe  von  1 091  104,  also  rund  6235  Mk.  pro  Kux.  Mit 
diesem  Erlös  wurde  nicht  nur  der  Kaufpreis  für  die  behal- 
tenen Kuxe  mit  247500  Mk.  gedeckt,  sondern  es  wurde  noch 
ein  Gewinn  von  266000  Mk.  erzielt.  Dies  finanzielle  Ergeb- 
nis erschien  für  den  Staatssäckel  des  kleinen  Fürstentums 
recht  vorteilhaft,  zumal  man  zur  Deckung  der  Mehrausgaben 
aus  dem  in  Kraft  getretenen  Besoldungsgesetz  für  Volks- 
schullehrer (1.  Januar  1894)  von  vornherein  zum  Teil  mit 
auf  die  Erträge  des  Bergwerks  angewiesen  war.  Mit  welch’ 
großer  Vorsicht  man  damals  vorging,  erhellt  noch  daraus, 
daß  der  Minister  in  seiner  Rede  zum  Etat  am  18.  November 
1895100)  als  besonders  erfreulich  hervorhob,  es  sei  kein  ein- 
ziger Kux  im  Land  geblieben,  mit  Ausnahme  natürlich  der 
erwähnten  vom  Staat  übernommenen  75,  daß  also  der  Ge- 
winn ohne  jedes  Risiko  für  Landeskinder  erzielt  sei  und  auch 
weiterhin  werde.  Darin  ist  allerdings  insofern  eine  Ände- 
rung eingetreten,  als  sich  heute  eine  Anzahl  Kuxe  doch  im 
Besitz  von  Schwarzburg-Sondershäusischen  Staatsangehöri- 
gen befinden,  nur  ist  dazu  zu  bemerken,  daß  die  Kuxe  später 
natürlich  zu  einem  erheblich  höheren  Kurse  erworben  wer- 
den mußten.  Wie  schnell  die  Kuxe  von  „Glückauf“  in  den 

i°o)  Landtagsverhandlungen  1892—95,  S.  167. 
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nächsten  Jahren  schon  im  Kurse  stiegen,  ist  aus  den  an- 
liegenden Tabellen  ersichtlich. 

Daß  die  machtvolle  Entwicklung  des  Kalibergwerkes  von 
Regierung  und  Landtag  damals  vorausgesehen  und  seine  Be- 
deutung richtig  eingeschätzt  worden  wäre,  wird  man  nicht 
behaupten  können,  so  sehr  andererseits  anzuerkennen  ist, 
daß  der  Vertrag  mit  der  Gewerkschaft  vorbildlich  genannt 
werden  kann  — ja  auch  vorbildlich  für  andere  thüringische 
Staaten  gewesen  ist  — und  dem  Fürstentum  Schwarzburg- 
Sondershausen  erhebliche  Vorteile  ohne  jedes  Risiko  sicher- 
gestellt hat. 

Wäre  der  Staat  1895  voll  in  seine  Rechte  eingetreten, 
so  hätte  er  eine  Anleihe  von  ca.  1 Million  Mark  aufnehmen 
müssen.  Aus  dieser  Summe  wäre  zu  bestreiten  gewesen : Der 
Kaufpreis  von  250  Kuxen  in  Höhe  von  825  000  Mk.  und  außer- 
dem die  später,  1895 — 96,  nach  und  nach  erhobenen  Zu- 
bußen von  zusammen  600  Mk.  pro  Kux,  für  den  Kuxen- 
besitz  des  Staates  also  insgesamt  150000  Mk. ; einschließlich 
der  Zinsen,  die  der  Staat  für  die  Jahre  1895—97  hätte  zahlen 
müssen  in  Höhe  von  105  000  Mk.,  hätten  sich  also  die  Ge- 
samtkosten auf  höchstens  1,1  Millionen  Mk.  gestellt.  Be- 
reits im  folgenden  Jahre  begann  die  Gewerkschaft  mit  Aus- 
beutezahlungen, und  in  den  bisher  verflossenen  15  Jahren 
wären  auf  die  250  Kuxe  des  Staates  insgesamt  3144  000  Mk. 
an  Ausbeute  entfallen,  der  eine  Gesamtausgabe  — Anleihe 
und  Verzinsung  derselben  von  ca.  1,6  Millionen  Mk. — gegen- 
übersteht. Mit  dieser  ganz  rohen  Rechnung  ohne  Berück- 
sichtigung von  Amortisation  der  Anleihe  und  Verzinsung 
der  Ausbeute  usw.  wollen  wir  nur  zeigen,  daß  unserer  Auf- 
fassung nach  der  Fiskus  bedeutend  besser  getan  hätte,  er 
wäre  damals  voll  in  sein  Recht  eingetreten. 

Als  unbegreiflich  wird  man  es  aber  bezeichnen  müssen, 
daß  die  Regierung  mit  Zustimmung  des  Landtags  nicht  ein- 
mal die  restlichen  75  Kuxe  behielt.  Bereits  2 Jahre  später 
verkaufte  der  Fiskus  weitere  50  Kuxe  zum  Preis  von  ins- 
gesamt 394  412,00  Mk.  erzielte  pro  Kux  ca.  7900  Mk.  und 
hatte  also  einen  Gewinn  von  ca.  10(io/o!  Der  Geldkurs  be- 
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trug  allerdings  schon  im  zweiten  Halbjahr  1897  8700  Mk. 
— Von  den  restlichen  75  Kuxen,  die  dem  Staat  von  1898 
bis  1901  zusammen  eine  Ausbeute  von  57125  Mk.  erbracht 
hatten,  schlug  die  Regierung  1902  wiederum  15  los.  Der 
Erlös  betrug  135  531  Mk.,  also  pro  Kux  ca.  9040  Mk.,  und 
diesmal  hatte  im  freien  Verkehr  der  Höchstpreis  9500  Mk. 
betragen.  Der  Kurs  hatte  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  der 
Staat  zum  Verkauf  seiner  Kuxe  geschritten  war,  nur  eine 
verhältnismäßig  geringe  Aufbesserung  erfahren.  Erst  spä- 
ter schnellte  der  Kurs  der  „Glückauf“-Kuxe  gewaltig  in 
die  Höhe.  Bereits  1905  und  1906  betrug  er  zeitweilig  20  200 
Mark  und  erreichte  im  Juli  1911  seinen  — wenigstens  bis 
April  1913  — noch  nicht  übertroffenen  Höchststand  mit 
22  200  Mk. 

1903  hatte  der  Fiskus  aus  eigenem  Kuxenbesitz  eine  Ein- 
nahme von  7600  Mk.;  1904  eine  solche  von  8000  und  1905: 
10000  Mk.  Über  einen  Etatsatz  von  9000  Mk.  ist  die  Re- 
gierung alich  in  den  folgenden  Jahren  nicht  hinausgekommen. 
Wäre  der  Staat  1895  in  seine  Berechtigung  eingetreten,  so 
könnten  bei  Annahme  gleicher  Verhältnisse  heute  225000 
Mark  als  Einnahme  aus  den  Kuxen  in  den  Etat  eingestellt 
werden.  Die  letzten  10  Kuxe  hat  die  Schwarzburgische  Re- 
gierung dann  bis  heute  festgehalten.  Andere  Staaten,  z.  B. 
Sachsen -Weimar,  Braunschweig,  Anhalt  usw.  haben  ihren 
Kuxenbesitz  seither  ständig  vermehrt,  das  Fürstentum 
Schwarzburg-Sondershausen  hingegen  verkaufte  den  seinen 
in  den  aussichtsreichsten  Jahren  der  Kaliindustrie,  um  erst 
in  letzter  Zeit  wieder  zu  Neuerwerbungen  zu  schreiten. 

So  wie  die  Verhältnisse  sich  entwickelt  haben,  ist  es  auf 
jeden  Fall  sehr  bedauerlich,  daß  der  Fiskus  seine  Beteiligung 
zu  einem  so  niedrigen  Preis  hingegeben  hat.  Der  Staat  hätte 
durchschnittlich  in  den  letzten  12  Jahren  100  000  Mk.  mehr 
aus  der  Gewerkschaft  ziehen  können,  das  ist  also  ein  Minus 
von  mindestens  1,2  Millionen  Mark:  für  Schwarzburg-Son- 
dershausen eine  beachtenswerte  Summe. 

Es  kam  die  Zeit  der  Kaliwerksgründungen.  Durch  Boh- 
rungen dicht  an  der  Grenze  der  Schwarzburgischen  Lande 
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wurde  mit  Sicherheit  festgestellt,  dal5  das  Kalisalzlager  sich 
auf  ca.  2/3— 3/5  der  Unterherrschaft  erstreckt.  Nun  ist  es 
erklärlich,  daß  die  Regierung  diese  Bodenschätze  nicht  un- 
aufgeschlossen liegen  lassen  wollte;  sah  man  doch  in  den 
Kalisalzlagern  die  Quelle  zu  ganz  bedeutenden  Einnahmen. 

Ein  größeres  Bergwerksunglück  auf  der  Gewerkschaft 
,, Ludwig  IE‘,  Staßfurt,  bot  der  Sondershäusischen  Regierung 
willkommenen  Anlaß,  an  „Glückauf^'  wegen  des  Baues  eines 
zweiten,  sogen.  Sicherheits-  oder  Rolizeischachtes,  heran- 
zutreten. Diese  Anregung  wandelte  man  später  trotz  Feh- 
lens einer  allgemeinen  Zweischacht-Verordnung  in  eine  For- 
derung um,  wofür  allerdings  der  Wunsch  nach  einem  zwei- 
ten Bergwerk  maßgebend  gewesen  sein  mag.  So  wurde 
1907  ein  zweiter  Schacht  (Petersenschacht)  auf  Bebraer  Flur 
in  unmittelbarer  Nähe  des  Bahnhofes  Sondershausen  in  An- 
griff genommen. 

Um  diesem  Schacht  eine  selbständige  Quote  zu  sichern 
— nur  bei  Vorhandensein  einer  juristischen  Person  erhielt 
man  nach  damaligem  Brauch  eine  solche  — wurde  dieser 
Feldesteil  und  zusammen  mit  ihm  vier  größere  weitere  Kom- 
plexe von  der  Gesamtberechtsame  abgetrennt.  Für  die  ein- 
zelnen 5 Teilfelder  wurden  folgende  Gewerkschaften  ge- 
bildet : 

Glückauf-Bebra  mit  21,59  Normalfeldern 

Glückauf-Berka  „ 23,67  „ 

Glückauf-Ost  „ 58,06  „ 

Glückauf-West  „ 46,46  ,, 

Glückauf-Ebeleben  57,00  „ 

An  Gebühren  für  die  Eintragungen  in  das  Berggrund- 
buch, die  durch  die  Abzweigung  der  Tochtergewerkschaften 
nötig  wurden,  floß  dem  Staat  der  Betrag  von  41  000  Mk.  zu. 

Im  Jahre  1909,  dem  kritischen  Jahre  der  Kaliindustrie, 
sahen  sich  Staat  und  Gewerkschaft  durch  den  Bruch  des 
Syndikats  und  besonders  die  Bestimmungen  des  „Rumpfsyn- 
dikats‘‘  um  die  Früchte  ihrer  Arbeit  gebracht:  „Glückauf'' 
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erhielt  wider  Erwarten  für  sein  neues  Werk  keine  Beteiligung, 
sondern  lediglich  eine  jährliche  Vergütung  von  Mk.  90000. 

Erst  das  Reichskaligesetz  trug  den  berechtigten  Ansprü- 
chen des  „Glückauf"-Konzerns  Rechnung:  „Glückauf-Bebra" 
erhielt  am  14.  Februar  1911  mit  Rückwirkung  vom  1.  Ja- 
nuar 1911  von  der  Verteilungsstelle  eine  provisorische  Quote. 
Für  den  Staat  bedeutete  das  neben  10  000  Mk.  jährlicher 
Förderabgabe  voraussichtlich  auch  eine  Steigerung  der  ver- 
traglichen 150/oigen  Gewinnbeteiligung!  Schon  im  Früh- 
jahr 1911  nahm  dann  die  Gewerkschaft  zum  Teil  wohl  auch 
auf  Drängen  des  Staates  den  Bau  der  Werke  „Glückauf- 
Berka"  und  „Glückauf-Ost"  in  Angriff;  allerdings  war  ja 
„Glückauf.",  wenn  es  seine  Quote  halten  wollte,  aus  den 
oben  dargelegten  Gründen  zum  Schachtbau  gezwungen. 

Der  Staat  kam  der  Gewerkschaft  in  jeder  Beziehung 
außerordentlich  entgegen,  und  man  wird  der  Regierung 
billigerweise  zugestehen  müssen,  daß  sie  ihren  Verspre- 
chungen in  jeder  Weise  gerecht  geworden  ist.  So  hat 
denn  auch  der  Fiskus  dafür  gesorgt,  daß  die  Bestim- 
mungen des  Reichskaligesetzes  (§  12,  1.  2.)  betreffs  Ka- 
renzzeit usw.  nicht  auf  diese  Neugründungen  Anwendung 
finden  konnten,  indem  er  von  jeder  der  beiden  Tochterge- 
werkschaften 335  zubußepflichtige  Kuxe  übernahm,  für  die 
er  dem  Mutterwerk  „Glückauf"  nach  Ausweis  der  Bilanzen 
der  Gewerkschaft  von  1910  und  1911  den  Preis  von  500  Mk. 
pro  Kux  bezahlte.  Mit  500  Mk.  war  dieser  äußerst  niedrig 
berechnet.  Allerdings  hat  der  Fiskus  pro  Kux  500  Mk.  Zu- 
buße leisten  müssen,  sodaß  die  Ausgaben  des  Staates  für  die 
Neuerwerbung  seiner  Beteiligung  auf  670000  Mk.  angewach- 
sen sind.  Es  ist  jedoch  nicht  anzunehmen,  daß  noch  weitere 
Zubußen  erhoben  werden. 

Um  der  Regierung  mit  Rücksicht  auf  den  Landtag  den 
Entschluß  zum  Erwerb  der  Kuxe  zu  erleichtern,  garantierte 
das  Mutterwerk  ,, Glückauf",  dem'  die  staatliche  Beteiligung 
so  große  finanzielle  Vorteile  bringt,  dem  Staat  von  vornher- 
ein eine  Mindestrente,  diq  ungefähr  der  Verzinsung  der  vom 
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Staat  für  den  Kuxenerwerb  aufgenom menen  Staatsanleihe 
entspricht.  Im  Etat  für  1912102)  erscheint  die  Rente  mit 
33500  Mk.  Diese  Garantie  mußte  seitens  des  Staates  umso- 
mehr verlangt  werden,  als  die  Mehrheit  der  Kuxe  beider 
Gewerkschaften  im  Besitz  „Glückaufs“  verblieb,  und  letzteres 
trotz  aller  berggesetzlichen  Beschränkungen  der  Rechte  der 
Majorität  doch  einen  großen’  Einfluß  auf  die  Rentabilität  der 
Tochterwerke  hat.  Die  bei  der  Feldesteilung  im  Januar  1908 
zwischen  der  Regierung  und  der  Gewerkschaft  „Glückauf“ 
über  die  Auslegung  der  Hauptvertrages  von  1892,  betreffs 
der  loOoigen  Gewinnbeteiligung  des  Staates,  bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten,  die  damals  mit  Rücksicht  auf  die 
notwendige  103)  schnelle  Durchführung  der  Feldesteilung  un- 
entschieden gelassen  werden  mußte,  wurden  jetzt  beim  Ver- 
kauf der  Kuxe  am  den  Staat  durch  besonderen  Vertrag  dahin 
geregelt,  daß  durch  den  Verkauf  der  Tochterwerkskuxe  an 
den  Staat  bezüglich  der  läooigen  Abgabe  keine  Verschie- 
bung der  Rechtsverhältnisse  zu  Ungunsten  „Glückaufs“  ein- 
treten  soll. 

Die  Vorteile,  die  sich  aus  der  Zugehörigkeit  des  Staates 
für  „Glückauf-Berka  und  Ost“  ergeben,  liegen  auf  der  Hand. 
Beide  Werke  erhalten  sofort,  ,, nachdem  das  Kalisalzlager 
durch  Grubenbaue  erreicht  worden  ist,  bis  zur  Klärung  der 
Lagerungs-  und  Betriebsverhältnisse  eine  vorläufige  Beteili- 
gungsziffer im  Sinne  des  § 12  'Abs.  1,  und  sobald  diese  Klä- 
rung erfolgt  ist  — also  nach  ca.  1 Jahr  — eine  endgültige 
Quote“  104)  Dadurch,  daß  die  beiden  Werke  nicht  unter 
die  Karenzzeit  fallen,  haben  sie  einen  erheblichen  Vorsprung 

101)  Staatsanleihe  von  700000  M.  am  18.  November  1910,  ge- 
setzlich geregelt,  Gesetzessammlung  1910,  S.  119:  „Das  fürstl.  Mi- 
nisterium wird  ermächtigt,  zur  Beschaffung  von  Mitteln  für  eine 
Beteiligung  des  Staates  an  neuen  Werken  der  Gewerkschaft  „Glück- 
auf“ hier  eine  mit  4o/o  verzinsliche  Anleihe  bis  zum  Betrage  von 
700  000  M aufzunehmen.“ 

10-)  Landtagsverhandlungen  1912—1915,  S.  433. 

103)  Die  Feldesteilungen  sollten  vor  Erneuerung  des  Kalisyndikats 
durchgeführt  sein. 

10^)  Reichskaligesetz  § 12,  Abs.  1 u.  3. 
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vor  anderen  neuen  Kaliwerken,  die  nicht  in  gleich  günstiger 
Lage  sind.  Den  beiden  neuen  Werken  des  „Glückaufkon- 
zerns“ ist  also  eine  Verzinsung  des  Anlagekapitals  schon 
nach  den  ersten  Jahren  sicher.  Für  den  Staat  mag  bei  dem 
Erwerb  der  700  Kuxe  nicht  in  erster  Linie  die  Aussicht  auf 
neuen  Gewinn  maßgebend  gewesen  sein,  als  vielmehr  die 
Absicht,  die  Rentabilität  des  ,, Glückaufkonzerns“  wenigstens 
auf  gleicher  Höhe  wie  bisher  zu  erhalten,  denn  der  Staat 
hat  ein  recht  großes  Interesse  daran,  den  Betrag  seines 
Gewinnanteils  nicht  sinken  zu  sehen,  und  dem  wurde  durch 
das  Übergehen  der  Karenzzeit  zweifelsohne  soweit  als  mög- 
lich vorgebeugt.  Man  hat  sich  gewöhnt  auf  die  Erträge  des 
Kaliwerkes  mit  beinahe  ebensolcher  Sicherheit  zu  rechnen 
wie  auf  direkte  Steuern.  Ferner  handelte  der  Staat  unter  Ge- 
sichtspunkten, die  den  Landeskindern  den  größtmöglichen 
Nutzen  versprachen.  Zudem  waren  von  den  in  Betracht 
kommenden  Gemeinden  von  jeher  zahlreiche  Eingaben  ge- 
macht worden,  die  den  Wunsch  nach  w'eiterem  Ausbau  des 
Glückaufkonzerns  zum  Ausdruck  brachten.  Es  liegt  den  Ge- 
meinden viel  daran,  innerhalb  ihrer  Gemarkung  einen  so 
kräftigen  Steuerzahler  wie  die  Gewerkschaft  zu  haben,  die 
auch  sonst  im  allgemeinen  eine  offene  Hand  hat.  Trotz  nicht 
unbedeutender  Mehrbelastung  durch  Arbeiterzuzug  und  der 
damit  verbundenen  Steigerung  der  Schullasten  usw.  — alle 
diese  Verhältnisse  werden  wir  in  einem  besonderen  Teil  der 
Arbeit  behandeln  lo»)  — hat  sich  doch  gezeigt,  daß  die  Vor- 
teile und  die  günstigen  Einwirkungen  für  die  Gemeinden  weit 
größer  sind  als  die  Nachteile.  Trotz  der  wenig  günstigen 
Aussichten  für  die  Kaliindustrie  rechnet  die  Gewerkschaft 
in  den  nächsten  Jahren  mit  einer  Vermehrung  des  Gesamt- 
gewinnes auf  mindestens  das  li/2-fache.  Im  allgemeinen 
neigt  man  in  Kreisen  der  Kaliinteressenten  zu  der  Ansicht, 
daß  die  ganze  Kaliindustrie  einer  Herabsetzung  ihrer  Rente 
in  den  nächsten  Jahren  entgegengeht,  wenn  die  vielen  Neu- 
gründungen erst  in  den  vollen  Besitz  ihrer  Quote  einge- 


103)  Siehe  S.  193  ff. 
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treten  sein  werden.  Man  glaubt  nicht,  daß  die  Steigerung 
des  Absatzes  so  schnell  einsetzen  wird,  wie  es  nötig  wäre,  um 
einigermaßen  einen  Ausgleich  gegen  die  Quotenverminde- 
rung, die  sich  die  älteren  Werke  und  schließlich  alle  ge- 
fallen lassen  müssen,  zu  schaffen.  Vorerst  arbeitet  der  Glück- 
aufkonzern mit  dem  gleichen  Mittel  wie  die  andern  und 
sucht  der  drohenden  Quotenverminderung  durch  weitere 
Schachtbauten  zu  begegnen.  Da  die  Konzerne,  infolge  der 
unheilvollen  Wirkung  des  Reichskaligesetzes,  sich  immer 
mehr  ausdehnten,  mußte  sich  auch  der  Glückaufkonzern,  um 
in  der  Gründung  Schritt  zu  halten,  zum  Bau  von  zwei  wei- 
teren Schächten : V und  VI  entschließen.  Diese  werden  in 
unmittelbarer  Nähe  des  Mutterwerkes,  des  Brügmanschach- 
tes,  auf  einem  Feldesteil  abgeteuft,  der  im  Wege  des  Feldes- 
tausches von  der  Gewerkschaft  „Glückauf''  in  das  Eigen- 
tum von  „Ost"  übergegangen  ist.  Man  hofft,  in  diesem  Teil 
der  Berechtsame  bessere  Salze  zu  finden  als  bei  „Ost"  und 
erwartet,  auch  Kieserit  anzufahren,  um  dann  die  Sulfatfabri- 
kation einführen  zu  können.  Die  Hauptsache  aber  ist,  daß 
durch  diesen  Feldestausch  die  Gründung  der  Schächte  V 
und  VI  von  ,, Glückauf-Ost"  ausgeht,  und  damit  ist  die  Ka- 
renzzeit auch  für  diese  beiden  Werke  vermieden. 

Ob  nun  die  in  Aussicht  stehende  Novelle  zum  Reichs- 
kaligesetz trotz  der  Beteiligung  des  Staates  eine  Änderung 
zum  Nachteil  der  Gewerkschaft  und  daraus  folgend  auch  des 
Fiskus’  mit  sich  bringen  wird,  hängt  im  wesentlichen  davon 
ab,  ob  die  Novelle  bezüglich  der  Staatsbeteiligung  nur  die 
nach  dem  15.  Januar  1913  angefangenen  Werke  treffen  will. 

Ein  Rückgang  der  Rentabilität  der  Sondershäuser  Kali- 
werke würde  den  Staat  und  weite  Kreise  des  Fürstentums, 
wie  wir  sehen  werden,  stark  in  Mitleidenschaft  ziehen  und 
würde  eine  noch  gar  nicht  abzusehende  wirtschaftliche  Schä- 
digung von  Land  und  Leuten,  insbesondere  der  Unterherr- 
schaft im  Gefolge  haben. 
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Die  Arbeiterschaft  des  Glückaufkonzerns. 

Herkunft  und  Wohnorte  der  Arbeiter. 

Das  Kalibergwerk  „Glückauf"  liegt  nicht  allzuweit  von 
den  Gegenden  entfernt,  wo  der  Bergbau  schon  von  altersher 
betrieben  wird:  Mansfeld  und  Eisleben.  Aus  diesen  Gebie- 
ten mit  einer  alteingesessenen  bergmännischen  Bevölkerung 
wurden  die  ersten  Bergleute  schon  bei  den  Tiefbohrungen 
und  dann  zum  Abteufen  des  ersten  Schachtes  herangezogen. 
Nach  Vollendung  des  Schachtbaues  und  nach  Aufnahme  der 
Förderung  bildete  dieser  Stamm  von  Bergleuten  als  Häuer 
den  Kern  der  Belegschaft  und  ist  zum  Teil  heute  noch  auf 
den  Glückaufwerken  beschäftigt,  wo  er  später  beim  Abteufen 
der  neuen  Schächte  tätig  war. 

In  kurzer  Zeit  jedoch  hat  sich  die  Bevölkerung  der  Un- 
terherrschaft dem  Bergmannsberuf  angepaßt.  Bereits  beim 
Bau  des  Brügmanschachtes  haben  zahlreiche  Maurer  und 
Zimmerleute  aus  den  naheliegenden  Dörfern  Beschäftigung 
gefunden,  und  bald  wandten  sich  Tagelöhner  und  kleine 
Landwirte  dem  Kalibergbau  mehr  und  mehr  zu.  Ausschlag- 
gebend hierfür  sind  in  der  Hauptsache  die  höheren  Löhne 
und  die  geringeren  Arbeitszeiten  gewesen.  Gerade  die  Be- 
deutung des  zweiten  Gesichtspunktes  darf  man  nicht  unter- 
schätzen. Ferner  fällt  noch  ins  Gewicht,  daß  der  Kaliberg- 
bau im  Gegensatz  zur  Landwirtschaft  dauernde  Beschäftigung 
bietet.  Trotz  allem  dürfte  sich  aber  der  Übergang  von  der 
Landwirtschaft  zum  Bergbau  nicht  in  diesem  ausgesproche- 
nen Maße  vollzogen  haben,  wenn  den  Arbeitern  nicht  im 
Fahrrad  ein  billiges  Beförderungsmittel  zur  Verfügung  stehen 
vvmrde,  das  ihnen  zusammen  mit  der  kurzen  Arbeitszeit,  kurz 
im  Vergleich  zu  der  in  der  Landwirtschaft  üblichen,  ermög- 
licht, jeden  Tag  die  Entfernung  von  der  Arbeits-  zur  Wohn- 
stätte schnell  und  fast  mühelos  zurückzulegen  und  so  auch 
ihr  kleines  Anwesen  in  Ordnung  zu  halten.  Wenn  der  neue 
Beruf  die  vollständige  Aufgabe  des  alten  und  zugleich  einen 
Wechsel  des  Wohnortes  gefordert  hätte,  dann  würde  wohl 
kaum  eine  solche  Neigung  zur  Kaliindustrie  vorhanden  sein. 
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Die  Belegschaft  der  Schächte  I — VI,  einschließlich  der  Chlor- 
kaliumfabrik, war  Ende  1912  ca.  1380  Mann  stark.  Nach  den 
Lohnlisten  und  den  Listen  der  Knappschaftskasse  konnte 
März  1913  von  1284  Arbeitern  der  Geburtsort  festge- 
stellt werden.  Die  Mehrzahl  der  Arbeiter  entstammt  der 
näheren  Umgebung  des  Werks.  Das  größte  Kontingent  an 
einheimischen  Arbeitern  stellte 


Großfurra 

mit  121 

Stockhausen 

yy 

98 

Sondershausen 

yy 

91 

Bebra 

yy 

66 

Auleben 

yy 

30 

Jecha 

yy 

39 

Jechaburg 

yy 

29 

mit  121  Arbeitern.  Es  folgten 


5) 


M 


n 


usvv. 


über  die  Herkunft  gibt  nachstehende  Tabelle  Aufschluß. 
Es  stammten  aus: 


Der  Umgebung  des  Schachtes  im  Umkreis  bis  auf  10  km^«'*)  652  Arb. 


’’  » yy  yy  jy 

Aus  Nordthüringen  und  dem  Harz 
Aus  dem  übrigen  Deutschland 
Aus  dem  Ausland 


bis  zu  25  km^^')  301  „ 

229  „ 

98  .. 


yy 


1 284  Arb. 


Eine  Änderung  des  Wohnsitzes  hat  bei  den  aus  den  an- 
geführten sieben  Orten  in  der  nächsten  Umgebung  der  Werke 
stammenden  Arbeitern  nur  in  verhältnismäßig  wenig  Fällen 
und  dann  meist  innerhalb  dieser  Ortschaften  selbst  stattge- 
funden, wobei  Sondershausen  und  Stockhausen  eine  beson- 
dere Anziehungskraft  ausübten.  Die  größte  Zahl  von  Ar- 
beitern der  Kaliwerke  weist  Stockhausen  auf  mit  327.  In 
nicht  großem  Abstand  folgt  Sondershausen  mit  262,  dann 
kommen  Großfurra  mit  183,  Bebra  mit  153,  Jecha  mit  101, 
Berka  mit  100,  Auleben  mit  55,  Jechaburg  mit  47. 


1®*=)  Umschließt  hauptsächlich  die  oben  genannten  7 Orte. 

109  In  diesen  Kreis  fallen  in  der  Unterherrschaft  des  Fürstentums 
die  Orte:  Ebeleben,  Greußen,  Clingen.  In  Preußen;  Nordhausen,  Ilfeld, 
Sangerhausen. 
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Aus  folgender  Aufstellung  gehen  die  Entfernungen  der 
Wohnorte  von  den  Arbeitsstätten  hervor.  Es  wohnten  in 
einer  Entfernung  von  den  Schachtanlagen : 

bis  zu  5 km  1099  Arbeiter 
bis  zu  10  km  188  Arbeiter 
bis  zu  20  km  43  Arbeiter 

über  20  km  17  Arbeiter 

1347  Arbeiter. 

Die  den  einzelnen  Glückaufwerken  am  nächsten  liegen- 
den Orte  werden  natürlich  von  den  Arbeitern  bevorzugt.  Die 
Belegschaft  des  Brügmanschachtes,  welche  mit  ca.  850  Mann 
die  weitaus  stärkste  ist,  und  die  des  Bebraer  Werks  sind 
größtenteils  in  Stockhausen,  Sondershausen,  Großfurra  und 
Bebra  ansässig,  während  sich  die  Arbeiterschaft  von  „Glück- 
auf Berka“  und  „Ost“  in  der  Hauptsache  auf  Berka,  Hachel- 
bicfi,  Jecha  und  Bendeleben  verteilt. 

In  der  Betrachtung  der  Arbeiterschaft  beschränken  wir 
uns  im  wesentlichen  auf  die  Belegschaft  des  Brügman- 
schachtes, dessen  Anlagen  bis  jetzt  immer  noch  als  Haupt- 
werk anzusehen  ist,  da  dort  neben  dem  am  stärksten  betrie- 
benen Bergwerk  sich  auch  die  alte  Chlorkaliumfabrik  und 
die  elektrische  Zentrale,  welche  die  Tochterwerke  mit  elek- 
trischer Energie  versorgt,  befindet. 

Die  Stärke  der  Belegschaft  des  Brügmanschachtes  in  den 
einzelnen  Jahren  seit  1898  war  folgende: 


Stärke  der  Belegschaften 


lahr 

des  Berg- 
j Werks 

der  elektr. 
Zentrale 

der  Chlor- 
kaliumfabrik 

Summe 

1898 

299 

106 

122 

527 

1899 

253 

134 

72 

459 

1900 

262 

137 

72 

471 

1901 

257 

149 

80 

486 

1902 

' 242 

129 

96 

467 

1903  i 

271 

151 

101 

523 

1904 

262 

152 

89 

503 

1905  i 

254 

157 

96 

507 

\ 


J 


Il 


Stärke  der  Belegschaften 


Jahr 

des  Berg- 
werks 

der  elektr. 
Zentrale 

der  Chlor- 
kaliumfabrik 

Summe 

1906 

277 

173 

96 

546 

1907 

333 

179 

88 

600 

1908 

273 

.1 

187 

77 

537 

1909 

i 311 

151 

96 

558 

1910 

i!  478 

124 

136 

738 

1911 

508 

213 

171 

892 

1912 

1 420 

224 

176 

820 

Auf  dem  Petersenschacht  waren  beschäftigt 

1908: 

140  Arbeiter 

1909: 

187  „ 

1910: 

114  „ 

1911 : 

132  „ 

1912: 

127  „ 

und  auf  den  übrigen  Schächten  1912  insgesamt  583  Arbeiter, 
die  sich  folgendermaßen  verteilen: 


Auf  Schacht  III  (Glückauf  Berka)  163  Mann 

„ „ IV  (Glückauf  Ost  ) 184  ,, 

>,  » V ( „ „ ) 168 

n „ VI  ( „ „ ) 68 

Der  Weg  von  den  Schächten  nach  den  Wohnorten  wird 
von  den  nahewohnenden  Arbeitern,  die  eine  Wegstrecke  von 
15  bis  30  Minuten  haben,  meist  zu  Fuß,  von  denen  aus  grö- 
ßerer Entfernung  etwa  bis  12  km  größtenteils  mit  dem  Rad 
zurückgelegt.  Die  Eisenbahn  berührt  nur  einen  kleinen  Teil 
der  in  Betracht  kommenden  Ortschaften  und  kommt  bloß 
für  wenige  Arbeiter  von  Nordhausen  und  Frankenhausen  in 
Frage.  Am  weitesten  von  ihrem  Arbeitsort  entfernt,  nämlich 
ca.  30  km,  wohnten  7 Arbeiter  aus  dem  Dorfe  Udersleben 
bei  Frankenhausen,  das  keinen  Bahnanschluß  hat.  Für  die 
Arbeiter,  die  wegen  großer  Entfernung  oder  ungünstiger 
Bahn-  und  Wegeverhältnisse  ihre  Wohnorte  nicht  täglich 
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aufsuchen  können,  es  sind  dies  merkwürdigerweise  in  der 
überwiegenden  Mehrzahl  verheiratete  Arbeiter,  sind  von  der 
Werksverwaltung  in  den  nur  zum  Teil  benutzten  Gebäuden 
des  Bebraer  Werks  Schlafsäle  eingerichtet  worden,  die  den- 
selben zur  unentgeltlichen  Benutzung  freigegeben  sind. 

Durch  die  starke  Ergänzung  der  Bergarbeiter  aus  den 
ländlichen  Kreisen  der  Unterherrschaft  herrscht  in  der  Land- 
wirtschaft ein  fühlbarer  Mangel  an  Arbeitskräften,  dem  man 
auch  hier  durch  Heranziehen  von  Polen  abzuhelfen  versucht 
hat.  Auch  die  Lohnverhältnisse  der  Landarbeiter  sind  be- 
deutend von  den  Löhnen,  die  auf  den  Kaliwerken  gezahlt 
werden,  beeinflußt  worden. 

Die  einzelnen  Klassen  und  Löhne  der 

Belegschaft. 

Nach  den  Ausführungsbestimmungen  die  der  Bun- 

desrat zu  den  §§13 — 16  des  Reichskaligesetzes  (Kürzung  der 
Beteiligungsziffern)  erlassen  hat,  sind  die  Arbeiter  im  Kali- 
salzbergbau in  folgende  Klassen  einzuteilen : 

1.  Klasse:  unter  Tage  beschäftigte  eigentliche  Bergarbeiter 

(d.  h.  sämtliche  bei  der  Aus-  und  Vorrichtung 
Gewinnung  und  Förderung  beschäftigte  Arbei- 
ter einschließlich  der  Schlepper), 

2.  Klasse:  unter  Tage  beschäftigte  sonstige  Arbeiter  (d.  h. 

namentlich  die  beim  Grubenausbau  und  bei  den 
Nebenarbeiten  beschäftigten  Personen,  wie  Zim- 
merhauer, Reparaturarbeiter,  Maurer,  Anschlä- 
ger, Bremser,  Bergeverfüller  usw.), 

3.  Klasse:  über  Tage  beschäftigte  erwachsene  männliche 

Arbeiter, 

4.  Klasse:  in  einer  dem  Kaliwerksbesitzer  gehörigen  Fa- 

brik beschäftigte  Arbeiter  einschließlich  der  ju- 
gendlichen männlichen  Arbeiter  und  der  Arbei- 
terinnen. 

108)  Reichsanzeiger  vom  8.  April  1911,  Nr.  85. 
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Unter  die  1.  Klasse,  die  mit  ca.  250  Mann  = 58  o«  der 
Gesamtbelegschaft  von  Schacht  I die  stärkste  ist,  fallen : Die 
Hauer,  Lehrhäuer,  die  Förderleute  an  der  Bohrmaschine 
bei  der  Streckenförderung  und  bei  der  Schachtförderung 

Die  Hauer,  die  eigentlichen  gelernten  Bergarbeiter,  sind 
die  wichtigste  Kategorie  unter  den  Bergarbeitern,  ihre  Tä- 
igkeit  ist  unmittelbar  auf  die  Gewinnung  der  Kalisalze  ge- 
richtet.  Sie  bilden  meist  mit  2 oder  3 anderen  Häuern 
von  denen  einer  in  der  Regel  ein  Lehrhäuer  ist,  eine  Kame- 
radschaft. Nach  einer  Lehrzeit  von  3 Jahren  kann  der  Lehr- 
hauer zum  Hauer  aufrücken.  Die  Lehrhäuer  gehen  meist 
aus  den  Schleppern  hervor.  Es  hat  sich  gezeigt,  daß  sich 
nicht  jeder  Fördermann  zum  Häuer  eignet,  bei  vielen  ist 
auch  gar  nicht  die  Neigung  vorhanden,  und  gar  mancher 
Schlepper  hat,  nachdem  er  eine  Zeit  lang  als  Lehrhäuer  ge- 
arbeitet  und  dabei,  sei  es  aus  Ungeschick  oder  wegen  un- 
günstiger Gebirgsverhältnisse,  weniger  als  vorher  verdient 
hat,  die  Hauerarbeit  wieder  aufgegeben.  Die  Förderleute 
gliedern  sich  in  folgende  Abteilungen:  Förderleute  an  der 
Bohrmaschine,  — in  den  Bergwerken  des  Glückaufkonzerns 
kommen  nur  elektrisch  betriebene,  mit  dem  Motor  direkt 
gekuppelte  Bohrmaschinen  zur  Verwendung  —,  die  den 
Hauern  zur  Unterstützung  beigegeben  sind.  2.  Förderleute 
bei  der  Streckenförderung,  deren  Aufgabe  darin  besteht  daß 
sie  die  hereingewonnenen  Salze  vor  Ort  auf  Grubenwagen 
verladen  und  bis  an  die  Hauptstrecken  schleppen,  von  wo 
sie  dann  vermittels  elektrischer  Lokomotiven  i09)  bis  zur 
Hauptfördersohle  gebracht  werden.  Die  Schlepper  bei  der 
Schachtförderung  endlich  schieben  die  eisernen  Förderwa- 
gen in  die  Förderkörbe.  Die  Klasse  2,  deren  einzelne  Kate- 
gorien die  Ausführungsbestimmung  nennt,  und  zu  der  auch 
die  Lokomotivführer,  Haspelwärter  und  Versatzarbeiter  ge- 
hören, war  auf  Schacht  I Anfang  1Q13  86  Mann  stark  = 20  o/o 
der  Gesamtbelegschaft. 


1«*)  Auf  den  Schächten  II-IV  besteht  noch  Pferdeförderung. 
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Ungefähr  die  gleiche  Zahl  wies  die  3.  Klasse  auf.  Zu 
ihr  sind  vor  allem  die  Arbeiter  auf  der  Hängebank  und  in 
der  Rohsalzmühle  zu  zählen.  Der  4.  Klasse  sind  im  Berg- 
werk selbst  nur  die  jugendlichen  Arbeiter  zuzurechnen.  Im 
ersten  Vierteljahr  1913  waren  es  4, 

Die  Stärke  der  einzelnen  Arbeiterklassen  war  Anfang 
1913  auf  dem  Brügmanschacht  folgende: 


1.  Klasse:  Häuer  82 

Lehrhäuer  20 

Förderleute  142 

244 

2.  Klasse:  Lokomotivführer  und  Haspelwärter  22 

Maurer  und  Zimmerleute  19 

Anschläger,  Versatzarbeiter,  Bremser 
usw.  45 

86 

3.  Klasse:  Mühlenarbeiter  31 

Maschinenwärter  6 

Platzarbeiter,  Marken-  und  Kauenwär- 
ter, Arbeiter  auf  der  Hängebank, 
Eisen-  und  Metallarbeiter  49 

86 

4.  Klasse:  Jugendliche  Arbeiter  4 

Summe  aller  Klassen  420 


ln  den  anderen  noch  auf  dem  Brügmanschacht  befind- 
lichen Betrieben  über  Tage  also  der  Zentrale  und  Chlor- 
kaliumfabrik waren  noch  weitere  400  Arbeiter  beschäftigt, 
die  in  die  3.  und  4.  Klasse  einzureihen  sind.  In  der  Zentrale 
handelt  es  sich  in  der  Hauptsache  um  Eisen-  und  Metall- 
arbeiter (jjg  großenteils  mit  Reparaturen  und  Instand- 
halten der  Förderwagen,  Transmissionsräder  usw.  beschäf- 

110)  Schmiede,  Schlosser,  Dreher. 

11 
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tigt  sind,  Kesselwärter  und  Maschinisten:  insgesamt  224 
Mann. 

ln  der  Fabrik  sind  zu  unterscheiden:  Fabrikarbeiter  1. 
Klasse  und  Fabrikarbeiter  2.  Klasse,  letztere  sind  jugendliche 
Arbeiter,  denen  nur  leichte  Arbeiten  obliegen,  aber  wie 
im  Bergwerk  werden  in  der  Fabrik  jugendliche  Arbeiter 
nur  in  verschwindender  Zahl  eingestellt.  Die  Fabrikarbeiter 
1.  Klasse  bilden  den  Hauptbestandteil  der  Arbeiter  in  der 
Chlorkaliumfabrik,  sie  haben  die  Lösekessel  mit  Salzen  zu 
versehen,  die  Kristallisierkästen  zu  reinigen,  die  Glocken- 
mühlen auf  der  Düngesalzmischstation  mit  Mahlgut  zu  ver- 
sorgen, überhaupt  die  ganze  Maschinerie  der  Fabrik  instand 
zu  halten.  Im  ganzen  waren  Anfang  1913  in  der  Fabrik  176 
Arbeiter  beschäftigt.  Die  einzelnen  Klassen  und  die  Zahl 
der  Fabrikarbeiter  gehen  aus  den  anliegenden  Tabellen: 
„Stärke  der  Belegschaften  und  Durchschnittslöhne  der  ein- 
zelnen Klassen''  hervor. 

Die  Arbeiterschaft  der  verschiedenen  Betriebe  wechselt 
zeitweise  sehr  stark.  Es  findet  innerhalb  der  einzelnen  Kali- 
werke des  Glückaufkonzerns  und  auch  zwischen  der  Zen- 
trale des  Mutterwerks  und  dem  Bergwerk  I ein  reger  Aus- 
tausch statt;  die  Überweisungen  von  Arbeitern  aus  einem 
Betrieb  in  den  andern  richten  sich  je  nach  den  Erforder- 
nissen und  sind  zeitweilig  ziemlich  bedeutend.  In  der  Fa- 
brik ist  die  Fluktuation  am  stärksten,  während  die  Beleg- 
schaft der  Bergwerke  die  seßhafteste  ist.  Anfang  1913  z.  B. 
war  ein  Drittel  der  Belegschaft  des  Brügmanschachtes  län- 
ger als  12  Jahre  auf  dem  Bergwerk  dauernd  beschäftigt  ge- 
wesen. Nur  zu  Zeiten  des  Abteufens  von  Schächten  macht 
sich  auch  bei  der  Belegschaft  des  Bergwerks  eine  starke 
Bewegung  geltend.  Trotzdem  die  Arbeiten  beim  Schacht- 

Lbau  mit  größeren  Gefahren  und  zum  Teil  schweren  Schädi- 
gungen der  Gesundheit  verbunden  sind,  drängen  sich  die 
Bergleute  wegen  der  höheren  Löhne  gerade  zum  Abteufen. 
1912  war  der  Übergang  der  Arbeiter  vom  Mutterwerk  auf 
die  Tochterwerke  wegen  der  Abteufarbeiten  auf  Schacht  V 
und  VI  besonders  stark. 
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Arbeitsvertrag  und  Arbeitsverhältnisse  der  auf  den  Glück- 
aufwerken beschäftigten  Arbeiter  sind  in  der  Arbeitsord- 
nung m)  geregelt.  Die  Arbeitsordnung  wird  jedem  Arbeiter 
beim  Eintritt  in  die  Beschäftigung  ausgehändigt.  Zum  Zei- 
chen des  Einverständnisses  damit  hat  jeder  Arbeiter  das  in 
der  betreffenden  Betriebsabteilung  ausgelegte  Exemplar  zu 
unterschreiben.  Über  Eintritt  in  das  Vertragsverhältnis  und 
über  die  Auflösung  desselben  bestimmt  die  Arbeitsordnung 
folgendes : 

Eintritt. 

§ 3. 

Die  Annahme  der  Arbeit  erfolgt  durch  den  Leiter  der  be- 
treffenden Betriebsabteilung. 

§ 4. 

Die  Arbeiter  haben  vor  ihrer  Annahme  die  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Legitimationspapiere  vorzulegen  und  sich 
über  das  ordnungsmäßige  Verlassen  ihres  letzten  Dienstver- 
hältnisses auszuweisen;  ferner  haben  sie  auf  Grund  des  ihnen 
behändigten  Untersuchungsscheines  ein  Tauglichkeitsattest 
von  dem  zuständigen  Knappschaftsarzt  beizubringen  und, 
wenn  sie  Rentenempfänger  sind,  dem  Betriebsleiter  die  Höhe 
ihrer  Rente  unter  Vorlage  der  Ausweispapiere  anzugeben. 

Austritt. 

§ 15. 

Die  gegenseitige  Kündigungsfrist  beträgt  14  Tage.  Diese 
Kündigung  wird  vom  Betriebsleiter  ausgesprochen,  resp.  ent- 
gegengenommen. Wer  die  Arbeit  rechtswidrig  vor  der  ange- 
gebenen Kündigungsfrist  verläßt,  verwirkt  seinen  Lohn  bis 
zur  Höhe  des  durchschnittlichen  Wochenlohnes.  Der  ver- 
wirkte Betrag  verfällt  der  Arbeiter-Unterstützungskasse  des 
Werkes. 


m)  Am  1.  Februar  1912  wurde  an  Stelle  der  alten  vom  31.  Mai 
1897  eine  neue  Arbeitsordnung  erlassen. 

11* 
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§ 16. 

Vor  Ablauf  der  vertragsmäßigen  Kündigung  können  ne- 
ben den  in  § 78  des  Berggesetzes  vom  6.  März  1894  gedach- 
ten Fällen  Arbeiter  entlassen  werden : 

1.  wenn  sie  eine  das  Leben  oder  die  Gesundheit  von  Men- 
schen oder  auch  die  Sicherheit  des  Betriebes  gefähr- 
dende Handlung  begehen,  oder  sich  eine  Unterlassung 
zu  Schulden  kommen  lassen,  durch  welche  eine  solche 
Gefahr  erwächst; 

2.  wenn  sie  bei  Antritt  oder  während  der  Arbeit  betrun- 
ken sind  und  auf  Aufforderung  des  beaufsichtigenden 
Beamten,  die  Arbeitsstelle  bzw.  das  Werk  sofort  zu 
verlassen,  sich  weigern ; 

3.  wenn  sie  andere  zum  rechtswidrigen  Verlassen  der 
Arbeit  zu  veranlassen  oder  von  der  pflichtmäßigen  Auf- 
nahme der  Arbeit  abzuhalten  suchen. 

Die  Entlassung  wird  durch  den  Betriebsleiter  gegeben. 

Ferner  haben  die  Bestimmungen  des  Berggesetzes  über 
Annahme  und  Entlassung  von  Arbeitern  (§§  71—99),  vor 
allem  § 78  und  79  Geltung.  Außer  den  in  diesen  Paragra- 
phen bezeichneten  Fällen  kann  sowohl  Arbeitnehmer  nach 
§ 81  des  Berggesetzes  vor  Ablauf  der  vertragsmäßigen  Zeit 
und  ohne  Innehaltung  der  Kündigungsfrist  die  Aufhebung 
des  Arbeitsverhältnisses  verlangen,  wenn  dasselbe  minde- 
stens auf  4 Wochen,  oder  w^enn  eine  längere  als  14  tägige 
Kündigungsfrist  vereinbart  ist,  so  bald  wichtige  Gründe  vor- 
liegen. Der  Bergwerksbesitzer  ist  verpflichtet,  dem  groß- 
jährigen  Bergmann  bei  der  Abkehr  ein  Zeugnis  über  die  Art 
und  Dauer  seiner  Beschäftigung  und  auf  Verlangen  auch  ein 
Zeugnis  über  seine  Führung  und  seine  Leistungen  auszu- 
stellen. Ohne  ein  solches  Zeugnis  dürfen  großjährige  Berg- 
leute von  den  Bergwerksbesitzern  nicht  eingestellt  werden. 
Minderjährige  Arbeiter  sind  auf  Bergwerken  nur  dann  zu 
beschäftigen,  w^enn  sie  mit  einem  Arbeitsbuch  versehen  sind. 
Das  Arbeitsbuch  wird  dem  Arbeiter  durch  die  Polizeibehörde 
desjenigen  Ortes,  an  welchem  er  zuletzt  seinen  dauernden 
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Aufenthalt  gehabt  hat,  w^enn  aber  ein  solcher  innerhalb  des 
Fürstentums  nicht  stattgefunden  hat,  von  der  Polizeibehörde 
des  von  ihm  zuerst  erwählten  Arbeitsortes  kosten-  und  stem- 
pelfrei ausgestellt.  Das  Arbeitsbuch  muß  den  Namen  des 
Arbeiters,  Ort,  Jahr  und  Tag  seiner  Geburt,  Namen  und 
Wohnort  seines  Vaters  oder  Vormundes  und  die  Unterschrift 
des  Arbeiters  enthalten.  Die  Ausstellung  erfolgt  unter  dem 
Siegel  und  der  Unterschrift  der  Behörde.  Auch  minderjäh- 
rige abkehrende  Arbeiter  können  ein  Zeugnis  über  die  Art 
und  Dauer  ihrer  Beschäftigung  fordern. 

Für  sämtliche  Arbeiter  unter  Tage  und  die  Förder- 
maschinisten hat  auf  „Glückauf“  seit  Gründung  die  achtstün- 
dige Schicht  im  gewöhnlichen  Betrieb  geherrscht,  beim  Ab- 
teufen die  sechsstündige.  Alle  Arbeiter  in  den  Betrieben 
über  Tage,  in  der  Fabrik,  der  Zentrale  und  in  der  Rohsalz- 
mühle arbeiten  12  Stunden.  Die  Arbeitsordnung  bestimmt 
darüber : 

§ 7. 

Die  Schichten  dauern  in  der  Regel : 

a)  für  Arbeiter  unter  Tage  8 Stunden  und  zwar: 

die  Frühschicht  von  Vormittag  6 'bis  Nachmittag  2 Uhr, 
die  Mittagschicht  von  Nachmittag  2 bis  abends  10  Uhr, 
die  Nachtschicht  von  abends  10  bis  vormittags  6 Uhr. 
Während  jeder  Schicht  wärd  den  Arbeitern  eine  halb- 
stündige Ruhepause  gewährt. 

Die  Ein-  und  die  Ausfahrt  ist  in  die  achtstündige 
Schichtzeit  nicht  eingeschlossen;  die  Seilfahrt  beginnt 
demnach  für  die  einfahrenden  Mannschaften  entspre- 
chend vor  der  Schicht,  für  die  ausfahrenden  Mann- 
schaften nach  Schluß  derselben.  Der  Beginn  der  Seil- 
fahrt für  die  einfahrenden  Mannschaften  wärd  durch 
Aushang  bekannt  gegeben. 

b)  für  Arbeiter  über  Tage  12  Stunden  und  zwar: 

die  Tagschicht  von  vormittags  6 bis  abends  6 Uhr, 
die  Nachtschicht  von  abends  6 bis  vormittags  6 Uhr. 
In  jeder  Schicht  erhalten  die  Arbeiter  3 Ruhepausen 
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von  zusammen  2 Stunden.  Abweichungen  in  der  Schicht- 
dauer, sowie  die  Lage  der  Ruhepausen  bestimmen  die 
Betriebsleiter,“ 

Die  Seilfahrt  beginnt  eine  halbe  Stunde  vor  Beginn  und 
sofort  nach  Schluß  der  Schichten,  Sie  dauert  trotz  der  be- 
deutenden Tiefe  von  ca.  650  m bei  einer  mittleren  Geschwin- 
digkeit von  6 — 7 m in  der  Sekunde  nur  etwa  I1/2  bis  2 Mi- 
nuten. 

Die  Entfernung  vom  Schacht  bis  vor  Ort  ist  sehr  ver- 
schieden. Auch  dieser  Weg  ist  in  die  Arbeitszeit  nicht  mit 
eingeschlossen  und  nimmt  oft  längere  Zeit  ca.  15 — 30  Mi- 
nuten, selten  jedoch  mehr,  in  Anspruch.  Die  Strecken  zu 
den  Abbauörtern  sind  über  1,80  m hoch  und  ohne 
Schwierigkeit  und  Anstrengung  zu  begehen.  Dagegen  ist 
die  Temperatur  bei  der  großen  Tiefe  trotz  ausgezeichneter 
Wetterführung,  die  ein  Rateau-Ventilator  von  2400  cbm  Lei- 
stung bei  220  Umdrehungen  und  100  m Depression  bewirkt, 
hoch,  sie  beträgt  im  Durchschnitt  27 — 28°  Celsius.  Damit  ist 
die  Höchsttemperatur  für  die  Achtstundenschicht  ungefähr 
erreicht,  denn  bei  Hinausgehen  über  28°  darf  nur  in  Sechs- 
stundenschichten gearbeitet  werden.  Es  kommt  hier  die  Be- 
stimmung des  Preuß.  allgem.  Berggesetzes  §93ci^“)  in  An- 
wendung. In  der  Regel  wird  auf  Bergw'erk  I in  2 Schichten, 
auf  Schacht  II  und  III  nur  in  einer  Schicht  gearbeitet.  Nur 
zu  Zeiten  der  Hochkonjunktur  im  Frühjahr  und  Herbst  wird 
die  dritte  Schicht  verfahren.  Da  „Glückauf“  durch  Austausch 
und  Kauf  von  Quoten  anderer  Werke  in  der  Lage  ist,  seine 
Beteiligung  fast  ausschließlich  in  hochprozentigen  Fabrika- 
ten zu  liefern,  die  das  ganze  Jahr  angefordert  werden,  so  ist 
der  Betrieb  des  Bergwerks  verhältnismäßig  gleichmäßig.  In- 
folgedessen werden  auf  „Glückauf“  im  allgemeinen  w'enig 
Ueberschichten  und  dann  meist  nur  bei  notwendigen  Repa- 


112)  §93c.  Für  Arbeiter,  welche  an  Betriebspunkten,  an  denen 
die  gewöhnliche  Temperatur  mehr  als  28°  C beträgt,  nicht  bloß  vor- 
übergehend beschäftigt  werden,  darf  die  Arbeitszeit  6 Stunden  täg- 
lich nicht  übersteigen. 
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raturen  verfahren.  In  den  letzten  Jahren  blieben  sie  sich 
fast  gleich;  es  fielen  durchschnittlich  im  Jahr  10  Überschich- 
ten auf  den  Mann.  Die  Monate  Februar,  März  und  September 
bis  November  weisen  fast  immer  die  größte  Zahl  von  Über- 
schichten auf,  aber  gewisse  Schwankungen  treten  auch  hier 
ein  und  hängen  von  den  jeweiligen  Witterungsverhältnissen 
ab,  denn  je  nachdem  w ie  die  Felderbestellung  einsetzt,  stellt 
sich  auch  die  Nachfrage  nach  Kalidünger  ein.  1912  wurden 
auf  dem  Brügmanschacht  verfahren 


im 

Januar 

224,85 

Überschichten 

1 

Februar 

599,05 

11 

März 

300,90 

11 

April 

219,00 

1' 

Mai 

218,00 

11 

?? 

Juni 

144,10 

11 

M 

Juli 

165,40 

11 

( 

August 

196,95 

11 

September 

338,80 

11 

5? 

Oktober 

312,35 

11 

5 J 

November 

623,65 

11 

19 

Dezember 

792,70 

4135,75 

11 

Überschichten. 

In  dringenden  Fällen  sind  die  Arbeiter  nach  § 8 der  Ar- 
beitsordnung auf  Verlangen  zur  Übernahme  von  Überstun- 
den oder  zur  Arbeit  in  anderen  Betrieben  verpflichtet.  So- 
weit die  gesetzlichen  Bestimmungen  die  Arbeit  an  Sonn- 

11°)  Reichsgewerbeordnung  §105b.  Im  Betrieb  von  Bergwerken, 
Salinen,  Aufbereitungsanstalten,  Brüchen  und  Gruben,  von  Hütten- 
werken ....  dürfen  Arbeiter  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  be- 
schäftigt werden.  Die  den  Arbeitern  zu  gewährende  Ruhe  hat  min- 
destens für  jeden  Sonn-  und  Festtag  24,  für  2 aufeinanderfolgende 
Sonn-  und  Festtage  36,  für  das  Weihnachts-,  Oster-  und  Pfingstfest 
48  Stunden  zu  dauern. 

§ 105c.  Die  Bestimmungen  des  § 105b  finden  keine  Anwendung: 

1)  auf  Arbeiten,  welche  in  Notfällen  oder  im  öffentlichen  Interesse 
unverzüglich  vorgenommen  werden  müssen  ; 
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und  Festtagen  zulassen,  haben  sie  auch  an  diesen  Tagen  die 
ihnen  übertragenen  Arbeiten  vorzunehmen. 

Die  Überschichten  werden  genau  so  bezahlt  wie  die 
normalen,  nur  wird  jede  Überschicht  unter  4 Stunden  für 
eine  halbe,  und  über  4 Stunden  für  eine  volle  Schicht  ange- 
rechnet. 

Zur  Kontrolle  über  Beginn  und  Schluß  der  Arbeitszeit  hat 
jeder  Arbeiter  persönlich  vor  Beginn  der  Schicht  eine  mit 
der  Nummer,  unter  welcher  er  im  Markenbuch  geführt  wird, 
versehene  Kontrollmarke  vom  Markenaufseher  zu  entneh- 
men und  nach  Beendigung  der  Schicht  demselben  wieder  ein- 
zuhändigen. 

Regelmäßige  Urlaubseinrichtungen  für  Arbeiter  bestehen 
nicht.  Ein  allgemeiner  Erholungsurlaub  ist  bisher  den  Ar- 
beitern nicht  bewilligt  worden,  da  die  Arbeitsbedingungen 
hierzu  keine  Veranlassung  gaben.  Urlaubsgesuche  hat  der 
Arbeiter  persönlich  oder  schriftlich  bei  seinem  Betriebslei- 
ter anzubringen.  Wer  länger  als  drei  Tage  von  der  Arbeit 
fern  bleibt,  gilt  für  abgekehrt.  Hierbei  tritt  die  in  § 15 
der  Arbeits-Ordnung  bezeichnete  Lohnkürzung  ein. 

In  Anbetracht,  daß  sehr  viele  Firmen  Urlaubseinrichtun- 
gen in  irgend  einer  Form  getroffen  haben,  diese  von  einem 
gewissen  Dienstalter  und  guter  Führung  abhängig  machen 
und  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  bisherigen  Erfahrungen 
ausnahmslos  gute  waren,  scheint  sich  die  Einführung  eines 
regelmäßigen  Jahresurlaubs  unter  Lohnfortzahlung  als  ein 
Mittel  zu  erweisen,  die  Seßhaftmachung  der  Arbeiter  zu  er- 
leichtern, ihren  häufigen  Stellungswechsel  zu  beschränken 
und  mit  dazu  beizutragen,  daß  die  Heranziehung  eines  Stam- 
mes von  älteren  bewährten  Arbeitern  ermöglicht  wird.  Es 

3)  auf  die  Bewachung  der  Betriebsanlagen,  auf  Arbeiten  zur 
Reinigung  und  Instandhaltung,  durch  welche  der  regelmäßige 
Fortgang  des  eigenen  oder  eines  fremden  Betriebes  bedingt 
ist,  sowie  aut  Arbeiten,  von  welchen  die  Wiederaufnahme  des 
vollen  werktägigen  Betriebes  abhängig  ist,  sofern  nicht  diese 
Arbeiten  an  Werktagen  vorgenommen  werden  können. 
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ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  aus  diesen  Gesichtspunkten 
heraus  die  Verwaltung  der  Glückaufwerke  dieser  Frage  nä- 
her treten  wird. 

Tarifverträge  sind  trotz  des  gewissen  Anreizes,  den  § 16 
des  Reichskaligesetzes  ^1^)  ausübt,  seitens  der  Verwaltung 
mit  den  Arbeitern  nicht  abgeschlossen  worden.  Die  ver- 
schiedenen Arbeiten  werden  soweit  als  möglich  im  Gedinge 
vergeben  wobei  der  Verdienst  sich  lediglich  durch  die 
Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters  in  der  Weise  bemißt,  daß 
der  Durchschnittsarbeiter  den  bestimmten  Normallohn  ver- 
dienen kann,  also  der  bessere  Arbeiter  mehr,  der  geringere 
weniger  verdient. 

Maßgebend  für  die  Festsetzung  des  Gedinges  sind  neben 
der  größeren  oder  geringeren  Schwierigkeit  für  die  Arbeit 
noch  besondere  Umstände  wie  die  Höhe  der  Temperatur  und 
Wettermangel.  Nur  solche  Arbeiten,  die  ihrer  Natur  nach 

11^)  § 16.  Die  Bestimmungen  der  §§  13  und  14  (Kürzung  der  Be- 
teiligungsziffer bei  Herabsetzung  des  Lohnes  unter  den  Durchschnitt 
von  1907 — 1909)  finden  keine  Anwendung  auf  die  Kaliwerke,  bei 
denen  die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  durch  besondere  zwischen 
den  Kaliwerksbesitzern  und  der  durch  geheime  Stimmabgabe  fest- 
gestellten Mehrheit  der  beteiligten  Arbeiter  abgeschlossene  Verträge 
geregelt  sind. 

115)  Arbeitsordnung  § 10.  Die  Arbeit  wird  nach  der  Bestimmung 
der  Betriebsleiter  im  Schicht  oder  Gedingelohn  verrichtet.  §11-  -■Ab- 
schluß und  Abnahme  des  Gedinges  geschieht  durch  die  Betriebs- 
leiter. Die  Gedinge  werden  innerhalb  8 Tagen  nach  Uebernahme  der 
Arbeit,  die  im  Gedinge  verrichtet  werden  soll,  zwischen  dem  Betriebs- 
leiter und  den  Arbeitern  vereinbart  und  ebenso  am  Anfang  jeden 
Monats  neu  festgesetzt,  sofern  nicht  ausdrücklich  eine  längere  Gültig- 
keitsdauer ausbedungen  ist.  Nach  Abschluß  resp.  Erneuerung  der 
Gedinge,  werden  diese  durch  den  Betriebsleiter  in  das  Gedingebuch 
eingetragen  und  durch  Aushang  bekannt  gemacht.  Kommt  eine  Ver- 
einbarung über  das  Gedinge  nicht  zustande,  so  erhalten  die  Arbeiter 
für  die  bereits  verfahrenen  Schichten  den  mit  ihnen  vereinbarten 
Schichtlohn,  während  die  Kosten  für  verbrauchte  Betriebsmaterialien 
vom  Werk  getragen  werden.  Tritt  eine  wesentliche  Veränderung  der 
Verhältnisse  ein,  unter  denen  das  Gedinge  abgeschlossen  wurde,  so 
sind  beide  Teile  berechtigt,  eine  Veränderung  oder  Aufhebung  des 
Gedinges,  jedoch  ohne  rückwirkende  Kraft  zu  verlangen. 


I 


— 170  — 

sich  nicht  verdingen  lassen,  werden  im  Schichtlohn  ausge- 
führt. Aber  auch  der  Schichtlohn  ist  nach  der  Wichtigkeit 
und  Schwierigkeit  der  Arbeit  wieder  verschieden.  Bei  den 
Schichtlohnarbeitern  ist  durch  Anordnung  einer  schärferen 
Aufsicht  durch  die  Beamten  eine  befriedigende  Arbeitslei- 
stung zu  erzielen.  Die  Zahl  der  in  einem  Gedinge  arbeiten- 
den Bergleute  ist  verschieden,  meist  arbeiten  im  gewöhn- 
lichen Abbau  nicht  mehr  als  2 oder  3 Häuer  zusammen.  Bei 
der  Festsetzung  des  Gedinges  wird  auf  dem  Kaliwerk 
,, Glückauf“  unterschieden  in:  Arbeiten  vor  Ort  oder  auf  der 
Strecke,  ferner  ob  es  sich  handelt  um  Abbauvortrieb  oder 
Abbaudrücken.  Außerdem  wird  die  Mächtigkeit  und  Be- 
schaffenheit der  Salzlager  berücksichtigt.  Die  Leistung  wird 
nach  cbm  berechnet  und  zwar  wird  gezahlt  pro  cbm  beim 
Streckenbetrieb,  anstehendes  Gebirge:  4 bis  4,50  Mk.  Die 
Leistung  beträgt  ca.  3,00 — 3,75  cbm  pro  Mann  und  Schicht. 
Beim  Abbauvortrieb:  2,00—2,50  Mk.  Die  Leistung  erreicht 
4 — 4,5  cbm.  Beim  Abbaudrücken  wird  0,75 — 1 Mk.  gezahlt, 
die  Leistung  eines  Bergmannes  beträgt  5 — 6 cbm  pro  Schicht. 
Diese  Zahlen  stellen  die  Bruttolöhne  dar,  von  denen  die 
vom  Werk  gelieferten  Sprengmaterialien  noch  in  Abzug 
gebracht  werden. 

Die  Förderleute  erhalten  für  jeden  vom  Abbauort  bis 
zum  nächsten  Anschlagspunkt  gebrachten  vollen  Wagen  un- 
ter Berücksichtigung  der  Entfernung  durchschnittlich  0,43 
Mark.  Die  Einrichtung  des  Nullens  schlecht  gefüllter  Förder- 
wagen besteht  nicht.  Zur  Kontrolle  befestigt  jeder  Schlep- 
per in  halber  Höhe  des  Förderwagens  eine  Blechmarke  von 
innen  heraus  derart,  daß  sie  nur  nacii  Entleeren  des  Wagens 
entfernt  werden  kann.  Die  Nummern  werden  von  den  An- 
schlägern sowohl  auf  der  Schachtsohle  als  auf  der  Hänge- 
bank aufgeschrieben,  sodaß  eine  doppelte  Kontrolle  statt- 
findet. 

Del  größte  Teil  der  Arbeiter  unter  Tage  ist  im  Gedinge- 
lohn beschäftigt,  nur  die  Anschläger,  Maschinenwärter,  Lo- 
komotivführer, meist  auch  die  unter  Tage  beschäftigten 
Handwerker  werden  im  Schichtlohn  bezahlt.  Dagegen  ist 
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in  der  Fabrik  und  in  der  Zentrale  der  Schichtlohn  vorherr- 
schend. Die  überall  übliche  Bestimmung,  daß  die  Gedinge 
mit  den  Betriebsleitern  abgeschlossen  werden,  räumt  jenen 
einen  sehr  großen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  des  Gedinges 
ein,  sie  sind  es,  die  entweder  mit  jedem  einzelnen  Arbeiter 
oder  mit  dem  Führer  der  Kameradschaft  das  Gedinge  fest- 
setzen. 

Die  Lohnberechnung  findet  monatlich  statt;  die  Auszah- 
lung des  in  einem  Monat  verdienten  Lohnes  erfolgt  am  15. 
bzw.  am  1.  des  darauf  folgenden.  An  jedem  letzten  Ar- 
beitstag im  Monat  erhält  der  Arbeiter  eine  Abschlagszahlung, 
die  ungefähr  der  Hälfte  des  voraussichtlich  verdienten  Mo- 
natslohnes gleichkommt.  2 Tage  vor  der  Lohnzahlung  wer- 
die  Lohnzettel  ausgegeben,  auf  denen  die  Anzahl  der  verfah- 
renen Schichten  und  die  Lohnverrechnung  angegeben  sind. 
Beschwerden  gegen  die  Berechnung  müssen  spätestens  am 
Tage  vor  der  Lohnzahlung  bei  dem  Betriebsleiter  angebracht 
werden.  Alle  für  Rechnung  des  Arbeiters  ausgegebenen  Ma- 
terialien, die  den  Arbeitern  zum  Selbstkostenpreis  von  dem 
Werk  geliefert  werden,  in  der  Hauptsache  Sprengmaterial, 
werden  in  Abzug  gebracht  und  außerdem  die  Beiträge  zum 
Halberstädter  Knappschaftsverein  und  der  norddeutschen 
Knappschaftspensionskasse  und  drittens  die  Strafen.  Diese 
sind  in  der  Arbeitsordnung  geregelt,  wo  es  im  § 19  heißt: 
„Sofern  nicht  nach  § 16  sofortige  Entlassung  eintritt,  wer- 
den alle  im  Dienste  verübten  Ungehörigkeiten,  welche  der 
Ordnung  und  der  guten  Sitte  zuwider  sind,  mit  Geldstrafen 
geahndet,  welche  jedoch  im  Einzelfalle  den  Betrag  des  für 
die  vorhergehenden  Lohnperioden  ermittelten  durchschnitt- 
lichen Tagesarbeitsverdienstes  derjenigen  Klasse,  welcher 
der  zu  bestrafende  Arbeiter  angehört,  nicht  überschreiten 
darf.  § 20.  Die  Strafen  werden  durch  den  Betriebsleiter 
verhängt,  durch  diesen  in  das  Strafbuch  eingetragen  und 
dem  Bestraften  durch  Aushängen  des  Strafzettels  bekannt 
gegeben.  Die  Strafgelder  werden  dem  Bestraften  vom  Mo- 
natslohn abgezogen  und  fallen  an  die  Arbeiter-Unterstüt- 
zungskasse des  Werks.“ 
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Die  nötigen  Werkzeuge  werden  den  Arbeitern  gegen  eine 
vom  aufsichtsführenden  Betriebsbeamten  ausgefertigte  An- 
weisung vom  Materialienverwalter  verabfolgt.  Für  Gruben- 
licht hat  jeder  Arbeiter  selbst  zu  sorgen.  Auf  den  Kaliwerken 
in  Schwarzburg-Sondershausen  ist  es  noch  nicht  zu  Lohn- 
streitigkeiten gekommen  und  bei  dem  heutigen  Stand  der 
Löhne  auch  nicht  zu  erwarten.  Durch  das  Reichskali- 
gesetz § 13  ist  den  Kaliarbeitern  ein  Mindestlohn  gesichert, 
und  durch  die  Bestimmung  des  § 19  sind  sie  auch  vor 
plötzlicher  Entlassung  geschützt.  Im  Glückaufkonzern  sind 
jedoch  diese  Bestimmungen  noch  nicht  zur  Anwendung  ge- 
kommen, Lohnreduktionen  haben  überhaupt  nicht,  und  Ar- 
beiterentlassungen nicht  aus  den  im  Gesetz  vorgesehenen 
Gründen  stattgefunden.  Wie  schon  bemerkt,  sind  die  An- 
forderungen an  das  Mutterwerk  „Glückauf“  ziemlich  gleich- 
mäßig, würde  aber  wirklich  ein  Stillstand  eintreten,  von 
dem  dann  die  Fabrik-  und  die  Mühlenarbeiter  zuerst  be- 
troffen würden,  denn  der  Betrieb  Unter  Tage  geht,  wenn  das 
Kaligeschäft  nicht  direkt  monatelang  stockt,  auch  in  stillen 
Zeiten  seinen  gewohnten  Gang,  so  finden  diese  Arbeiter 
zum  großen  Teil  Beschäftigung  in  den  Sandgruben  der 
Gewerkschaft.  Eine  Herabsetzung  der  Löhne  verbietet 
sich,  abgesehen  von  der  dann  eintreteiiden  Quotenverminde- 
rung, schon  in  Berücksichtigung  der  zahlreichen  nahen  Kon- 
kurrenz der  benachbarten  Kaliwerke,  denn  ein  Überfluß  an 
Arbeitern  herrscht  auch  im  Südharz  nicht  mehr  und 
das  Arbeiterreservoir  in  der  Unterherrschaft  scheint  so  gut 
wie  erschöpft  zu  sein.  Im  Frühjahr  dieses  Jahres  mußte  sich 
das  Werk  zur  Deckung  seines  Arbeiterbedarfs  in  der  Fa- 
brik mit  einem  Unternehmer  in  Verbindung  setzen,  unter 
dessen  Aufsicht  diese  Arbeiter  in  der  Fabrik  tätig  waren. 


116)  § 19 werden  wegen  Uebertragung  von  Beteiligungs- 

ziffern Arbeiter  oder  Beamte  beschäftigungslos,  ohne  eine  ihren 
Fähigkeiten  entsprechende  Arbeitsgelegenheit  zu  finden,  oder  erleiden 
sie  eine  Verminderung  ihres  Arbeitsverdienstes,  so  hat  der  über- 
tragende Kaliwerksbesitzer  ihnen  den  entstehenden  Einnahmeausfall 
bis  zur  Dauer  von  26  Woeben  zu  ersetzen. 
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Das  Werk  hatte  mit  ihnen  direkt  gar  nichts  zu  tun,  sie  wur- 
den von  dem  Unternehmer  ausgelohnt.  Der  Lohnbetrag, 
der  den  Arbeitern  auf  den  Kaliwerken  gesetzlich  gewähr- 
leistet wird,  hat  naturgemäß  auf  die  ganze  Umgebung  lohn- 
bildend gewirkt  und  stellt  dem  landwirtschaftlichen  Betrieb 
gegenüber  eine  gewisse  Norm  dar.  Die  Landwirtschaft  hat 
unter  dem  Druck  der  verhältnismäßig  hohen  Bergarbeiter- 
löhne am  meisten  zu  leiden.  Dazu  kommt  noch,  daß  sich  der 
Arbeitermangel  in  der  Landwirtschaft  auch  in  Schwarzburg- 
Sondershausen  immer  mehr  zu  einem  wirklichen  Übel  aus- 
zuwachsen scheint.  Für  die  größeren  Bauernwirtschaften, 
die  aber  doch  zu  klein  sind,  als  daß  sich  die  Mietung  von 
Wanderarbeitern  lohnen  würde,  ist  die  Arbeiterfrage  bren- 
nend geworden.  Infolgedessen  besteht  zur  Zeit  der  Bestel- 
lung und  in  der  Ernte  eine  große  Nachfrage  nach  Insassen 
der  Sondershäuser  Korrektionsanstalt.  Man  sucht  sich  auf 
diese  Weise  zu  helfen.  Aber  auch  auf  den  großen  Gütern 
sind  trotz  der  Wanderarbeiter  die  Arbeitskräfte  unzureichend, 
die  Schwierigkeit  der  Arbeiterbeschaffung  wird  immer 
größer.  Diese  Zustände  machen  sich  auch  im  Fallen  der 
Pachtpreise  bemerkbar.  Vor  20  Jahren  wurde  ein  Rittergut 
in  der  dortigen  Gegend  für  20  000  Mk.  verpachtet.  1912 
betrug  der  jährliche  Pachtpreis  nur  noch  14  000  Mk. 

Auf  der  fürstlichen  Domäne  in  Sondershausen  sind  erst 
seit  10  Jahren  Wanderarbeiter  benötigt  worden,  vorher  wurde 
der  Bedarf  an  Arbeitskräften  noch  in  den  Dörfern  der  Um- 
gegend gedeckt.  Die  Löhne  der  einheimischen,  dauernd  in 
der  Landwirtschaft  beschäftigten  Arbeiter  haben  sich  seit 
1890  folgendermaßen  geändert.  Damals  erhielten  die  Knechte 
einen  Wochenlohn  von  9 Mk.,  teilweise  stand  ihnen  freie 
Wohnung  zu,  außerdem  bekamen  sie  einen  halben  Morgen 
Kartoffelland,  das  für  sie  mitbestellt  wurde,  und  am  Jahres- 
schluß 36  Mk.  Der  Lohn  eines  Tagelöhners  betrug  1.20  Mk. 
pro  Tag,  der  einer  Tagelöhnerin  0.90  Mk.,  neben  einem  hal- 
ben Morgen  Kartoffelland.  Heute  erhält  ein  Knecht  bei  freier 
Wohnung  und  den  gleichen  Vergünstigungen  wie  oben  wö- 
chentlich 15  Mk.,  ein  Tagelöhner  1.50  Mk.  und  eine  Frau  1.20  Mk. 
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Die  Nettolöhne  der  auf  der  Gewerkschaft  „Glückauf“ 
uud  ihren  Tochterwerken  beschäftigten  Arbeiter. 

Zur  Feststellung  der  Löhne  der  Kaliarbeiter  wurden  nach 
den  Lohnlisten  der  Gewerkschaft  umfangreiche  und  einge- 
hende Berechnungen  angestellt.  Das  Resultat  der  Erhebun- 
gen war  die  Feststellung,  daß  nach  einem  anfänglichen  Still- 
stand und  zeitweisen  Rückgang  der  Löhne  bis  etwa  zum 
Jahre  1905,  dann  besonders  innerhalb  der  letzten  Jahre  be- 
deutende Lohnerhöhungen  in  allen  Klassen  einsetzten.  Noch 
1898  betrug  der  Durchschnittslohn  aller  in  den  Betrieben  der 
Muttergewerkschaft  ,, Glückauf“  beschäftigten  Arbeiter  pro 
Schicht  2.80  Mk.,  das  ergibt  bei  durchschnittlich  309  Schich- 
ten auf  den  Arbeiter  einen  Jahresverdienst  von  ca.  865  Mk. 
Bis  1912  hatte  der  Durchschnittslohn  pro  Schicht  eine  Höhe 
von  4.29  Mk.,  der  Jahresverdienst  eine  solche  von  1250 Mk. 
erreicht,  d.  h.  der  Durchschnittslohn  pro  Schicht  ist  von 
1898 — 1912  um  53o,o  gestiegen  bei  einem  gleichzeitigen  Rück- 
gang der  Schichtzahl  auf  292  pro  Mann  und  Jahr. 

Über  die  Höhe  des  Durchschnittslohnes  und  des  Ver- 
dienste in  den  einzelnen  Jahren  gibt  nachstehende  Tabelle 
Aufschluß ; 


Jahr 

Durchschn. 
Schichtzahl 
auf  einen 
Arbeiter 

Durchschn. 

Lohn 

pro  Schicht 

Steigerung 
gegen  das 
Vorjahr  in 
Prozenten 

Durchschnitt!. 
Jahresverdienst 
eines  Arbeiters 

! 

1898 

309 

2,80 

865,20 

1899 

1 309 

3,01 

7,5 

930,10 

1900 

305,8 

3,02 

923,52 

1901 

305 

3,00 

■ 

915,00 

1902 

280 

3,00 

i 

840,00 

1903 

288,2 

3,00 

— 

864,60 

1904  ! 

303 

3,05 

— 

924,15 

1905 

300 

3,05 

— 

945,00 

1906 

290 

3,28 

7,5 

951,20 

1907 

290 

3,44 

4,2 

998,60 

1908 

295 

3,54 

3,0 

1044,30 

1909 

284 

3,37 

5,0 

957,10 

1910 

291 

3,64 

8,0 

1059,25 

1911 

290 

3,85 

5,7 

1110,50 

1912 

292 

4,29 

11,0 

1250,00 
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Der  Durchschnittslohn  von  1907 — 1909  — durch  das 
Reichskaligesetz  zum  Mindestlohn  geworden  — betrug  für 

1.  Klasse  2.  Klasse  3.  Klasse  4.  Klasse 

3.92  Mk.  3.64  Mk.  3.53  Mk.  3.45  Mk. 

Mit  diesen  Löhnen  steht  ,, Glückauf“  nach  der  amtlichen 
Zusammenstellung  11^)  beinahe  an  letzter  Stelle  der  aufge- 
führten 76  Kaliwerke.  Jedoch  schon  1910  erfuhren  die 
Löhne  eine  kleine  Aufbesserung  und  haben  1912  in  den 
Klassen  3 und  4 den  Durchschnittslohn  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Kaliwerke  von  1911  überschritten.  Wir  stellen 
die  von  den  Glückaufwerken  gezahlten  Durchschnittslöhne 
den  Durchschnittslöhnen  sämtlicher  Werke  gegenüber. 

Die  Durchschnittslöhne  der  einzelnen  Klassen  betrugen 
auf  dem  Glückaufkonzern  für 

Klasse  1 Klasse  2 Klasse  3 Klasse  4 

4.70  Mk.  4.05  Mk.  3.95  Mk.  3.94  Mk. 

der  Durchschnittslohn  aller  Kaliwerke  1911 

4.89  Mk.  4.09  Mk.  3.85  Mk.  3.81  Mk. 

Im  Bergwerk  beziehen  die  höchsten  Löhne  die  Maschi- 
nenwärter und  die  Häuer,  mit  einem  durchschnittlichen 
Schichtlohn  von  5.28  Mk.  bzw.  5.23  Mk.  und  einem  Jahres- 
verdienst von  1500 — 1550  Mk.  Erheblich  höher  waren  noch 
die  Häuerlöhne  beim  Abläufen,  es  wurden  z.  B.  auf  Schacht 
IV  6.81  Mk.  pro  Schicht  bezahlt. 

In  den  der  elektrischen  Zentrale  zugehörigen  Betrieben 
erhalten  abgesehen  von  den  Meistern  die  Bahnarbeiter  die 
höchsten  Löhne,  1912  pro  Schicht  durchschnittlich  4.54  Mk. 
Von  den  Fabrikarbeitern  endlich  stehen  sich  am  besten,  — 
Meister  und  Verwieger  ausgenommen,  die  wegen  ihrer  gerin- 
gen Zahl  nicht  in  Betracht  kommen  — die  Löser  mit  einem 
Schichtlohn  von  4.10  Mk.  Und  die  Fabrikarbeiter  1.  Klasse 

Denkschrift  über  die  Anwendung  der  §§  13  und  14  des  Ge- 
setzes über  den  Absatz  von  Kalisalzen  vom  25.  V.  1910  in  den  Jahren 
1910  und  1911. 


r 
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mit  3.97  Mk.  Innerhalb  der  einzelnen  Arbeiterkategorien  wei- 
sen 1912  gegen  1900  die  größte  Steigerung  auf: 

Im  Bergvverksbetrieb  die  Löhne  der  Eisen-  und  Metall- 
arbeiter mit  550/0  und  einer  absoluten  Lohnhöhe  von  3.93 
Mark  gegen  2.54  Mk.  in  1900,  die  Löhne  der  Lehrhäuer  er- 
fuhren eine  Steigerung  um  47  0/0  auf  5.02  Mk. 

ln  den  der  Zentrale  angegliederten  Betrieben  die  Zimmer- 
leute mit  540/0,  die  Platzarbeiter  mit  49 0/0  und  die  KesseL 
wärter  mit  45 0/0. 

In  der  Fabrik  endlich  stehen  die  Fabrikarbeiter  1.  Klasse 
mit  370/0  und  einem  absoluten  Schichtlohn  von  3.97  Mk. 
1912  gegen  2.89  Mk.  in  1900  an  der  Spitze. 

Der  Verdienst  innerhalb  eines  Jahres  ist  nur  geringen 

Schwankungen  unterworfen. 

Die  Kaliwerke  des  Glückaufkonzerns  sind  dem  Halber- 
städter Knappschaftsverein  angeschlossen.  Sämtliche  Arbei- 
ter sind  nach  § 5 der  Arbeitsordnung  verpflichtet,  dem  Hal- 
berstädter Knappschaftsverein  und  der  Norddeutschen  Knapp- 
schaftspensionskasse nach  näherer  Bestimmung  der  Statu- 
ten dieser  Anstalten  beizutreten.  Von  den  Bestimmungen 
des  Halberstädter  Knappschaftsvereins  heben  wir  die  wich- 
tigsten hervor: 

Mitglieder  der  Krankenkasse  sind,  ohne  daß  es  einer  be- 
sonderen Beitrittserklärung  bedarf,  alle  Arbeiter,  die  im  Be- 
trieb der  Vereinswerke  beschäftigt  werden,  sofern  nicht  die 
Beschäftigung  durch  die  Natur  ihres  Gegenstandes  oder 
durch  den  Arbeitsvertrag  auf  weniger  als  eine  Woche  be- 
schränkt ist.  Alle  männlichen  Arbeiter,  die  der  Krankenkasse 
als  Mitglieder  angehören,  werden  zugleich  auch  Mitglieder 
der  Pensionskasse,  wenn  sie  das  16.  Lebensjahr  vollendet 
und  das  40.  Jahr  noch  nicht  überschritten  haben,  ferner  gei- 
stig und  körperlich  gesund,  insbesondere  frei  v'on  solchen 
Krankheiten  sind,  die  einen  frühen  Tod  oder  frühe  Unfä- 
higkeit zur  Berufsarbeit  wahrscheinlich  machen.  § 21  des 
Statuts  lautet:  „Die  Mitglieder  des  Vereins  werden  nach  der 
Höhe  ihres  Jahresarbeitsverdienstes  in  folgenden  Klassen 

eingeteilt: 
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Klasse  1 bis  zu  350  Mk.  einschließlich 


2 

von 

mehr 

als 

340 

bis  zu 

550 

Mk 

3 

j) 

550 

850 

y ’ 

4 

J) 

850 

n M 

1150 

» » 

5 

5» 

1150 

yy  M 

1500 

6 

1500 

yy  M 

2000 

y y 

7 

n 

>> 

2000 

yy 

2800 

1 » 

8 

5) 

2800 

Mk. 

Die  Krankenkasse  gewährt  ihren  Mitgliedern  als  Kran- 
kenunterstützung freie  ärztliche  Behandlung  und  Arznei,  Bril- 
len, Bruchbänder  usw.  Im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  vom 
3.  Tage  nach  dem  Tage  der  Erkrankung  ab  für  jeden  Ar- 
beitstag Krankengeld,  das  der  Hälfte  des  durchschnittlichen 
Tagelohnes  der  Klasse,  welcher  das  Mitglied  angehört, 
gleichkommt.  Befindet  sich  ein  Mitglied  zur  Zeit  der  Er- 
krankung noch  in  ungekündigter  Beschäftigung,  dann  wird 
das  Krankengeld  für  jeden  Arbeitstag  vom  Beginn  der  14. 
Woche  nach  der  Erkrankung  ab  auf  - 3 des  durchschnitt- 
lichen Tagelohnes  der  betreffenden  Klasse  erhöht.  Der 
durchschnittliche  Tagelohn  ist  für  die  einzelnen  Klassen 
wie  folgt  festgesetzt: 


Klasse 

1 

1.00 

Mk. 

yy 

2 

1.50 

yy 

yy 

3 

2.40 

yy 

yy 

4 

3.50 

yy 

yy 

D 

4.40 

yy 

yy 

6— S 

5.00 

yy 

Die  Mitglieder  der  Pensionskasse  erhalten  bei  eingetre- 
tener Unfähigkeit  zur  Berufsarbeit  eine  lebenslängliche  In- 
validenpension, die  Leistungen  der  Pensionskasse  sind  aber 
an  eine  Wartezeit  von  5 Jahren  gebunden,  die  nur  dann  nicht 
in  Kraft  tritt,  wenn  die  Arbeitsunfähigkeit  durch  einen  Unfall 
bei  der  Berufsarbeit  verursacht  ist. 

Die  Mitglieder  und  die  Werksbesitzer  haben  sowohl  zu 
der  Krankenkasse  als  zu  der  Pensionskasse  Beiträge  zu  lei- 

12 


i 
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steil.  Die  Beiträge  der  Werksbesitzer  für  beitrittspflichtige 
Mitglieder  sind  den  Leistungen  dieser  gleich.  An  die  Kran- 
kenkasse sind  wöchentlich  abzuführen : 

in  der  Lohnklasse  1 0.25  Mk. 

»9  99  95 

95  59  55 

»9  55  55 

99  55  55 

))  ))  6” 

und  die  wöchentlichen  Mitgliederbeiträge  zur  Pensionskasse 
stellen  sich 

in  der  Lohnklasse  1 auf  2.20  Mk. 

9 5 59 

5 5 5 5 

M 55 

95  55 

9 5 5 5 

5 5 5 5 

55  55 

Nach  § 81  des  Statuts  sind  die  Werksbesitzer  zur  Vermei- 
dung des  Verwaltungszwangsverfahrens  verpflichtet,  die  Mit- 
gliederbeiträge  und  die  auf  Grund  der  Satzung  verhängten 
Ordnungsstrafen  von  den  bei  ihnen  beschäftigten  Personen 
einzuziehen  und  zugleich  mit  den  eigenen  Beiträgen  an  die 
Knappschaftskasse  abzuführen.  Sie  haften  für  die  Einziehung 
und  Abführung  der  Beiträge  der  beitrittspflichtigen  Mitglie- 
der wie  für  eine  eigene  Schuld. 

Gesundheitsverhältnisse,  Unfälle  und  soziale 

Einrichtungen. 

Die  gesundheitlichen  Verhältnisse  der  Belegschaft  der 
Sondershäuser  Kaliwerke  sind  im  Vergleich  zu  denjenigen  der 
Kohlenbergleute  als  recht  gut  zu  bezeichnen.  Irgendwelche 
epidemisch  auftretende  Krankheiten  wurden  nicht  festge- 
stellt. Nur  beim  Abteufen  des  Petersenschachtes  im  Jahre 
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7 
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55 
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51 
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55 
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0.30 

55 

3 

0.35 

55 

4 

0.45 

55 

5 

0.55 

99 

-8 

0.62 

55 
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1908  bekamen  die  Arbeiter  infolge  starker  Laugenzuflüsse 
Ausschläge  an  den  Händen,  die  sich  schnell  auf  andere  Kör- 
perteile übertrugen,  jedoch  nach  einiger  Zeit,  sobald  die 
Berührung  mit  der  scharfen  Lauge  aufgehört  hatte,  wieder 
verschwanden.  Von  den  typischen  Berufskrankheiten  der 
Bergleute  der  granulösen  Augenentzündung  und  dem  Nystag- 
mus 11®)  und  der  Wurmkrankheit  (Ancylostomiasis)  wurde 
nur  die  zweite  in  einzelnen  Fällen  festgestellt. 

Die  hohe  Temperatur  im  Bergwerk  hatte  bisher  wegen 
der  Trockenheit  der  Luft  und  der  ausgezeichneten  Bewette- 
rung der  Gruben  keine  schädlichen  Einwirkunge;n  auf  den 
Gesundheitszustand  der  Bergleute  im  Gefolge.  Die  Wetter- 
führung wird  erheblich  dadurch  erleichtert,  daß  der  Brüg- 
manschacht  mit  dem  Bebraer  Werk  querschlägig  verbun- 
den ist. 

Die  unangenehmste  und  wohl  auch  ungesundeste  Arbeit 
haben  die  Leute  am  Kreiselwipper  n®)  auf  der  Hängebank 
zu  verrichten,  da  sie  dauernd  in  dem  durch  das  Ausschütten 
der  Kalisalze  emporgewirbelten  Staub  stehen,  der  jedoch 
nicht  durch  Befeuchten  der  Salze  unterdrückt  werden  kann, 
weil  diese  sonst  eine  feste  Masse  bilden  würden.  Bei 
diesen  Arbeitern  ist  daher  eine  Erkrankung  der  Nasen- 
schleimhäute ziemlich  häufig. 

1907  wurden  258  Krankheitsfälle  festgestellt,  im  Jahre 
1912  638,  d.  h.  es  entfielen  1907  auf  100  Mann  der  Beleg- 
schaft 43  Erkrankungen,  1912  46.  Die  durchschnittliche  Dauer 
eines  Krankheitsfalles  betrug  7 Tage. 

Wie  die  allgemeinen  gesundheitlichen  Verhältnisse  im 
Kalibergbau  besser  liegen  als  in  anderen  Zweigen  des  Berg- 
baues so  auch  die  Unfallverhältnisse.  Auf  den  Anlagen  des 
Glückaufkonzerns  ereignete  sich  die  bei  weitem  größte  Zahl 


11®)  Im  fortgeschrittenen  Stadium  durch  ein  unwillkürliches  ruck- 
weißes Zittern  des  Augapfels  erkennbar. 

111*)  Kreiselwipper  sind  die  zum  Ausstürzen  der  Wagen  nöti- 
gen Vorrichtungen.  In  dieselben  werden  die  Grubenwagen  hinein- 
geschoben, drehen  sich  selbsttätig  um  und  kehren  nach  der  Entleerung 
in  ihre  ursprüngliche  Stellung  zurück. 
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von  Unglücksfällen  in  den  Bergwerken  und  den  dazu  gehöri- 
gen Betrieben  wie  z,  B.  der  Rohsalzmühle.  In  allen  Betrie- 
ben überwiegen  die  leichten  Unfälle  in  einer  Gesamtdauer 
von  1 — 6 Wochen.  Da  die  Dauer  der  verursachten  Erwerbs- 
unfähigkeit in  der  Kategorie  bis  zu  einer  Woche  nicht  immer 
genau  festgestellt  werden  konnte,  so  wurden  in  zweifelhaften 
Fällen  die  Unfälle  immer  der  nächsten  Kategorie  also  1 — 6 
Wochen  zugezählt.  Die  meisten  Verletzungen  wurden  durch 
herabfallendes  Gestein,  wodurch  Quetschungen  meist  leich- 
terer Art  verursacht  wurden,  hervorgerufen.  In  der  Fabrik 
und  in  der  Zentrale  handelt  es  sich  meistens  um  leichte 
Verbrennungen.  Die  Mehrzahl  der  Unfälle  mit  tödlichem 
Ausgang  trugen  sich  fast  immer  beim  Abteufen  der  Schächte 
zu.  Ein  tödlicher  Unfall  war  auf  Einatmen  von  Dynamitgasen 
nach  einem  Sprengschuß  zurückzuführen. 

Ein  großer  Teil  der  Unfälle  war  in  der  Gefährlichkeit  des 
Betriebes  an  sich  begründet,  eine  erhebliche  Anzahl  von 
Verunglückungen  ist  jedoch  auch  aus  Unachtsamkeit  oder 
aus  Übertretung  der  Sicherheitsvorschriften  seitens  der  Ar- 
beiter entstanden.  Ein  solcher  Verstoß  gegen  eine  ausdrück- 
liche Vorschrift  kostete  im  vergangenen  Jahr  einem  Arbeiter 
in  der  Rohsalzmühle  das  Leben.  Aus  nicht  aufgeklärten  Grün- 
den war  er  in  der  Nachtschicht  über  das  Schutzgeländer  an 
einer  Transmission  geklettert,  war  dabei  mit  dem  Rock  der 
Welle  zu  nahe  gekommen,  die  diesen  erfaßte.  Er  konnte 
sich  nicht  losreißen,  und  am  Morgen  fand  man  ihn  tot  an  der 
Welle  hängend.  Im  ganzen  sind  auf  den  Kaliwerken  der  Un- 
terherrschaft 9 Unfälle  tödlich  ausgelaufen,  von  denen  allein 
3 auf  Schacht  III  bei  den  Abteufarbeiten  im  Jahre  1911. 
Eine  Nachlässigkeit  in  der  Handhabung  der  bergpolizeilichen 
Vorschriften  oder  der  Sicherheitsmaßregeln  seitens  der  auf- 
sichtsführenden Beamten  lag  in  keinem  Fall  vor. 

Explosiv  wirkende  Gase  wie  z.  B.  die  in  letzter  Zeit  bei 
den  Kaliwerken  des  Werragebietes  öfter  aufgetretenen  Koh- 
lensäurebläser gibt  es  in  Sondershausen  nicht.  Die  Kontrolle 
über  die  Beobachtung  der  Sicherheitsvorschriften  und  Prü- 
fung der  Sicherheitseinrichtungen  liegt  den  Grubenbeamten 
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allein  ob.  Die  in  Preußen  eingeführten  sog.  Sicherheits- 
männer gibt  es  in  Schwarzburg-Sondershausen  nicht.  Die 
Werksverwaltung  hat  aber,  damit  die  Arbeiter  ihren  Wün- 
schen Ausdruck  verleihen  können,  einen  ständigen  Arbeiter- 
ausschuß ins  Leben  gerufen,  der  folgende  Aufgaben  hat: 

1.  Anträge,  Wünsche  und  Beschwerden  der  Belegschaft, 
die  sich  auf  die  Betriebs-  und  Arbeitsverhältnisse  und 
die  Wohlfahrtseinrichtungen  beziehen,  zur  Kenntnis 
der  Generaldirektion  zu  bringen  und  sich  darüber  zu 
äußern. 

2.  Äußerung  bei  Festlegung  der  Grundsätze  für  die  Ver- 
wendung und  Verwaltung  der  Strafgelder  und  der  bei 
Kontraktbruch  einbehaltenen  Lohnbeträge. 

3.  Zustimmung  zu  Vorschriften  über  das  Verhalten  der 
Arbeiter  bei  Benutzung  der  zu  ihren  Besten  getroffenen 
Einrichtungen  und  endlich  Äußerungen  über  den  Inhalt 
etwa  neu  zu  erlassender  Arbeitsordnungen  und  ihrer 
Nachträge  vor  dem  Erlaß. 

Der  Arbeiterausschuß  besteht  zum  Teil  aus  vom  Werks- 
vertreter ernannten,  in  der  Mehrzahl  jedoch  aus  den  von  der 
Belegschaft  gewählten  Mitgliedern.  Von  der  Belegschaft  je- 
des Bergwerks  wird  mindestens  ein  Vertreter  von  den  unter 
Tage  beschäftigten  und  mindestens  ein  Vertreter  von  den 
über  Tage  beschäftigten  Arbeitern  gewählt,  während  je  ein 
Vertreter  — .Arbeiter  oder  Beamter  — von  der  Gewerk- 
schaft ernannt  wird.  Die  Wahl  gilt  auf  5 Jahre.  Wahlbe- 
rechtigt sind  alle  volljährigen  Arbeiter,  welche  sich  im  Be- 
sitz der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden.  Wählbar  sind 
für  die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  bei  der  Gewerkschaft 
„Glückauf“  auf  jedem  der  zugehörigen  Werke  diejenigen  An- 
gestellten, welche  mindestens  30  Jahre  alt,  der  deutschen 
Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig,  unbescholten  und  nicht 
dem  Trünke  ergeben  sind  und  in  geregelten  Vermögensver- 

1-")  §80f.  des  Preuß.  Berggesetzes,  Gesetz  vom  28.  Vll.  1909. 
Auf  Steinkohlenbergwerken  , . . . . auf  Kalisalzbergwerken  müssen, 
wenn  in  der  Regel  mindestens  100  Arbeiter  beschäftigt  werden,  Sicher- 
heitsmänner und  ein  Arbeitsausschuß  vorhanden  sein. 
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hältnissen  leben.  Die  Wahl  wird  von  einem  Beamten  der  Ge- 
werkschaft geleitet;  sie  erfolgt  mündlich  nach  einfacher  Stim- 
menmehrheit. In  der  ersten  Woche  eines  jeden  Kalenderhalb- 
jahres findet  eine  Sitzung  des  Arbeiterausschusses  statt. 

Ferner  besteht  auf  der  Gewerkschaft  eine  Arbeiter- 
unterstützungskasse, die  gebildet  wird  aus  freiwilligen  Bei- 
trägen — die  Gewerkschaft  selbst  steuert  jährlich  1000  Mk. 
bei  — und  aus  den  einkommenden  Strafgeldern.  Aus  der 
Arbeiterunterstützungskasse  werden  Arbeitern  oder  deren 
Familien  in  Fällen  außerordentlichen  Bedürfnisses  einmalige 
Unterstützung  gewährt. 

Von  den  zahlreichen  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  die 
Werksverwaltung  für  ihre  Arbeiter  geschaffen  hat,  erwähnen 
wir  noch  folgende:  Die  Arbeiter  erhalten  in  den  Kantinen 
der  einzelnen  Schächte  Mittagessen  zum  Preise  von  10  Pfg., 
die  Mehrkosten,  etwa  15 — 20  Pfg.  pro  Portion,  trägt  die 
Gewerkschaft.  Diese  Einrichtung  erfreut  sich  von  seiten 
der  unverheirateten  Arbeiter  eines  lebhaften  Zuspruchs.  Beim 
Abteufen  wird  den  Bergleuten  unentgeltlich  Kaffee  und  Tee 
verabreicht.  Witwen  und  Waisen  von  ehemaligen  Werksan- 
gehörigen werden  jährlich  mit  namhaften  Beträgen  unter- 
stützt, und  für  die  Arbeiterkinder  finden  in  jedem  Jahr 
Weihnachtsbescherungen  statt.  Alljährlich  im  Sommer  wer- 
den auch  schwächliche  Kinder  der  Arbeiter  in  das  Solbad 
Frankenhausen  geschickt.  Die  Werksverwaltung  überläßt  den 
Arbeitern  Kohlen  zum  Engrospreis ; zu  den  gleichen  Be- 
dingungen werden  Kartoffeln  geliefert,  und  1911  wurde  jedem 
Arbeiter  eine  Teuerungszulage  in  Höhe  eines  halben  Monats- 
lohnes zugewiesen. 

Von  vornherein  war  das  Bestreben  der  Grubenverwaltung 
darauf  gerichtet,  durch  eine  großzügige  Wohnungspolitik 
einen  seßhaften  Arbeiterstand  heranzuziehen.  Es  wurde  die 
Kolonie  Marienhall,  ungefähr  800  m vom  Mutterwerk  entfernt, 
in  der  Gemarkung  von  Stockhausen  gegründet,  und  sie  hat 
sich  bis  jetzt  zu  der  Anzahl  von  ca.  30  Wohnhäusern  ausge- 
wachsen. Anfänglich  war  die  Kolonie  für  die  kinderreichsten 
Familien  vorgesehen,  aber  in  letzter  Zeit  ist  die  Nachfrage 
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nach  diesen  Wohnungen  im  allgemeinen  sehr  groß.  Man 
hat  dem  Zweifamilienhaus  mit  gutem  Erfolg  den  Vorzug 
gegeben.  Jede  Familie  hat  ihren  besonderen  Eingang,  vor 
dem  Haus  befindet  sich  ein  Gärtchen,  und  nach  rückwärts 
schließt  sich  ein  Stück  Land  an.  Die  Wohnungen  bestehen 
aus  3 /Zimmern  und  einer  Küche  mit  Zubehör.  1912  wohnten 
im  (ganzen  66  Familien,  zusammen  325  Köpfe  auf  der  Kolonie. 
Die  Wohnungen  werden  den  Arbeitern  für  eine  jährliche 
Miete  von  100 — 120  Mk.  überlassen,  in  den  benachbarten 
Dörfern  stellt  sich  eine  gleichwertige  Wohnung  auf  200 
bis  220  Mk. 

Wie  oben  bereits  erwähnt,  entstammt  die  Mehrzahl  der 
Arbeiter  der  ländlichen  Bevölkerung  und  hat  meist  auch 
ihre  frühere  Beschäftigung  als  Nebenberuf  festgehalten.  Ein 
großer  Teil  der  Arbeiter  besitzt  ein  eigenes  Haus  mit  Grund 
und  Boden  und  in  den  Dörfern  mit  Gemeindewaldungen 
auch  Holzgerechtigkeit.  Aus  diesen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen erklärt  es  sich,  daß  die  Arbeiter  nach  außen  hin 
wenig  organisiert  sind.  In  den  einzelnen  Dörfern  bilden  sie 
Vereine  mehr  geselliger  Natur  und  haben  sich  untereinander 
an  den  Verband  reichstreuer  Bergarbeiter  angeschlossen. 

Die  Verwaltung  fördert  die  Neigung  zu  landwirtschaft- 
licher Beschäftigung,  sie  hat  große  Ländereien  gekauft  und 
verpachtet  diese  in  kleinen  Parzellen  an  die  Arbeiter  zu  einem 
ganz  geringen  Preis. 

Arbeitern,  welche  sich  ein  ihren  Verhältnissen  entspre- 
chendes Wohnhaus  mit  Wirtschaftsgebäuden  bauen  wollen 
und  selbst  im  Besitz  von  etwa  der  Bausumme  sind, 
ferner  mindestens  2 Jahre  schon  im  Dienstverhältnis  der 
Werke  stehen,  nicht  unter  21  und  nicht  über  45  Jahre 
alt  sind,  gewährt  „Glückauf“  ein  Darlehn  bis  zu  3000  Mk. 
Als  weitere  Bedingung  jedoch  ist  daran  geknüpft,  daß 
der  Darlehnsempfänger  der  Gewerkschaft  die  Revision  des 
Neubaues  gestattet,  und  daß  er  in  dem  Wohnhaus  möglichst 
nur  solche  Mieter  aufnimmt,  welche  auf  den  Kaliwerken 
beschäftigt  sind.  Das  Darlehen  wird  als  zweite  Hypothek 
zu  einem  Zinsfuß  von  3»o  und  2ooiger  Tilgung  gegeben. 
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Bewegung  der  Belegschaft  der  Werksanlagen  1901. 


1 1 

Bergwerk  1 

Fabrik 

Zentrale 

Summe 

Besta..d  am  1.  Jan.  1901 

j 262 

72 

136 

470 

Zugang  in  1901 

1 57 

42 

i 62 

I 

161 

Summe 

319 

114 

198 

631 

Abgang  in  1901 

62  1 

34 

47 

143 

Bestand  am  31.  Dez.  1901 

257 

80 

1 

151 

1 

488 

In  den  Ab-  und  Zugängen  sind  die  Überweisungen  aus  einem  Be^ 
trieb  in  den  andern  mit  einbegriffen. 


Bewegung  der  Belegschaft  der  Werksanlagen  im 

Jahre  1912. 


Bergwerk 

I 

11 

III 

IV 

V 

VI 

Fab- 

rik 

Zen- 

trale 

Summe 

Bestand  am 
1.  Jan.  1912 

508 

130 

209 

144 

171 

213 

1375 

Zugang  in  1912 

65 

52 

73 

160 

207 

54 

236 

130 

973 

Summe: 

573 

182 

282 

304 

207 

54 

407 

343 

234S 

Abgang  in  1912 

227 

84 

165 

104 

33 

1 

231 

119 

9b0 

Bestand  am 
31.  Dez.  1912 

346 

98  i 

117 

200 

174 

53 

176 

224 

1388 

In  den  Ab-  und  Zugängen  sind  die  Oberweisungen  aus  einem  Be- 
trieb in  den  andern  einbegriffen. 

Es  wurden  insgesamt  verfahren  auf: 

I 


Bergwerk  I 

123  827,3 

Schichten 

Fabrik 

57  794,55 

M 

Zentrale 

73  030,21 

ft 

Bergwerk  II 

39  347,35 

t1 

Bergwerk  III 

51  518,9 

1t 

Bergwerk  IV 

59  296,6 

tt 

Bergwerk  V 

21  763,45 

tt 

Bergwerk  VI 

1 1 499,05 

tt 

I 


(Brügmanschacht),  Sonders- 
hausen. 

Glückauf  Bebra"  (Petersen- 
schacht). 

Glückauf  Berka“  (Münsterschacht) 
Glückauf  Ost“  (Raudeschacht) 


♦ 1 


»» 


tf 


ft 


Auf  dem  Brügmanschacht  insgesamt  254  652,06  Schichten. 
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Bewegung  der  Belegschaft  in  den  einzelnen  Monatenl912. 
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I 

1 


Arbeiter  und  Schichten,  Durchschnittslohn  pro  Schicht 
und  durchschnittlicher  Jahresverdienst  eines  Arbeiters 

im  Bergwerk,  Schacht  I. 


)ahr 

Durch- 

schnittl. 

Arbeiter- 

zahl 

Summe  der 
Schichten 

i 

Auf  einen 
Arbeiter 
entfallen 
durchschn. 
Schichten 
im  jahr 

Jährl.  Durch- 
schnittslohn 
pro  Schicht 

Durchschn. 
jahresver- 
dienst  eines 
Arbeiters 
in  Mark 

1 

1898  ! 

299 

90  424,2 

302,4 

3,11 

940,46 

1899 

253 

78  524.7 

271 

3,32 

900,00 

1900 

253 

75  733,8 

299 

3,26 

975,00 

1901 

1 257 

77  186,4 

300 

3,22 

967,00 

1902 

242 

69  603,15 

282 

3,20 

920,50 

1903  ; 

260 

77  464,95 

298 

3,13 

933,00 

1904  ! 

262 

78  609,9 

300 

3,19 

957,00 

1905  ' 

261 

77  028 

295 

3,33 

982,50 

1906  1 

268 

79  318 

296 

3,38 

1000,00 

1907 

300 

89  350,5 

297 

3,47 

1030,00 

1908  ; 

290 

83  427 

288 

3,70 

1062,00 

1909 

290 

77  060 

266 

3,42 

970,00 

1910 

425 

127  760 

300 

3,64 

1092,00 

1911  1 

461 

133  622 

290 

3,94 

1 1 62,50 

1912  ! 

1 

420 

1 

123  827 

295 

4,36 

1280,00 

Arbeiter  und  Schichten,  Durchschnittslohn  pro  Schicht 
und  durchschnittlicher  Jahresverdienst  eines  Arbeiters 

in  der  elektrischen  Zentrale. 


)ahr 

1 

[ 

1 

Durch- 

schnittl. 

Arbeiter- 

zahl 

Summe  der 
Schichten 

Auf  einen 
Arbeiter  ent- 
fallen durch- 
schnittlich 
Schichten 
im  Jahr 

Jährl.  Durch- 
schnittslohn 
pro  Schicht 

Durchschn. 
Jahresver- 
dienst eines 
Arbeiters 
in  Mark 

1898 

106 

32  648 

308 

2,48 

766 

1899  ' 

120 

35  596 

296 

2,59 

766 

1900 

140 

44  678 

318 

2,68 

852 

1901 

149 

47  305 

310,7 

2,76 

858 

1902  j 

129 

38  735 

300 

2,81 

844 

1903  1 

140 

43  526 

310 

2,83 

877 

1904  ' 

152 

46  716 

310 

2,84 

880 

1905  1 

157 

47  051 

300 

3,05 

915 

1906 

173 

51  398 

297 

3,13 

930 

1907 

179 

53  974 

302 

3,34 

1007 

1908 

187 

58  009 

310 

3,38 

1048 

1909 

170 

51  553 

303 

3,48 

1054 

1910 

180 

55  263 

307 

3,51 

1078 

1911 

213 

63  155 

297 

3,64 

1081 

1912 

240 

73  030 

304 

3,96 

1200 

— 188  — 


Arbeiter  und  Schichten,  Durchschnittslohn  pro  Schicht 
und  durchschnittlicher  Jahresverdienst  eines  Arbeiters 

in  der  Fabrik. 


jahr 

Durch- 
schnittl. 
i Arbeiter- 
j zahl 

i 

Summe  der 
Schichten 

Auf  einen 
, Arbeiter 
1 entfallen 
i durchschn 
; Schichten 
' im  Jahr 

: |ährl.  Durch- 
schnittslohn 
1 pro  Schicht 

Durchschn. 
Jahres- 
verdienst 
eines  Arbeit, 
in  Mark 

1898 

i 122 

1 

39804,6 

326,2 

2,38 

776 

1899 

90 

27982 

310 

2,67 

828 

1900 

72 

23637 

328 

2,80 

918 

1901 

i 80 

23760 

297 

2,72 

808 

1902 

85 

22138 

260 

2,76 

718 

1903 

101 

29758 

294,6 

2,81 

828 

1904 

89 

27182 

305,4 

i 2,93 

885 

1905 

i 96 

28123 

292,9 

3,16 

926 

1906 

96 

26981  1 

281 

3,25 

914 

1907 

! 88 

25222 

286,6 

3,51 

1006 

1908 

77 

24295 

315,5 

3,24 

1020 

1909 

80 

24228 

285 

3,06 

924 

1910 

120  [ 

35470 

295 

3,31 

976 

1911  i 

150  ! 

42524 

283 

3,56 

1007 

1912 

190 

57795 

304 

3,95 

1200 

Rohsalzförderung  und  Leistung  der  Bergarbeiter  auf 
Schacht  I der  Gewerkschaft  „Glückauf“, 

Sondershausen. 


Jahr 

i Durch- 
schnitt- 
liche Be- 
legschaft 

1 

Rohsalz- 

förderung 

dz 

Verfahrene 

Schichten 

Förden 
' einen 

' pro  Jahr 
dz 

mg  auf 
Mann 
pro  Schicht 
dz 

Arbeitszt. 

täglich 

Stunden 

1898 

299 

1188773 

1 

' 90424,2 

3975,83 

1 ' 

13,14 

8 

1899 

253 

1329883 

78524,7 

5256,4 

17 

: 8 

1900 

i 253 

1502443 

75733,8 

5938,5 

' 19,7 

1 8 

1901 

' 257 

1533173 

77186,4 

5965,6 

19,8 

’ 8 

1902 

242 

967841 

69603,15 

3999,3 

14,3 

8 

1903 

260 

856812 

77464,95 

3295,4 

10,2 

; 8 

1904 

262 

1034956 

78609,9 

3950,2 

13,2 

i 8 

1905 

261 

1105410 

77028 

3816,5 

14,3 

8 

1906 

268 

1239023 

79318 

4996,3 

15,4 

8 

1907 

300  ' 

1025408 

89350,5 

3418 

11,5 

8 

1908 

290 

1127626 

83427 

3888,4 

13 

8 

1909 

290 

1026094  [ 

77060 

3538,2 

13,3 

8 

1910 

425 

2269980  I 

127760 

5341,1 

17,7 

8 

1911 

461  i 

2224522  ' 

133612 

4825,4  ; 

16,6 

8 

1912 

420  j 

2763226  | 

123827 

6602  1 

22,3 

8 

189 
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Unfallstatistik  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  Sonders^ 
hausen  und  ihrer  Tochtergewerkschaften  1894 — 1912. 

Zusammengestellt  aus  den  Unfallmeldelisten. 


Unfälle  im  Bergwerk. 


111. 

I. 

II. 

mit  Erwerbsunfähigkeit  von 

1 ^ 

' D ji: 

Jahr 

mittötlichem 

Ausgang 

mit  dauernd. 
Erwerbs- 

c 

c: 

c 

‘ (j 

u 

JZ 

o 

O 

O 

= 1 

1 P ^ 

Unfähigkeit 

E rj 

n o 

7 

•1^ 

3 



</> 

1894 

1 

1 

3 

4 

1895 

1 

1 

5 

7 

1896 

1 

2 

4 

7 

1897 

1 

3 

24 

28 

1898 

7 

2 

9 

1899 

2 

5 

1 

8 

1900 

1 

8 

4 

13 

1901 

3 

9 

12 

1902 

1 

4 

2 

7 

1903 

6 

5 

^ 11 

1904 

1 

6 

3 

: 10 

1905 

1 

1 

3 

6 

: 11 

1906 

9 

7 

16 

1907 

1 

5 

7 

13 

1908 

11 

10 

21 

1909 

1 

3 

21 

* 

13  , 

38 

1910 

3 

20 

4 

27 

1911 

4 

1 

1 

4 

31 

12  ' 

53 

1912 

2 

2 

1 

2 , 

1 

50 

12  : 

69 

Summe: 

9 

5 

5 

i 

1 

23  1 

1 

225 

97 

364 
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Unfälle  in  der  Zentrale. 


1. 

‘ 

111. 

> ' \ 

i 

mit 

Erwerbsunfähigke 

it  von 

M C 

; ^ o 

|ahr 

mittötlichem 

Ausgang 

1 mit  dauernd. 
! Erwerbs- 

c 

0»  O 

«•g 

I.  o 

c 

V©  O 

! u 

JZ 

u 

o 

> 

o 

' 4) 

i " 

. ^ C u 
■ 1 •— 
ü n 

i Unfähigkeit 

o > 

rj  o 

ji  E Ä«  ^ 

r 3'*" 

' C/5 

1894 

1 

1 

1 

1 

T 

1895 

1 

1896 

i 

t 

1897 

3 

7 

‘ 10 

1898 

1 

14 

3 

18 

1899 

1 

1 

! 9 

1900 

4 

7 

i 

' 11 

1901 

8 1 

8 

1902 

2 

3 : 

5 

1903 

4 

16  i 

20 

1904 

3 

9 1 

12 

1905 

i 

j 

6 

6 

1906 

1 

1 

7 i 

8 

1907 

i 

1 

1 

4 

8 '1 

12 

1908 

1 

8 ii 

9 

1909 

6 

3 - 

Q 

1910 

1 

I 

1 

2 

3 

1 i 

7 

1911 

9 

1 ; 

10 

1912 

t 

1 

8 

4 ! 

13 

Summe: 

1 

i 

1 

1 

8 

66 

85  |l 

160 

191 


Unfälle  in  der  Fabrik, 


- - ' 

1 

JII. 

c 

I. 

II. 

mit  Erwerbsunfähigkeit  von 

‘ im 

\ o 

Jahr 

mit 

mit  dauernd. 

c 
(/}  o 

«■g 

c 

© o 

O 

JZ 

(J 

o 

O 

= -g 

■°.Ei 

: ’^  = 
i o 

tötlichem 

Erwerbs- 

L.  O 

! O 

n o 

N g 

ü ,,  «s 

E — 

Ausgang 

Unfähigkeit 

Hco 

T 

JO 

I 3*^ 

! 3 

C/5 

-- 

'O 

1 c/? 

1894 

j 

4 

1895 

7 

1896 

' 

7 

1897 

i 

1 

1 

2 

9 

2 

13 

51 

1898 

1 

1 

2 

15 

7 

24 

51 

1899 

6 

2 

8 

18 

1900 

4 

4 

8 

32 

1901 

7 

6 

13 

33 

1902 

2 

3 

5 

17 

1903 

3 

6 

9 

40 

1904 

3 

2 

5 

27 

1905 

9 

5 

14 

31 

1906 

4 

5 

9 

33 

1907 

i 

3 

4 

7 

32 

1908 

2 

1 

3 

33 

1909 

1 

4 

1 

4 

51 

1910 

1 

3 

3 

6 

40 

1911 

1 

1 

5 

3 

10 

73 

1912 

3 

26 

3 

32 

114 

Summe: 

1 

11 

105 

1 

53 

170  : 

694 

In  19  Jahren  694  Unfälle, 
durchschnittlich  pro  Jahr  36,5 
pro  Monat  3,4. 


— 192  — 


Jährliche  Lohnsummen  vom  Glückauf  Sondershausen 

Schacht  I,  1898—1912. 


[ 

Jahre 

Löhne 

Jahre 

\ 

Löhne  [ 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

M 574662.07 
,1  537  060.73 
„ 528587.77 
„ 541651.21 
479132.64 
„ 530079.54 
„ 579314.69 
„ 599093.13 

•• 

Übertrag: 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

Summe: 

M 4369581.78  i 

„ 645156.66  | 

„ 645565.45  f 

„ 566569.00 

„ 513717.39 

,,  806634.86 

878862.63  j 

„ 951352.00  ! 

1 

^uiiiiiic;  11  ^ooyoöl./ö  I 

M 9377439.77  i| 

Von  den  Tochtergewerkschaften  Schacht  II -VI 

gezahlte  Löhne. 


Schacht  II  1907—1912 

Schacht  IV  1910—1912 

1907 

1908 

1909 

1910 

n 37810.21 
„ 195750.72 
H 263921.01 
M 202891.65 
„ 197978.62 

1910 

1911 

1912 

M 492.34 

1,  54786.06 
„ 306634.85 

1911 

Summe: 

N 361913.25 

1912 

152999.93 

i 

1 

Summa: 

n 1051352.14 

Schacht  V 1912  M 1 12343.87  j 

Schacht  III  1910-1912 

Schacht  VI  1912/1  13173.99  ] 

G.rn.b.H.  1912/1  1953.28  I 

1910 

M 2366.23 

1911 

„ 199696.62 

1912 

252449.07 

Summe: 

M 454511.92 

Summe  aller  bis  einschl.  1912  vom  GlückauW^onzern  gezahlten  Löhne : | 

11372688.22  Mark.  j 

! 

f ^ 
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Wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der  Kaliwerke 
„Glückauf“  für  Schwarzburg-Sondershausen. 

ln  den  letzt  verflossenen  zwei  Jahrzehnten,  seit  die  mäch- 
tigen Kalisalzlager  in  der  Unterherrschaft  des  Fürstentums 
Schwarzburg-Sondershausen  entdeckt  wurden  und  die  Kali- 
industrie mit  solchem  Erfolg  dort  festen  Fuß  faßte,  hat 
eine  fast  vollständige  Umwälzung  des  Wirtschaftslebens  in 
diesem  Gebiet  des  Fürstentums  ihren  Anfang  genommen,  und 
die  Bewegung  hat  noch  längst  nicht  ihren  Abschluß  gefun- 
den. Bis  zum  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  trug  die  Bevöl- 
kerung der  Unterherrschaft  ausschließlich  ländlichen  Charak- 
ter. Die  ganze  Wirtschaft  dieses  Landstriches  war  auf  land- 
wirtschaftliche Produktion  eingestellt,  da  trat  in  jene  Sphäre 
ein  Faktor  von  solcher  Bedeutung  wie  der  Kalibergbau,  und 
damit  war  das  Zeichen  zur  Industrialisierung  gegeben.  Er 
wurde  der  Bahnbrecher  für  weitere  industrielle  Unternehmen, 
die  auf  dem  von  der  Kaliindustrie  bereiteten  Boden  empor- 
wuchsen, ohne  allerdings  auch  nur  im  entferntesten  die  Be- 
deutung jenes  für  die  Unterherrschaft  des  Fürstentums  wich- 
tigsten Industriezweiges  zu  erlangen.  Gar  manches  Vor- 
urteil und  gar  manches  Hindernis  galt  es  für  den  Kaliberg- 
bau zu  überwinden,  aber  nachdem  einmal  das  Eis  durch- 
brochen war,  konnte  die  Entwicklung  machtvoll  einsetzen. 

Bis  1890  ist  kaum  ein  Wachstum  der  Bevölkerung  der 
Unterherrschaft  wahrzunehmen.  1880  betrug  deren  Zahl: 
37  488;  1890:  37  895,  d.  i.  eine  Zunahme  um  407  Köpfe.  Dann 
jedoch  kommt  die  bis  dahin  stagnierende  Bevölkerung  in 
Fluß.  1900  ist  die  Zahl  der  Bewohner  auf  39375  angewachsen, 
weist  somit  gegen  1890  ein  Mehr  von  1480  Köpfen  auf. 
Dieses  Wachstum  fällt  fast  vollständig  auf  den  Kreis  Sonders- 
hausen, dessen  Bevölkerungszunahme  in  diesen  10  Jahren 
allein  1423  Seelen  betrug.  Bis  1910  ist  eine  weitere  Bevöl- 
kerungsvermehrung des  Kreises  Sondershausen  um  2000 
Köpfe  zu  verzeichnen ; im  gleichen  Zeitraum  stieg  die  Zahl 
der  Bewohner  der  gesamten  Unterherrschaft  auf  41  380.  Im 


Gegensatz  zu  der  Bevölkerungszunahme  des  Kreises  Son- 
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dershausen  steht  der  völlige  Stillstand  im  Wachstum  der 
Bevölkerung  in  dem  Teil  der  Unterherrschaft,  wo  der  Kali- 
bergbau noch  nicht  betrieben  wird,  in  dem  rein  landwirt- 
schaftlichen Kreis  Ebeleben,  dessen  ortsanwesende  Bevöl- 
kerung von  1910  im  Vergleich  zu  1885  um  86  Köpfe  zurück- 
gegangen ist.  Die  Vermutung  liegt  nahe,  daß  somit  eine 
zeitweise  ziemlich  starke  Abwanderung  aus  diesem  Gebiet 
nach  den  Kalibergwerken  hin  stattgefunden  hat.  (Vergl.  an- 
liegende Tabelle : Die  Bevölkerung  des  Fürstentums  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  insbesondere  der  Unterherrschaft  von 
1880  bis  1910.) 

Von  anfangs  ca.  500  Arbeitern  ist  die  Belegschaft  der 
„Glückauf“-Werke  bis  Ende  1912  zu  einer  Stärke  von  ca. 

1400  Mann  angewachsen.  An  diese  gelangte  1895  eine  Lohn- 
summe von  ca.  1/2  Million  und  1912  von  fast  1,8  Milk  Mk. 
zur  Auszahlung,  und  der  Wert  der  von  der  Belegschaft  ge-  ) 

förderten  und  von  der  Gewerkschaft  im  letzten  Jahr  abge- 
setzten Salze  betrug  ca.  61/2  Milk  Mk. 

In  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  i23)  waren  in- 
nerhalb des  Fürstentums  1895:  11  891  Arbeiter  beschäftigt, 

1907:  13195.  In  der  Industrie  1895:  12374,  1907:  16425. 

Das  bedeutet  für  die  Landwirtschaft  eine  Zunahme  ihrer 
Arbeitskräfte  um  11  Oq.  Gleichzeitig  weist  die  Zahl  der  In- 
dustriearbeiter aber  eine  Steigerung  um  33,5 Oo  auf.  Hand 
in  Hand  damit  geht  das  Wachstum  von  Handel  und  Verkehr.  , 

In  diesen  Berufen  wurden  1895  2606  Personen  gezählt,  1907 
dagegen  3159,  also  auch  hier  eine  beträchtliche  Steigerung 
um  21,20/0 

Mit  dem  Zuzug  der  Arbeiter  fing  die  Bewegung  an,  und 
diesen  folgten  bald  Gewerbetreibende  in  nicht  geringer  Zahl 
nach.  Größere  Geschäfte  wurden  ins  Leben  gerufen  und 
günstige  Lebensbedingungen  für  Handwerker  und  Händler 
geschaffen.  Auch  mehrere  Ärzte  ließen  sich  nieder.  In  den 
Ortschaften,  die  den  Kaliwerken  benachbart  sind,  entstanden 
ganze  neue  Häuserreihen,  Wege  und  Chausseen  wurden  ge- 


1-3)  Berufsstatistik  des  Deutschen  Reiches  1895,  1907. 
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baut  und  neue  Kirchen  und  Schulen  errichtet.  Die  Erträge 
der  Landwirtschaft  nahmen  infolge  der  stärkeren  Verwen- 
dung von  Kalidünger,  für  dessen  Verbreitung  auch  die  Ge- 
werkschaft sorgte,  zu.  In  Schwarzburg-Sondershausen  stei- 
gerte sich  der  Verbrauch  von  Kalisalz  von  1890:  102  dz 
K2O  auf  2654  dz  im  Jahre  1911  Mit  dem  Wachstum  der 
Bevölkerung  war  naturgemäß  eine  verstärkte  Bautätigkeit 
verbunden,  mit  der  bald  ein  allgemeines  Steigen  der  Boden- 
preise, teilweise  auf  ca.  das  doppelte  der  bisherigen  ein- 
setzte. 1893  bezahlte  die  Gewerkschaft  für  das  zum  Schacht- 
bau benötigte  Terrain  pro  ha  5400  Mk.,  1911  mußte  sie  bei 
der  Vergrößerung  der  Fabrik  für  den  ha  gleichwertiges 
Land  über  7000  Mk.  aufwenden.  Im  direkten  Verkehr  mit  den 
Gewerbetreibenden  der  dortigen  Gegend  (Spediteur,  Eisen- 
warenhändler usw.)  setzte  die  Gewerkschaft  1894  ca.  46000 
Mark  um  und  1911  nicht  weniger  als  300  000  Mk.  Die  Bei- 


^-^)  Kaliverbrauch  in  Schwarzburg-Sondershausen 

und  in  Preußen 


in  dz  reinen 

Kalis. 

auf  1 qkm  (100  ha)  landwirt^ 
schaftl.  Anbaufläche  in  kg. 

)ahr 

Schwarzbg.- 

Sondershaus. 

Preußen 

Jahr 

Anbaufläche  1 

1 

534,66  qkm  i 

230209,87 

qkm 

1890 

109 

218007 

1890 

20 

94 

1900 

369 

957  998 

1900 

67 

415 

1901 

352 

1 096 1 77 

1901 

64 

475 

1902 

578 

1066017 

1902 

105  i 

462 

1903 

785 

1210598 

1903 

147 

526 

1904 

959 

1 495359 

1904 

179 

650 

1905 

1620 

1600131 

1905 

303  ! 

695 

1906 

1029 

1 808578 

1906 

192 

786 

1907 

867 

1900297 

1907 

162 

825 

1908 

1161 

2155711 

1908 

217 

936 

1909 

1458 

2416123 

1909 

273 

1050 

1910 

2696 

2844137 

1910 

504 

1235 

1911 

2654 

3349879 

1911 

496 

1455 

13* 
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spiele  für  die  wirtschaftlichen  Folgen  des  Kalibergbaues  in 
der  Unterherrschaft  ließen  sich  beliebig  vermehren.  Der  Kali- 
bergbau hat  für  Beamte  und  Arbeiter,  für  Handel  und  Ge- 
werbe eine  Stätte  lohnenden  Verdienstes  geschaffen,  und 
nicht  zuletzt  erstanden  Staat  und  Gemeinden  neue  reiche 
Einnahmequellen,  denn  nicht  zum  wenigsten  hat  der  Fiskus 
verstanden  bedeutende  Einnahmen  aus  den  Kaliwerken  zu 
ziehen.  Wie  schon  erwähnt,  sicherten  die  Verträge  des 
Staates  mit  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  ersterem  größt- 
mögliche Vorteile  ohne  jedes  Risiko,  und  heute  liegen  die 
Verhältnisse  so,  daß  der  Staat  die  Rente  von  „Glückauf“ 
schlechterdings  nicht  mehr  entbehren  kann;  sie  fällt  von 
Jahr  zu  Jahr  bei  dem  Budget  immer  stärker  ins  Gewicht. 

In  dem  Etat  sind  für  die  Finanzperiode  1912—15  unter 
Titel  M;  Einnahmen  aus  Kalibergwerken  253500  Mk.  ein- 
gestellt, diese  Summe  setzt  sich  zusammen  aus: 

O f 

a)  Feste  Grundrente 

1.  Grubenfeldabgabe  der  Gewerkschaft 

,, Glückauf“  Sondershausen  40000  Mk. 

2.  Grubenfeldabgabe  der  Gewerkschaften 
„Glückauf  Bebra“,  „Berka“  und  „Ost“  30  000  „ 

70000  Mk. 

b)  150/0  Anteil  an  verteilter  Ausbeute  und 

Tantieme  des  Aufsichtsrats:  141  000  ,, 

c)  Aus  Kuxenbesitz: 

1.  Ausbeute  auf  10  alte  Kuxe:  9 000  ,, 

2.  aus  den  vom  Staat  erworbenen  335 
Kuxen  der  Gewerkschaften  ,, Glückauf 

Berka“  und  „Ost“  33  500  „ 

42  500  Mk. 

In  Wirklichkeit  betrug  die  Einnahme  des  Staates  aus 
den  Kalibergwerken  im  letzten  Jahr: 
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a)  Grubenfeldabgabe  50000  Mk. 

b)  150/0  des  Reingewinns  und  der  Tantieme 

des  Grubenvorstandes  189  000  ,, 

c)  aus  altem  Kuxenbesitz  12  000  ,, 

„ neuem  „ 33  500  ,, 

284  500  Mk. 

Hierzu  treten  noch  Staatseinkommensteuern  von  „Glück- 
auf“ in  Höhe  von  56390  Mk.,  so  daß  die  Gesamteinnahme 
des  Staates  aus  den  Kalibergwerken  rund  341  000  Mk.  betrug. 

Die  Einkünfte  des  Staates  vom  Glückaufkonzern  in  den 
einzelnen  Jahren  gehen  aus  folgender  Tabelle  hervor: 


j Von  „Glückauf“  gezahlte  Beträge 

i Im  Etat  , ^ ^ 


Jahr 

einge- 
j stelltet 

Gruben' 

15®/o  des  Ausbeute 

Staatsein- 

1 

1 

Insge- 

samt 

feld- 

Reingew.  auf  Kuxe 
u.  Tan-  im  Bes.  d. 

kommen- 

Betrag 

abgabe 

tieme 

Staates 

Steuer 

1898  1 i 

1 

57  500 

40  000 

41  250 

6 875 

5 241 

93  366 

1899  / 

40  000 

75  000 

12  500 

9 201 

136  701 

1900 

40  000 

112  500 

18  750 

14  361 

185  611 

1901 

100000 

40  000 

114  000 

19  000 

20  691 

1 

193  691 

1902 

40  000 

114  000 

7 600 

24  462 

186  082 

1903 

40  000 

114  000 

7 600 

24  792 

186  392 

1904 

40  000 

126  000 

8 000 

27  231 

201  231 

1905 

130  000 

40  000 

157  500 

10  000 

32  121 

239  631 

1906 

40  000 

189  000 

12  000 

36  261 

277  261 

1907 

40  000 

189  000 

12  000 

39  921 

280  921 

1908  i 

40  000 

153  562 

9 750 

37  191 

240  503 

1909 

190  000 

40  000 

94  500 

6 000 

35  943 

176  443 

1910 

40  000 

126  000 

8 000 

28  083 

202  083 

1911 

1 

40  000 

157  000 

43  500 

28  821 

269  321 

1912 

253  500 

50  000 

189  000 

45  500 

56  390 

340  890 

Vermöge  der  Einnahmen  aus  den  Kalibergwerken  war 
der  Staat  imstande,  vor  allem  im  letzten  Jahrzehnt,  verschie- 
dene soziale  Reformen  durchzuführen.  Die  Gehälter  der 
Beamten  wurden  in  den  Jahren  1900,  1908  und  1912  be- 
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trächtlich  erhöht.  Die  Witwen-  und  Waisenversor^ng^“''^) 
wurde  neu  geregelt,  was  nur  möglich  war  infolge  eines 
hohen  Zuschusses,  den  der  Staat  zur  Witwen-  und  Waisen- 
kasse geben  konnte.  Weiter  sind  die  Aufwendungen  des 
Staats  für  Straßenbau  erheblich  gestiegen,  und  die  Regie- 
rung ist  in  der  Lage,  den  Gemeinden  bedeutende  Beihilfen 
zur  Unterhaltung  der  Gemeindestraßen  zu  geben. 

1-^)  Die  Fürsorge  der  Hinterbliebenen  eines  Staatsbeamten  um- 
faßt außer  den  Sterbe-  und  Gnadenbezügen  das  Witwen-  und  Waisen- 
geld. Die  Materie  ist  im  Witwen  und  Waisenkassengesetz  vom  1.  April 
1912  neu  geregelt.  Die  Witwen-  und  Waisengelder  werden  zwar  aus 
der  Staatskasse  gezahlt,  es  besteht  aber  zur  Aufbringung  der  Mittel 
unter  der  Verwaltung  des  Ministeriums,  Abteilung  des  Innern,  eine 
besondere  Witwen-  und  Waisenkasse,  deren  Kassengeschäfte  die 
Staatskasse  führt.  An  Einnahmen  stehen  der  Witwen-  und  Waisen- 
kasse zur  Verfügung;  1.  die  Zinsen  des  Kapitalstocks,  der  durch  das 
Vermögen  der  früheren  Hofbedienten-Witwen-  und  Waisenkasse  und 
durch  einmalige  Zuschüsse  des  verstorbenen  Fürsten  und  des  Prinzen 
Leopold  verstärkt  worden  ist.  2.  Die  Witwen-  und  Waisengeldbeiträge 
der  Verpflichteten.  3.  Der  auf  dem  Kammergut  ruhende  Beitrag  von 
jährlich  11000  Mk.  Der  Zuschuß,  welchen  der  Staat  außerdem  zur 
Witwen-  und  Waisenkasse  leisten  muß,  ist  in  den  Etat  für  die  Periode 
1912—15  mit  60000  Mk.  eingestellt.  Zur  Entrichtung  von  Witwen- 
und  Waisengeldbeiträgen  sind  verpflichtet  alle  Staatsbeamten,  die 
definitiv  angestellten  Geistlichen  und  Lehrer,  die  Hofdiener  und  be- 
rufsmäßigen Kommunalbeamten.  Die  Beiträge  der  Verpflichteten  be- 
tragen jährlich  2 o o des  Diensteinkommens,  Wartegeldes  oder  Ruhe- 
gehaltes. Das  Witwengeld  beträgt  jährlich  ®/io  des  von  dem  verstorbe- 
nen Beitragspflichtigen  zur  Zeit  des  Ausscheidens  aus  dem  aktiven 
Dienste  bezogenen  ruhegehaltsfähigen  Einkommens.  Das  Waisengeld 
beträgt  1.  für  Kinder,  deren  Mutter  lebt  und  zur  Zeit  des  Todes  des 
Beamten  zum  Bezug  von  Witwengeld  berechtigt  war,  i,4  des  Witwen- 
geldes für  jedes  Kind.  2.  für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt 
oder  zur  Zeit  des  Todes  des  Beitragspflichtigen  zum  Bezug  von  Wit- 
wengeld nicht  berechtigt  war,  die  Hälfte  des  Witwengeldes  für  jedes 
Kind.  Witwen-  und  Waisengeld  dürfen  weder  einzeln  noch  zusammen 
3/1  des  von  dem  Verstorbenen  zur  Zeit  seines  Ausscheidens  aus  dem 
aktiven  Dienst  bezogenen  ruhegehaltsfähigen  Diensteinkommens  über- 
steigen. War  die  Witwe  mehr  als  20  Jahre  jimger  als  der  Verstorbene, 
so  wird  das  Witwengeld  für  jedes  vollendete  Jahr  des  Alterunter- 
schiedes über  20  bis  einschließlich  30  Jahr  um  V20  gekürzt.  Keinen 
Anspruch  auf  Witwengeld  hat  die  Witwe,  wenn  die  Ehe  mit  dem  Ver- 
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1Q12  betrugen  die  Ausgaben  des  Staats  für  Straßen-  und 
Brückenbauten  allein  242000  Mk.  einschließlich  30  000  Mk. 
Zuschuß  an  die  Gemeinden.  Ferner  steuert  der  Staat  zur 

Besoldung  der  Volksschullehrer  bei. 

Es  sind  weiter  zu  erwähnen  die  erheblichen  Aufwen- 
dungen für  Staatsbauten,  so  für  das  neue  Amtsgebäude 
in  Arnstadt,  Zuschüsse  zur  Erneuerung  der  Liebfrauen- 
kirche, zum  Erweiterungsbau  des  Krankenhauses  daselbst 
und  zu  zahlreichen  Schulbauten.  Wenn  in  Schwarzburg- 
Sondershausen  auch  in  entlegenen  Orten  auf  dem  Thüringer 
Wald  usv\^  mustergültige  Schulgebäude  stehen,  und  fast 
in  jedem  Ort  tadellose  Wasserversorgung  mit  Hochdruck- 
leitungen vorhanden  ist,  so  ist  dies  nur  möglich  gewesen 


storbenen  innerhalb  dreier  Monate  vor  dem  Ableben  geschlossen  ist. 
Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Witwen-  und  Waisengeldes  erlischt 
1.  für  jeden  Berechtigten  mit  dem  Ablaufe  des  Vierteljahrs,  in  dem  er 
sich  verheiratet  oder  stirbt.  2.  für  jede  Waise  außerdem  mit  dem 
Ablaufe  des  Vierteljahres,  in  dem  sie  das  21.  Lebensjahr  vollendet. 
(Vgl.  hierzu  Witvv'en-  und  Waisenkassengesetz  vom  1.  April  1912,  Ges. 
Samml.,  S.  316,  393  ff.) 

1-®)  Das  Volksschullehrerbesoldungsgesetz  vom  1.  Februar  1912 
setzt  die  Besoldung  eines  unwiderruflich  angestellten  Volksschulleh- 
rers auf  1300  Mk.  fest.  Dieses  Grundgehalt  erhöht  sich 
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Zu  den  Gehaltsstufen  IV— X werden  aus  der  Staatskasse  folgende 
Beträge  gezahlt: 
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durch  die  vom  Staat  gewährten  bedeutenden  Beihilfen  i- * ) 
Daß  dies  alles  nicht  gemacht  werden  konnte,  ohne  die  Mehr- 
einnahmen, die  durch  „Glückauf“  erschlossen  worden  sind, 
ist  klar  und  unbestritten.  Vergegenwärtigen  wir  uns  noch, 
daß  der  Etatsatz  der  Staatseinkommensteuer  für  1912—1915 
680000  Mk.  beträgt,  und  „Glückauf“  1912  daran  mit  rund 
57  000  Mk.,  also  beteiligt  ist,  die  sonstigen  Einnahmen 
des  Staats  aus  dem  Kalibergwerk  wie  angeführt  mit  ca. 
254000  Mk.  veranschlagt  sind,  so  wird  man  das  äußerst 
rege  Interesse  der  Regierung  für  ihren  besten  Steuerzahler, 
der  beinahe  lOo/o  der  gesamten  Ausgaben  aufbringen  muß, 
begreifen.  Freilich  könnten  sich  die  Einnahmen  des  Staats 
aus  dem  Bergwerk  auf  das  Doppelte  belaufen,  wenn  man 
nicht  240  Kuxe  zur  Unzeit  veräußert  hätte.  Wir  verweisen 
nochmals  auf  den  Auszug  aus  dem  Etat  des  Fürstentums, 
die  Zahlen  reden  eine  so  deutliche  Sprache,  daß  wir  uns 
ersparen  können,  weitere  Posten  zum  Vergleich  hier  heran- 
zuziehen. 

Aus  diesen  Ausführungen  geht  hervor,  daß  dem  Staat 
schon  um  seiner  Finanzen  willen  außerordentlich  viel  an 
dem  weiteren  Gedeihen  des  Glückaufkonzerns  liegen  muß. 
Sollte  hierin  eine  Änderung  eintreten,  so  würden  damit  weit- 
gehende Verschiebungen  und  kaum  zu  übersehende  Nach- 
teile für  den  kleinen  Staat  verbunden  sein. 

Im  Folgenden  wollen  wir  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
des  Kalibergbaues  für  die  Stadt  Sondershausen,  in  der  die 
Gewerkschaft  ihren  Sitz  hat,  und  für  die  Gemeinden  Stock- 
hausen, Großfurra  und  Bebra,  auf  deren  Gemarkungen  die 
Anlagen  der  Kaliwerke  liegen,  darzustellen  versuchen. 

12")  Es  steuerte  der  Staat  z.  B.  1904  zum  Bau  der  Wasserleitung 
der  Stadt  Langewiesen  40000  Mk.,  zu  dem  der  Wipfradörfer  (7  kleine 
Gemeinden)  72000  Mk.  bei.  1908  für  die  Wasserleitung  von  Greußen 
50000  Mk.,  der  von  Möhrenbach  und  Oehrenstock  je  10000  Mk.,  1912 
für  6 Gemeinden  70000  Mk.  Von  Unterstützungen  des  Staates  für 
Schulneubauten  führen  wir  nur  an:  1908  der  Gemeinde  Großbreiten- 
bach 33000  Mk.,  Masserberg  16  000  Mk.,  Pennewitz  18000  Mk., 
Geschwenda  30000  Mk.  usw. 
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Der  wirtschaftliche  Aufschwung  der  Stadt  Sondershausen 

durch  den  Kalibergbau. 

Seit  der  Kalibergbau  im  Fürstentum  Schwarzburg-Son- 
dershausen  seinen  Einzug  gehalten,  hat  auch  die  kleine 
Residenz  des  Landes,  die  wohl  in  der  Welt  nur  selten  und 
dann  in  Verbindung  mit  den  Namen  einiger  Künstler,  die 
ihre  Ausbildung  dort  genossen  hatten,  genannt  wurde,  ein 
ganz  verändertes  Aussehen  bekommen.  Es  ist  vorbei  mit  der 
beschaulichen  Ruhe,  die  man  der  Stadt  in  den  50  Jahren 
des  vergangenen  Jahrhunderts  noch  erhalten  hatte,  indem 
man  eine  direkte  Berührung  mit  der  Eisenbahn  zu  ver- 
hindern wußte  und  den  Bahnhof  Sondershausen  an  der 
Strecke  Nordhausen-Erfurt  eine  halbe  Wegstunde  von  der 
Stadt  entfernt  in  der  Gemarkung  eines  Nachbardorfes  an- 
legen  ließ.  Mit  der  Ausdehnung  des  Kalibergbaues  beginnt 
die  Gemeinde  an  Wohlstand  zu  gewinnen,  und  die  heutige 
Größe  und  Blüte  der  Stadt  ist  hauptsächlich  auf  die  Kali- 
industrie zurückzuführen.  Ein  lebhafter  Zuzug  nach  Son- 
dershausen von  Gewerbetreibenden  setzte  ein,  die  Ein- 
wohnerzahl ist  in  den  letzten  20  Jahren  von  6634  auf 
7850  Köpfe  gestiegen.  Das  rasche  Wachstum  hatte  eine 
rege  Bautätigkeit  zur  Folge,  es  sind  seit  1892  mehr  als 
200  Wohnhäuser  gebaut  worden.  Eine  bedeutende  Erwei- 
terung des  Stadtbauplans  wurde  nötig,  ganze  Straßenzüge 
sind  entstanden,  das  Weichbild  der  Stadt  hat  sich  beträcht- 
lich ausgedehnt,  und  heute  ziehen  sich  einzelne  Straßen  mit 
schmucken  Landhäusern  bis  zum  Bergwald  hmauf.  Unter 
den  in  den  letzten  Jahren  entstandenen  Gebäuden  ist  vor 

allem  die  katholische  Kirche  zu  nennen,  die  mit  Unter- 

« 

Stützung  der  Gewerkschaft  ,, Glückauf“  erbaut  wurde. 

Das  ganze  Aussehen  der  Stadt  hat  sich  vorteilhaft  ver- 
ändert. Die  Straßen  wurden  gepflastert  und  kanalisiert,  und 
freundliche  Anlagen  w'urden  geschaffen.  Neue  Hotels  und 
eine  ganze  Reihe  von  Geschäften,  darunter  auch  einige 
größere  Spezialgeschäfte  sind  entstanden,  und  die  alten 
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vergrößerten  sich  zum  Teil  nicht  unerheblich.  Heute  sind 
zwei  im  Verhältnis  zur  Größe  des  Städtchens  ansehnliche 
Warenhäuser  vorhanden,  und  selbst  der  unvermeidliche  Kino 
fehlt  nicht.  So  wurden  auf  der  Basis  der  Kaliindustrie  neue 
Lebensbedingungen  für  Handwerker  und  Händler  geschaffen, 
und,  soweit  solche  schon  vorhanden,  wesentlich  verbessert. 
Eine  dritte  Apotheke  erwies  sich  als  notwendig,  und  nicht 
weniger  als  6 Ärzte  haben  sich  seit  1895  in  Sondershausen 
niedergelassen,  so  daß  es  deren  jetzt  9 gibt.  Mit  dem 
Wachstum  der  Bevölkerung  und  des  Handels  war  auch  eine 
erhebliche  Steigerung  des  Verkehrs  verbunden.  Überall  ist 
eine  Aufwärtsbewegung  zu  bemerken,  und  in  das  ganze 
Erwerbsleben  jener  Gegend  ist  ein  frischer  Zug  hinein- 
gekommen. 

Im  Laufe  der  Zeit  siedelte  sich  ein  großer  Teil  der  Ar- 
beiterschaft des  Glückaufkonzerns  in  der  Stadt  an ; aus  deren 
Zuzug  erwuchs  der  Stadt  eine  beträchtliche  Mehrbelastung, 
denn  die  Steuern  der  Arbeiter  stehen  in  keinem  Verhältnis 
zu  den  Kosten,  die  der  Stadt  schon  allein  dadurch,  daß  die 
Kinder  da  zur  Schule  gehen,  verursacht  werden.  1908 
wohnten  in  Sondershausen  152  Bergarbeiter  mit  335  An- 
gehörigen, 1912  aber  263  mit  ca.  620  Angehörigen.  Die 
Ausgaben  der  Stadtverwaltung  für  die  Volksschule,  Po- 
lizei usw.  sind  in  den  letzten  20  Jahren  recht  be- 
trächtlich gestiegen,  was  zum  großen  Teil  durch  das 
Wachsen  der  Arbeiterbevölkerung  hervorgerufen  ist.  Von 
1897 — 1911  ist  die  Gemeindeschuld  von  ca.  1 Million  Mk. 
auf  rund  1,5  Millionen  Mk.  angewachsen,  d.  i.  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  1897  ca.  146  Mk.,  1911  dagegen  197,50  Mk. 
Gleichzeitig  haben  sich  jedoch  die  Einnahmen  der  Stadt 
sehr  zu  ihren  Gunsten  verändert.  1895  betrug  das  Staats- 
steuersoll der  Stadt  Sondershausen  64100  Mk.  und  der  Ge- 
meindezuschlag bei  136o,o  ca.  83200  Mk.  Bis  Ende  1911 
hatten  sich  beide  beinahe  verdoppelt.  Trotz  des  Anwachsens 
der  Gemeindeschuld  ist  die  Finanzlage  der  Stadt  Sonders- 
hausen nicht  schlecht,  denn  der  Erhöhung  der  Schuldenlast 
stehen  heute  werbende  Werte  gegenüber,  vor  allem  Gas- 
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anstalt,  Wasserleitung  und  neuerdings  auch  ein  Elektrizitäts- 
werk. Die  Unternehmen  der  Stadt  warfen  1892  einen  Über- 
schuß von  ca.  16000  Mk.  ab,  1912  betrug  er  35000  Mk.  Und 
wenn  andererseits  der  Prozentsatz  des  Gemeindezuschlags 
nicht  erhöht  worden  ist  trotz  erheblicher  Mehrbelastung  des 
Stadtsäckels,  die  ja  nur  zum  kleinen  Teil  in  der  Kaliindustrie 
ihren  Grund  hat,  denn  es  mußten  doch  z.  B.  Wasserleitungs- 
und Kanalisationsanlagen,  Straßenpflasterung  usw.  auf  jeden 
Fall  ausgeführt  werden,  wenn  die  Residenz  einigermaßen  auf 
der  Höhe  bleiben  wollte,  wenn  also  nach  wie  vor  136^0 
Zuschlag  erhoben  werden,  so  ist  der  Grund  hierfür  in  den 
Einnahmen  zu  suchen,  die  der  Stadt  aus  dem  Kalibergwerk 
„Glückauf“  zufließen.  Objektiv  betrachtet  steht  sich  die  Stadt 
Sondershausen  am  günstigsten  von  den  Gemeinden,  denen 
aus  den  Kalibergwerken  einerseits  Aufwendungen,  anderer- 
seits aber  auch  beträchtliche  Einnahmen  erwachsen.  Als 
Sitz-Gemeinde  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  stehen  der  Stadt 

Sondershausen  nach  dem  Gemeindeabgabengesetz  25^0 

der  Staatseinkommensteuer  zu.  1912  betrug  der  auf  Son- 
dershausen entfallende  Teil  19271  Mk.  Zweitens  hat  weit- 


i-s)  Gemeindeabgabengesetz  vom  16.  August  1897,  § 19:  Der 

Gemeindeeinkommensteuer  sind  unterw'orfen ; 3.  Die  ein- 

kommensteuerpflichtigen Gesellschaften,  Vereine  und  Stiftungen,  wel- 
che in  der  Gemeinde  Grundbesitz,  Gewerbe-  oder  Handelsanlagen  oder 
sonstige  gewerbliche  Betriebsstätten  (einschließlich  der  Bergwerke) 
haben,  Handel,  Gewerbe  oder  Bergbau  treiben,  hinsichtlich  des  ihnen 
in  der  Gemeinde  aus  diesen  Quellen  zufließenden  Einkommens. 
§ 21 : Bei  Heranziehung  der  Steuerpflichtigen  zur  Einkommensteuer 
in  ihren  Wohnsitzgemeinden  sind  ihnen  von  den  auf  das  Gesamtein- 
kommen zu  berechnenden  Steuer  diejenigen  Steuerbeträge  in  Abrech- 
nung zu  bringen,  welche  sie  außerhalb  der  Wohnsitzgemeinde  aus 
Grundbesitz,  Gewerbe-  oder  Handelsanlagen  oder  sonstigen  gewerb- 
lichen Betriebsstätten  (einschließlich  der  Bergwerke) zu  ent- 

richten haben.  Würde  jedoch  hiernach  der  Wohnsitzgemeinde  weniger 
als  ein  Viertel  der  auf  das  Gesamteinkommen  berechneten  Steuer 
verbleiben,  so  ist  die  Wohnsitzgemeinde  berechtigt,  ein  volles  Viertel 
der  letzteren  zu  erheben.  In  diesem  Falle  hat  in  denjenigen  Gemein- 
den, in  welchen  der  Grundbesitz  liegt  oder  das  gewerbliche  Einkorn- 
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aus  die  Mehrzeit  der  Beamten,  in  der  Hauptsache  die  höher 
besoldeten  in  Sondershausen  ihren  Wohnsitz,  wodurch  der 
Stadtgemeinde  recht  beachtenswerte  Steuern  zufließen,  1908 
wohnten  in  Sondershausen  17  Beamte  der  Gewerkschaft, 
die  zusammen  ca,  100 — 110000  Mk,  versteuerten,  1912  waren 
es  22,  deren  steuerpflichtiges  Einkommen  ca,  140 — 150000 
Mark  betrug.  Und  drittens  haben  vor  allem  die  Kaufleute 
der  Stadt  solchen  Nutzen  von  Beamten  und  Arbeitern  der 
Gewerkschaft  „Glückauf“  und  nicht  zuletzt  vom  Kaliberg- 
werk selbst,  daß  deren  Steuerkraft  wesentlich  steigt;  den 
Vorteil  hat  auch  hiervon  wiederum  die  Stadt, 

Die  Armenlasten  in  Sondershausen  haben  sich  nicht  ver- 
mehrt, sind  relativ  sogar  zurückgegangen  und  stellen  heute 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  einen  geringen  Betrag  dar. 
Die  Armenpflege  ist  nach  dem  Elberfelder  System  geregelt, 
die  Verwaltung  der  Armenkasse  liegt  der  Stadtkämmerei 
ob.  Ferner  sei  noch  erwähnt,  daß  die  Gewerkschaft  die 
Wohltätigkeitsvereine  wie  den  Frauenverein,  außerdem  die 
Kinderbewahranstalt  Mathildenpflege  und  die  Armenpflege 
und  die  Armenkasse  selbst  jährlich  mit  je  500i  Mk,  unter- 
stützt, Zum  Bau  der  katholischen  Kirche  hat  die  Gewerk- 
schaft ca,  10000  Mk,  beigesteuert  und  stiftet  für  Verschö- 
nerungen der  Stadt  jährlich  namhafte  Beträge, 

Die  Lebensführung  der  Einwohner  von  Sondershausen 
hat  sich  in  letzter  Zeit  gehoben.  Es  wurden  z,  B.  im  städti- 
schen Schlachthaus  geschlachtet: 

men  gewonnen  wird,  eine  verhältnismäßige  Herabminderung  der  dort 
angeforderten  Gemeindesteuer  einzutreten.  §22:  Erstrecken  sich  die 
Gewerbe-  und  Handelsanlagen  oder  sonstigen  gewerblichen  Betriebs- 
stätten eines  Gewerbe-,  Handels-  oder  Bergbauunternehmens  über 
mehrere  Gemeinden  ohne  Begründung  von  Zweigniederlassungen  in 
den  verschiedenen  Gemeinden,  so  ist,  sofern  nicht  zwischen  diesen 
und  dem  Steuerpflichtigen  eine  Vereinbarung  über  Verteilung  des  ge- 
meindesteuerpflichtigen Einkommens  aus  dem  Unternehmen  erzielt 
wird,  diese  Teilung  nach  dem  Maße  der  den  einzelnen  Gemeinden 
aus  dem  Unternehmen  erwachsenden  Lasten  und  unter  Berücksichti- 
gung ihrer  wirtschaftlichen  Verhältnisse  durch  den  zuständigen  Land- 
rat vorzunehmen. 
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Ochsen 

Kühe 

Kälber 

Schweine 

Schafe 

1910: 

48 

388 

1319 

3178 

839 

1905: 

76 

369 

1287 

2267 

580 

Das  sind  im  Jahre  1905  insgesamt  4579  Schlachttiere,  1910: 
5774, 

Ein  Zeichen  des  zunehmenden  Wohlstandes  ist  auch  in 
der  Erhöhung  des  Einlagebestandes  der  städtischen  Spar- 
kasse, der  sich  seit  1890  vervierfacht  hat,  zu  erblicken.  Es 
betrug  der  Einlagebestand  am  Jahresschluß: 


1890 

1895 

1900 

1905 

1910 

1912 


1246454,90  Mk 
1629211,56  „ 
2439780,80  „ 
3391  527,00  „ 
4371  542,40  „ 
4889971,20  „ 


Das  ist  pro  Kopf  der  Bevölkerung  1890:  188  Mk,  und  1912 
623  Mk, 


Die  Bedeutung  des  Glückaufkonzerns  für  die  Gemeinde 

Stockhausen. 

Der  wirtschaftliche  und  soziale  Aufschvvomg,  die  segens- 
reichen Wirkungen  überhaupt,  die  die  Kaliindustrie  im  Ge- 
folge gehabt  hat,  treten  in  den  vollkommen  veränderten  Ver- 
hältnissen des  Dorfes  Stockhausen  am  deutlichsten  herv-^or, 
Stockhausen  liegt  nur  ca,  1 km  vom  Brügmanschacht,  dem 
ältesten  Werk  des  Glückaufkonzerns,  entfernt.  Die  gesamten 
Tagesanlagen  des  Mutterwerkes,  nur  das  Eisenbahnanschluß- 
gleis nach  der  Haltestelle  Glückauf  ausgenommen,  und  der 
überwiegende  Teil  der  Grubenbaue  unter  Tage  befinden  sich 
in  der  Gemarkung  des  genannten  Ortes,  Der  Einfluß  der  Kali- 
industrie machte  sich  hier  zuerst  geltend,  er  setzte  schon  mit 
dem  Abteufen  des  Schachtes  ein,  und  so  wurde  von  Anfang 


Übersicht  über  die  Finanzen  der  Stadt  Sondershausen 
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an  die  Gemeinde  Stockhausen  von  dem  Kalibergbau  in 
Mitleidenschaft  gezogen  und  ist  heute  vollständig  von  ihm 
abhängig.  Der  Charakter  des  Dorfes  hat  sich  von  Grund 
aus  geändert,  und  gerade  hier  ist  die  aufwärtsgehende  Be- 
wegung in  der  wirtschaftlichen  Entfaltung  der  Gegend,  die 
von  der  Kaliindustrie  herbeigeführt  ist,  am  weitesten  fort- 
geschritten und  am  stärksten  ausgeprägt.  Vor  der  Er- 
schließung der  Kalisalzlager  war  Stockhausen  ein  kleines, 
schmutziges  Dorf  mit  einer  schlechten  Straße  und  un- 
ansehnlichen Hütten,  und  nur  ein  Brunnen  lieferte  trink- 
bares Wasser.  Seine  Bewohner  waren  in  der  Hauptsache 
Waldarbeiter,  Maurer,  Zimmerleute  und  kleine  Landwirte, 
die  auf  den  Nachbargütern  gleichzeitig  Tagelöhnerdienste 
verrichteten.  Auch  ein  Teil  der  fürstlichen  Parkwärter  aus 
Sondershausen  wohnte  dort.  Große  Güter  liegen  in  der 
Stockhäuser  Flur  nicht,  der  größte  Teil  des  Landes  gehörte 
zur  fürstlichen  Domäne,  und  nur  3 oder  4 Bauern  hatten 
einen  Feldbesitz  von  40 — 50  Morgen.  In  den  guten  Jahres- 
zeiten arbeiteten  die  Handwerker  in  den  Städten,  im  Winter 
jedoch  lagen  sie  müßig  zu  Hause  und  hatten  dann  meist 
nichts  zu  essen.  Den  Hauptbestandteil  ihrer  Nahrung  bil- 
deten Kartoffeln  und  Öl.  Nach  glaubwürdigen  Erzählungen 
soll  der  Schnapskonsum  in  hoher  Blüte  gestanden  haben. 
Die  Leute  tranken  den  ,, Nordhäuser“  aus  sogen.  Schwanz- 
meisen, das  sind  Gläser  von  einer  charakteristischen,  einem 
großen  Kelch  ähnlichen  Form,  die  aber  heute  aus  dem  Ge- 
brauch ganz  verschwunden  sind. 

Die  Folgen  der  Unterernährung  und  des  übermäßigen 
Alkoholgenusses  war  der  körperliche  Verfall  eines  großen 
Teiles  der  Bevölkerung.  In  sanitärer  Hinsicht  herrschten 
fürchterliche  Zustände,  die  Kindersterblichkeit  war  erschrek- 
kend  groß  und  noch  1890  starben  38,2 0/0  aller  Geborenen 
innerhalb  der  ersten  drei  Lebensjahre.  Von  Kranken-  und 
Säuglingspflege  hatte  man  noch  am  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts so  gut  wie  keine  Ahnung.  Stockhausen  war  ein 
Herd  der  Tuberkulose,  die  Opfer  auf  Opfer  forderte,  und 
fast  keine  Familie  blieb  von  ihr  verschont. 
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Mit  der  ErschliefJung  der  Kalisaklager  im  Stockhäuser 
üemeindebezirk  änderten  sich  diese  Verhältnisse  vollständig. 
In  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  ist  mit  Stockhausen  eine 
geradezu  erstaunliche  Wandlung  vorgegangen.  Das  verwahr- 
loste Dorf  von  einst  und  die  stattliche  Gemeinde  von  heute 
sind  nicht  wiederzuerkennen.  Wenn  irgendwo,  dann  ist  hier 
die  Industrie  zum  Segen  ausgeschlagen.  Auf  dem  Kaliwerk 
fanden  eine  große  Anzahl  der  Bewohner  des  Dorfes  dauernde 
und  lohnende  Arbeitsgelegenheit,  nun  lagen  sie  nicht  mehr 
monatelang  ohne  Beschäftigung  brotlos  zu  Hause.  Dem  ge- 
ringen bisherigen  Verdienst  standen  die  schon  damals  im  Ver- 
hältnis hohen  Löhne  beim  Abteufen  gegenüber.  In  der  Stadt 
Sondershausen  verdiente  z.  B.  ein  Maurer  1890  im  Tagelohn 
2,80  Mk.,  auf  dem  Schacht  1893  beim  Abteufen  3,62  Mk. 
Bei  dem  Schachtbau  wurde  natürlich  eine  beträchtliche 
Menge  von  Arbeitskräften  benötigt,  und  so  begann  ein  star- 
ker Zuzug  von  Arbeitern.  Da  Stockhausen  für  diese  am  be- 
quemsten lag,  siedelte  sich  die  überwiegende  Mehrzahl  dort 
an.  1892  zählte  die  Gemeinde  880  Köpfe,  1894  waren  es  be- 
reits 1075  und  heute  hat  Stockhausen  ca.  2200  Einwohner.  Das 
ist  also  eine  Verdoppelung  der  Einwohnerzahl  innerhalb  der 
letzten  20  Jahre,  Da  für  die  zuströmende  Bevölkerung  die 
Wohngelegenheiten  nicht  im  entferntesten  mehr  genügten, 
mußten  neue  Wohnstätten  geschaffen  werden,  und  so  trat 
auch  in  Stockhausen  eine  lebhafte  Bautätigkeit  ein.  171  Wohn- 
häuser gab  es  1890,  und  Ende  1912  waren  es  über  300. 

Schnell  stiegen  die  Bodenpreise;  1890  kostete  ein  Mor- 
gen Land  500 — 700  Mk.,  1900  800 — 900  Mk.  und  heute  gar 
1100 — 1200  Mk.  Vor  10  Jahren  war  ein  kleines  Häuschen 
mit  einem  Stück  Garten  für  ca.  8000  Mk.  käuflich,  und  für 
ein  gleichwertiges  werden  heute  12000  Mk.  verlangt.  Da 
eine  lebhafte  Nachfrage  nach  Pachtland  herrscht,  sind  auch 
die  Pachtpreise  in  die  Höhe  gegangen  von  20 — 30  Mk.  pro 
Morgen  Anfang  der  90  er  Jahre  auf  60--75  Mk.  in  letzter  Zeit. 
Zeit.  Es  macht  sich  schon  ein  gewisser  Landmangel  geltend, 
dem  jedoch  leicht  abgeholfen  werden  könnte,  wenn  sich  die 
Regierung  zur  Aufteilung  von  Domänenland  entschließen  würde. 
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1896  ließen  sich  die  ersten  neuen  Gewerbetreibenden  in 
Stockhausen  nieder,  bezeichnenderweise  waren  es  ein  Bar- 
bier und  ein  Wirt.  Diesen  sind  im  Laufe  der  Jahre  eine 
ganze  Anzahl  Gewerbetreibende  der  verschiedensten  Berufe 
nachgefolgt,  teils  eröffneten  auch  eingesessene  Stockhäuser 
kleine  Läden.  Der  erste  Schlächter  siedelte  sich  1899  an, 
ein  zweiter  und  gleichzeitig  ein  Bäcker  folgten  2 Jahre  spä- 
ter. Heute  gibt  es  5 Fleischerläden  und  4 Bäckereien  außer 
dem  Gemeindebackhaus.  Materialwarenhandlungen,  Schnitt- 
warengeschäfte usw.  sind  existenzfähig  geworden.  Auch  ein 
Geschäft,  das  sich  stolz  Warenhaus  nennt,  und  wo  bunt 
durcheinandergewürfelt  alles  zu  kaufen  ist,  von  dem  Gruben- 
licht, der  Zündschnur  und  der  Mütze  des  Bergmanns  an  bis 
zum  Gerät  des  Landwirts  und  den  Bedürfnissen  des  A-B-C- 
Schützen,  ist  eingerichtet  worden.  Dem  Bedürfnis  entspre- 
chend wurden  zwei  Schankkonzessionen  erteilt,  die  alten 
Wirtschaften  wurden  erweitert,  und  zwei  große  Tanzsäle 
sind  gebaut  worden.  1902  wurde  eine  alte  Forderung  er- 
füllt, Stockhausen  erhielt  die  so  dringend  nötige  Postagentur. 

Alle  Geschäfte  haben  ihre  Lebensbedingungen  gefunden, 
aber  im  ganzen  Dorf  gibt  es  keinen  Schuhmacher  und  keinen 
Schneider  mehr.  Beide  haben,  als  sie  eine  Existenz  zu  grün- 
den versuchten,  in  der  damals  ca.  1500  Seelen  zählenden  Ge- 
meinde ihr  Auskommen  nicht  gefunden.  An  Arbeit  zwar  hat 
es  ihnen  nicht  gefehlt,  wohl  aber  an  der  Bezahlung.  Nach- 
dem ihr  eigener  Kredit  erschöpft  war  und  sie  sich  an  ihre 
Kunden  halten  mußten,  machten  diese  plötzlich  ihre  Ein- 
käufe in  Sondershausen.  Doch  Schuhmacher  und  Schneider 
wußten  sich  zu  helfen,  sie  vertauschten  ihr  bisheriges  Werk- 
zeug mit  der  Bergmannshacke.  Beide  fanden  wie  so  viele  an- 
dere auf  „Glückauf“  Arbeit  und  sind  dort  heute  noch  be- 
schäftigt. Seit  diesem  fehlgeschlagenen  Versuch  haben  Klein- 
handwerker eine  Wiederholung  nicht  gewagt,  zumal  sie  auf 
dem  Bergwerk  ihren  Unterhalt  besser  und  bequemer  finden. 

Der  Gemeinde  Stockhausen  erwuchsen  natürlich  aus  der 
Zunahme  der  Bevölkerung  bedeutende  Lasten.  327  Arbeiter, 
die  auf  den  Werken  des  Glückaufkonzerns  beschäftigt  sind, 
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wohnen  mit  ca.  800  Angehörigen  heute  in  Stockhausen.  Mehr 
als  150/0  der  Einwohnerschaft  arbeiten  auf  den  Schächten,  die 
ungefähr  der  Hälfte  sämtlicher  Einwohner  Lebensunterhalt 
gewähren. 

Auch  bei  Stockhausen  fallen  vor  allem  die  erhöhten  Schul- 
lasten schwer  ins  Gewicht.  Die  Zahl  der  Schulkinder  ist 
dauernd  gestiegen,  wie  aus  folgender  Tabelle  erhellt. 

Die  schulpflichtigen  Kinder  der  Gemeinde  Stockhausen 

1890—1912: 

Zahl  der  Schulkinder: 

ca.  200 
236 
260 
272 
264 
275 
291 
315 
319 
339 
344 
370 
370 
363 
351 
381 

Bis  1892  war  man  mit  zwei  Lehrern  und  einem  kleinen  Schul- 
gebäude mit  nur  zwei  Unterrichtsräumen  ausgekommen.  1893 
mußte  der  dritte  Lehrer  angestellt  werden,  1900  wurde  der 
vierte,  1906  der  fünfte,  1912  der  sechste  nötig.  Die  Schule 
reichte  nicht  mehr  aus,  bis  1899  behalf  man  sich  proviso- 
risch, dann  wurde  die  neue  Schule  ihrer  Bestimmung  über- 
geben, aber  schon  für  das  laufende  Jahr  mußte  wieder  ein 
Erweiterungsbau  vorgesehen  werden. 


Jahr: 

1890 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 
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Inzwischen  war  Stockhausen  auch  Pfarrdorf  geworden, 
und  eine  Pfarre  mußte  gebaut  werden.  Den  wachsenden 
Anforderungen  genügte  die  Kirche  nicht  mehr,  sie  wurde  ab- 
gebrochen und  eine  neue  erbaut.  Die  Wasserverhältnisse 
waren  so  schlecht,  daß  sie  einer  Reform  dringend  bedurften. 
Eine  Hochdruckwasserleitung  beseitigte  den  Übelstand.  Die 
Straßen  genügten  nicht  mehr  dem  gesteigerten  Verkehr,  er- 
hebliche Beträge  zu  ihrer  Instandsetzung  und  Pflasterung 
waren  nötig,  und  endlich  mußte  man  der  Bergleute  wegen, 
die  oftmals  erst  in  der  Dunkelheit  vom  Schacht  heimkehren, 
Straßenbeleuchtung  einführen.  Man  wurde  auch  dieser  For- 
derung gerecht,  indem  man  die  Hauptstraße  an  das  Rohrnetz 
der  städtischen  Gasanstalt  Sondershausen  anschließen  ließ. 
So  harrte  eine  fast  überwältigende  Anzahl  schwerer  Aufga- 
ben ihrer  Lösung  durch  die  kleine  Gemeinde.  Aber  heute 
sind  sie  in  der  Hauptsache  als  gelöst  201  betrachten,  und  teil- 
weise geschah  es  in  glänzendem  Stil.  Aber  möglich  war  die 
Durchführung  aller  dieser  Reformen  nur  durch  die  weit  über 
die  gesetzlichen  Steuern  hinausgehende  Unterstützung,  die 
die  Gewerkschaft  „Glückauf“  der  Gemeinde  Stockhausen  an- 
gedeihen ließ.  Wenn  auch  die  Gemeinde  Anleihen  aufnahm 
und  die  Schuld  sich  fast  versiebenfachte,  auf  200  000  Mk. 
innerhalb  der  kurzen  Spanne  von  12  Jahren  anwuchs  und 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  heute  noch  97  Mk.  beträgt  gegen 
32  Mk.  im  Jahre  1895,  so  ist  doch  in  Wirklichkeit  die  Bela- 
stung der  Bevölkerung  nicht  größer  geworden  und  die  ganze 
Gemeindewirtschaft  überhaupt  nur  durch  die  Steuerkraft  der 
Gewerkschaft  „Glückauf“  durchführbar  gewesen,  da  die  An- 
leihezinsen und  Amortisation  allein  von  ,, Glückauf“  aufge- 
bracht werden.  Und  darüber  hinaus  für  die  sonstigen  Ge- 
meindeausgaben auch  noch  eine  ansehnliche  Summe  bleibt. 
1899 — 1906  war  das  gemeindesteuerpflichtige  Einkommen 
der  Gewerkschaft  „Glückauf“  nach  § 22  des  Gemeinde- 
abgabengesetzes zwischen  der  Stadt  Sondershausen  und 
dem  Dorf  Stockhausen  derart  verteilt,  daß  erste  1/4  des  Ein- 
kommens und  Stockhausen  3/4  des  Einkommens  zur  Be- 
steuerung heranzuziehen  berechtigt  war.  1907  wurde  in  An- 
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erkennung  der  berechtigten  Ansprüche  des  Nachbarortes 
Großfurra  die  Entscheidung  dahin  geändert,  daß  Sonders- 
hausen von  Stockhausen  von  1^20  Großfurra  von 
1/20  des  Einkommens  der  Gewerkschaft  Gemeindesteuern  zu 
erheben  berechtigt  war.  Nachdem  das  Unternehmen  der  Ge- 
werkschaft „Glückauf“  auch  auf  die  Bebraer  Flur  ausge- 
dehnt war,  war  1911  eine  Neuverteilung  nötig.  Dies- 
mal erhielt 


Sondershausen 

25  0/0 

des 

Einkommens 

Stockhausen 

670/0 

)) 

Bebra 

40/0 

)) 

Großfurra 

40/0 

J) 

zur  Besteuerung  zugewiesen.  Stockhausen  bekam  in  sämt- 
lichen Jahren  den  Hauptanteil.  Die  einzelnen  Beträge  waren 
folgende : 

Gemeindeeinkommen-,  Grund-  und  Gebäudesteuern  der 
Gewerkschaft  ,, Glückauf“  an  die  Gemeinde  Stockhausen. 


Jahr: 

Beträge : 

1898 

3921  Mk. 

1899 

6891  „ 

1900 

10761  „ 

1901 

15531  „ 

1 902 

18771  „ 

1903 

18591  „ 

1904 

20421  „ 

1905 

24081  „ 

1906 

27201  „ 

1907 

27951  „ 

1908 

26031  „ 

1909 

25161  „ 

1910 

19671  „ 

1911 

20181  „ 

1912 

38610  „ 
303774  Mk. 

i 
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Schon  auf  Grund  der  ersten  Einnahmen  war  der  Ge- 
meindevorstand von  Stockhausen  in  der  Lage,  den  Gemeinde- 
zuschlag von  125  0/0  auf  100  0/0  herabzusetzen.  Wie  aus- 
schlaggebend die  Gewerkschaft  als  Steuerzahlerin  für  Stock- 
hausen in  Betracht  kommt,  ergibt  sich  daraus,  daß  „Glück- 
auf“ durchschnittlich  doppelt  soviel  Steuern  zahlt,  als  das 
ganze  Staatssteuersoll  der  Gemeinde  beträgt.  Wie  bedeu- 
tend der  Vorsprung  ist,  den  durch  diese  Einnahme  Stock- 
hausen vor  anderen  größeren  Gemeinden  des  Fürstentums 
hat,  geht  aus  folgender  Betrachtung  herv'or:  Das  Steuersoll 
des  Industriestädtchens  Langewiesen  auf  dem  Thüringer 
Wald,  das  ca.  die  doppelte  Einwohnerzahl  und  verhältnis- 
mäßig viel  höhere  Schullasten  als  Stockhausen  aufzubringen 
hat,  beziffert  sich  auf  nur  ca.  30000  Mk.  und  1912  erhielt 
Stockhausen  von  „Glückauf“  allein  38600  Mk. 

Der  Kirchenbau  wäre  ohne  die  tatkräftige  Beihilfe  der 
Gewerkschaft  nicht  möglich  gewesen;  seit  1903  steuerte 
,, Glückauf“  jährlich  2000  Mk.  also  bis  1912  20000  Mk.  allein 
zum  Bau  der  Kirche  bei.  Ferner  stiftete  das  Werk  sämtliche 
Kirchenfenster,  auch  wunderschöne  Altarfenster  in  echter 
Glasmalerei  und  ließ  außerdem  die  Decke  auf  seine  Kosten 
malen.  So  verdankt  Stockhausen  seine  prächtige  Kirche  mit 
einer  herrlichen  Orgel  und  Glocken  nicht  zuletzt  der  Frei- 
gebigkeit von  „Glückauf“.  Von  weiteren  Instituten,  die  die 
Gemeinde  der  Gewerkschaft  zu  verdanken  hat,  erwähnen 
wir  das  1901  errichtete  Diakonissenhaus,  Jetzt  sind  drei 
Schwestern  dort  stationiert,  und  das  jährliche  Gehalt  für 
eine  Diakonissin  bringt  die  Gewerkschaft  auf.  Dadurch  sind 
die  Mehraufwendungen  der  Gemeinde  für  Armenpflege  bei 
weitem  wieder  ausgeglichen,  denn  1911  12  betrugen  die  Ko- 
sten der  Gemeinde  an  Armenpflege  780  Mk,,  das  Gehalt  der 
Schwester  allein  aber  1250  Mk.  In  jedem  Jahr  läßt  der  Gru- 
benvorstand eine  Weihnachtsfeier  für  arme  Kinder  im  Dia- 
konissenhaus veranstalten,  die  dort  reichlich  beschenkt  wer- 
den. Auch  die  Kinderbewahranstalt,  die  Armenkasse  usw. 
unterstützt  „Glückauf“  jährlich  mit  namhaften  Beträgen. 
Seinerzeit  hatte  sich  die  Gewerkschaft  erboten  dem  Ort  den 
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Strom  für  elektrische  Beleuchtung  zum  Selbstkostenpreis  zu 
liefern.  Unverständlicherweise  lehnte  die  Gemeindevertre- 
tung damals  dies  Anerbieten  ab.  Man  wollte  nicht  in  eine 
zu  große  Abhängigkeit  von  dem  Werk  kommen.  Heute  wäre 
man  froh,  wenn  man  damals  von  dem  Entgegenkommen 
Gebrauch  gemacht  hätte,  denn  die  Gemeinde  muß  jetzt  für 
Straßenbeleuchtung  mehr  aufwenden,  als  es  anders  der  Fall 
gewesen  wäre. 

Die  Einrichtung  des  Diakonissenhauses  ist  von  großem 
Segen  für  Stockhausen  gewesen.  Die  hygienischen  Verhält- 
nisse haben  sich  sehr  nach  der  guten  Seite  hin  gewandelt, 
was  auch  im  Sinken  der  Sterbeziffer,  speziell  in  der  Abnahme 
der  Säuglingssterblichkeit  zum  Ausdruck  kommt.  Das  Jahr 
IQll  muß  jedoch  bei  der  Betrachtung  ausgeschaltet  werden, 
weil  damals  infolge  einer  Lungenentzündungsepidemie,  die 
unter  den  kleinen  Kindern  schrecklich  wütete,  anormale 
Zustände  obwalteten.  Besonders  von  1Q05  ab  ist  ein  deut- 
licher Schritt  zur  Besserung  eingetreten.  1890 — 1900  star- 
ben jährlich  im  Durchschnitt  28  Personen,  davon  durch- 
schnittlich allein  10  Kinder  im  ersten  Lebensjahr,  das  sind 
38  0,0  aller  Sterbefälle.  1900—1905  war  die  Sterbeziffer  pro 
Jahr  durchschnittlich  27,  die  der  Säuglinge  allein  8,6,  also 
31,80,0.  1905—1910  sank  die  Säuglingssterblichkeit  weiter 
auf  250/0  aller  Todesfälle,  und  1910  waren  unter  24  Gestor- 
benen nur  2 Kinder  im  Alter  bis  zu  12  Monaten,  also  nur 
8,300.  Gleichzeitig  ist  auch  die  Gesamtsterbeziffer  der  Be- 
völkerung zurückgegangen.  1890  kamen  auf  100  Köpfe  3,1 
Todesfälle,  1910  nur  1,3. 

Nur  den  Nachteil  einer  stark  fluktuierenden  Bevölkerung 
hat  das  Kaliwerk  der  Gemeinde  gebracht.  Dadurch  ist  der 
Charakter  des  geschlossenen  Dorfes  verloren  gegangen  und 
die  einheimischen  Sitten  sind  fast  geschwunden. 
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Bevölkerungsbewegung  in  der  Gemeinde  Stockhausen. 


Jahr: 

Zuzug : 

Wegzug: 

1894 

91 

86 

1895 

63 

69 

1896 

96 

• 84 

1897 

273 

175 

1898 

321 

221 

1899 

299 

256 

1900 

182 

174 

1901 

210 

190 

1902 

160 

224 

1903 

150 

161 

1905 

157 

138 

1906 

197 

191 

1907 

202 

197 

1908 

215 

190 

1909 

269 

246 

1910 

380 

367 

1911 

218 

197 

1912 

529 

282 

Im  ganzen  sind  4012  zugewanderte  Personen  zu  verzeich- 
nen, denen  3448  weggezogene  gegenüberstehen. 

Dieser  Nachteil  dürfte  jedoch  nicht  so  schwer  wiegen,  als 
daß  er  alle  die  guten  und  segensreichen  Wirkungen  der 
Kaliindustrie  aufheben  könnte,  zumal  ja  gar  nicht  zu  ver- 
kennen ist,  daß  der  Bergbau  zu  einem  steigenden  Wohl- 
stand geführt  hat.  Von  Unterernährung  ist  heute  nach  dem 
fachmännischen  Urteil  eines  Sondershäuser  Arztes  keine  Rede 
mehr,  und  die  bergmännische  Bevölkerung  ist  durch  und 
durch  nüchtern.  Die  Zahl  der  Schlachtungen  ist  wesentlich 
in  die  Höhe  gegangen. 


I 


( 
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Zahl  der  Schlachttiere  in  Stockhausen  1904—1911. 


Jahr 

Ochsen 

Kühe 

Kälber 

Schweine 

Schafe 

1904 

2 

3 

4 

690 

5 

1905 

— 

2 

3 

502 

9 

1906 

— 

4 

12 

530 

17 

1907 

5 

10 

23 

695 

1 

1908 

4 

16 

33 

714 

1 

1909 

5 

24 

45 

683 

1 

1910 

2 

41 

41 

844 

9 

1911 

2 

47 

57 

961 

7 

An  vielen  Volksschulen  in  Schwa  rzburg-Sondershausen 
und  so  auch  in  Stockhausen  besteht  die  Einrichtung  einer 
Schulsparkasse.  Fast  alle  schulpflichtigen  Kinder  sind  mit 
einen’  Betrag  in  der  Schulsparkasse  vertreten.  Die  geringste 
Einzahlung  beträgt  in  Stockhausen  1 Mk.  Nun  sind  in  den 
letzten  Jahren  die  Einlagen  beständig  stark  gestiegen,  und 
da  im  allgemeinen  das  Geld  von  den  Eltern  der  Schulkinder 
stammt,  do  dürfte  die  Zunahme  der  Einlage  auf  den  allge- 
meinen Wohlstand  ein  bezeichnendes  L.icht  werfen. 


Einlagenbestände  der  Schulsparkasse  Stockhausen. 


i 

1 

l 

Bestand  der  Spar- 

Rückzah- 

)ahre 

1 

( 

j 

einlagen 

Neuein- 

jungen  bei 

Rückzahlung 

Summe 

auf  1 Schul- 
pflicht. Kind 

Zahlungen 

der  Schul- 
entlassung 

pro  Kopf 

1902  1 

2170 

7.90 

1250 

1 

670.— 

37.10 

1912 

6715 

17.60 

( 

1 

2470 

i 

3130.- 

84.60 
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Bewegung  der  Bevölkerung  von  Stockhausen.') 


Jahre 

Geburten 

einschl- 

Totgeb. 

Tot- 

gebur- 

ten 

Sterbe- 

fälle 

(einschl. 

Totgeb.) 

Gestor- 
bene im 
1.  Leb.- 
jahr2) 

Gest, 
i.  Alter 
v.  1-3 
jahren 

Mehr 

Geb. 

als 

Gest. 

BevölkC' 
rung  in 
d.  Jiitte 
d Jahres 

1890  ' 

34 



28 

9 

4 

6 

898 

1891 

32 

— 

22 

4 

1 

10 

886 

1892 

38 

3 

27 

6 

3 

11 

880 

1893 

29 

1 

15 

4 

4 

14 

889 

1894 

49 

2 

21 

6 

1 

28 

1075 

1895 

47 

— 

23 

12 

— 

24 

1052 

1896 

42 

3 

19 

6 

1 

23 

1100 

1897 

51 

1 

30 

10 

6 

21 

1150 

1898 

62 

1 

31 

17 

1 

31 

1316 

1899  ' 

62 

1 

45 

15 

2 

17 

1416 

1900 

69 

39 

16 

2 

30 

1434 

1901 

65 

1 

34 

12 

4 

31 

1485 

1902 

64 

2 

31 

10 

_ 

33 

1454 

1903 

48 

— 

23 

3 

3 

25 

1468 

1904 

56 

4 

24 

10 

— 

32 

1528 

1905 

55 

1 

20 

8 

3 

35 

1574 

1906 

49 

2 

39 

8 

4 

10 

1597 

1907 

: 55 

2 

23 

8 

4 

32 

1634 

1908 

78 

2 

24 

7 

1 

54 

1715 

1909 

57 

1 

26 

9 

— 

31 

1770 

1910 

63 

3 

24 

2 

3 

39 

1834 

1911 

59 

1 

58 

24 

5 

1 

1847 

1)  Zusammengestellt  aus  den  Standesamtsregistern  und  Kirchen- 
büchern. 

■-)  Ausschließlich  der  Totgeburten. 
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Der  Glückaufkonzern  und  die  Gemeinden  Großfurra 

und  Bebra. 

ln  einer  ähnlichen  Entwicklung,  wenn  auch  in  kleinerem 
Maßstab,  sind  Großfurra  und  Bebra  begriffen.  Beides  sind 
Betriebsgemeinden;  die  Anlagen  des  Mutterwerks  „Glück- 
auf“ fallen  zum  Teil  noch  in  die  Gemarkung  von  Großfurra, 
und  das  ganze  Werk  „Glückauf  Bebra“  liegt  auf  Bebraer  Flur. 
Bei  den  genannten  Ortschaften  ist  nur  im  Vergleich  zu  Stock- 
hausen zu  unterscheiden,  daß  sie  vor  Emporblühen  der  Kali- 
industrie in  verhältnismäßig  günstiger  finanzieller  Lage  waren. 
Bebra  hatte  einen  kräftigen  Steuerzahler  in  Gestalt  des  preußi- 
schen Eisenbahnfiskus,  und  Großfurra,  eine  an  sich  nicht  un- 
vermögende  Gemeinde,  hatte  erhebliche  Einnahmen  aus  der 
Ablösung  seiner  Weide-  und  Waldgerechtsame  an  gutsherr- 
lichem Land  zur  Verfügung,  die  ihm  sogar  ermöglichten  bis 
1Q05  ohne  Gemeindesteuern  auszukommen.  Von  da  ab  er- 
hebt Großfurra  allerdings  auch  lOOo/o,  und  durch  den  Bau 
einer  Wasserleitung  hat  die  Gemeindeschuld  die  Höhe  von 
33  000  Mk.  erreicht.  Seine  Bevölkerung  hat  nur  um  250  See- 
len in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  zugenommen,  1890  noch 
die  größte  der  drei  Gemeinden  ist  sie  jetzt  von  Stockhausen 
um  rund  1000,  von  Bebra  um  ca.  120  Köpfe  überholt  worden. 
Besonders  in  den  letzten  Jahren  ist  die  Vorliebe  für  den 
Bergmannsberuf  in  Großfurra  mehr  hervorgetreten.  1908 
waren  nur  71  Bergleute  in  Großfurra  ansässig,  1913  aber 
183.  Von  diesen  sind  121  in  Großfurra  geboren.  14,5  o/o  der 
Einwohner  sind  auf  „Glückauf“  beschäftigt  und  meist  ein- 
heimische; bisher  war  der  Zuzug  nach  Großfurra  ziemlich 
gering,  aber  darin  scheint  jetzt  durch  den  Bau  der  beiden 
neuen  Schächte  V und  VI  sich  eine  Änderung  zu  vollziehen. 

Die  Entwicklung  war  ruhiger,  stetiger  und  deshalb  auch 
gesünder  und  hat  zu  einem  allgemeineren  Wohlstand  ge- 
führt als  in  Stockhausen.  Die  Gemeindelasten  sind  durch 
die  Kaliindustrie  kaum  gewachsen.  Schon  immer  hatte  das 
Dorf  durchschnittlich  220 — 230  schulpflichtige  Kinder,  die 
früher  von  zwei  Lehrern  unterrichtet  wurden.  Die  Kinder- 
zahl ist  ungefähr  die  gleich  geblieben,  aber  mit  der  Zeit 
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mußte  aus  naheliegenden  Gründen  eine  dritte  Lehrkraft  an- 
gestellt werden.  110  Kinder  im  Durchschnitt  auf  einen  Leh- 
rer, das  war  doch  etwas  zu  viel. 

Die  hygienischen  Zustände  jedoch  unterschieden  sich 
kaum  von  denen  der  Nachbargemeinde  Stockhausen.  Auch 
hier  war  die  Wasserversorgung  recht  mangelhaft  und  ließ 
viel  zu  wünschen  übrig.  Es  war  hohe  Zeit,  daß  durch  eine 
Hochdruckwasserleitung  diese  Zustände  endgültig  beseitigt 
wurden.  Die  Mehrzahl  der  Einwohner  bildeten,  nachdem 
die  noch  vor  40 — 50  Jahren  sehr  verbreitete  Leinwandwebe- 
rei als  Hausindustrie  verschwunden  war,  Korbflechter,  Besen- 
binder, Guts-  und  Waldarbeiter.  Neben  zwei  großen  Ritter- 
gütern gab  es  ca.  sechs  Bauern,  die  über  einen  Besitz  von 
je  50  Morgen  verfügten.  Bei  dem  kärglichen  Verdienst  der 
Leute  war  die  Ernährung  und  die  ganze  Lebensführung 
schlecht,  aber  davon  ist  heute  nichts  mehr  zu  merken.  Die 
hohen  Löhne  der  Bergleute  haben  auch  hierin  Wandel  ge- 
schaffen, Besonders  lebhaft  ist  in  dieser  Gemeinde  der  Er- 
werbs- und  Sparsinn  ausgeprägt.  In  Großfurra  kann  man 
auch  den  geistigen  Fortschritt  der  Bevölkerung  deutlich  wahr- 
nehmen,  der  z.  B.  in  einem  regen  Interesse  für  Bücher  zum 
Ausdruck  kommt.  Es  ist  eine  Volksbibliothek  eingerichtet 
worden,  die  eifrig  benutzt  wird.  Die  Zeitungen,  meist  bür- 
gerliche aus  Nordhausen  und  Sondershausen,  haben  an  Le- 
sern in  Großfurra  gewonnen.  Noch  vor  wenigen  Jahren 
wurde  es  als  Luxus  angesehen,  wenn  sich  jemand  eine 
Zeitung  hielt. 

Als  sich  die  Grubenbaue  der  Gewerkschaft  ,, Glückauf“ 
auch  auf  Großfurraer  Gebiet  erstreckten,  wmrde  dem  berech- 
tigten Antrag  der  Gemeinde,  ihr  ebenfalls  einen  Teil  an  den 
Gemeindesteuern  der  Gewerkschaft  zuzubilligen,  stattgegeben. 
Großfurra  erhielt  von  1907  ab  zur  Besteuerung  4o/o  von  dem 
gemeindesteuerpflichtigen  Einkommen  des  Werkes  zugewie- 
sen. Bis  heute  sind  ihr  ungefähr  10600  Mk.  Steuern  von 
„Glückauf“  zugeflossen.  Zur  Unterhaltung  der  Kinderbe- 
wahranstalt trägt  die  Gewerkschaft  jährlich  die  Summe  von 
300  Mk.  bei. 


Die  durch  die  Kaliindustrie  geschaffenen  Zustände  in 
Bebra  nähern  sich  mehr  denen  von  Stockhausen.  In  Bebra 
machte  sich  eine  starke  Bewegung  gegen  die  Kaliindustrie 
geltend,  als  bei  dem  Bau  des  Petersenschachtes  der  Arbei- 
terzuzug verstärkt  einsetzte,  und  damit  der  Gemeinde  ziem- 
lich große  Lasten  aufgebürdet  wurden,  ohne  daß  ihr  eine 
entsprechende  Einnahmequelle  erschlossen  wurde.  Erst  1911 
erhielt  Bebra  auch  einen  Anteil  (4oo)  an  dem  gemeinde- 
steuerpflichtigen Einkommen  der  Gewerkschaft  zugebilligt. 
Da  ,, Glückauf  Bebra“  vom  1.  Januar  1912  ab  auf  die  Dauer 
von  5 Jahren  vom  Mutterwerk  „Glückauf“  gepachtet  ist, 
so  ist  in  steuerlicher  Beziehung  für  diese  Zeit  der  Betrieb  des 
Werks  zusammen  mit  dem  des  Brügmanschachtes  als  ein  ein- 
heitlicher aufzufassen,  und  die  Steuern  wurden  demgemäß 
entsprechend  mit  auf  Bebra  verteilt.  Die  Zahl  der  in  Bebra 
wohnenden  Arbeiter  von  den  Kaliwerken  kam  der  von  Groß- 
furra ungefähr  gleich,  und  auch  in  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen bestand  kein  Unterschied,  infolgedessen  wurden 
beide  Gemeinden  gleichmäßig  behandelt. 

Durch  den  starken  Zu-  und  Abzug  von  Arbeitern  wurde 
die  Gemeindeverwaltung  sehr  erschwert  und  die  Anstellung 
eines  Hilfsbeamten  nötig.  Schul-  und  Straßenbau,  Erweite- 
rung der  Wasserleitung  usw.  stehen  der  Gemeinde  noch  be- 
vor, aber  dieser  Aufgaben  dürfte  sie  mit  der  Unterstützung 
von  Staat  und  Gewerkschaft  ohne  allzu  große  Schwierig- 
keiten und  Belastung  ihrer  Einwohner  Herr  werden. 

Ob  in  absehbarer  Zeit  eine  andere  Verteilung  der  Steu- 
ern Platz  greifen  wird,  mehr  zugunsten  von  Großfurra  und 
Bebra  und  unter  Beschränkung  der  Zuweisungen  an  Stock- 
hausen, hängt  von  dem  weiteren  Zuzug  und  der  Verteilung 
der  Arbeiter  auf  die  einzelnen  Orte  ab.  In  Anbetracht  der 
in  der  Kaliindustrie  obwaltenden  Verhältnisse  dürfte  jedoch 
die  Zuwanderung  nicht  weiter  in  diesem  Maße  anhalten.  Durch 
den  Bau  der  neuen  Werke  „Berka“  und  „Ost“  hat  sich  der 
Arbeiterzug  auch  auf  die  den  Schächten  III  und  IV  benach- 
barten Dörfer  erstreckt,  und  dort  nimmt  jetzt  eine  gleiche 
Entwicklung,  wie  sie  in  Stockhausen  schon  weit  fortge- 
schritten ist,  ihren  Anfang. 
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)ahr 

Staatssteuer' 
soll  für  das 
Rechnungs- 
jahr 

Gemeinde- 

zuschlag 

/o 

Vom  Glück- 
auf erhaltene 
Gemeinde- 
steuern 

Reinein- 
nahme aus 
Grund-  und 
Kapital- 
vermögen^) 

Schulden- 
bestand am 
Ende  des 
Rechnungs- 
jahres 

Getilgt  im 
laufenden 
Jahre 

Neuaufge- 
genommen 
im  laufenden 
Jahre 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1895 

2176,68 

— 

— 

— 

— 

3466,051) 

— 

— 

1896 

3692,44 

— 

— 

— 

— 

3448,75 

— 

— 

1897 

2698.03 

— 

— 

— 

4222,— 

3368,95 

— 

— 

1898 

3522,75 

— 

1 

— 

4250,— 

3286,70 

— 

— 

1899 

3099,99 

— 

— 

— 

4800,— 

3203,85 

— 

— 

1900 

3170,64 

— 

— 

— 

4300,— 

3054,55 

— 

— 

1901 

3691,16 

— 

— 

— 

4260,— 

2964,65 

— 

— 

1902 

3830,11 

— 

— 

— 

4758,11 

2872,05 

— 

— 

1903 

4946,53 

— 

— 

— 

4947,95 

4172,052) 

— 

— 

1904 

3437,66 

— 

— 

— 

4598,92 

1905 

4977,36 

— 

— 

— 

5391,45 

4012,05 

190o 

33o7,85 

858,12 

25 

— 

5453,09 

3932,05 

80,- 

— 

1907 

4039,58 

6316,58 

100 

2001,— 

4660,56 

3852,05 

80,— 

— 

1908 

4174,33 

6133,18 

100 

1851,- 

4923,74 

33107,77 

4546,05 

33801,77^) 

1909 

4585,91 

6338,50 

100 

1791,— 

5663,30 

33424,173 

573,80 

890,20 

1910 

5214,15 

6632,32 

100 

1401,— 

3191,95 

33020,75 

403,42 

— 

1911 

5416,44 

7020,43 

100 

1461,- 

1 

3374,94 

32649,08 

371,67 

— — 

1)  Aufgenommen  zum  Schulneubau. 

“)  Restzahlung  für  Schulneubau. 

3)  8000  Mk.  Baukosten  für  Oemeindebackhaus. 

Aufgenommen  zum  Wasscrioitungs-  und  Brückenbau. 

•*)  Einkünfte  aus  Liegenschaften,  Oebaudeii,  Pachtgelder  von  üütern,  Teichen,  Gräsereinutzung,  Obst-,  Jagd-, 
Brennholz-,  Nutzholz-,  Weide-  und  Fischereinutzung. 


üebersicht  über  die  Finanzen  der  Gemeinde  Bebra/) 


Jahr 

Staatssteuer- 
soll für  das 
Rechnungs- 
jahr 

Gemeinde- 

zuschlag 

A) 

Schuldenbe- 
stand am  Ende 
des  Rechnungs- 
jahres 

Getilgt  im 
laufenden 
Jahre 

Neuaufge- 
nommen  im 
laufenden 
Jahre 

Reineinnah- 
men ausGrund- 
und  Kapital- 
vermögen®) 

Von  Glückauf 
erhaltene 
Gemeinde- 
steuer 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1895 

2830,35 

3017,812) 

80 

_ 

1 

1 

1896 

2928,50 

2803,32 

80 

— 

— 

— 

— 

_ 

1897 

3224,89 

4236,35 

100 

— 

— 

— 

1 1 26,50 

— 

1898 

3771,13 

4001,- 

80 

— 

— 

— 

1370,— 

— 

1899 

4021,24 

4217,— 

80 

— 

— 

— 

851,50 

— 

1900 

4439,68 

4552,— 

80 

— 

— 

676,85 



1901 

4602,15 

4700,— 

80 



— 

1245,— 

— 

1902 

4581,51 

4871,- 

80 

— 

— 

— 

1465,95 

1903 

4646,61 

4710,88 

80 

9000,- 

— 

9000,-^) 

1566,51 

— 

1904 

4980,36 

5484,80 

80 

8 559,20 

440,80 

— 

1771,— 

— 

1905 

5210,14 

5641,— 

80 

10468,23 

807,64 

1500,—'*) 

1495,— 

— 

1906 

5783,32 

6133,62 

80 

9148,29 

1319,94 

— 

— 

— 

1907 

7859,84 

6287,78 

80 

8815,56 

332,73 

— 

1550,77 

— 

1908 

6667,69 

6329,82 

80 

8 479,42 

346,04 

990,— 

2125,90 

— 

1909 

7730,13 

6186,50 

80 

8119,53 

359,89 

— 

2593,02 

— 

1910 

7533,07 

8454,07 

100 

16645,24 

374,29 

8900,—^) 

2287,37 

— 

1911 

8509,58 

9860,67 

100 

16230,99 

414,25 

— 

1882,32 

1461 

Zusammengestellt  aus  den  Akten  des  Fürstl.  Landratsamts  Sondershausen. 

2)  Das  Mißverhältnis  erklärt  sich  aus  der  Lage  des  Bahnhofes  Sondershausen  auf  Hebräer  Flur,  Zuschlag 
von  der  Eisenbahn  und  Eisenbahnbeamten.  Einkommen  incl.  der  fingierten  Steuersätze  derjenigen  Personen  und 
Gesellschaften,  welche  keine  Staatssteuer  aber  Gemeindesteuer  zu  entrichten  haben. 

Aufgenommen  zum  Bau  der  Wasserleitung. 

Aufgenommen  zur  Pflasterung. 

•>)  Aufgenommen  zum  Kauf  eines  Grundstücks  für  den  Schulneubau. 

Einkünfte  aus  Liegenschaften,  Gebäuden,  I^achtgeldcr  von  Teichen,  Gräsereinutzung,  Obst-,  Jagd-,  Brennholz-, 
Weide-  und  Fischereinutzung. 


s 


J 
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Schlußbetrachtung. 

Angesichts  der  infolge  der  ungeheuren  Schachtvermeh- 
rung nicht  gerade  aussichtsreichen  Lage  der  Kaliindustrie 
und  bei  Betrachtung  des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Auf- 
schwungs der  Unterherrschaft  des  Fürstentums  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  der  einzig  und  allein  durch  die  Kali- 
industrie herbeigeführt  und  in  ihr  begründet  ist,  drängen 
sich  dem  Beschauer  wohl  unwillkürlich  Befürchtungen  auf. 
Wie  wird  es  werden  bei  einem  Niedergang  der  Kaliindustrie? 
Was  soll  z.  B.  die  Gemeinde  Stockhausen  anfangen,  wenn 
ihr  an  Stelle  der  bisherigen  20 — 30000  Mk.  Steuern  nur  etwa 
5000  zufließen?  Der  Niedergang  des  Glückaufkonzerns 
würde  für  eine  ganze  Reihe  von  Orten,  vor  allem  aber  für 
einen  großen  Teil  ihrer  Bewohner  gleichbedeutend  sein  mit 
wirtschaftlichem  Ruin.  Sollte  die  Verwaltung  der  Glück- 
aufwerke durch  die  Verhältnisse  zur  Stillegung  einiger 
Schächte  gezwungen  werden  und  nur  durch  Übertragung 
aller  Quoten  auf  ein  — etwa  das  Muttervverk  die  Rentabilität 
des  Betriebes  aufrecht  erhalten  können,  so  würde  auch  diese 
Maßregel  schon  mit  schweren  wirtschaftlichen  Gefahren  für 
die  ganze  Gegend  verbunden  sein. 

In  Voraussicht  dieser  Gefahren  ist  der  Gesetzgeber  be- 
müht gewesen,  sie  möglichst  abzuschwächen.  Die  Bestim- 
mungen des  § 19  des  Reichskaligesetzes  sollen  den  Folgen 
von  Quotenübertragungen  Vorbeugen.  Die  Gemeinden  müs- 
sen, sobald  die  Quotenübertragung  die  Hälfte  der  Gesamt- 
beteiligung des  übertragenden  Kaliwerksbesitzers  übersteigt, 
gehört  werden.  Damit  ist  der  Landeszentralbehörde  das 
Recht  zuerkannt,  aus  Rücksicht  auf  die  Finanzlage  der  be- 
teiligten Gemeinden  die  Genehmigung  überhaupt  zu  ver- 
sagen oder  von  Bedingungen  abhängig  zu  machen,  durch 
die  deren  Interessen  hinreichend  geschützt  werden. 

Sind  so  die  Gemeinden  bis  zu  einem  gewissen  Grade, 
soweit  es  sich  durch  Gesetze  ermöglichen  läßt,  geschützt, 
so  sind  damit  die  schweren  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Schädigungen  doch  nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Des- 
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halb  können  wir  nur  wünschen,  daß  diese  Befürchtungen 
nicht  eintreffen,  und  daß  der  Gesetzgeber  jetzt  bei  der  Be- 
ratung der  Novelle  Gelegenheit  nimmt,  die  Beruhigung  der 
Kaliindustrie  herbeizuführen,  und  daß  er  eine  Form  findet, 
die  der  hochbedeutenden  Industrie  eine  stetige  Weiterent- 
wicklung zusichert. 


Betriebsverhältnisse  der  Kali\verke  des  Glückauf-Konzerns,  Sondershausen. 


Jahr 

1 

1 

Rohsalz- 

Förderung 

dz 

Hiervon  auf 
konzentrierte 
Salze  ver- 
arbeitet 
dz 

Durchschnitts- 
ßchalt  an  KoO 
der  aus  der 
Grube  geförder- 
ten Salze 

{ 0 

Landdebit 
ab  Werk 

dz 

1898 

1 188773 

239134 

17,2 

1 050,  - 

1899  i 

1329883 

274483 

18 

1081,50 

1900 

1 502  443 

357  566 

19,1 

1184,75 

1901 

1533173 

363847 

18,6 

890,50 

1902 

967  841 

322277 

19,1 

1605,75 

1903 

856812 

532  357 

18,9 

967,  - 

1904 

1 034  956 

564604 

17,9 

958,60 

1905 

1 105410 

716090 

18,1 

1 030,50 

1906 

1 239  023 

686  449 

17,7 

794,50 

1907 

1025408 

591318 

16,9 

773,80 

1908 

1 1 27  626 

481  194 

17,5 

905,- 

1 

1909 

1 026  094 

582  597 

16,5 

634,30 

1910 

2269980 

1 020852 

15,9 

1119,25 

1911 

2224522 

1 227  759 

1 16,5 

1349,50 

1912 

2763226 

1732883 

1 16,5 

1 

1191,  - 

Gesamt- 

Belegschaft 

inkl. 

Beamte 

Zahl  der  von’ 
denArbeitern! 

ernährten 

Angehörigen 

Kohlenbedarf 

(Steinkohlen, 

Braunkohlen) 

t 

Ausgaben 

für 

Kohlen 

M 

527  ’ 

1296 

33459,3 

181266,— 

503 

1303 

43986,7 

206620,14 

485 

1233 

34629,5 

181  105,43 

385 

1155 

35432,5 

188332,07 

374 

1102 

33011,8 

169099,82 

524 

1481 

34549,7 

1 80  678,53 

505 

1 459 

35328,2 

189613,— 

515 

1420 

38607,5 

218366,50 

451 

1203 

39  352,8 

229070,71 

616 

1405 

39063,9 

236147,79 

677 

1812 

1 38  722,9 

236577,27 

745 

1942 

; 38563,7 

234885,15 

928 

2216 

1 53316,4 

321  140,93 

1402 

3227 

65594,5 

390204,45 

1460 

ca  3360 

ca  70000 

1 

430985,38 

574662,07 

537060,73 

528587,77 

541651.21 
479  1 32,64 
530079,54 
579314,69 
599  093, 1 3 
645156,66 
664  406,49 

780177.21 
809  009,90 

1041776,56 
1383414,43 
1 790907,06 


00 


Rentabilität  der  Gewerkschaft  „Glückauf“,  Sonderhausen. 


Erzielte  Be- 

Abschrei- 

Jahre 

triebsüber- 

schiisse') 

bungen 

in  n 

in  M 

1898 

958877,68 

403457,77 

1899 

1277044,83 

380270,83 

1900 

1 502  773,93 

509828,90 

1901 

1 182643,97 

330114,31 

1902 

1310195,42 

307237,21 

1903 

1619228,07 

306194,80 

1904 

1 751  545,90 

291  277,54 

1905 

1 958528,57 

277  002,95 

1906 

1 764008,70 

270  750,52 

1907 

1325695,11 

272580,45 

1908 

1277757,60 

270695,93 

1909 

1392629,50 

284523,83 

1910 

1652618,71 

304869,79 

1911 

2208286,507 

790702,887 

1912 

2216956,907 

286732,317 

lnsgesamt|23398791,39 

5286240,02 

Aufwendungen 
aus  dem  Be- 
triebsgewinn  für 
Neuanlagen 

in  M 

850055,86 
204329,57 
274649,24 
215240,71 
80252,24 
230497,98 
138877,76 
135883,74 
321  583,06 

353036.90 

436415.90 
239  029,— 
576807,97 
461  699,47 1) 
531  772,61-1) 


Ausbeute 


in  N 

275000,- 
500000,- 
750000,- 
760000,- 
760000,- 
760000,- 
800000,- 
1000000,- 
1200000,- 
1 200000,- 
975000,- 
600000,- 
800000,- 
1000000, 
1200000, 


Tantieme  an 
den  Gruben- 
vorstand 


Gewinn-  Kurs  der  Ausbeute  be- 

beteiligung  des  KuxeamEnde  zogen  auf  den 
Staates,  15  0 des  des  Jahres  Kurswert 


in  M 

in  M. 

in  N 

"/ 

/o 

13750,— 

41  250,— 

8400,— 

3,3 

25000,— 

75000,— 

8900, 

5,7 

37500,— 

112500,— 

9400,- 

8,0 

38000,— 

114000,— 

98.50,- 

7,7 

38000,— 

114000,— 

9200,— 

8,3 

38000,— 

114000,— 

1 1 900,— 

6,4 

40000,— 

126000,— 

14800,— 

5,4 

50000,— 

157500,— 

1 9 700,— 

5,1 

60000,— 

189000,— 

18400,— 

6,5 

60000,— 

1 189000,— 

15700,— 

7,7 

48  750,— 

1 153562,50 

16000,— 

6,1 

30000,— 

94500,— 

16000,— 

3,8 

40000,— 

126000,— 

21  500,— 

3,73 

50000,- 

157500,— 

21500,— 

4,65 

60000,— 

189000,— 

21  600,— 

5,6 

5050132,01  112580000,-^1)  629000,—  1 952812,50'0  0.^)14850,—  1 D.’)  5,57„ 


Bei  den  Betriebsüberschüssen  sind  die  40000  M jährliche  Grubenfeldabgabe  an  den  Staat  in  Abzug  gebracht,  jedoch 
nicht  die  Abschreibungen,  -)  Einschließlich  „Glückauf  Bebra“.  Die  Abschreibungen  bei  , »Glückauf  Bebra“  betrugen  1911  • 
249953—  n,  1912:  249162,—  N,  insgesamt:  499115.—  M.  Für  „Glückauf  Bebra“  wurden  aus  dem  Betriebsgewinn  investiert: 
1911:  343576,51  und  1912:  6661,61,  insgesamt:  3502v38,12  N.  Durchschnittlich  pro  )ahr:  839  000  N.  Durchschnittlich 
pro  )ahr:  130000  li.  D.  = Durchschnitt. 


Jahresdurchschnittslöhne  der  einzelnen  Klassen  der  Bergarbeiter  pro  Schicht  auf  dem 

Briigman^Schacht  1898—1912. 


Jahr 

Fahr- 

häuer 

Häuer 

einschl. 

Drittel- 

führer 

1 

Lehr-  * 
häuer 

I 

a)  a.  d. 

Bohr- 

maschine 

*örderlcut( 

b)  bei  der 
Strecken- 
förderung 

c)  bei  der 
Schacht- 
förderung 

Zimmer- 
leute und 
Maurer 

Eisen-  u. 
Metall- 
arbeiter 
') 

Maschi- 

nen- 

wärter 

Mühien- 

arbeiter-) 

Marken- 
u.  Kauen- 
wärter, 
Werks- 
wächter. 

Gesamt- 

durch- 

schnitts- 

lohn 

sämtl. 

Klassen, 

1898 

4,31 

3,84 

3,25 

2,88 

3,03 

3,11 

2,72 

2,49 

3,85 

2,72 

2,60 

3,11 

1899 

4,50 

3,98 

3,47 

3,13 

3,17 

3,29 

3,05 

2,61 

3,79 

2,77 

2,43 

3,26 

1900 

4,56 

3,81 

3,41 

— 

3,16 

3,29 

2,95 

2,54 

3,95 

2,66 

2,45 

3,26 

1901 

4,56 

3,84 

3,46 

3,38 

3,17 

3,37 

2,85 

2,73 

3,97 

2,40 

2,45 

3,22 

1902 

4,29 

3,76 

3,37 

— 

3,09 

3,30 

2,98 

2,77 

3,96 

2,49 

2,50 

3,20 

1903 

3,93 

3,79 

3,38 

3,07 

3,37 

3,07 

2,63 

3,99 

2,32 

2,57 

3,13 

1904 

4,51 

3,85 

3,42 

3,78 

3,07 

3,33 

3,09 

2,67 

3,69 

2,45 

2,69 

3,19 

1905 

4,24 

4,14 

3,69 

3,84 

3,54 

3,56 

2,97 

2,67 

3,89 

2,74 

2,92 

3,33 

1906 

4,42 

4,15 

3,73 

3,78 

3,27 

3,54 

3,17 

2,83 

3,92 

2,69 

2,92 

3,38 

1907 

4,54 

4,28 

3,78 

3,50 

3,44 

3,71 

3,22 

3,91 

3,96 

2,97 

2,98 

3,47 

1908 

4,34 

4,52 

4,15 

3,53 

3,82 

3,68 

3,48 

3,12 

4,22 

3,01 

3,15 

3,70 

1909 

4,69 

4.01 

3,54 

3,23 

3,15 

3,65 

3,51 

3,22 

3,74 

2,96 

3,12 

3,42 

1910 

4,71 

4,20 

3,98 

3,90 

3,36 

3,73 

3,59 

3,40 

3,75 

3,14 

3,13 

3,64 

1911 

5,86 

4,64 

4,57 

4,63 

3,60 

3,74 

3,64 

3,54 

3,98 

3,18 

3,20 

3,04 

1912 

5,23 

I 5,23 

5,02 

4,70 

4,57 

4,24 

3,99 

3,93 

5,28 

3,67 

3,63 

4,36 

Stärke  der  einzelnen 

Klassen  am  Jahresschluss. 

1900 

4 

48 

22 

3 

102 

10 

6 

12 

8 

37 

6 

3,26 

1912 

1 6 

82 

20 

10 

1471) 

27 

19 

49') 

6 

31 

16 

3,36 

I)  Schmiede,  Sclilosser,  Dreher  usw. 

7 Arbeiter  in  der  Rohsalzniülile. 

■■*)  Einsehl,  der  Arbeiter  beim  ffand-  und  Spülversatz  und  hei  sonstigen  Arbeiten. 
^ Einschi.  Lokomotivführer  und  I laspelvvärter. 
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Durchschnittslohn  der  Bergarbeiter  beim  Abteufen 

1912,  Schacht  IV. 


Aufseher,  Meister,  Poliere M 

Häuer  i.  Gedinge  

Häuer  i.  Schichtlohn  

Lehrhäuer  i.  Gedinge 

Lehrhäuer  i.  Schichtlohn 

Förderleute  i.  Gedinge.  . 

Förderleute  i.  Schichtlohn 

Schachtförderung • 

Maschinenwärter 

Kompressorwärter 

Maurer  ....... 

Zimmerleute  

Metallarbeiter  

Platzarbeiter . . 

Marken-  und  Kauenwärter 

Bahnarbeiter 

Werkswächter 


Gesamt-Durchschnitt 


4,61 

6,81 

5.15 
6,26 

5.00 
6,04 
4,85 

4.16 
4,77 
3,69 

5.01 
4,11 
3,76 
3,49 
3,60 
4,32 
3,41 


4,93 


Jahresdurchschnittslöhne  der  einzelnen  Klassen  der 
Fabrikarbeiter  pro  Schicht  1898—1912. 


Jahr  i 

1 

Meister 

Hand- 

werker^) 

Löser 

' ' % 
c CO  n 

Si  S CD  U- 
.S  2 c o 

<J  CO 

(o-a,to  ^ 

C ^ 

71  3 E j 

1 

Verwieger 

Fabrikarbeiter 

— — 1 1 

I KI  !'• 

1.  KI-  2^ 

1 

Gesamt- 
durchschn.- 
Lohn  sämtl. 
Klassen 

1898  i 

4,84  1 

3,01  1 

— 1 

— 

— 

2,49  ; 

1,27  r 

! 2,38 

1899  ' 

5,35  1 

3,26 

2,97  i 

2,94 

2,98 

2,66  ! 

1,25 

2,67 

1900  i. 

5,82 

3,20 

3,10 

2,99 

3,10 

2,89  1 

1,39 

2,80 

1901  i 

5,83 

3,31 

3,12 

3,14 

3,16 

2,78  1 

1,45 

2,72 

1902 

6,06 

3,35 

3,20 

3,19 

3,16  1 

2,76 

1,26 

2,76 

1903  ! 

5,52  1 

3,38 

3,26 

3,28 

3,35  ! 

2,86 

1,14 

2,81 

1904  i 

5,78  1 

3,26 

3,30 

3,26 

3,32  ! 

2,98 

1,35 

2,93 

1905  > 

5,98 

3,40 

3,44 

3,38 

3,65 

3,30 

1,37 

3,16 

1906  i 

6,18 

3,47 

3,20 

3,48 

3,71 

3,42 

1,34 

3,25 

1907  : 

6,06 

i 3,50 

3,66 

3,59 

3,80 

3,52 

1,25  i 

! 3,51 

1908 

! 6,64 

1 3,68 

3,34 

3,66 

3,75 

3,51 

1,23 

i 3,24 

1909  5 

i 6,86 

3,64 

3,53 

3,60 

3,76 

3,46 

1,45 

i 3,06 

1910  , 

7,22 

3,68 

3,66 

3,77 

3,93 

i 3,47 

1,65 

I 3,31 

1911  1 

i 6,85 

3,63 

3,61 

3,79 

4,03 

1 3,56 

1,72  ' 

' 3,56 

1912  * 

1 7,13 

3,86 

4,10 

3,22 

4,71 

! 3,97 

1,44 

3,93 

Stärke 

der  einzelnen 

Klassen  am  Jahresschluß. 

1900 

2 

1 5 

8 

4 

1 

44 

; :s 

1 72 

1912 

2 

i 13 

15 

4 

1 

136 

i 5 

176 

1)  Schlosser,  Zimmerleute,  Maurer,  Klempner  usw. 

2)  Jugendliche  Arbeiter. 
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Durchschnittslohn  pro  Schicht  der  in  der  elektrischen 
Zentrale  beschäftigten  Arbeiter  im  Jahre. 


Jahr 

Meister 

Maschinisten 

Kesselwärter 

Feuerlcute 

Eisen-  und 
Metall- 
arbeiter 

Maurer 

Zimmerleute 

Bahnarbeiter 

Platzarbeitcr 

Durch- 
schnittsiohn 
pro  Schicht 
Gesamt 

1808 

3,26 

2,82 

2,86 

2,52 

2,76 

3,15 

2,17 

2,48 

1899  ; 

j \ 

3,14 

2,93 

2,59 

2,78 

2,49 

3,37 

2,24 

2,59 

1900 

1 

3,04 

2,80 

2,69 

3,07 

2,70 

3,41 

2,30 

I 2,68 

1901 

j 

2,89 

2,74 

2,74 

2,93 

2,96 

3,37 

2,25 

2,76 

1902 

5,04 

2,91 

2,78 

2,77 

3,10 

3,14 

3,35 

2,31 

2,81 

1903 

5,03 

2,91 

2,85 

2,70 

3,08 

3,06 

3,57 

2,27 

2,83 

1904  I 

5,27 

2,87 

2,82 

2,74 

3,16 

3,01 

3,59 

2,34 

2,84 

1905 

5,05 

3,36 

2,98 

3,02 

3,40 

3,19 

3,85 

2,54 

3,05 

1906 

5,88 

3,25 

3,27 

2,93 

3,40 

3,36 

4,03 

2,61 

3,13 

1907 

6,08 

3,58 

3,41 

3,11 

3,63 

3,58 

4,11 

2,81 

3,34 

1908 

6,19 

3,42 

3,53 

3,24 

3,59 

3,56 

3,69 

2,82 

3,38 

1909 

6,26 

3,56 

3,57 

3,36 

3,64 

3,61 

3,84 

2,95 

3,48 

1910 

6,42 

3,64 

3,54 

3,46 

1 3,64 

3,60 

3,89 

3,09 

3,51 

1911 

6,53 

3,90 

3,65 

3,57 

3,74 

3,73 

4,11 

3,17 

3,64 

1912 

6,47 

4,23 

4,08 

3,84 

1 4,06 

4,16 

4,54 

3,43 

3,95 

Stärke 

der  einzelnen  Klassen  am 

Jahresschluß. 

1900 

3 

14 

24 

' 60 

7 

: 9 

7 

13 

137 

1902 

8 

12 

30 

111 

( 

8 

7 

1 

: 10 

38 

224 

Werte  der  von 

der 

Gewerkschaft  ,, Glückauf“  abge- 

setzten  Rohsalze  und  Fabrikate,  berechnet  nach  den 


Grundpreisen. 


Jahr 

Rohsalze 

1 M ‘ 

Mischsalze 

M 

Fabrikate 

M 

Zusammen 

M 

1896 

502  918,76  , 

— j 

502  918,76 

1897 

787  980,52  ' 

— 

787  980,52 

1898 

1 207914,13  1 

— i 

939  774,34 

2 1 47  688,47 

1899 

1 329  139,16  ! 

— 

1 265  433,28  i 

2 594  572,44 

1900 

1 351  985,74 

138  179,08 

1 312  920,97  i 

2 803  085,79 

1901 

1 216  842,03 

132  912,37 

1 164  800,30  1 

2 514  554,70 

1902 

1 140  302,90 

155  137,98 

1 190  036,07 

2 485  476,95 

1903 

705  325,17 

147  011,50 

2 356  984,69 

3 209  321,36 

1904 

1 005  598,45 

189  425,12 

2 202  220,71 

3 397  244,28 

1905 

830  071,88 

350  868,83 

2 480  108,43 

3 661  049,14 

1906 

1 006  665,06 

396  783,43 

2178  803,28 

3 582  251,77 

1907 

834  654,64 

534  014,60 

2 030  078,79 

; 3,398  748,03 

1908 

899  317,27 

505  619,37 

1 781  127,48 

i 3 186  064,12 

1909 

448  974,65 

* 927  791,65 

1 952  421,23 

! 3 329  187,53 

1910 

1 586  619,20 

1 570  579,13 

1 932  445,12 

5 089  643,45 

1911 

1 558  691,62 

! 2 067  414,30 

2 972  305,89 

6 598  411,81 

Summe: 

16413001,18 

7 115  737,36 

[ 25  759  460,58 

49  288  199,12 
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Geldkurse  der  Kuxe  der  Gewerkschaft  „Glückauf“ 
Sondershausen  seit  dem  Jahre  1897.*) 


Anfang 

Anfang 

Anfang 

Anfang 

Januar 

April 

)uli  i 

Oktober 

1897 

5 900 

8 100 

8 700 

8 700 

1898 

8 300 

9 300 

9 000 

8 400 

1899 

9 250 

9 550 

9 500 

8 900 

1900 

8 900 

10  000 

9 700 

9 400 

1901 

9 450 

9 800 

10  000 

9 850 

1902 

8 900 

9 250 

8 800 

9 200 

1903 

9 250 

10  250 

11  100 

11  900 

1904 

12  450 

12  150 

15  000 

14  800 

1905 

15  300 

16  200 

18  000 

19  700 

1906 

19  300 

19  600 

20  300 

18  400 

1907 

17  200 

16  000 

15  400 

15  700 

1908 

15  000 

14  000 

14  350 

16  000 

1909 

14  900 

16  000 

16  900 

16  100 

1910 

19  000 

18  200 

20  500 

21  500 

1911 

i 21  000 

21  800 

21  500 

21  500 

1912 

20  800 

20  500 

21  200 

21  800 

1913 

19  500 

18  200 

— 

*)  Zusammengestellt  aus  den  Kursberichten  der  „Essener  Credit- 
Anstalt“. 


Monatskurse  der  Gewerkschaft  „Glückauf“  Sonders^ 
hausen.  1.  Januar  1912  — 1.  April  1913.*) 


1 

Angebot  i 

Nachfrage 

Januar 

21  200 

20  700 

Februar 

21  600 

20  900 

März 

21  500 

20  900 

April 

21  200 

20  300 

Mai 

20  800 

20  500 

Juni 

21  500 

20  500 

Juli 

21  400 

20  500 

August 

21  700 

20  500 

September 

22  500 

21  500 

Oktober 

22  700 

21  800 

November 

22  000 

21  000 

Dezember 

21  700 

1 

20  700 

Januar 

19  700 

19  200 

Februar 

19  700 

19  100 

März 

1 18  500 

17  700 

April 

; 18  400 

17  900 

*)  Zusammengestellt  nach  Berichten  des  Bankhauses  Laupem 
mühlen  S Co.,  Berlin. 


Die  Bevölkerung  des  Fürstentums  Schwarzburg^Sondershausen,  insbesondere  der  Unter 
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n.f»  Finriniitnoti  «Jrhwaryhiircf-.Sondorshausen  in  den  Finanznerioden  von 

1892—1915. 

(Auszug  aus  dein  Staatshaushaltsetat) 


1892/95 

1896/99 

1900  03 

1904/07 

1908;  11 

1912/15 

A. 

Direkte  Steuern 

416  400 

487  150 

569  700 

599  1 50 

706  700 

884  950 

B. 

Indirekte  Steuern 

51 1 950 

609  840 

757  920 

846  835 

332  583 

49  805 

C. 

Gebühren 

226  320 

234  300 

247  000 

207  600 

226  300 

280  750 

D. 

Von  Handel  und  Gewerbe 

13  500 

5 000 

8 500 

9 600 

18  100 

38  000 

E. 

Regalien 

56651^1) 

7 065i'*2j 

37  100‘^=i) 

50  670''’*') 

37  0001»'’) 

37  450 1^«) 

F. 

Erträge  des  Staatsguts 

40  102 

37  687 

47  133 

34  578 

56  770 

65  150 

G. 

Von  den  Garnison-Einrichtungen 

4 970 

4 200 

4 300 

3 900 

4 000 

4 000 

H. 

Aus  der  Unterrichtsverwaltung 

87  521 

89  811 

1 03  388 

105  581 

111078 

120  568 

1. 

Von  der  Forstverwaltung 

909  863 

913  444 

1012  428 

1036  889 

1114  105 

1 1 89  305 

K. 

Von  der  Domänenverwaltung 

534  519 

503  198 

482  734 

447  265 

468  458 

486  970 

l.. 

Erträge  von  Aktivkapitalien  des 
Kammerguts 

13  000 

15  000 

10  000 

5 000 

— 

6 200 

li. 

Vom  Kalibergwerk  „Glückauf“  bei 
Sondershausen 

-- 

57  500 

100  000 

130  000 

190  000 

253  500 

IN. 

Erstattete  Ausgaben 

550 

500 

bOU 

4 170 

4 U8u 

870 

0. 

Außerordentliche  Einnahmen 

95 

60 

50 

350 

130 

230 

Summa: 

2764  455 

2964  755 

3381  833 

3541  588 

3269  304 

3417  748 

Aus  dem  Bergregal:  a)  Aus  dem  Zwanzigsten  von  Gruben  800,  b)  Quatembergelder  von  Gruben  1400,  c)  Von 

Salinen  90  M. 

„ „ „ a)  Grubenfeldabgabe  2690,  b)  Rohertragssteuer  1000  M. 


VS6\ 

/ u 

»» 

a) 

1» 

2800,  b) 

t) 

800  „ 

n 

1» 

a) 

n 

3070,  b) 

t) 

600  „ 

i> 

a) 

2000,  b) 

»» 

1000  „ 

n 

1) 

a) 

1» 

2000,  b) 

n 

1450  „ 

Die  öffentlich-rechtlichen  Lasten  des  Glückaufkonzernsi  Sondershausen 


1.  Staatssteu  ?rn 

11. 

111.  Gemeindeabgaben 

IV. 

Aufwendung  auf  Grund  der  sozialen  Versicherung 

V.  Sonstige 

VI.  Freiwillige 

)ahr 

Staats- 

emkommen- 

steuer 

Bergwerks 
abgabe  at 
den  Staat^ » 

Verkehrs- 

steuern“) 

Abgaben  an 
das  Reich®) 

Prozentuale  Höhe  des  Zu- 
schlages zur  Staatsein* 
kommensteuer 

Betrag  der  Gemeindeeinkommen-, 
Grund-  und  Gebäudesteuer 

Sonstige  aus 
demGemeinde- 
verbande  er- 
wachsene Auf- 

Beiträge  zur 
Unfallberufs- 
genossen- 

Beiträge  zum 
Knappschaftsverein 

Zur  Alters-  und 
Invalidenversicherung 

Insgesamt 

auf  Gesetz 
beruhende  Auf- 
wendungen'^) 

) 

1 

Aufwendungen 
1 für  Beamte 
und  Arbeiter 

Sonders 

hausen 

Stock' 

hausen 

GrosS' 

furra 

Bebra 

Stock- 

hausen 

Sonders- 

hausen 

Grossfurra 

Bebra 

Wendungen^) 

Schaft 

Arbeitgeber 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

Arbeitnehmer 

N 

n 

M 

M 

0/ 

Io 

/o 

Io 

Io 

M 

n 

M 

M 

M 

‘ n 

n 

M 

M 

M 

M 

H j 

M 

1898 

5241  — 

81  250, 

— 

1 

136 

100 

— - 

80 

3921,— 

1 795,20 



8750,30 

18057,50 

18057,50 

— 

44865,30 

1 

1 

2607,59 

1899 

9201,— 

115000,  - 

— 

1 

1 

11 

6891,— 

3129,36 

— 

— 

— 

8763,19 

18692,60 

18508,90 

— 

— 

45964,69 

2015,90 

1900 

14361,- 

152500,- 

— 

— 

1t 

tl 

— 

10761,— 

4883,76 

— 

— 

— 

8945,99 

18808,86 

18605,20 

46359,99 

100,- 

1 827,46 

1901 

20691,— 

154000,- 

— 

— 

11 

11 

— 

11 

15531,— 

7046,16 

— 

— 

— 

10558,70 

19251,58 

19042,50 

— 

— 

48852,78 

100,- 

2360,73 

1902 

24462,- 

154000,- 

— 

11 

11 

— 

V 

18351,— 

8310,96 

— 

— 

— 

1 1 320,33 

18354,40 

18160,40 

— 

— 

47835,13 

100,- 

2314,36 

1903 

24792,- 

154000,— 

— 

tl 

— 

11 

18591,— 

8433,36 

— 

— 

— 

13800,56 

19792,10 

19576,30 

— 

— 

53168,96 

100,— 

3156,85 

1904  : 

27231,— 

166000,- 

— 

1 - 

' 

11 

1) 

— 

20421,— 

9249,36 

— ' 

— 

14420,34 

24440,00 

24224,80 

— 

— 

63085,14 

100,- 

4634,40 

1905  ' 

32121,— 

197500,- 

— 

1 

11 

— 

11 

24081,— 

10922,16 

— 

— 

14699,77 

24326,40 

24111,60 

63136,77 

100,- 

5908,87 

1906 

36261  — 

229000,- 

— 

1 

1» 

t» 

25 

11 

27201,— 

12350,16 

— 

8300,- 

14812,47 

25641,70 

25415,80 

65869,97 

100,- 

7320,57 

1907 

39921,— 

229000,— 

— 

1 „ 

11 

100 

11 

27951,— 

13574,16 

2001,- 

— 

10386,- 

15643,77 

27770,10 

27529,10 

— 

— 

70942,97 

100,— 

6805,55 

1908 

37191,-- 

193562,50 

— 

— 

1! 

11 

11 

11 

26031,— 

12635,76 

1851,- 

— 

6410,75 

19420,42 

36509,23 

35803,15 

6179,43 

5 1 79,43 

102091,66 

100  — 

7621,97 

1909 

35943,— 

134500,— 

18210,—«) 

! ” 

IJ 

11 

25161,- 

12227,76 

1791,— 

- - 

10296,26 

23235,75 

38577,42 

37857,44 

5534,42 

5534,42 

110739,45 

100,— 

9525,47 

1910 

‘ 28083,  - 

166000.— 

101594,80 

n 

11 

1t 

100 

19671,— 

9534,96 

1401,— 

6075,-  1 

28213,31 

5i  153,72 

50248,60 

6951,23 

6951,23 

143518,09 

100,- 

9243,15 

1911 

28821,— 

197500,—  ) 

30000,-8) 

, 210588,20 

1? 

1) 

11 

11 

20181,— 

9820,56 

1461,- 

1461,— 

10785,61  ! 

35439,63 

58369,17 

57331,53 

8005,96 

8005,96 

167152,25 

100,— 

10639,80 

1912 

! 56590, 

239000,—  ) 

80000,-8) 

205713,— 

1 ” 

11 

11 

11 

38020,— 

19271,20 

2100,— 

2100,— 

1 1 553,93 

45709,30 

65782,76 

64117,08 

11654,12 

11654,12 

198917,38 

100,— 

19324,10 

Grubenfeldabgabe  4 3000  TI,  15®/o  der  Ausbeute  und  Tantiemen  des  Grubenvorstandes.  ‘^)  Als  solche  sind  anzusehen:  Emissionssteuern  auf  Obligationen,  Reichs-  und  Staatsumsatzsteuern,  Zubußestempel.  § 27  des  Reichskaligesetzes. 
•*)  z.  B.  einmalige  und  fortlauh  nde  Beiträge  zu  Gemeindeschulen,  Beiträge  zu  Kirchenbauten  und  dergl,  Wege-  und  Wasserabgaben,  Straßenbaukosten.  Beiträge  für  Handelskammern,  Landwirtschaftskammern  und  dergl.  Auf  4000000  M Anleihe. 
’)  Grubenfeldabgabe  50000  M.  Zubußestempel  für  2 500000  M.  Auf  2000000  H.  Anleihe. 


Zahl  der  Wohnhäuser,  Haushaltungen  und  Bevölkerung  der  Orte  Sondershausen,  Stockhausen,  Großfurra,  Bebra,  Jecha,  Jechaburg,  Berka 

in  den  Jahren  1890- 1910. 


1890 

1895 

: 

1900 

1905 

1 

1910 

Zahl 

der 

Haus- 

Orts- 

Zahl 

der 

Haus- 

Orts- 

Zu- 

1 Zahl 

der 

Haus- 

Orts- 

Zu- 

Zahl 

1 

her 

Haus- 

Orts- 

Zu-  * 

Zahl 

der 

Haus- 

Orts- 

Zunahme  gegen 

1 Q^^  1 fion 

Zu- 

Von  den  im  Jahre 

Wohnhäuser 

hal- 

anw. 

Wohnhäuser 

hal- 

anw. 

nähme 

Wohnhäuser 

hal- 

anw. 

nähme 

Wohnhäuser 

hal- 

anw. 

nähme 

Wohnhäuser 

hal' 

anw. 

nähme 
in  OL 

1912  vom  Glückauf' 

bew. 

unbew. 

tung 

Bevlk. 

bev/. 

unbew. 

tung 

Bevlk. 

gegen 

1890 

bew. 

unbew. 

tung 

Bevlk. 

gegen 

1895 

1 

i bew. 

1 

unbew. 

tung 

Bevlk. 

gegen 

1900 

bew. 

unbew. 

tung 

Bevlk. 

gegen 

1890 

Konzern  beschäftigt. 
Arbeitern  wohnt,  in 

Sondershai  isen 

732 

13 

1557 

6ö34 

761 

8 

1577 

7012 

378 

786 

14 

1645 

7054 

42 

846 

8 

1729 

7383 

329 

903 

18 

1825 

7759 

376 

1125 

17 

263 

Stockhaust  n 

171 

6 

203 

898 

182 

3 

235 

1052 

154 

236 

306 

1434 

382 

261 

340 

1574 

140 

284 

2 

395 

1834 

260 

936 

104,2 

327 

Großfurra 

17S 

1 

237 

1014 

177 

1 

241 

1032 

18  1 

180 

3 

260 

1116 

84 

186 

1 

264 

1127 

11 

203 

1 

291 

1264 

137 

250 

24,7 

182 

Bebra 

158 

5 

181 

837 

171 

7 

186 

902 

65  : 

192 

3 

235 

1089 

187 

201 

4 

246 

1161 

72 

220 

— 

297 

1378 

217 

541 

64,6 

153 

jecha 

227 

1 

250 

1157 

205 

— 

249 

1152 

5 ‘ 

247 

2 

281 

1284 

132 

274 

1 

310 

1410 

226 

290 

4 

345 

1536 

126 

379 

32,8 

101 

jechaburg 

63 

— 

71 

283 

63 

73 

295 

12  : 

62 

1 

75 

304 

9 

68 

1 

83 

332 

28 

70 

1 

89 

364 

32 

81 

28,6 

47 

Berka 

136 

— 

147 

656 

137 

145 

616 

40 

135 

4 

141 

622 

6 

141 

2 

154 

744 

122 

149 

1 

170 

780 

36 

124 

19 

100 

Zusammengestellt  aus  den  amtlichen  vom  statistischen  Amt  der  Thüringischen  Staaten  (Weimar)  im  Anschluß  an  die  Volkszählungen  veröffentlichten  Bevölkerungsstatistiken. 


Förderung  und  Absatz  des  Kalisyndikats  und  der  Gewerkschaft  „Glückauf^^  1896—1912. 


Jahr 

i 

Gesamt-^) 
förderung  an 
Kalisalzen 
in  dz 

Förderung  i 
von  ,, Glück- 
auf" in  dz 

Gesamt' Kali  - Absatz ') 
an  Landwirtschaft  u. 
Industrie  in  dz  reinen 
Kalis 

Gewicht  dz  I Wert  M 

Durchschnitts- 
wert von  1 dz 
Kali 

Vom  Gesamtabsatz 
entfallen  auf 
Landwirt-  Industrie  , 

Schaft  o|o  ^lo 

Zahl  der  Werke 
und  Schächte  am 
Jahresschluss 

Werke  Schächte 

Durchschnittlicher  Absatz 
auf  ein  Werk 

Gewicht  dz  ] Wert  M 

Absatz  von  „Glückauf“ 
in  dz  reinen  Kalis 

Gewicht  dz  | Wert  M 

Beteiligung  j 
von  „Glück- 
auf" am  Ge- 
Samtabsatz 
in  « 0 

Beteiligungs- 
Ziffer  von 
,, Glückauf** 
(Brügman- 
schacht)  in 
Tausendsteln 
am  )ahresschluß 

1896 

17824786 

_ 

1 972860 

38174662 

19,35 

72,9 

27,1 

11 

21 

179350,9 

3470423,8 

ca  28230 

502919 

1.4 

— 

1897 

19501812 

-i— 

2217963 

41520815 

18,72 

76,4 

23,6 

12 

22 

184830,2 

3460067,91) 

ca  44300 

787981 

2,- 

— 

1898 

22083284 

1 188773 

2440783 

45034272 

18,45 

76 

24 

12 

26 

203398,58 

3752856,0 

120583 

2147688 

5,- 

ca  49 

1899 

24838623 

1 329  883 

2618453 

48588771 

18,56 

77,4 

22,6 

13 

27 

201419,46 

3660674,69 

144599 

2594572 

5,5 

ca  47 

1900 

30370358 

1 502443 

3036099 

57246890 

18,86 

76,7 

23,3 

15 

27 

202406,6 

3816459,75 

153352 

2803086 

5,- 

ca  45 

1901 

34846945 

1 533 1 73 

3431 479 

60305720 

17,57 

78,6 

21,4 

21 

27 

163403,76 

2871700,95 

150226 

2514555 

4,37 

40,20 

1902 

32508346 

967841 

3289365 

5819620O 

17,69 

81 

19 

24 

32 

137056,87 

2424841,9 

135447 

2485477 

4,1 

37,10 

1903 

36245976 

856812 

3664206 

65599207 

17,90 

82,3 

17,7 

28 

38 

131007,35 

2342828,8 

137890 

3209321 

3,7 

33,08 

1904 

40534996 

1034956 

4301406 

75832859 

17,63 

83,4 

16,6 

28 

41 

153621,6 

2708316,3 

156751 

3397244 

3,6 

35,82 

1905 

48785984 

1 105410 

4832681 

83844439 

17,35 

84,3 

15,7 

32 

46 

151021,28 

2620138,7 

169539 

3661049 

3,5 

31,40 

1906 

53113527 

1239023 

5475341 

94625268 

17,28 

85,9 

14,1 

36 

52 

152092,8 

2628479,69 

173151 

3582252 

3,1 

29,67 

1907 

56382648 

1 025408 

5579759 

98347989 

17,63 

85,1 

14,9 

41 

56 

136091,68 

2398731,4 

156932 

3398748 

2,8 

27,77 

1908 

60142618 

1 127626 

5916220 

102059276 

17,25 

86,1 

13,9 

50 

64 

118324,4 

2041  185,52 

156042 

3186064 

2,6 

23,94 

1909 

6901 1 539 

1026094 

6753309 

117417763 

17,39 

87,4 

12,6 

58 

73 

116436,36 

2024443,7 

156455 

3329188 

2.3 

23,88 

1910 

81607785 

2269980 

! 85788262) 

153322478 

17,87 

89,4 

10,6 

69 

— 

124330,8 

2222064,89 

2974143) 

5089643 

3,5 

19,40 

1911 

97065073 

2224522 

I 94029102j 

163362092 

17,70 

90,3 

9,7 

77 

— 

122068,4 

2121715,— 

355934^) 

6598412 

i 3,36 

15,246) 

1912 

ca  110000000 

2763226 

10092369 

t 

177000000 

17,70 

91 

9 

108 

— 

93  455,8 

1 640000  — 

352887,243) 

6755669 

3,5 

13,94^) 

Veröffentlicht  vom  Kälisyndikat  im  Etatvoranschlag  für  1913.  Einschließlich  des  Absatzes  von  den  Außenseitern.  Einschließlich  der  für  fremde  Rechnung  gelieferten  Salze. 
13352'  dz  und  des  Absatzes  von  „Glückauf  Bebra".  Einschließlich  der  für  fremde  Rechnung  gelieferten  Salze  und  des  Absatzes  von  „Glückauf  Bebra".  Einschließlich  der^für  fremde 
Rechn  ing  gelieferten  Salze  und  des  Absatzes  von  „Glückauf  Bebra".  Quote  von  „Glückauf  Bebra"  10,67.  Quote  von  „Glückauf  Bebra  8,83;  Quote  von  „Glückauf  Berka  3,21.  Die 
Beteil  gung  des  Glückauf-Konzerns  betrug  Ende  1912:  25,98  0 00. 


Lebenslauf. 


Ich,  Karl  Paul  Heinrich  Wiesel,  evangelischer  Kon- 
fession, bin  am  23.  März  1890  als  Sohn  des  Fabrikbesitzers 
Otto  Wiesel  in  Langevviesen,  Schwarzburg-Sondershausen, 
geboren.  Als  erste  Bildungsanstalt  besuchte  ich  die  Volks- 
schule in  meinem  Heimatsort.  Ostern  1900  siedelte  ich  auf 
das  Gymnasium  nach  Eisenach  über,  das  ich  nach  neunjäh- 
jährigem Aufenthalt  mit  dem  Reifezeugnis  verließ.  Ich  wid- 
mete mich  dem  Studium  der  Nationalökonomie  und  Juris- 
prudenz auf  den  Universitäten:  Marburg  (S.-S.  1909),  Berlin 
(W.-S.  1910  11  bis  W.-S.  1911  12)  und  Heidelberg  (S.-S. 
1912— S.-S.  1913). 

ln  Heidelberg  promovierte  ich  auf  Grund  vorliegender 
Dissertation  und  bestand  am  28.  Juli  1913  die  mündliche 
Prüfung. 

H Karl  Heinrich  Wiesel. 
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